Gemeinderat

der Bundeshauptstadt Wien

18. Wahlperiode

26. Sitzung vom 19. und 20. November 2007

1. Sitzungstag (19. November 2007)

Wörtliches Protokoll

Inhaltsverzeichnis

	  1. Entschuldigte Gemeinderäte
	S. 3

	
	

	  2. Mitteilung des Einlaufs
	S. 3

	
	

	  3. 04775-2007/0001-GFW, P 1: Voranschlag 
der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 
2008.

      04766-2007/0001-GFW, P 2: Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten.
	

	Berichterstatterin: VBgmin Mag Renate 

Brauner
	S. 3

	
	

	Allgemeine Beratung des Voranschlags 2008.
	

	Redner: 

GR DDr Eduard Schock

GRin Mag Maria Vassilakou

GR Dr Matthias Tschirf

GR Christian Oxonitsch

StR Johann Herzog

GR Dipl-Ing Martin Margulies

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager

GR Jürgen Wutzlhofer

GRin Veronika Matiasek

BVin Susanne Reichard

GR Mag Dietbert Kowarik
	S. 8

S. 10

S. 14

S. 17

S. 21

S. 23

S. 26

S. 28

S. 32

S. 33

S. 36

	
	

	Beratung der Geschäftsgruppe Finanzen, 

Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.
	

	Redner: 

GR Rudolf Stark

GR Dipl-Ing Martin Margulies

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger

GR Friedrich Strobl

GR Dr Herbert Madejski

GRin Claudia Smolik

GRin Mag Nicole Krotsch

GRin Ingrid Puller

VBgmin Mag Renate Brauner
	S. 37

S. 40 u. 59

S. 41

S. 43

S. 46

S. 49

S. 51

S. 53

S. 55


	Beratung der Geschäftsgruppe Kultur und 

Wissenschaft.
	

	Redner:

GR Mag Harald STEFAN

GRin Mag Marie Ringler

GR Dr Franz Ferdinand Wolf

GRin Katharina Schinner

GR Ing Mag Bernhard Dworak

GR Petr Baxant

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny
	S. 59

S. 62

S. 64

S. 65

S. 68

S. 69

S. 71

	
	

	Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit

und Soziales.
	

	Redner: 

GR Mag Gerald Ebinger

GRin Dr Sigrid Pilz

GRin Ingrid Korosec

GRin Erika Stubenvoll

GR David Lasar

GRin Mag Waltraut Antonov

GRin Karin Praniess-Kastner

GRin Mag Sonja Ramskogler

GRin Claudia Smolik

GRin Mag Alev Korun

GR Dipl-Ing Martin Margulies

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely
	S. 73

S. 76

S. 80

S. 83

S. 87

S. 88

S. 89

S. 92

S. 94

S. 96

S. 97

S. 98

	
	

	Beratung der Geschäftsgruppe Integration, 

Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und 

Personal.
	

	Redner: 

GRin Veronika Matiasek

StRin Dr Monika Vana

GRin Mag Barbara Feldmann

GR Volkmar Harwanegg

GRin Mag Alev Korun

GRin Mag Sirvan Ekici

GRin Nurten Yilmaz

Amtsf StRin Sandra Frauenberger
	S. 101

S. 103

S. 104

S. 107

S. 110

S. 112

S. 114

S. 116


(Beginn um 9.00 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich eröffne die Sitzung des Gemeinderats!

Entschuldigt für den ganzen Tag ist GR Schreuder. Einzelne GemeinderätInnen – mit großem „I" – sind heute hier stundenweise entschuldigt.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen vom Klub der GRÜNEN im Rathaus zwei eingelangt sind.

Die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung betreffen den Entwurf des Voranschlags der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2008 und die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat.

Ich schlage vor, die Beratungen dieser zwei Geschäftsstücke zusammenzuziehen und die Verhandlungen nicht nach den zehn Gruppen des Voranschlagentwurfs, sondern nach Geschäftsgruppen zu gliedern. 

Nach einem einleitenden Referat der Berichterstatterin zu diesen Geschäftsstücken, Frau VBgmin Mag Brauner, folgen die allgemeine Beratung und die Spezialdebatte über die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Voraussichtlich morgen, also am Dienstag dieser Woche, wird nach dem Schlusswort der Frau amtsführenden Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke über die Anträge zu den genannten zwei Geschäftsstücken abgestimmt werden.

Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall.

Ich bitte daher die Berichterstatterin, Frau VBgmin Mag Brauner, die Verhandlungen über die Postnummern 1 und 2 einzuleiten.

Berichterstatterin VBgmin Mag Renate Brauner: Herr Bürgermeister! Frau Vizebürgermeisterin! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kollegen und Kolleginnen!

Einen schönen guten Morgen Ihnen allen, die hier im Saal sind, auf der Galerie, aber auch jenen, die uns über das Internet zuhören. Ich hoffe, dass es sehr viele sind. Von einigen weiß ich ja, dass sie dabei sind und ich freue mich, wenn möglichst viele dieser Diskussion folgen, denn es ist eine wichtige Diskussion. 

Es geht um die Grundlagen für die Arbeit des nächsten Jahres, Grundlagen, bei denen wir den Menschen in den Mittelpunkt stellen. Darum geht es bei der Erstellung eines Budgets im Zeitalter der Globalisierung und neuer wirtschaftlicher Herausforderungen mehr denn je. Allen Menschen Chancen zu eröffnen, ihnen Unterstützung im zunehmenden Wettbewerb zu geben - das ist mir ein zentrales politisches Anliegen, sei es in Form von Budgetmitteln für die Weiterqualifizierung von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen, sei es im Zuge der Wirtschaftsförderung, im Zuge der Unterstützungen für Unternehmen und Neugründungen, sei es durch soziale Erneuerungen und vor allem durch die Sicherung des hohen Niveaus der Daseinsvorsorge für alle Wiener und Wienerinnen.

Der Voranschlag 2008, sehr geehrte Damen und Herren, ist daher ein Budgetentwurf, der ganz klare Prioritäten setzt, Prioritäten in Menschen, in Arbeitsplätze, in Wirtschaftswachstum, in Bildung, Forschung und Entwicklung oder - und ich glaube, so kann man es zusammenfassen – in Investitionen in die Zukunft Wiens. Mein Motto dabei ist: Wien ist eine Stadt der wirtschaftlichen Dynamik und wir verbinden diese wirtschaftliche Dynamik mit sozialer Verantwortung.

Lassen Sie mich einleitend ein wenig auf die Rahmenbedingungen und Eckpfeiler dieses Voranschlags eingehen:

Im Voranschlag 2008 der Stadt Wien stehen Einnahmen in der Höhe von 10 418 Milliarden EUR. Das ist sehr viel Geld! Aber, sehr geehrte Damen und Herren, es ist kein Geldregen, der von irgendwo auf unsere Stadt heruntergeprasselt ist, wie es ein wenig im Vorfeld der Diskussionen über diesen Budgetentwurf von manchen formuliert wurde. Diesen darf ich eine kleine Unterstützung in Fragen der Finanzwirtschaft geben, wie denn dieses Geld zustande kommt und woher es kommt.

Das Steueraufkommen, sehr geehrte Damen und Herren, des Bundes wird zu einem ganz wesentlichen Teil hier in Wien lukriert, auch auf Grund der umfassenden Förderung des Wirtschaftsstandortes, auch auf Grund unserer Förderung von Betriebsansiedlungen, vor allem aber durch den Fleiß, die Innovationskraft und die Kreativität der Wiener und Wienerinnen! Etwa die Hälfte des Steueraufkommens der gemeinschaftlichen Bundesabgaben werden in Wien erwirtschaftet und die gemeinschaftlichen Bundesabgaben werden dann, wie Ihnen ja bekannt ist, im Zuge des Finanzausgleichs auf Bund, Länder, Städte und Gemeinden aufgeteilt und das ist auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen ein Anspruch, also keinesfalls ein Geschenk oder gar ein Geldsegen, der unverhofft herbeikommt, sondern das ist in einem ganz, ganz hohen Ausmaß hier in Wien erarbeitet und erwirtschaftet worden!

Diesen Einnahmen, sehr geehrte Damen und Herren, stehen Ausgaben in der Höhe von 10 556 Milliarden EUR gegenüber. Das ergibt, wie leicht ausrechenbar, ein administratives Defizit von 137,6 Millionen EUR. Diesen Abgang wollen wir nicht durch Fremdmittelaufnahmen, sondern im Wege eines sehr umsichtigen Budgetvollzugs sowie durch Einspareffekte und Mehreinnahmen auffangen, Mehreinnahmen nicht zuletzt auf Grund des am 1. Jänner 2008 in Kraft tretenden Finanzausgleichs, der, denke ich, für Wien ein akzeptables und respektables Ergebnis erreicht hat. Ich denke, darauf können wir stolz sein. Und dass hier auf Grund des Finanzausgleichs zusätzliche Einnahmen nach Wien kommen, auch diese Kritik habe ich im Vorfeld schon gehört, nun, dass wir beim Finanzausgleich gut für Wien verhandelt haben und gut die Interessen Wiens vertreten haben, mit diesem Vorwurf, sehr geehrte Damen und Herren, kann ich leben!

Wir bekennen uns - und das möchte ich ausdrücklich auch gleich voranstellen - einmal mehr zur stabilen Haushaltsführung und wir wollen auch die Ziele des österreichischen Stabilitätspakts einhalten.

Ein kurzer Blick auf die Schuldensituation unserer Stadt, denn wir wissen ja, dass in anderen Bereichen die Schuldenproblematik mittlerweile eine so große geworden ist, dass sie überhaupt keinen Spielraum mehr für politische Maßnahmen und für politische Aktivitäten gibt. Wien ist wieder einmal anders. Vergleicht man die Entwicklung des Schuldenstandes der vergangenen Jahre, so zeigt sich, dass wir hier über mehrere Jahre hinweg einen konsequenten Schuldenabbau betreiben und durch ein umsichtiges Schuldenmanagement der Schuldenstand auch mit diesem vorliegenden Budget von 1,4 Milliarden EUR auf voraussichtlich 1,386 Milliar-
den EUR wieder sinken wird und wir damit einen neuen Tiefststand erreichen. Es ist gelungen, wenn wir jetzt die Zeit seit 2001 betrachten, wo der Schuldenstand noch 2 Milliarden betragen hat, über 700 Millionen Reduktion zu erreichen und ich denke, das ist ein Erfolg, ein Erfolg für die Stadt und ein Erfolg für alle Wiener und Wienerinnen!

Das Budget, sehr geehrte Damen und Herren, ist kein abstraktes Zahlenwerk, das Budget ist in Zahlen gegossene Politik. Deswegen lassen Sie mich auf die Frage eingehen: Was bedeutet denn dieser Budgetrahmen 2008 ganz konkret für die Wiener und Wienerinnen? In wessen Interesse machen wir Politik? Für wen machen wir Politik mit diesem Budget? 

Nun, wir machen vor allem Politik für die Jugend. Erstmals überschreitet in diesem Voranschlag das Bildungsbudget die Milliardengrenze. Wien ist jetzt schon ein Topbildungsstandort mit 670 Schulen, davon 380 im städtischen Pflichtschulbereich. Wien war Pionierin bei der Senkung der KlassenschülerInnenhöchstzahl in den Volksschulen und Sie alle wissen, dass wir ein sehr ambitioniertes Schulsanierungsprogramm beschlossen haben, wo wir in den nächsten 10 Jahren in die Wiener Schulgebäude rund 600 Millionen EUR für substanzerhaltende Maßnahmen investieren. 

Wien hat – und ich rede jetzt sehr bewusst auch über Kinderbetreuung, denn Kinderbetreuung in Wien ist qualitativ hochwertige Bildungsarbeit - die meisten Kindergartenganztagesplätze. In Wien stehen für 93 Prozent der 3- bis 6-Jährigen Kindergartenplätze zur Verfügung und die Wiener Kindergärten haben die längsten Öffnungszeiten und die geringsten Schließtage. 

In Wien also hat Bildung Vorrang, denn nichts - und das ist meine ganz feste Überzeugung und ein Leitmotiv für dieses Budget gewesen - entscheidet über den künftigen Zusammenhalt unserer Gesellschaft, über die persönlichen, wirtschaftlichen und sozialen Chancen jedes Einzelnen so stark wie die Frage der Bildung. Deswegen hat Bildung Vorrang und hat einen deutlichen Schwerpunkt innerhalb dieses Budgets. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir erreichen, sehr geehrte Damen und Herren, diese Bildungsmilliarde, indem wir zusätzlich über 68 Millionen EUR in die Hand nehmen, um das Wiener Bildungssystem für die Herausforderungen der nächsten Jahre fit zu machen. Und wir nehmen zu den ohnehin schon hohen Ausgaben von über 352 Millionen EUR noch einmal fast 23 Millionen EUR in die Hand, um die Kinderbetreuung weiterhin zu verbessern, weil - wie gesagt - es meine feste Überzeugung ist, wenn wir diese Bildung noch weiter intensivieren wollen, dann müssen wir schon in den Kinderbetreuungseinrichtungen beginnen. Hier wird der Grundstock für die Chancen oder Nichtchancen gelegt und wir wollen, dass jedes Kind in Wien diese Chance hat. 

Wien macht mit diesem Budget, sehr geehrte Damen und Herren, Politik für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen. Wir haben auch hier eine sehr positive Situation in Wien. Die Arbeitslosigkeit geht in Wien zurück, im Oktober um 6,4 Prozent in einem bundesweiten Trend, der sicher mit der wirtschaftlichen Entwicklung zu tun hat, keine Frage, aber das allein ist zu wenig. Wir verlassen uns sicher nicht darauf, sondern wir werden unsere Anstrengungen fortsetzen, die nicht nur den Wienern und Wienerinnen zu Gute kommen, denn wenn wir uns das Jahr 2006 anschauen, so sind es allein aus Niederösterreich 162 400 EinpendlerInnen gewesen, die hierher nach Wien gekommen sind, die in Niederösterreich wohnen, aber hier in Wien ihre Arbeit haben. Insgesamt stellt Wien für die Umgebung, für ganz Österreich 210 000 Arbeitsplätze zur Verfügung. Das muss man immer mitdiskutieren, wenn man über Arbeitslosigkeit diskutiert. Wenn man sehr darüber diskutiert, wie die Arbeitslosigkeit im restlichen Österreich ausschaut und wie es in der Millionenstadt Wien ausschaut, dann muss man diese Zahl - 210 000 Arbeitsplätze für Nichtwiener und Nichtwienerinnen - mitdiskutieren. Oder die hohe Zahl von 4 000 jungen Menschen, die keine Wiener und Wienerinnen sind, die aus anderen Bundesländern kommen und hier eine Lehrstelle finden. 

Und eine Zahl, die ich auch nicht unerwähnt lassen möchte, ist, dass Wien neben diesem hohen Niveau an Ausbildung, Qualifikation und Beschäftigung generell die höchste Frauenerwerbsquote hat. Darauf sind wir stolz, denn eine hohe Frauenerwerbsquote ist für die Frauen nicht nur eine Frage der Anteilnahme an der Gesellschaft, sondern auch eine wichtige wirtschaftspolitische Notwendigkeit. 

Weil wir uns aber keinesfalls auf diesen Lorbeeren ausruhen und weil uns jeder Arbeitslose und jede Arbeitslose noch immer eine zu viel ist, werden wir unsere intensiven Anstrengungen für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und eine arbeitsplatzorientierte Wirtschaftspolitik fortsetzen und wir werden ganz besonders unsere Anstrengungen für junge Menschen fortsetzen. Aus‑ und Weiterbildung für Jugendliche hat eine ganz besonders hohe Bedeutung. Mit 17 000 Jugendlichen in einer Lehrausbildung im Jahr 2006, das sind um 5 Prozent mehr als noch ein Jahr zuvor, haben wir jetzt schon einen Höchststand an Lehrlingen in dieser Stadt erreicht, den höchsten Stand seit 10 Jahren! Das, denke ich, ist eine ganz positive Entwicklung! Aber auch hier werden wir nicht nachlassen, ganz im Gegenteil. Wir haben vor wenigen Tagen beschlossen, dass wir auch wieder im Ausbildungsjahr 2007/2008 die Lehrlingsausbildung unterstützen werden. Mehr als 12 Millionen EUR investiert die Stadt in die laufenden Maßnahmen nach dem Jugendausbildungssicherungsgesetz, dem JASG. Hier werden wir auch weiter dran bleiben und ich erneuere von dieser Stelle aus auch meine Forderung an die Bundesregierung, die sinnvollen, vernünftigen und positiven Maßnahmen, die die Sozialpartner zur Ausbildung von Jugendlichen ausgearbeitet und in ihrem Sozialpartnerpaket auch festgelegt haben - zur Sicherung der Arbeitsplätze und der Ausbildung für Jugendliche -, dieses Paket auch wirklich in die Praxis umzusetzen. Es ist höchst an der Zeit! (Beifall bei der SPÖ.)

Aber auch die, die schon in Beschäftigung sind, werden von uns mit über 40 Programmen des WAFF für Weiterbildung und zur Unterstützung bei der Jobsuche, lebenslanges Lernen, unterstützt. Es waren dieses Jahr 18 200 Menschen, die daran teilgenommen haben. Wir werden diese Projekte mit dem vorliegenden Budget ausweiten und intensivieren. Genauso wie wir noch weiter versuchen werden, die Frauenerwerbsquote in die Höhe zu bringen. Wir brauchen die Frauen am Arbeitsmarkt und zwar nicht nur aus Gerechtigkeitsgründen, sondern auch aus volkswirtschaftlichen Gründen und Wien beweist, dass es mit den entsprechenden Rahmenbedingungen auch in einer schwierigen Arbeitsmarktsituation möglich ist, Frauen die Chancen zu eröffnen, und wir tun dies. 

Genauso wie wir sehr genau hinschauen, wie denn diese Arbeitsplätze sind, die es in Wien gibt und wo wir sehr genau schauen, welche Arbeitsplätze hier angeboten werden und dabei feststellen, dass es immer mehr und mehr Menschen gibt, die in so genannten nicht regulären oder atypischen Beschäftigungsverhältnissen sind. Und wir verdammen diese atypischen Beschäftigungsverhältnisse nicht, denn wir wissen von unseren Untersuchungen, dass es einen Teil von Menschen gibt, der das gerne so machen möchte, aber es gibt auch eine beträchtliche Anzahl von Menschen, die mit diesen atypischen Beschäftigungsverhältnissen unzufrieden ist, zumeist weil sie nicht existenzsichernd sind und auch sie lassen wir nicht im Stich. Hier haben wir auch spezielle Maßnahmen für Ein-Personen-Unternehmungen, wo ja die Grenze oft sehr fließend ist. Der Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds und der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds arbeiten gerade hier, aber auch generell sehr erfolgreich zusammen, denn Arbeitsmarktpolitik und Wirtschaftspolitik müssen, sollen sie erfolgreich sein, sehr eng miteinander verzahnt werden. Diesen Weg gehen wir und werden ihn weitergehen, denn Qualifikation, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kollegen und Kolleginnen, ist die Voraussetzung für erfolgreiche, moderne Wirtschafts‑ und Standortpolitik! Und Wien ist erfolgreich als Wirtschaftsstandort! Wir haben die höchste Pro‑Kopf‑Wirtschaftsleistung und die höchste Erwerbsquote aller Bundesländer! Wien ist der Wirtschaftmotor. Wir sind mittlerweile eine Drehscheibe zwischen Ost und West geworden, führen bei den Betriebsneugründungen und sind ein wichtiger Forschungsstandort. 

Aber wir stehen trotzdem vor großen Herausforderungen. Es ändert sich die Struktur der Wirtschaft. Wir entwickeln uns weg von einem traditionellen Produktionsstandort hin zu einem innovativen, zukunftsorientierten Produktions‑ und Dienstleistungsstandort und diesen Wandel gilt es zu unterstützen. Deswegen unterstützt dieses Budget die Standortpolitik und wir haben großen Wert darauf gelegt, dass die nachfragewirksamen Ausgaben Wiens wieder entsprechend zum Tragen kommen. Sie erreichen ein Rekordniveau! Ein Gesamtinvestvolumen des Stadt Wien-Konzerns von 2,4 Mil-
liarden EUR bedeutet, bezogen auf das Gesamtbudget, eine Investquote von 22 Prozent! Und wir wissen, dass die WirtschaftsexpertInnen eine Verlangsamung des Wirtschaftswachstums ankündigen, zum Teil auf 2,4, mittlerweile ist das unter Umständen sogar schon ein wenig nach unten revidiert worden. Mit 220 Mil-
lionen EUR für die Bereiche Wirtschaftsförderung und Arbeitsmarkt erhöhen wir hier gezielt, um gegenzusteuern und treffen damit bereits jetzt die notwendigen Vorkehrungen für diesen prognostizierten Konjunkturverlauf. 

Gerade die nachfragewirksamen Ausgaben haben eine besondere Steigerung, ein Plus von 7,7 Prozent, mit einem Rekordstand von über 3,8 Milliarden EUR. Allein 1,5 Milliarden EUR entfallen auf das Bau‑ und Baunebengewerbe, weil wir wissen, dass das eine ganz besonders wichtige, weil beschäftigungsintensive Branche ist. Wir setzen da mit einer Erhöhung der Wirtschaftsförderung von 11,4 Prozent deutliche Akzente für die wirtschaftliche Dynamik, für neue Technologien, für kreative Industrien und all das eben unter ganz besonderer Berücksichtigung der Interessen der Klein‑ und Mittelunternehmungen, denn die KMUs sind das Rückgrat der Wiener Wirtschaft und die stehen im Mittelpunkt all unserer Fördermaßnahmen und all unserer Unterstützungen! (Beifall bei der SPÖ.)

Wirtschaft ohne Bildung, ohne Innovation, ohne Forschung ist heute nicht mehr vorstellbar. Auch hier ist Wien gut aufgestellt. Wien ist die zweitgrößte Universitätsstadt im deutschsprachigen Raum. Wien hat 9 Universitäten, mehr als 800 Wissenschafts‑ und Forschungseinrichtungen, 18 000 Forscher und Forscherinnen und eine Forschungsquote von bereits jetzt über 3,13 Prozent, ein Ziel, das sich der Bund erst vorgenommen hat. Aber gerade hier, sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen, dürfen wir uns nicht auf den Lorbeeren ausruhen. Der Wettbewerb um die klügsten Köpfe, der Wettbewerb um die besten Ideen ist voll im Gange und wir werden auch hier erfolgreich sein. Deswegen sind in diesem Voranschlag über 75 Millionen EUR für Forschung, Technologie, Entwicklung, die Umsetzung unserer FTI-Strategie, die wir vor Kurzem präsentiert haben. Wir wollen die Forschungsquote bis 21015 auf 4 Prozent erhöhen, denn auch hier ist Wien schon einen Schritt weiter. 

Die wirtschaftliche Dynamik, sehr geehrte Damen und Herren, ist Ziel der Wirtschaftspolitik. Voraussetzung ist eine sich gut entwickelnde, gut funktionierende Gesellschaft mit hohem Bildungsniveau und sozialem Zusammenhalt. Sie wissen, dass mir die soziale Frage, die Gesundheit der Bürger und Bürgerinnen in Wien ganz besonders am Herzen liegt. Deswegen gibt es hier in diesem Budget Rekordzahlen, weil wir in dieser Stadt den hohen Standard der sozialen Versorgung und den hohen Standard der Gesundheitsversorgung nicht nur aufrechterhalten, sondern weiter ausbauen.

Warum die Kosten hier so steigen, glaube ich, brauche ich in dieser Runde nicht genauer zu erläutern. Wir alle kennen die Entwicklungen: Auf der einen Seite die demographische Entwicklung, auch der Einsatz der Hightech-Medizin, die immer teurer wird, im wahrsten Sinne des Wortes, sie wird auf beiden Seiten teuer, weil sie viel erreicht, aber natürlich auch schwer zu finanzieren ist, und andererseits, dass sich die Zahl der Sozialhilfeempfänger und –empfängerinnen in den vergangenen Jahren leider stark erhöht hat. Das haben Sie alle miterlebt! Deswegen gibt es allein im Gesundheitsbereich ein Rekordplus von 13,28 Prozent, konkret 183 Millio-
nen EUR, die zu den ohnehin schon sehr, sehr hohen Budgetposten noch draufgelegt werden. Es sind 1,563 Milliarden EUR, die wir in die Gesundheit, in das tolle Niveau der medizinischen Versorgung dieser Stadt investieren, die für räumliche und bauliche Infrastrukturverbesserungen in neue, sehr beeindruckende Projekte verwendet werden, zum Beispiel zur Dialyseversorgung der Wiener und Wienerinnen, aber auch für umfassende Projekte zum Ausbau von Kommunikationstechnologien und generell im Bereich Qualitätssteigerung und -sicherung. 

Ein ganz wichtiger Teil fließt in die Wiener Geriatriereform, ein wirklich ganz wichtiges Projekt, ein Paradigmenwechsel hin zu kleinen, dezentralen Einheiten in den Bezirken. Wien wird bis 2015 mehr als 350 Millio-
nen EUR in die Errichtung neuer Wohn- und Pflegeeinrichtungen investieren, die auf eine einzigartige Art und Weise höchste medizinische Versorgung mit wohnlicher, komfortabler, humaner Atmosphäre für die Bewohner und Bewohnerinnen vereint und ich denke, das ist eines der wichtigsten Projekte, das sich in diesem Budget widerspiegelt und niederschlägt.

Auch die Zahl der Plätze in den Tageszentren wird verdoppelt und die mobile Pflege und Betreuung ausgebaut werden, das heißt, wir erneuern und erweitern die Wiener Pflegelandschaft komplett und setzen hier Standards. 

Das Sozialbudget - ich erwähnte schon, die Zahl der Sozialhilfebezieher und ‑bezieherinnen steigt - wird 
ebenfalls beträchtlich erhöht. Dieser Mehraufwand ist einerseits notwendig, weil eben die Ausgaben für die Sozialhilfe steigen, andererseits aber auch auf Grund klarer politischer Beschlüsse und einer klaren politischen Meinungsbildung. So wurde ja jetzt schon beschlossen, die Sozialhilfe mit Jänner 2008 entsprechend zu erhöhen, um hier die Wienerinnen und Wiener, die unsere Hilfe am dringendsten brauchen, auch entsprechend zu unterstützen. Es wurde aber auch der Mobilpass beschlossen, eine ganz wichtige Maßnahme, um die Mobilität der sozial Schwachen zu unterstützen. Der Fonds Soziales Wien hat eine Vielzahl von Projekten, die sich in der Erhöhung seines Budgets von 520 Millionen EUR auf 556 Millionen EUR niederschlagen.

Ziel, sehr geehrte Damen und Herren, all dieser Maßnahmen ist die Steigerung der Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener. Dass wir hier schon ganz oben sind, zeigen uns internationale Studien, zeigt uns aber auch die Beliebtheit Wiens als Tourismusmagnet und als Kongressstandort. Auch hier werden wir uns aber nicht zurücklehnen, sondern werden weiter arbeiten. Wir investieren gezielt in die Bereiche, die für die Lebensqualität entscheidend sind: 

Erstes Beispiel Daseinsvorsorge. Daseinsvorsorge ist nicht nur eine ganz wesentliche Voraussetzung für das Funktionieren der Stadt für die Menschen, die hier leben, sondern ist auch ein ganz wichtiger Wettbewerbsvorteil im Wettbewerb der Städte, im internationalen Wettbewerb um Wirtschaftsansiedlungen. Hier haben wir ein Topniveau erreicht. Die Ausgaben für die Daseinsvorsorge ohne den U-Bahn-Bau erreichen einen neuen Spitzenwert: Mit 524 Millionen sind es um 40 Millionen mehr, ein Plus von über 8 Prozent, und das wird vor allem für die Umwelt, für die Abwasserbeseitigung mit plus 10 Prozent und die Müllbeseitigung mit über 9 Prozent investiert. Hier wollen wir das hohe Service und das tolle Umweltschutzniveau dieser Stadt Wien auch weiter garantieren. 

Die U-Bahn als Investition kommt mit 260 Mil-
lionen EUR noch dazu. Sie wissen ja, dass wir uns mit dem Bund einigen konnten, dass der weitere Ausbau mit über 1,85 Milliarden EUR erfolgen wird und wieder im Verhältnis 50 zu 50 mit dem Bund geteilt wird. Das ist der nächste Schritt in der exzellenten Versorgung mit öffentlichen Verkehrsmitteln in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Auch den Bezirken, sehr geehrte Damen und Herren, mit ihren vielfältigen Aufgaben steht mit diesem Budget wieder mehr Geld zur Verfügung. Entsprechend der Bezirksmittelverordnung, die im Übrigen gemeinsam beschlossen wurde - die Regeln, nach denen die Verteilung dieses Geldes erfolgt, sind gemeinsam beschlossen worden -, hängen ja die Einnahmen des Bezirks, übrigens ganz genauso wie die Einnahmen auch des Landes und der Stadt Wien, von der Entwicklung bestimmter Steuereinnahmen ab und das ergibt auch heuer wieder, wie auch im vergangenen Jahr, eine Erhöhung diesmal von über 2 Millionen. Darüber hinaus denke ich, dass die Basis für eine grundsätzliche Diskussion über die Aufgaben und Finanzierung der Bezirke in der Zukunft gelegt ist. Die entsprechende Studie zur Evaluierung ist schon in Auftrag gegeben und ich denke, dass damit eine gute, sachliche Basis gelegt sein wird, um über die zukünftigen Aufgaben und dann natürlich auch die Finanzierung entsprechend zu diskutieren.

Ein zusätzliches Beispiel zur Daseinsvorsorge, das für die Wienerinnen und Wiener unglaublich wichtig ist, ist die Wohnbauförderung, denn wir wissen alle, Lebensqualität hängt unglaublich eng mit der Wohnzufriedenheit zusammen. Hier hat Wien einen sehr erfolgreichen Weg mit der Förderung der Errichtung von 6 000 neuen Wohnungen, mit dem hohen Anteil an Gemeindewohnungen, den es in Wien gibt, und mit der Wohnbeihilfe, die allen zur Verfügung steht, eingeschlagen. Allein 2007 wurden 10 000 Wohnungen aus Mitteln der Wiener Wohnbauförderung revitalisiert, also hier ist Qualitätsverbesserung mit sozialer Absicherung. Das ist nämlich auch keine Selbstverständlichkeit, denn in anderen Städten passiert das leider oft anders. Diesen Weg wollen wir offensiv weitergehen. Sie wissen, Wien wächst und wir sind stolz darauf, dass diese Stadt sich so gut entwickelt. Aber das ist gerade für den Wohnbau eine große Herausforderung und deswegen steigt mit über 600 Millionen EUR der Budgetposten Wohnbauförderung auf einen Höchstwert mit einem Plus von 15,6 Prozent gegenüber dem Voranschlag 07. Diese zusätzlichen Mittel werden in Neubauprojekte und in Stadterweiterungsprojekte, aber auch für nachhaltige Sanierungsmaßnahmen eingesetzt. Wenn ich nur an die vorbildlichen und umfangreichen Blocksanierungen im Rahmen der Wiener Stadterneuerung, unter anderem im Bereich des Westgürtels, denke, dann meine ich, zeigt Wien hier vor, wie der Weg der Stadterneuerung und der Stadterweiterung gemeinsam und gut abgestimmt erfolgreich passieren kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und Wien, sehr geehrte Damen und Herren, Wien wäre nicht Wien und die Lebensqualität in dieser Stadt wäre nicht das, was sie ist, ohne Kunst und Kultur! Im Gegensatz zu anderen Städten, wo gespart wird, zugesperrt wird, geht Wien auch hier einen anderen Weg. In Wien sind die Kulturinvestitionen in den letzten Jahren gestiegen und das Kulturgeschehen so vielfältig wie nie zuvor. Wien ist eine der führenden Theatermetropolen Europas. Es gibt allein 140 Museen, die insgesamt über 7,5 Millionen Besucher und Besucherinnen haben. Das städtische Budget für Kunst und Kultur ist in den letzten Jahren stetig gestiegen. Im Jahr 2008 stehen dafür über 217 Millionen EUR zur Verfügung. Auch das ist eine deutliche Steigerung von 11 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Wien ist eine führende Theatermetropole und wird mit diesen möglichen laufenden Investitionen diesen Ruf noch ausbauen können. Hier gibt es nicht nur Renovierungen und Qualitätsverbesserungen im baulichen Bereich für traditionsreiche Häuser wie die Josefstadt und das Volkstheater, sondern es kommen immer neue Dinge hinzu. Wenn ich allein an das wirklich exzellente Projekt „Museum auf Abruf" hier ganz in unserer Nähe denke - wer noch nicht dort war, dem kann ich es nur dringend empfehlen! Das ist vorbildliche Kulturpolitik und damit legen wir mit diesem Budget wieder die Grundlagen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Lassen Sie mich, sehr geehrte Damen und Herren, zum Abschluss kommen und noch auf zwei Gruppen eingehen, die für mich auch ganz besonders wichtig sind und deren Interessen sich in diesem Budget ebenfalls niederschlagen. 

Wien, sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen, macht Politik für Frauen! Wir haben die meisten Einrichtungen für Frauen in dieser Stadt. Wir haben die geringsten Einkommensunterschiede - sie sind uns immer noch viel zu viel -, aber es ist kein Zufall, dass in Wien im Vergleich zu allen anderen Bundesländern die geringsten Einkommensunterschiede sind und die höchste Erwerbsquote ist. In Wien gibt es 24-Stunden-Notrufe für Frauen, in Wien werden Frauen nicht alleine gelassen und Frauenförderung ist ein integraler Bestandteil der städtischen Personalpolitik. Deswegen ist es schon fast eine Selbstverständlichkeit, dass es ein eigenes Kapitel zu Gender Budgeting auch wieder in diesem Budget gibt. Es ist schon fast ein Standardkapitel. Sämtliche 189 Ansätze des Budgets werden nach dem Prinzip der Geschlechtergerechtigkeit durchleuchtet und, meine Herren, oft ist das Ergebnis oder manchmal ist das Ergebnis auch das, dass es Bereiche gibt, in denen Männer benachteiligt sind und dann setzen wir auch hier Maßnahmen, zum Beispiel mit unserem Männergesundheitszentrum oder mit unserem Männergesundheitstag. Wenn man sieht, dass hier Männer entsprechende Benachteiligungen haben, setzen wir Maßnahmen. Dieses Kapitel zeigt, dass in Wien sowohl Gender-Politik, Gender Mainstreaming als auch Frauenförderung, denn das sind zwei verschiedene Dinge, ernst genommen werden und die schlagen sich in diesem Budget nieder. 

Genauso wie sich niederschlägt, dass wir Politik für alle Menschen in dieser Stadt machen und dass das friedliche Zusammenleben zwischen Menschen, die hier geboren sind und denen, die zugewandert sind, ein ganz wichtiges Anliegen ist, das wir hier auch umsetzen. Über 28 Millionen sind hier als Ausgaben für die Integrationspolitik vorgesehen, wobei das nur Integrationspolitik im engeren Sinn ist, denn alles, was in der Schule, in der Wohnungspolitik, in den Kinderbetreuungseinrichtungen an integrativen Maßnahmen gesetzt wird, ist natürlich Teil - und das auch gut so im Sinne des Diversity-Managements - dieser Budgets. Das sind nur ganz explizite Maßnahmen, wobei der Spracherwerb ganz an der Spitze steht. Hier werden ganz viele auch sehr innovative Maßnahmen gesetzt und mit diesem Budget auch weiterhin gesetzt werden. (Beifall bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich denke, dass wir mit diesem Budget eine gute Grundlage für die Arbeit des nächsten Jahres gelegt haben. Wir schaffen Rahmenbedingungen für eine wirtschaftlich prosperierende, dynamische Stadt mit sozialer Verantwortung. Wir setzen Schwerpunkte dort, wo es notwendig ist, um Wien im internationalen Wettbewerb zu positionieren und um diesen Wettbewerb in der Wirtschaftsförderung, in der Bildungspolitik, in der Forschungspolitik und in vielen anderen Bereichen zu gewinnen. Aber all das, liebe Kollegen und Kolleginnen, wäre nicht möglich, wenn diese Politik nicht auch in die Praxis umgesetzt wird, jedes einzelne Detail davon. Und das haben wir unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen zu verdanken, Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die mit unglaublich hoher Qualität und ganz hohem Niveau diese Stadt meistens und sehr oft auch 24 Stunden rund um die Uhr unterstützen und dafür sorgen, dass die Maßnahmen, die wir setzen, auch wirklich realisiert werden. Maßnahmen, die immer intensiver werden, immer mehr Aufgaben, die die Stadt Wien übernimmt und das mit einem gleichbleibenden Personalstand. Dafür, sehr geehrte Damen und Herren, unseren 58 000 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die mit gleichbleibendem Personalstand zusätzliche Aufgaben und immer höhere Qualitätsansprüche äußerst beeindruckend erfüllen und positiv erledigen, für ihren professionellen Einsatz und das hohe persönliche Engagement ein ganz, ganz, ganz großes Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kollegen und Kolleginnen! Ich hoffe, ich kann mit diesen Beispielen zeigen, dass Budgetpolitik in Wien mehr ist als mit Zahlen herumzuwerfen und Zahlen zu formulieren. Wenn Sie mit uns gemeinsam diese Politik, die hinter diesem Budget steht, für die Jugend, für die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, für das Unternehmertum in dieser Stadt, für sozial Schwache und für Chancengerechtigkeit, für Forschung und Entwicklung und damit für einen prosperierenden Wirtschaftsstandort, wenn Sie also mit uns gemeinsam für die Menschen dieser Stadt aktiv arbeiten wollen, die Zukunft aktiv gestalten wollten, dann bitte ich Sie um Zustimmung zu diesem zukunftsorientierten Budgetvoranschlag 2008! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

Ich danke für die Einleitung zu den Postnummern 1 und 2. 

In der Präsidialkonferenz wurde nicht nur der Ablauf, das heißt, die Reihenfolge der zu behandelnden Geschäftsgruppen festgelegt, sondern es wurde auch vereinbart, dass bei der nun folgenden Generaldebatte die Erstredner jeder Fraktion eine Redezeit von 30 Minuten, die nachfolgenden Redner 20 Minuten zur Verfügung haben. Die Redezeit in der Spezialdebatte beträgt für den Erstredner jeder Fraktion 25 Minuten. Für jede weitere Wortmeldung wurden 15 Minuten vereinbart. 

Ich eröffne nun die Debatte über die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung. 

Als erster Redner ist Herr GR DDr Schock zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Frau Finanzstadträtin, ich gestehe Ihnen ja zu, das ist das erste Budget, das Sie in dieser Funktion hier vorlegen und Sie haben sich jetzt weit über eine halbe Stunde eigentlich ausschließlich selbst gelobt. Und ich gestehe Ihnen natürlich, da Sie Vizebürgermeisterin sind, auch zu, dass Sie natürlich als Vizebürgermeisterin die Dinge auch schönreden. Und ich gestehe Ihnen auch zu, da es ja das erste Budget von Ihnen ist, dass Sie auf das Wichtigste vergessen haben, Frau Vizebürgermeisterin: Dass es nämlich die Steuerzahlerinnen und die Steuerzahler in dieser Stadt sind, die dieses Budget und diese Leistung überhaupt erst ermöglicht haben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Und das sind jene Steuerzahler, Frau Vizebürgermeisterin, die Sie in den letzten beiden Jahren ja massiv ausgebeutet haben, die Sie durch Bruch aller Wahlversprechen seit dieser letzten Wiener Wahl massiv zur Kasse gebeten haben, allein in diesen beiden Jahren in 30 Belastungsschritten: Die Fahrscheine um plus 10 Prozent, die Strompreise um 11 Prozent, die Müllgebühren um 20 Prozent, Gas um 22, Kanal um 28 Prozent, das Parkpickerl um 29 und die Kurzparkscheine um 50 Prozent! Und, Frau Finanzstadträtin, Sie haben uns auch viele Dinge verschwiegen, wofür Sie dieses Geld in Wirklichkeit ausgeben. Sie haben uns verschwiegen, dass Sie erst in den letzten Monaten 3 Millionen EUR für die linksextreme, ja, für die gewaltbereite Szene in dieser Stadt zum Fenster hinausschmeißen! Sie haben uns verschwiegen, dass Sie das Ernst Kirchweger-Haus aus diesen Mitteln des Steuerzahlers ankaufen! Sie haben uns verschwiegen, dass Sie erst in den letzten Wochen zum Nachteil der Anrainer beschlossen haben, im 15. Bezirk ein Punkerhaus anzukaufen - ein Punkerhaus! -, ohne auf die Anrainer dort Rücksicht zu nehmen! Und, Frau Vizebürgermeisterin, wenn das Ihre politische Moral ist, dass Schmutz, Lärm, Gestank und Alkoholexzesse politisch schicklich für Sie sind, dass linke Gewalt für Sie chic ist und auch noch belohnt wird, während Sie gleichzeitig die Steuerschraube anziehen, während Sie gleichzeitig einen Durchschnittshaushalt mit zusätzlich 50 EUR pro Monat durch Ihre Belastungen zur Kasse bitten, Frau Vizebürgermeisterin, wenn das tatsächlich Ihre politische Moral ist, wer nichts arbeitet, wer Dreck macht in dieser Stadt, die Anrainer belastet, wer Alkoholorgien feiert, wer gewalttätig ist, der wird von Ihnen dafür auch noch belohnt und alle anderen, Frau Vizebürgermeisterin, sind dann die Blöden, wer brav arbeitet, wer brav seine Steuern zahlt, wer anständig ist, der ist in dieser Stadt am Schluss dann der Trottel und wird von Ihnen auch noch bestraft. Ja, Frau Vizebürgermeisterin, wenn das tatsächlich Ihre politische Moral ist, dann werden Ihnen die Wienerinnen und Wiener sehr bald das Vertrauen für diese Politik entziehen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Frau Vizebürgermeisterin, Sie haben heute auch den Finanzausgleich, wenn auch nur ganz kurz, erwähnt, und es war eigentlich erstaunlich, wie wenig Sie auf die dürftigen Ergebnisse eingegangen sind. Sie haben gemeint, die Ergebnisse sind akzeptabel, sie sind respektabel. Allein die Wortwahl zeigt ja schon, dass Sie sich selbst damit nicht identifizieren können. Die Wahrheit schaut natürlich anders aus. 

Sie haben der Bundesregierung, Sie haben Ihrem sozialistischen Bundeskanzler dabei die Mauer gemacht, aus Parteiräson die Mauer gemacht und Sie haben die Interessen dieser Stadt vernachlässigt. Schauen wir uns das Ergebnis in Zahlen an, Frau Vizebürgermeisterin! Sie haben ja selbst erwähnt, dass die meisten Steuern in dieser Stadt, in der Bundeshauptstadt, erwirtschaftet werden. Sie hätten darum kämpfen müssen, dass ein gerechter Anteil dieser Steuern daher auch dort, nämlich in der Bundeshauptstadt, wo sie erwirtschaftet werden, natürlich auch bleiben, dass sie der Stadt und dem Land Wien auch zugute kommen. Aber wie schauen die Zahlen aus? Sie haben uns heute verschwiegen, dass per anno 500 Millionen EUR in die anderen 8 Bundesländer fließen. Wir subventionieren heute alle anderen 8 Bundesländer mit 500 Millionen EUR pro Jahr! Finden Sie das wirklich gerecht? Finden Sie das akzeptabel? Finden Sie das respektabel, wie Sie das genannt haben? 

Frau Vizebürgermeisterin! Ich finde das nicht gerecht, ich finde das nicht akzeptabel und schon gar nicht respektabel! Sie haben sehr schlecht für Wien verhandelt! (Beifall bei der FPÖ.)

Schauen wir doch nur ein paar Jahre zurück, 7 Jahre, beim vorletzten Finanzausgleich, als eine blau-schwarze Regierung im Amt war. Ja, was hat es damals für starke Worte gegeben? Was hat der Bürgermeister damals gesagt? Ich darf Sie nur daran erinnern, meine Damen und Herren, der Bürgermeister warnte vor negativen Folgen, er sprach von einer Staatskrise, von einer Kriegserklärung an die Städte, von einem Aushungerungsanschlag gegen Wien. Häupl wollte damals einen Steuerkrieg, ich zitiere wörtlich: „einen Steuerkrieg führen“. Heuer gab es kein einziges Wort der öffentlichen Kritik. Nach außen hat sich der Bürgermeister heuer zurückgehalten. Aber intern hat er ganz anders gesprochen, meine Damen und Herren, und das sollten Sie nicht vergessen. Intern hat der Bürgermeister dieser Stadt etwa am 10. Oktober noch verkündet, dass der Städtebund beim Finanzausgleich ja gar nicht eingebunden war! Dass auf die Forderungen des Städtebundes ja gar nicht eingegangen worden ist! Bei dieser Sitzung des Städtebundes am 10. Oktober hat Häupl intern noch gemeint, er werde diesen Finanzausgleich nicht unterschreiben, er werde ihn sogar vor dem Verfassungsgerichtshof anfechten! Das waren intern seine Worte und das ist interessant! Wie ist es dann weitergegangen? Nur wenige Stunden später hat man auf einmal nichts mehr davon gehört! Wenige Stunden später ist der Bürgermeister umgefallen. Er hat den Finanzausgleich nach außen plötzlich gelobt entgegen seinen internen Ankündigungen, entgegen der internen Drohung, diesen Finanzausgleich ja sogar vor dem Verfassungsgerichtshof anzufechten. Wir müssen also heute eines festhalten: Der Bürgermeister ist beim Finanzausgleich umgefallen, die Finanzstadträtin ist bei den Verhandlungen umgefallen. Sie haben einem sozialistischen Bundeskanzler hier die Mauer gemacht, aus Parteiräson die Mauer gemacht! 

Ich fordere Sie daher auf, Frau Vizebürgermeisterin: Unterschreiben Sie diesen Finanzausgleich nicht! Denken Sie nicht an Ihre Partei, denken Sie an diese Stadt! Frau Vizebürgermeisterin, ziehen Sie Ihre Zustimmung zu diesem neuen Finanzausgleich zurück! (Beifall bei der FPÖ.)

Es ist Zeit, Sie wieder einmal an die eigenen Versprechen zu erinnern. Im Februar 2007 in Rust etwa haben Sie beim Rotwein hier einige Veränderungen angedacht. Aber das waren nur Gedankenexperimente, weil Sie davon ausgegangen sind, den Kanzler zu stellen. Sie haben vergessen, dass Sie nicht die Mehrheit haben, dass Sie natürlich in einer Koalition sind. Was Sie in Rust versprochen haben, haben Sie natürlich nicht eingehalten. Ich möchte das nur an vier Beispielen festmachen:

1. Beispiel: Sie haben versprochen, dass Sie die Finanzmittel der Stadt mit aller Kraft verteidigen werden, dass der abgestufte Bevölkerungsschlüssel nicht weiter verschlechtert wird.

Meine Damen und Herren! Die Frau Finanzstadträtin ist hier umgefallen. Sie haben es zugelassen, dass die Speckgürtelgemeinden noch mehr Geld bekommen, dass sie Wien die Finanzkraft entziehen.

2. Beispiel: Die 24‑Stunden‑Pflege. Da haben Sie uns ebenfalls versprochen, dass der Bund zur Finanzierung herangezogen wird. Wie schaut das Ergebnis aus, das Sie akzeptabel, respektabel genannt haben? Sie haben eine Deckelung beschlossen, die nicht einmal das Papier wert ist, auf dem sie geschrieben ist. Sie haben es zugelassen, dass Wien bei der Pflege allein übrig bleibt und das ist aus dem Budget ja klar abzulesen. Das Budget weist aus, dass das Defizit des Fonds Soziales Wien stark ansteigt, dass das Defizit des Fonds im nächsten Jahr um 36 Millionen EUR explodiert und Wien hat hier bei der Pflege die Hauptlast zu tragen. 

3. Beispiel: Die Mindestsicherung. Da haben Sie uns in Rust versprochen, dass der Bund die Länder entlasten wird. Wie schaut hier das akzeptable Ergebnis aus? Die Sozialhilfe explodiert im nächsten Jahr um 32 Mil-
lionen EUR! 

Frau Vizebürgermeisterin, Sie haben Ihre Versprechen von Rust nicht eingehalten, nicht bei der Mindestsicherung, nicht bei der Pflege und das alles ist aus diesem Budget 2008 ganz klar abzulesen. 

4. Beispiel: Die Gesundheit. Da haben Sie uns in Rust versprochen, dass Sie es nicht länger dulden werden, dass die Länder, die Spitalserhalter, die Gemeinden hier immer übrig bleiben, während alle anderen ihre Kosten deckeln, während der Bund seine Kosten deckelt, während die Sozialversicherung auch ihre Kosten deckelt. Auch hier beweist das Budget 2008, wie schlecht Sie verhandelt haben, weil das Defizit des Krankenanstaltenverbundes explodiert.

Meine Damen und Herren! Im nächsten Jahr explodiert das Defizit der Spitäler um 116 Millionen EUR. Frau Stadträtin, Sie haben genau das zugelassen, dass die Stadt allein mit diesen steigenden Kosten im Gesundheitswesen fertig werden muss, dass die Stadt allein hier übrig bleibt. 

Frau Stadträtin, genau das ist ja auch der Weg in die Zwei-Klassen‑Medizin. Das ist für Sie wirklich akzeptabel? Das ist für Sie respektabel? Eine Medizin, die sich nur mehr wenige leisten können? Sie haben hier bereits die Selbstbehalte für die Kuren, für Brillen, für Heilbehelfe, für die Kontaktlinsen erwähnt und das ist Ihr Verhandlungsergebnis! 

Frau Vizebürgermeisterin, ich meine daher, das ist nicht akzeptabel und das ist schon gar nicht respektabel! Sorgen Sie dafür, dass hier auch der Bund, dass die Sozialversicherung ihren Anteil bezahlen und stoppen Sie diesen Weg in die Zwei‑Klassen‑Medizin! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Wenn man dieses Budget analysiert, dann stellt man sich auch die Frage: Welchen Stellenwert haben die Bezirke noch in dieser Stadt? Sie haben ja erwähnt, dass hier die Steuerleistung für die Bezirke an die Kommunalsteuer gebunden ist. Wenn man sich hier die Zahlen anschaut, dann sieht man, dass die Mittel für die Bezirke nur um 4 Prozent gestiegen sind, während die Ausgaben insgesamt um 12 Prozent gestiegen sind. 

Die Aushungerung der Bezirke ist auch bei Schulsanierungen ganz klar abzulesen, wo das Zentralbudget früher noch 90 Prozent der Kosten gedeckt hat und die Bezirke selbst hier nur 10 Prozent beitragen mussten. Dann wurden auch hier die Bezirke schlechter gestellt. Heute müssen die Bezirke 60 Prozent der Kosten tragen und die Stadt schießt nur mehr 40 Prozent bei. Dieses Budget führt daher genau den Nachweis, dass die Bezirke die Schulsanierung nicht schaffen: Sie können für die Schulsanierung nämlich nur 24 Millionen EUR aufbringen und es müssten nach Ihrem Programm eigentlich 34 Millionen EUR sein. Es fehlen also 10 Millionen! Und zusätzlich gehen 6 Millionen EUR an Refundierung aus dem Zentralbudget verloren. Wir haben also insgesamt eine Lücke von 16 Millionen EUR! Und das Budget 2008, das Sie, Frau Stadträtin, hier vorlegen, beweist, dass auch das Schulsanierungsprogramm schon im ersten Jahr gescheitert ist. 

Und, meine Damen und Herren, die Aushungerung der Bezirke ist ja auch am Schuldenstand ablesbar, weil gerade die Schulden der Bezirke im letzten Jahr explodiert sind, weil die Schulden der Bezirke im letzten Jahr um 50 Prozent hinaufgeschnellt sind. Und lassen Sie mich hier nur die Spitzenreiter dieser Schuldenbezirke ab etwa 2 Millionen EUR erwähnen:

Der Alsergrund hat 2 Millionen EUR, Penzing hat 2 Millionen EUR, die Innere Stadt 2,4 Millionen EUR, der 15. Bezirk 2,7 Millionen EUR, Simmering 3,3 Millio-
nen EUR, Meidling 3,7 Millionen EUR, der 13. Bezirk 4,4 Millionen EUR und, meine Damen und Herren, der Spitzenreiter der Schuldenbezirke ist Favoriten mit 12,8 Millionen EUR! 12,8 Millionen EUR hat allein der 10. Bezirk Favoriten an Schulden! 

Frau Vizebürgermeisterin, wir sind daher an einem Punkt angelangt, wo wir uns entscheiden müssen, was uns die Dezentralisierung eigentlich wert ist, was uns die Bezirke wert sind. Und im Magistrat beginnt ja gerade die Evaluierung der Finanzen und die haben das erwähnt. Ich meine, wir sollten diese Evaluierung rasch zu einem Ende bringen. Wir sollten noch im nächsten Jahr diese Reform starten und ich möchte an dieser Stelle daher einen Vorschlag einbringen:

Binden wir die Bezirksmittel nicht mehr an die Kommunalsteuer, sondern finden wir eine andere Tangente, etwa die Ertragsanteile, die sich in den letzten Jahren viel schneller, dreimal so schnell, entwickelt haben! Suchen wir eine dynamischere Finanzierung, denn wir sind heute auf einem Scheideweg, wo wir uns entscheiden müssen, was uns die Dezentralisierung in dieser Stadt tatsächlich wert ist, denn was ist das für eine Dezentralisierung, wenn die Bezirke mit ihren Mitteln ihre Aufgaben ja gar nicht mehr bewältigen können. Da genügt es nicht, Lippenbekenntnisse abzugeben. Da genügt es nicht, am Städtetag Lippenbekenntnisse abzugeben, wie wichtig die kleinen Einheiten sind. Wie wichtig die kleinen Einheiten für die Demokratie insgesamt sind, denn die kleinste Einheit in unserer Demokratie, meine Damen und Herren, sind die Bezirke, wo die Demokratie am unmittelbarsten erlebt wird und wo die Politik am hautnahesten vom Bürger erlebt wird. 

Ich meine daher, Frau Vizebürgermeisterin, meine Damen und Herren: Gehen wir das im nächsten Jahr an! Starten wir 2008 diese Reform der Bezirksfinanzen, denn ich meine, es ist an der Zeit, die Dezentralisierung wieder mit mehr Kraft zu versehen! Es ist an der Zeit, die Bezirke in Wien endlich wieder mit den dafür notwendigen Mitteln auszustatten, Frau Vizebürgermeisterin! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Verehrte Damen und Herren! 

Es ist schon nichtsdestotrotz eine gewisse Kunst, die man beherrschen muss, wenn man das Budget der Stadt Wien präsentiert und es wirklich schafft, nur sich während der gesamten Präsentation zu loben, keinen einzigen Problembereich, den es in der Stadt gibt, als Problembereich anzusprechen, so als wäre Wien eine Stadt wie es keine andere Großstadt auf der Erde gibt. Eine Stadt, die alle ihre Probleme längst gelöst hat, die eigentlich überhaupt keine Probleme von Großstädten kennt und wo es nur gilt, jetzt ganz einfach zu präsentieren, welches Budget wir haben, wie toll wir das eigentlich gemacht haben und wie sehr wir es geschafft haben, alle Probleme zu überwinden. Ja, und es bleibt dann nichts anderes mehr übrig, als zu klatschen, das Budget zur Kenntnis zu nehmen und ganz zufrieden zu sein. 

Na, es wird Sie nicht überraschen, meine Damen und Herren, festzustellen, dass dem so nicht ist. Die Opposition sieht das nämlich ganz anders und insbesondere die GRÜNEN werden diesem Budget ganz sicherlich keine Zustimmung erteilen, auch heuer nicht, denn dieses Budget tut dasselbe, was auch die Budgets vergangener Jahre getan haben: Es ist im Wesentlichen ein Fortschreibungsbudget ohne Impulse in Richtung Veränderung, ohne tatsächlich die großen Problembereiche anzugehen, ohne Lösungsansätze. Und es ist eigentlich schade, weil, wie Sie selbst gesagt haben, Frau Stadträtin, es gegenüber den Vorjahren ein durchaus hohes Budget ist, ein Budget, in dem es immerhin 480 Mil-
lionen EUR mehr Geld gäbe. Geld, mit dem man sehr viel hätte tun können, wenn man es gewollt hätte. 

Ich möchte nicht sämtliche Problembereiche dieser Stadt ansprechen. Dazu würde auch die Zeit nicht reichen. Ich möchte mich auf einige wesentliche konzentrieren. Auf einige wesentliche aber, bei denen es sich meiner Meinung nach wirklich lohnt, sich eine Zeit lang dort aufzuhalten. Und ich fange mit dem Kapitel Armut an. Immerhin haben Sie selbst in einem kleinen, kurzen Satz zugegeben, dass die Armut steigt. Es ist aber alarmierend, wie die Armut in dieser Stadt steigt. Die Zahlen steigen jahrein, jahraus dramatisch weiter und weiter und weiter und es reicht seitens der Stadt nicht, dass man sozusagen einfach festhält, dass das Selbstverständlichste erreicht worden ist, nämlich, dass zumindest einmal jener Budgetposten, der für soziale Leistungen, also insbesondere für die Sozialhilfe, vorgesehen ist, halt auch etwas besser dotiert worden ist. Wir wissen alle, wir haben keine andere Wahl, als diesen etwas höher zu dotieren, denn wenn wir das nicht tun, erreichen wir ganz einfach ein ganz großes Defizit genau bei diesem Posten, so wie wir es in früheren Jahren hatten, wo wir von hier aus mehrfach diskutiert haben, ob es nun bei der Sozialhilfe ein Finanzierungsloch gibt - ja oder nein - und wie groß es ist. 

Also es ist erfreulich, wenn sich kein Finanzierungsloch einstellen sollte. Das werden wir ja noch sehen, ob es so kommt. Aber, meine Damen und Herren, es reicht nicht, sich lediglich Gedanken zu machen, wie ich dementsprechend die Ausgaben für die Sozialhilfe erhöhen kann. Es ist, und einmal mehr sei es von dieser Stelle aus betont, an der Zeit, sich über weiterführende Konzepte Gedanken zu machen. Wien braucht eine Grundsicherung für die Menschen in dieser Stadt, die jahrein, jahraus erleben, dass sie in einer der reichsten Städte der Welt in bitterer Armut leben. Und Armut ist nicht irgendwie eine Floskel, Armut bedeutet in Wien an Tagen wie diesen, sich überlegen zu müssen, kann ich es mir denn leisten, die Heizung einzuschalten. Armut bedeutet, Lebensmittel einkaufen zu gehen und sich nicht das, was man zum Essen braucht, das, was man sich zum Essen wünscht, kaufen zu können, sondern überall in den Regalen zu schauen, was sind die billigsten Eier, welche Butter hat den günstigsten Preis, kann ich mir denn noch dieses Brot leisten oder wo gibt es ein noch billigeres paketiertes Brot. Armut bedeutet auch ein Gesundheitsrisiko. Armut bedeutet im Übrigen auch, Lebensmittel zu kaufen, die mitunter gerade, weil sie am günstigsten sind, womöglich auch noch ziemlich oft, sagen wir einmal, Ingredienzien enthalten, die wir uns alle ganz sicher nicht mehr sozusagen zuführen brauchen, weil wir in einer völlig anderen Welt, in einer völlig anderen Sphäre leben.

Nun, für diese Menschen, wie gesagt, braucht es soziale Absicherung. Es braucht eine Zukunftsperspektive. Es braucht die Grundsicherung, die nicht nur ermöglichen würde, ein Leben in Würde zu verleben, sondern die zusätzlich auch die Möglichkeit geben würde, dass die Menschen Aufbaumaßnahmen versuchen können, sich Fortbildungsmaßnahmen leisten können und im Leben ganz einfach einen Neustart haben können, um aus der Situation heraus zu kommen. Davon sind wir in dieser Stadt, meine Damen und Herren, meilenweit entfernt. Und die vollmundigen Ankündigungen des Herrn Sozialministers sind wahnsinnig schön anzuhören, aber sie haben überhaupt keine Bewandtnis auf die derzeitige aktuelle Situation in dieser Stadt. 

Und ich denke einmal mehr, Wien hätte schon vor Jahren die Möglichkeit gehabt, genau in diesem Bereich den Schwerpunkt zu legen, genau in diesem Bereich zu investieren und tatsächlich die Grundsicherung aus eigenem Antrieb heraus in dieser Stadt zu schaffen. Man tut es nicht, und es rächt sich. Es rächt sich, wie gesagt, weil die Armut steigt, es rächt sich aber auch, weil der Mittelstand in dieser Stadt jahrein, jahraus feststellt, dass er am Ende des Monats immer weniger zum Leben hat.

Und damit komme ich auf einen zweiten Bereich, der sich immer mehr zu einem sehr großen Problembereich entwickelt, und das ist der Bereich Wohnen. Also, gerade das Kapitel Wohnen verzeichnete eine drastische Verteuerung in den letzten Jahren. Und Sie wissen, und wir wissen alle, dass gerade in diesem Bereich junge Familien mit Kindern massiv betroffen sind. Und ich bringe Ihnen nur ein Beispiel – Leberberg -, wo die GRÜNEN jetzt vor Kurzem ein kleines Lokalbüro eröffnet haben, wo auch Bewohnerinnen und Bewohner die Möglichkeit haben vorbeizukommen und mit uns zu sprechen. Und was hören wir da? Die Delogierungen sollen dramatisch zugenommen haben, es soll kein Tag vergehen - sagen die Bewohnerinnen und Bewohner dort - ohne dass jemand ausziehen muss, weil er sich die Miete, sogar im bereits geförderten Wohnbau, nicht mehr leisten kann. Also, wenn hier kein Handlungsbedarf vorhanden ist, dann wüsste ich nicht, wo.

Und wenn wir schon bei einem dritten Bereich sind, der eben damit zu tun hat, dass sich in dieser Stadt immer mehr Menschen immer mehr berechtigte Sorgen machen müssen, wie ihre Zukunft finanziell aussieht, dann möchte ich auf die Umbrüche am Arbeitsmarkt zu sprechen kommen. 

Ja, Sie haben es selbst angesprochen, die Zahl der Ein-Personen-Unternehmen nimmt von Jahr zu Jahr zu, ebenso auch die Anzahl der Kleinstunternehmen, also solche, in denen sozusagen maximal zwei bis drei Personen Beschäftigung finden, und genau für diese Gruppe gibt es nach wie vor keine oder kaum eine soziale Absicherung. 

Zwar wird es jetzt mit Anfang 2008 etwas besser, und das ist zu begrüßen. Es ist zu begrüßen, dass künftig zumindest eine Form von Arbeitslosenversicherung da sein wird, es ist auch zu begrüßen, dass künftig zumindest auch eine Form von Abfertigung möglich sein wird, die gerade für Ein-Personen-Unternehmerinnen und -Unternehmer von existenzieller Bedeutung sein kann. 

Nichtsdestotrotz gibt es gerade für diese Gruppe nach wie vor kein schlüssiges soziales Netz. Und wir erleben es auch, insbesondere dann, wenn Krankheit kommt, wenn ein Unfall kommt, wenn man für zwei bis drei Monate einfach aus dem Arbeitsprozess aussteigen muss, und wenn man dann feststellt, dass ganz einfach die gesamte Existenz auf Grund dessen schlicht ruiniert ist, weil es nicht die Möglichkeit gibt, hier einzuspringen, weil es hier nicht die Möglichkeit gibt, die Infrastruktur aufrechtzuerhalten, weil der Bezug von Sozialhilfe in diesem Fall ausgeschlossen ist. 

Also, wir haben Tausende von Menschen, die jahrein, jahraus - und es werden immer mehr - in diesem Bereich selbstständig werden. Aber wehe, wehe, sie werden krank, wehe, sie haben einen Unfall, wehe, so etwas stellt sich ein. Es gibt dann weder eine Perspektive noch eine Lösung.

Und hier, meine Damen und Herren, hätte die Stadt Wien schon durchaus in Zusammenarbeit, beispielsweise auch mit der Wirtschaftskammer, Konzepte entwickeln können, die tragfähiger sind, und die genau diesen Menschen diese dauerhafte Sozialangst, unter der sie leben müssen, auch nimmt.

Nun möchte ich mich auch im Zusammenhang mit den Umwälzungen auf dem Arbeitsmarkt noch bei einer Personengruppe aufhalten, die in den letzten Jahren ebenfalls eine dramatische Änderung ihrer Beschäftigungssituation erlebt hat, und zwar zum Schlechteren hin, und das sind die Frauen. 

Also, Frau Stadträtin, ich weiß, dass Sie sehr kompetent sind im Frauenbereich, das heißt, wenn ich kompetent sage, meine ich, ich gehe davon aus, dass Sie sich ganz genau auskennen müssen bei der Situation von Frauen am Arbeitsmarkt. Ich könnte mir nicht vorstellen, dass Sie hier die Zahlen, von denen wir hier alle sprechen, nicht kennen würden. 

Umso mehr wundert es mich, dass Sie die besonders hohe Erwerbsquote von Frauen in Wien loben, denn Sie müssen ja wissen, dass diese Erwerbsquote deshalb zustande kommt, weil es zum überwiegenden Teil keine existenzsichernden Jobs sind. Sie müssen es wissen, Sie müssen es wissen, dass zwischen Wien und Stockholm - um jetzt einen Vergleich zu ziehen - Welten, richtige Galaxien, liegen, denn wo wir in Schweden und in den skandinavischen Ländern weit über 80 Prozent Erwerbsquote von Frauen haben, die vollzeiterwerbstätig sind, haben wir hier in Wien in den letzten Jahren eine steigende Erwerbsquote zu verzeichnen gehabt, die nicht einmal mit Teilzeitjobs, ja nicht einmal mit Teilzeitjobs, zu tun hatte, sondern hauptsächlich atypische Beschäftigungen sind. Das heißt, das sind ja nur mehr diese Jobs, die für acht Stunden, für zehn Stunden zu verrichten sind, und von denen man definitiv nicht leben kann. Und gerade letzte Woche oder vorletzte Woche war es, glaube ich, dass in allen Medien die jüngste Studie präsentiert worden ist, wo die Frauen ja auch gefragt worden sind, ob sie es freiwillig tun oder nicht, und ich bin sehr dankbar für diese Studie, weil sie hat ein für allemal mit dem Mythos aufgeräumt, die Frauen würden deshalb teilzeiterwerbstätig sein, weil sie es sich wünschen. 

Nein, meine Damen und Herren, ein geringer Teil, wenn ich mich recht erinnere, in etwa ein Viertel, hat angegeben, tatsächlich auf eigenen Wunsch, also freiwillig, teilzeitbeschäftigt zu sein. Der Rest hat ganz einfach festgestellt, mir bleibt keine andere Wahl, weil die Kinderbetreuung beispielsweise in dieser Stadt für Kleinstkinder nach wie vor nicht vorhanden ist. 

Genau genommen, damit es nicht hinterher heißt, ich würde die Zahlen ignorieren, ist nur jedes vierte Kind zwischen null und drei Jahren in Wien in Betreuung. Und wenn man sich bemüht hat, das sogar ein bisschen zu verbessern, und meine Zahlen leicht veraltet sein sollten, dann ist es was? Jedes dreieinhalbte Kind, und das war es. Ja, das war es. 

Wir sprechen nicht vom Kindergartendeckungsgrad, wir sprechen von jener Lebensphase des Kindes, in der es darauf ankommt, ob die Frau zu Hause bleiben muss oder ob sie Vollzeit-erwerbstätig sein kann.

Und, meine Damen und Herren, hier können sich die Zahlen nicht sehen lassen. Hier sind wir sehr weit zurück von dem, wo wir sein sollten. Und es nützt auch überhaupt nichts, den Bundesländervergleich heranzuziehen und zu sagen ... (GR Jürgen Wutzlhofer: In Oberösterreich!) Ja, in Oberösterreich, das ist ein wunderbares Beispiel, lieber Kollege, weil in Oberösterreich gibt es, seit die GRÜNEN regieren, ein äußerst ambitioniertes Projekt, mit dem jahrein, jahraus die Zahl der Betreuungsplätze mehr und mehr wird. Genau das, ja, genau das, vermisse ich in Wien. In Wien ist es nach wie vor in diesem Bereich relativ unterentwickelt und es bedeutet für Frauen, wie gesagt, noch einmal, dass sie hier nicht die Möglichkeit haben, obwohl sie es sich wünschen würden.

Und in Anbetracht der Zahlen, die, wie gesagt, diese Studie ergeben haben, und die eine deutliche Sprache sprechen, meinen wir, dass es an der Zeit wäre, hier Konzepte zu entwickeln. Und in diesem Zusammenhang möchte ich im Namen der Grünen Fraktion und auch ganz besonders im Namen unserer Frauensprecherin, StRin Dr Monika Vana, einen Antrag einbringen, in welchem wir ein Sofortmaßnahmenprogramm zur Förderung von Vollzeitarbeitsplätzen für Frauen und zur Bekämpfung der Frauenarbeitslosigkeit beantragen. Insbesondere sind Maßnahmen zur Förderung des beruflichen Wiedereinstiegs zur Vereinbarkeit von Beruf und Betreuungstätigkeiten und Maßnahmen für die Zielgruppe der atypisch Beschäftigten auszuweiten.

Und eigentlich ist es ohnedies eine gute Überleitung zum zweiten Bereich, wo ich der Ansicht bin, dass es in der Stadt ein sehr großer Problembereich ist, und von dem heute eigentlich so gut wie überhaupt nicht die Rede war, und das ist sehr wohl der Bereich Migrations- und Integrationspolitik in Wien. Wenn es einen Ort gibt, wo man schon sehen kann, dass es Probleme gibt, dass diese Probleme sehr wohl nennenswert sind, und dass sie sehr wohl Auswirkungen haben auf das Leben von uns allen, dann ist es tatsächlich der Bereich Schule.

Und, Frau Stadträtin, ich kann Ihnen absolut nicht zustimmen, wenn Sie von Wien als Topbildungsstandort sprechen, weil allen Ernstes Wien als Topbildungsstandort zu bezeichnen, in dem wir zwar endlich ein Sanierungspaket für die Schulen beschlossen haben, wir aber nach wie vor baufällige Schulen haben, ist sehr gewagt. Wir wissen es, und wir wissen auch, dass es länger dauern wird, bis genau dieser Problembereich behoben ist, in dem wir überfüllte Klassen haben und in dem wir nach wie vor wissen, dass wir Standorte haben, in denen Kinder sehr wohl bei der Einschulung mit erheblichen Deutschschwierigkeiten zu kämpfen haben, in dem wir in den letzten Jahren mehr als 1 000 Lehrerinnen und Lehrer weggekürzt haben, in dem die Einsparungen der letzten Jahre derzeit und aktuell voll wirksam sind, und in dem wir ganz schlechte PISA-Ergebnisse haben, die das auch belegen. Und wir wissen auch, welche Auswirkungen das auf die Kinder, auf ihre Gegenwart und auch auf ihre Zukunft hat. 

Und da meine ich sehr wohl, dass gerade hier sehr viel mehr Investitionen erforderlich sind, Frau Stadträtin, und ich möchte nur einen Bereich aus dem Kapitel Bildung herausgreifen und genau hier sozusagen exemplarisch aufzeigen, was ich tatsächlich unter Akzente setzen, Impulse setzen, Schwerpunkte tatsächlich verwirklichen und einmal Geld in die Hand nehmen, um etwas zu erreichen, verstehe, das für die Stadt sozusagen einen wesentlichen Schritt nach vorne bedeuten würde und nicht immer nur Kosmetik hier und Kosmetik dort, um sozusagen zizerlweise Dinge etwas auszubessern.

Also, der Kindergarten: Ja, in dieser Stadt würde Gratiskindergarten für alle Kinder ein wesentlicher Schritt nach vorne sein, und wir wissen auch, dass Gratiskindergarten für alle Kinder bedeuten würde, dass wir nicht nur erreichen könnten, dass tatsächlich alle Kinder, alle Kinder, rechtzeitig erreicht werden, dass hier auch ohne Zwangsmaßnahmen die deutsche Sprache rechtzeitig von denjenigen erlernt werden kann, die Schwierigkeiten haben, dass endlich zweisprachige Alphabetisierung möglich werden würde, und zwar in einem sehr, sehr frühen Stadium, dass wir hier sozusagen vorbauen könnten und viele Probleme des Schulalltags, mit denen wir derzeit konfrontiert sind, ein für alle Mal gelöst werden würden, und zwar im Vorfeld. 

Wir wissen das alles, und wir wissen auch, dass Kindergarten gratis auch nicht die Welt kostet, und bei 480 Millionen mehr, die es in diesem Jahr an finanziellen Mitteln gibt im Stadtbudget, wäre es spielerisch leicht möglich, genau diese Maßnahme zu finanzieren. Eine Maßnahme im Übrigen, die nicht nur mit dem Kapitel Integrationspolitik zu tun hätte, sondern durchaus auch zu tun hätte mit dem Kapitel Mittelstandsförderung in dieser Stadt. 

Ich habe vorhin genau jene Mittelschicht angesprochen, bestehend hauptsächlich aus jüngeren Paaren mit zwei Kindern, die jahrein, jahraus erleben, dass das, was sie verdienen, zu immer weniger reicht, und die soziale Ängste haben.

Und, meine Damen und Herren, ich gehe davon aus, dass die meisten von Ihnen, die kleine Kinder haben, wissen, was der Kindergartenbesuch kostet, und bei zwei Kindern wird es dann schon ein ordentlicher Einschnitt im Budget einer jungen Familie sein, auch wenn man Ermäßigungen genießt. Es sind immer noch Kosten bei zwei Kindern von locker 400 EUR, 400 bis 500 EUR im Monat, zu bewältigen. Also, Gratiskindergarten wäre eine ganz kluge Mittelstandsförderung gewesen in dieser Stadt, es wäre eine kluge Maßnahme für die Integrationspolitik, es wäre eine kluge Maßnahme für junge Familien. Aber, wo bleibt sie? Sie ist nicht da, sie ist in diesem Budget nicht enthalten, obwohl sie an sich finanzierbar gewesen wäre.

Meine Damen und Herren, wenn es ein Beispiel gibt, warum dieses Budget phantasielos ist, wenn es ein Beispiel gibt, warum in diesem Budget Chancen für diese Stadt verpasst worden sind, dann ist es die Tatsache, dass es man verabsäumt hat, den Kindergarten für alle Wiener Kinder gratis zu machen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Lassen Sie mich zum Schluss einen letzten Bereich aufgreifen, in welchem es ebenfalls die Chance gegeben hätte - wenn man gewollt hätte -, dass man wesentliche Akzente setzt, nämlich den Bereich Klimaschutz. Abgesehen davon, dass in diesem Budget keine nennenswerten Impulse für den ökologischen Wohnbau der Stadt vorhanden sind - denn wie wir wissen, bedeutet ökologischer Wohnbau auch mehr Investitionen, und zwar weit mehr Investitionen über mehrere Jahre hinweg, um dieses Ziel zu erreichen - aber einmal unabhängig davon, wenn ich mir anschaue, welcher Bereich es ist, der für den Anstieg der CO2-Emissionen in den letzten Jahren im Wesentlichen verantwortlich ist, dann ist es der Verkehr. 

Der Verkehr wächst und wächst, und das hat selbstverständlich auch äußerst unangenehme Folgen für das Klima, wie wir alle wissen. Und jahrein, jahraus diskutieren wir von hier aus, was man eigentlich tun kann, um eine drastische Reduktion der CO2-Emissionen für Wien zu erreichen. Und selbst wenn wir jetzt in den unterschiedlichen Parteien anderer Meinung sind, welche Maßnahmen überhaupt erforderlich sind, welche sinnvoll sind, welche finanzierbar sind, so glaube ich, sind wir uns zumindest in einem Punkt, soweit ich mich erinnern kann, in den letzten Jahren alle einig gewesen: Ein guter und ein kluger Weg wäre, Menschen zu motivieren, vom PKW auf die öffentlichen Verkehrsmittel umzusteigen. Zumindest, was diesen einen Satz betrifft, sind wir uns alle einig. 

So, was steckt also jetzt dahinter? Da kann man ja überlegen, und da kann man sehr lange diskutieren, was die Gründe sind, warum Menschen nichtsdestotrotz sehr oft auf das Auto angewiesen sind. Wie kann man nun die öffentlichen Verkehrsmittel so ausbauen, wie kann man die Intervalle so verdichten, wie kann man gerade die Verbindungen Wien‑Umland so verbessern, dass wir hier sehr wohl sehr viel mehr Pendlerinnen und Pendler erreichen und motivieren können, vom Auto auf die Öffentlichen umzusteigen. Und in diesem Zusammenhang kann man auch überlegen, was ein guter Tarif ist. Sind ständig teurer werdende Preise für die Wiener Linien ein guter Weg, oder sind sie eher sogar eine kontraproduktive Maßnahme. Und wir Grünen haben gerade dieser Tage als eine Maßnahme im Sinne des Klimas einen Öko-Tarif vorgeschlagen oder, wenn Sie so möchten, einen Klima-Tarif, bei den Wiener Linien einzuführen. Ein Euro pro Fahrschein. 

Und wenn man jetzt glaubt, das sei eine Katastrophe, und damit würde das Budget der Wiener Linien zusammenbrechen, das sei absolut nicht finanzierbar, und was hätten sich die Grünen da wieder einmal sozusagen einfallen lassen: Nein, meine Damen und Herren, das haben wir ausgerechnet, der Öko-Tarif von einem Euro bei den Wiener Linien würde Mehrkosten von 30 Millionen Euro bedeuten. Also, wenn das nicht finanzierbar ist, gerade bei 480 Millionen Mehreinnahmen, die wir heuer hatten, das soll mir jemand weismachen. 

Es ist natürlich wie immer eine Frage von Prioritäten, die man setzt. Und selbstverständlich hätte man nach dem Vorbild beispielsweise der Stadt Zürich und ihres Konzeptes, sozusagen Zürich-Umland, Zürich-Mobil heißt es und ich empfehle auch allen, die dieses wirklich hervorragende Verkehrsmobilitätsmodell noch nicht kennen, sich das auch ein bisschen näher anzuschauen, also genau nach diesem Vorbild hätte man einerseits, wie gesagt, den Tarif für die Wiener Linien auf einen Euro senken und andererseits mehr Investitionen genau in den VOR tätigen können, also in die Verbindungen Wien-Umland, um bei Weitem wirklich mehr Menschen zu motivieren, umzusteigen. Aber das hat man auch nicht getan. 

Und sehen Sie, meine Damen und Herren, das ist das Problem mit diesem Budget. Mir ist klar, dass alle guten und klugen Maßnahmen, die es gibt, nicht gleichzeitig finanzierbar sind. Mir ist klar, dass eine Stadt wie Wien, auch wenn man ein derart umfangreiches Budget hat, nichtsdestotrotz Prioritäten setzen und schlussendlich entscheiden muss, was von all dem kann und soll finanziert werden. 

Aber mir wäre es hundert Mal lieber gewesen, wir hätten hier eine Auseinandersetzung rund um das Budget gehabt, die sich eigentlich nur darum drehen würde, hat man die richtige Priorität gesetzt, ja oder nein, ist dieser große Wurf, den man angegangen ist, der richtige, oder hätten wir uns eher vorgestellt, dass man doch viel lieber im Schulbereich, im Gesundheitsbereich, in der Pflege, egal wo, besser investiert hätte.

Aber nein, meine Damen und Herren, das ist nicht Gegenstand unserer Budgetdebatte auch heuer wieder. Dieses Budget ist ein Fortschreibungsbudget, es fehlt das große Projekt, es fehlt der große Wurf, es fehlt der Schwerpunkt zur Gänze, und zwar egal, in welchem Bereich, und das trotz Mehreinnahmen. Insofern kann ich nur sagen, schade, ein Jahr mehr schon wieder verpasst. Wir Grünen werden ganz sicher nicht zustimmen. (Beifall bei den Grünen) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dr Tschirf. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Frau Vizebürgermeisterin hat am Anfang davon gesprochen, dass das Budget die in Zahlen gegossene Politik ist. Und Politik sollte eigentlich heißen, gestalten. Wenn wir uns den Ablauf dieses heutigen Morgens ansehen, dann ist es nichts anderes als ein Ritual, ein sehr lustlos heruntergespieltes Ritual, wo nach einer rund halbstündigen Rede der Frau Vizebürgermeisterin die SPÖ-Stadtregierung den Saal verlässt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was wir erwarten würden, wäre, dass hier tatsächlich über Politik diskutiert wird und ich gebe zu, gerade wenn man - und ich hatte das die letzten zwei Tage - Gelegenheit gehabt hat, in der bayrischen Landeshauptstadt München Diskussionen zu verfolgen und zu sehen, mit welchen Visionen dort eine Landesregierung an die Zukunftsfragen herangeht, dann, meine sehr geehrten Damen und Herren, vermisst man das hier sehr. 

Das vermissen wir, weil in Wirklichkeit - und da kann ich mich an meine Vorrednerin anschließen - diese Budgetrede nichts anderes war als more-of-the-same, also ein Fortschreiben dessen, was wir kennen. 

Und was vermissen wir? Wir vermissen Visionen für diese Stadt. Wie soll dieses Wien 2015 aussehen, wie soll dieses Wien 2020 aussehen? Wenn Sie sich angehört hätten, was etwa Günther Beckstein letzte Woche im bayrischen Landtag für sein Land formuliert hat! Wir haben hier nur, ein bisserl weinerlich, gehört: „Nun ja, die hohe Arbeitslosigkeit hängt damit zusammen, dass es so viele gibt, die eigentlich aus anderen Bundesländern kommen, und so schlecht ist das Ganze gar nicht, und das eine tun wir, und das andere tun wir, und so weiter.“ 

Was wir uns erwarten würden, wäre ein Wurf, was wir erwarten würden, wäre eine Vision, gerade bei der ersten Budgetrede einer neuen Finanzstadträtin. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wo lägen diese Visionen? Zum Beispiel in der Rolle Wiens in diesem neuen Europa, in der Rolle Wiens in Mittel- und Zentraleuropa, dort, wo die österreichischen Unternehmungen längst angekommen sind. Und wie nutzt das Wien tatsächlich, wie nutzt das Wien auch in Zukunft, wie schaut das mit den Nachbarländern bis hin zur Ukraine in den nächsten Jahren aus? 

Das sind Antworten, die wir nicht hören, und wenn ich auf dieses Fortwurschteln eingehe, da ist sicher aufgefallen, es ist zwar ein guter Spruch, von einem Topbildungsstandort zu sprechen, aber zerbröselnde Pflichtschulen und eine Situation, in der es eigentlich so ist, dass man, wie man hört, nicht einmal genau weiß, wie viel Raum und Raumbedarf die Wiener Pflichtschulen haben, so ist das nicht etwas, was ich unter dem Begriff Topbildungsstandort subsumieren würde. Meine Kollegin StRin Cortolezis-Schlager wird ja dieses Thema noch eingehender behandeln. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das, was wir bei diesem ersten Budget von Frau VBgmin Brauner feststellen, ist nichts Neues. Es sind keine Zukunftsimpulse hier festzustellen, und das merkt man auch an den Zahlen. Wien hat nach wie vor mit Abstand die höchste Arbeitslosigkeit im Bundesländer-Vergleich, und da kann man sich nicht darauf ausreden, dass in Wien mehr Leute arbeiten als in anderen Bundesländern, denn das haben halt Metropolen an sich. Und es war auch entlarvend, dass die Frau Finanzstadträtin davon gesprochen hat, dass Wien einmal eine Stadt von Industriearbeitsplätzen war, aber wo es wirklich hingeht, wo es wirklich in der Dienstleistung hingeht, auf das haben wir keine Antworten gehört. Das, was wir aber aus den Zahlen feststellen können, ist, dass wir es mit einer Gebührenlawine in den letzten Jahren zu tun haben und auch in diesem Jahr, einer Gebührenlawine seit 2001 um 20 Prozent. Das heißt, die Stadt Wien mit ihren stadtnahen Unternehmungen ist ein Preistreiber geworden. 20 Prozent Gebührenerhöhungen im Vergleich zu einer Inflationsrate von etwas mehr als 11 Prozent in dieser Zeit. Und daran sieht man den Unterschied, wie etwas nicht sein sollte. Und dabei befinden wir uns in einer Zeit, in der Gott sei Dank die österreichische Wirtschaft boomt, dank auch einer guten Wirtschaftspolitik der österreichischen Bundesregierungen in den vergangenen Jahren. (Beifall bei der ÖVP.) Als kleiner Hinweis sei auch die rot-weiß-rote Krawatte hier gezeigt, damit alle sehen, wem sie es zu verdanken haben. Wem es zu verdanken ist, (GR Christian Oxonitsch: Da kommt Schwarz gar nicht vor!) bitte schön, wem es zu verdanken ist, das ist diese rot-weiß-rote Wirtschaftspolitik, die dazu geführt hat, dass wir uns sehr wohl im internationalen Vergleich nicht zu verstecken brauchen, sondern, dass Österreich immer als Vorzeigeland dargestellt wird.

Und diese Wirtschaftspolitik, diese Finanzpolitik, die unser Finanzminister Wilhelm Molterer auch fortsetzt, hat zum Beispiel dazu geführt, dass in einem Finanzausgleich hier das geschieht, was in dieser Situation das Richtige ist, nämlich, dass entsprechende Mittel an Länder und Gemeinden fließen, und natürlich auch nach Wien, und das ist gut so. Nur, was geschieht eigentlich hier in dieser Stadt mit den entsprechenden Mitteln? Es wird weiter fortgewurschtelt, und Impulse, insbesondere in Richtung Investitionen, vermissen wir. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, schauen wir uns nur an, wie denn diese sprudelnden Mehreinnahmen verwendet werden, die Wien auf Grund der guten Wirtschaftslage hat - immerhin in der Höhe von 260 Millionen EUR, und das ist ja wirklich einiges –, und trotzdem, wo sind wirklich neue Momente zu sehen in dieser Politik. Wir vermissen sie. Wo sind sie bei den Investitionen, wo sind sie beim Arbeitsmarkt? 

Und wenn die Frau Vizebürgermeisterin vorhin davon gesprochen hat, dass angeblich die Situation gerade im Lehrlingsbereich in Wien so gut wäre, dann verweise ich auf die diesbezüglichen Zahlen: 

In Wien kommt auf 5,4 Lehrstellensuchende eine offene Stelle. Im benachbarten Niederösterreich schaut die Situation schon ganz anders aus, da ist das Verhältnis 2,1 zu 1. Das heißt, da ist die Situation mehr als doppelt so gut, und in Vorarlberg und der Steiermark etwa 1,9 zu 1. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Situation in allen Bereichen des Arbeitsmarktes ist nicht eine solche, dass sich diese Wiener SPÖ-Stadtregierung zurücklehnen kann, sondern hier wäre eines geboten, nämlich die Ärmel aufzukrempeln und für die Wienerinnen und Wiener zu arbeiten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie gesagt, die Einnahmen des Bundes sprudeln, und dabei sind noch nicht die zusätzlichen Mittel des Finanzausgleichs hier angeführt, die Wien erwartet, Gott sei Dank erwartet, und das, was wir erleben, ist eine Gebührenerhöhung, beispielsweise 2008 um 106 Millio-
nen EUR mehr Gebühren in dieser Stadt. Das ist nicht wenig, das ist ein Griff in die Taschen der Wienerinnen und Wiener und, meine sehr geehrten Damen und Herren, was ist wirklich bei den Investitionen hier geschehen, was ist mit den Mitteln des Bundes geschehen, was haben die Bezirke beispielsweise mehr bekommen? Wenn die Frau Finanzstadträtin davon gesprochen hat, das seien die Parameter, die hier eben nicht möglich sind, dann muss ich dringend einfordern, dass diese Parameter so verändert werden, dass die Bezirke tatsächlich ihren Arbeiten, ihren Aufgaben, nachkommen können. Denn es kann doch nicht sein, dass die Budgets der Bezirke in den letzten Jahren zurückgehen, es ist jetzt um 2 Millionen EUR mehr, aber ich sage noch einmal, von der Zahl von über 200 Millionen, die die Stadt mehr bekommen hat, gehen lediglich 2 Millionen zusätzlich an die Bezirke. Das kann es doch nicht sein. (GR Jürgen Wutzlhofer: O ja, 170 Millionen! – GR Mag Wolfgang Jung: Und die sind nicht einmal ausgeschöpft worden heuer!) Meine sehr geehrten Damen und Herren, Zurufe bitte an die eigene Finanzstadträtin. Es wäre notwendig, und das wissen Sie ganz genau, weil Sie ja die Diskussionen in den Bezirken führen. Es ist ja nicht so, dass das nur unsere Bezirksvorsteher, unsere Bezirksräte der ÖVP wären, die das kritisieren, das ist ja in den anderen Parteien genau das Gleiche. Nur dürfen die das halt nicht so formulieren, und das ist auch eines der Probleme dieser Stadt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das, was wir also erleben, ist eine Gebührenlawine, ich sage jetzt nur, Abwassergebühren um 37 Millionen EUR seit 2006 anstiegen, Müllabfuhrabgabe um 36 Millionen EUR seit dem Vorjahr angewachsen. Oder man rechnet bei der Parkometerabgabe plus 24 Millionen EUR, das ist eine Steigerung um 57 Prozent. Oder bei der Erhöhung der ORF-Landesabgabe im Jahr 2006 eine Erhöhung um 35 Prozent. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in dieser Art und Weise wird nichts Gutes für die Wienerinnen und Wiener getan, und schon gar nichts für den Wirtschaftsstandort. 

Und wo man es natürlich besonders merkt, was die Inflation betrifft, ist die Situation beim Wohnen, weil das Wohnen wird genau dadurch besonders teuer. Ich würde mir zwar wünschen, dass die Herren Buchinger und Blecha das gleiche Engagement wie in anderen Fragen auch an den Tag legen würden, wenn es um die Lebenshaltungskosten in Wien geht. Da wäre es auch wichtig, was zu tun, weil gerade auch die Pensionisten in dem Ausmaß betroffen sind, gerade in Wien. Wenn man sich etwa die verschiedenen Verteuerungen, die auch in diesem Jahr vor sich gegangen sind, ansieht - und wir haben hier sehr tiefgreifende Zahlen, die die Statistik Austria in der Ausgabengruppe Wohnung, Wasser und Energie zusammengefasst hat -, dann sieht man ganz deutlich, dass zwei Drittel der Inflation durch diese zusätzlichen kommunalen Gebühren herbeigeführt werden. 

Und eine ganz neue Studie von Kreutzer, Fischer & Partner zeigt, dass die Wohnkosten durch die Gemeindegebühren - und hier in erster Linie gerade durch die Wiener Gemeindegebühren - in die Höhe getrieben werden. 

Hauptverantwortlich dafür, sagen die Autoren in dieser Studie, die erst aus diesem Monat stammt, sind vor allem die Erhöhungen bei Müll, Wasser, Abwasser. Die Müllentsorgung ist seit 1990 um 160 Prozent angestiegen. Abwasserentsorgung plus 120 Prozent. Interessanterweise ein Bereich, der nicht so gewachsen ist, ist der Energiebereich, da ist natürlich die Liberalisierung ein Moment gewesen, warum das nicht in dem Ausmaß gewachsen ist. Auch das sei mit großem Dank an die Bundesregierung Schüssel hier vermerkt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Teuerungspolitik der SPÖ-Stadtregierung ist hauptverantwortlich für die gestiegenen Lebenshaltungskosten und die steigende Inflation. Wir haben hier die Situation, dass wir, wie gesagt, genug Geld vom Bund bekommen, dass wir 260 Millionen mehr Ertragsanteile bekommen, und dass trotzdem in die Taschen der Wienerinnen und Wiener gegriffen wird. Und damit wir hier eine andere Politik, gerade, was die Bezirke betrifft, in Zukunft in dieser Stadt erleben sollten, haben wir, und zwar mein Kollege Fritz Aichinger und ich, einen Antrag betreffend eine Erhöhung der Bezirksbudgets durch die Stadt Wien im Rahmen eines Wiener Finanzausgleichs vorbereitet. Denn wir glauben, was notwendig wäre, ist, dass man genauso, wie das zwischen Bund, Ländern und Gemeinden der Fall ist, solche Verhandlungen auch auf Wiener Ebene durchführen müsste und dass man auf die Bedürfnisse hier eingeht. Unser Beschlussantrag lautet: 

„Im Sinne der Dezentralisierung und der Erhaltung beziehungsweise des Ausbaus bürgernaher Verwaltungs- und Entscheidungsstrukturen spricht sich der Wiener Gemeinderat für eine signifikante Erhöhung der Bezirksbudgetmittel durch die Stadt Wien, zumindest um die für die Bezirke relevanten Preis- und Kostensteigerungen, aus.“ 

Ich habe ja schon vorhin gesagt, die Budgets der Stadt sind in den letzten Jahren nicht ausgeweitet worden, obwohl der Verbraucherpreisindex gestiegen ist, und dabei rede ich schon gar nicht vom Verbraucherpreis, den die Stadt Wien in ihren Bereichen erzeugt. 

„Daher verlangen wir, dass für die Bezirke die relevanten Preis- und Kostensteigerungen und in weiterer Folge auch die steigenden und intensivierten Ausgaben im Rahmen der Bezirkskompetenzen dieser entspricht. In diesem Zusammenhang sollte alle vier Jahre die Vergabe der Bezirksbudgetmittel - ähnlich dem Bundesfinanzausgleich - im Rahmen eines Wiener Finanzausgleiches neu verhandelt werden, wobei auf aktuelle regionale und lokale Bedürfnisse sowie auf die neu übertragenen Aufgaben und Erwartungen an die Bezirksfinanzierungen im Rahmen deren Kompetenzen einzugehen ist. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was wir uns erwarten würden, sind mehr Maßnahmen im Bereich der Arbeitsmarktförderung, denn die stagnieren im Wesentlichen. Wien hat die höchste Arbeitslosenrate zu verzeichnen, immerhin 7,9 Prozent aktuell, wir haben das niedrigste Wirtschaftswachstum im Bundesländer-Vergleich. Vergleichen wir das etwa mit Oberösterreich, die haben faktisch Vollbeschäftigung, Oberösterreich ist schuldenfrei, Oberösterreich hat Vollbeschäftigung. Das ist interessant, dort gibt es aber auch eine schwarz-grüne Regierung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir fragen uns, warum gelingt es der SPÖ wirklich nicht, das Thema Arbeitslosigkeit, heute die zentrale Frage in Europa zum Thema Soziales, zu lösen. Und ich erinnere daran, mit welchem Anspruch Bgm Häupl am 7. November 1994 sein Amt angegangen ist. Bgm Häupl hat damals gesagt: „Sie werden verstehen, dass es auch für mich als Sozialdemokrat in allererster Linie in der wirtschaftlichen Entwicklung darum geht, die Vollbeschäftigung auch in unserer Stadt zu sichern.“ 

Wie schaut die Realität aus? Wir haben rund 30 Prozent mehr Arbeitslosigkeit als damals. Das heißt, dieser Ansatz ist völlig danebengegangen. Ich fordere an dieser Stelle die Finanzstadträtin auf, alles zu tun, damit tatsächlich gegen die Arbeitslosigkeit in Wien und für ein höheres Wirtschaftswachstum entsprechende Schritte gesetzt werden, und dass auch die Arbeitsmarktförderung wieder einen anderen Stellenwert im Budget hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte aber noch auf ein Thema, das in diesen Tagen besonders aktuell ist, eingehen, weil ich an ihm nicht ganz vorbeigehen kann, denn es betrifft die Wienerinnen und Wiener in einem Ausmaß, das auch nicht zu unterschätzen ist. Das ist vor allem das Thema Gesundheit. Wir haben damit zu tun, dass die Wiener Gebietskrankenkasse pleite ist, dass der sozialistische Obmann dieser Wiener Gebietskrankenkasse, Bittner, sagt und resignierend feststellt, dass die Finanzkrise drohe, und jetzt heißt es sogar, die Zahlungsunfähigkeit stehe bevor. 

Ich frage mich, was hat dieser SPÖ-Funktionär in den letzten Jahren dagegen getan. Was tut er? Es ist beispielsweise auf Grund dieser finanziellen Situation der Wiener Gebietskrankenkasse heute nicht mehr möglich, das für epidemische Notfälle vorgesehene Geld überhaupt zu haben oder eben zur Verfügung zu stellen. Das fehlt, 2007 wurden sogar die Wertpapiere verkauft, und nun gehen hohe Zinserträge verloren. Wie soll die Zukunft dieser Wiener Gebietskrankenkasse tatsächlich aussehen? Reden Sie sich nicht darauf aus, dass das die Bundesregierung gewesen ist, denn die hat in den letzten Jahren all das immer wieder ausgeglichen, was durch das Missmanagement der Wiener Gebietskrankenkasse der SPÖ in diesem Bereich verloren gegangen ist, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist wirklich unglaublich, weil das ist ein gefährliches Spiel, gerade mit den Ärmsten in dieser Stadt, das ist ein gefährliches Spiel, was Sie hier treiben, und da kann man nicht einfach die Hände in den Schoß legen und sagen, nun, das ist halt so, sondern das ist leider einer von vielen Fällen von Wirtschaftsskandalen, die die SPÖ zu verantworten hat. (Beifall bei der ÖVP.)

Ob das jetzt im Bereich von Banken mit der Bank Burgenland, dem Länderbankskandal, der BAWAG und Ähnliches, zu tun hat, hier liegt die Verantwortung, meine sehr geehrten Damen und Herren, bei der SPÖ, die zuschaut. Ich sage nur das Stichwort Hanusch-Spital, wo wir genau wissen, dass das eines der ganz wesentlichen wirtschaftlichen Probleme ist, und die Stadt einfach nichts tut. Die Stadt weiß zum Beispiel nicht - und wir können es auch diesem Budget nicht entnehmen -, wo wirklich das Spital im Norden dieser Stadt, also im Bereich Floridsdorf, hinkommt. Da gibt es nicht einmal ein Grundstück, da gibt es nichts und dabei ist hier ein dringender Handlungsbedarf in den nächsten Jahren gegeben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, so weit ist es mit der Sozialkompetenz einer Partei gekommen, die sich einmal als Vorzeige-Sozialpartei in Europa verstanden hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist leider ein Armutszeugnis für das soziale Verständnis der Wiener SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.)

Und die Situation der Gebietskrankenkasse wird nicht dadurch besser oder dadurch gerechtfertigt, dass die Arbeitslosensituation in Wien eine schlechtere ist als in anderen Bundesländern, denn auch hier liegt die Verantwortung ganz eindeutig bei der SPÖ und bei sonst niemandem, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Es ist vieles in diesem Budget nicht angesprochen, was notwendig wäre. Es sind zu wenige Investitionen vorgesehen, es ist für die Arbeitsmarktförderung viel zu wenig geschehen, es ist für die Wirtschaftsförderung, für die Kleinbetriebe und die Mittelständischen viel zu wenig geschehen, und es sind keine Visionen für Wien als Stadt in Mitteleuropa, für Wien mit seinem neuen wirtschaftlichen Standort festzustellen. Das ist alles nicht angesprochen, das ist verabsäumt worden. Es ist nichts in Richtung Bezirke geschehen, es ist nichts in Richtung Bekämpfung der Arbeitslosigkeit geschehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben heute nur eine Aneinanderreihung von Selbstlob gehört, aber keine Visionen, keine Ideen, sondern nur ein Fortschreiben von dem, was wir in den letzten Jahren gehört haben. Einem solchen Budget kann die Wiener Volkspartei nicht die Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Oxonitsch. Ich erteile es ihm. 

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist natürlich ein gewisses Problem, wenn man - und das ist ja auch gut so – vorbereitet in eine Budgetdebatte geht und sich in dieser Vorbereitung sein eigenes Weltbild ein wenig zimmert. Trotz alledem glaube ich, wäre es notwendig und einer fruchtbaren Debatte in diesem Hause dienlich, würde man dann auch ein wenig zuhören, was in einer Budgetrede gesagt wird. Es hat sich ja durchaus gezeigt, dass man das anscheinend nicht getan hat. Man will halt sein eigenes Weltbild in irgendeiner Form aufrechterhalten und sich mit all den Maßnahmen und der Vielzahl von Maßnahmen, die wir für die Zukunft durch die Beschlussfassung dieses Budgets setzen werden, nur wenig auseinandersetzen und darauf auch eingehen.

Ich werde das aber versuchen. Ich werde zwar nicht auf alles eingehen können, weil dafür die Zeit sicherlich nicht ausreichen würde, aber ich möchte durchaus auf einige der Punkte eingehen, die hier gesagt wurden und die sich durchaus ja auch in der Rede der Frau Vizebürgermeisterin und Finanzstadträtin gefunden haben.

Gefunden haben deshalb, weil wir der felsenfesten Überzeugung sind, dass wir mit diesem Budget - was ja bei fast allen Rednern gekommen ist - ja tatsächlich durchaus auch Schwerpunkte setzen. 

Was ist es anderes als Schwerpunktsetzung, wenn man im Bereich der Bildung zusätzliches Geld in die Hand nimmt, was ist es anderes, wenn wir 180 Millionen EUR im Bereich der Gesundheitspolitik in dieser Stadt in die Hand nehmen? Das ist Schwerpunktsetzung, Schwerpunktsetzung, die die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, meine Damen und Herren, zu verantworten haben und auch dahinter stehen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)

Und dass wir in der Lage sind, diese Schwerpunkte dazu zu setzen und damit vielleicht auch gleich zu dem, was sowohl der Erstredner als auch mein Vorredner versucht haben, ein wenig in die Debatte einzuwerfen, zeigt das Ergebnis des Finanzausgleiches. Keine Frage, ein Finanzausgleich ist ein Kompromiss, aber wenn man sich tatsächlich ansieht, was sich hier getan hat, dann kann man sagen, es ist ein hervorragender Kompromiss, und vor allem ein Kompromiss, wo wir unserer zuständigen Stadträtin dazu nur herzlich gratulieren können. Denn tatsächlich sichert dieser Finanzausgleich für die Zukunft dieser Stadt die notwendigen Finanzmittel und dafür und für dieses Verhandlungsergebnis, meine Damen und Herren, ist ihr auch ausdrücklich zu danken, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)

Schauen wir es uns an: Dass man sich damit nicht auseinandergesetzt hat und leider auch jetzt in der Debatte nicht auseinandersetzen will, ist offensichtlich, weil sonst wäre Kollege Schock jetzt wenigstens während der Debatte auch noch anwesend. Aber, man hat sich anscheinend auch in der Vorbereitung damit nicht auseinandergesetzt. Schon allein die Absenkung des Beitrages Wiens zum Stabilitätspakt von 0,75 Prozent auf 0,42 Prozent ergibt natürlich zusätzliche Mittel, die der Stadt zur Verfügung stehen. Aber dass man sich nicht auseinandergesetzt hat, ist ja auch deutlich geworden, als er über die Deckelung für den Spitalsbereich und den Gesundheitsbereich gesprochen hat. Gerade das ist ja erzielt worden, diese Deckelung endlich aufzuheben, eine Maßnahme, die für die Entwicklung des Gesundheitsstandortes Wien von besonderer Bedeutung ist, und wir sind auch darauf sehr stolz. 

Und es ist eben nicht gelungen, das unter schwarz-blau-orangen Bundesregierungen zu erzielen, sondern das ist zum Glück jetzt in harten, zähen Verhandlungen gelungen, und es ist ein wichtiger Beitrag eben für den Gesundheitsstandort Wien. 

Also, es gibt hier ein hervorragendes Ergebnis, meine Damen und Herren, und das soll man hier nicht wegdiskutieren. 

Und da ist es auch nicht so - weil das auch zur Sprache gekommen ist - dass sich da jetzt irgendwie ein Geldregen plötzlich über Wien ergießt. Herr Kollege Tschirf hat als Symbol eben seine rot-weiße Krawatte getragen. Man sieht deutlich, Schwarz kommt nicht vor, und das ist ein Zeichen, wer dafür zuständig ist. Schwarz kommt in seiner Krawatte gar nicht vor, denn tatsächlich ist natürlich der Beitrag gering, und das vielleicht auch gleich zu dem Argument und zur Diskussion über die Situation der Krankenkassen, denn das ist etwas, wo gerade Sie in den vergangenen Jahren sehr versagt haben. Denn wodurch ist denn das Ergebnis und die Situation der Krankenkassen - und da ist ja Wien nicht nur ein Spezialfall - tatsächlich zustande gekommen? Durch die verfehlte Gesundheitspolitik der vergangenen Jahre, durch zusätzliche Aufgaben, die den Krankenkassen überantwortet wurden, aber nichts dazu getan zu haben, dass in irgendeiner Form auch die entsprechenden Einnahmen dafür möglich sind. 

Und ich nehme als eines dieser Beispiele nur die Deckelung der Beiträge für die Arbeitslosen, die hier seitens des Bundes an die Krankenkassen gezahlt werden. Sie haben zu verantworten gehabt, dass durch eine katastrophale Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik die Arbeitslosenzahlen gestiegen sind, dass wir nicht in Wien allein, sondern in Gesamtösterreich, einen Rekordstand in Ihrer Regierungsverantwortung zu verzeichnen gehabt haben. Aber das Geld dafür, damit diese Menschen auch Krankenkassenleistungen in Anspruch nehmen können, das haben Sie den Krankenkassen nicht zur Verfügung gestellt, und das ist schändlich. Und jetzt sich hier herzustellen und nach dem Motto „Haltet den Dieb“ andere schuldig werden zu lassen, das geht nicht. Dafür sind schon Sie zuständig, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist ja auch in dem Einleitungsstatement darauf hingewiesen worden: Die Ertragsanteile, von denen Wien profitiert, sind natürlich Anteile der Länder und der Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben. Ja, gar keine Frage, aber es ist das durchaus auch ein Rechtsanspruch, den die Länder und Gemeinden haben, das ist nicht eine Goodwill-Maßnahme, sondern es ist ein Ergebnis, und zwar deshalb, weil sich zum Glück die Wirtschaft in diesem Land wieder sehr, sehr positiv entwickelt, und Wien leistet zu dieser dynamischen Entwicklung einen ganz besonderen Beitrag. 

Es ist ja auch im Einleitungsstatement der Frau Finanzstadträtin darauf hingewiesen worden, was Wien hier tatsächlich leistet. Es ist einfach - und das muss wiederholt werden - etwa die Hälfte des Steueraufkommens dieser gemeinschaftlichen Bundesabgaben ist in Wien erwirtschaftet worden, und dafür leisten die Wienerinnen und Wiener sehr Maßgebliches, und daher steht ihnen dieses Geld durchaus auch zu, weil wir dafür sehr viel tun. 

Und wir unterstützen das auch, dass es sich eben in diesem Bereich dynamisch entwickelt, und es ist daher keine Großzügigkeit des Finanzministers, sondern einfach die Erfüllung seiner finanz- und letztendlich auch der verfassungsrechtlichen Pflicht, dieses Geld Wien zu geben, das die Wienerinnen und Wiener, unterstützt durch die Arbeit der sozialdemokratischen Regierung in dieser Stadt, gemeinsam erwirtschaften, meine Damen und Herren. Soviel auch von mir dazu gesagt. 

Und dazu vielleicht zu einem weiteren Punkt, der zumindest in zwei Reden angesprochen wurde, nämlich die Finanzsituation der Bezirke. Also, wenn man sich das hier ansieht, und wir haben ja auch schon andere Anträge der ÖVP gehabt in Richtung der Valorisierung gehend für die Einnahmen der Bezirke, so ist zu sagen, dass wir uns ja gemeinsam entschlossen haben - und auch darauf wurde hingewiesen -, nach 20 Jahren Dezentralisierung diesen Bereich durchaus einer gemeinsamen Prüfung zu unterziehen.

Nun, das ist auch gut und das ist auch notwendig so, weil durchaus nach 20 Jahren an dem einen oder anderen Bereich gedreht werden müsste. Einem Bereich, der auch darauf wurde hingewiesen, ja durchaus auch mit der ÖVP gemeinsam in diesem Haus beschlossen wurde. Aber wie sehen die nackten Zahlen aus: 

Beim Zentralbudget haben sich die Einnamen von 1998 bis 2008 von 9,1 Milliarden EUR auf zirka 10,5 Milliarden EUR entwickelt. Diese Steigerung beträgt rund 1,2 Milliarden EUR in diesem Bereich, und das ist eine Steigerung um 1,3 Prozent pro Jahr. Wie haben sich nun in diesem selben Zeitraum die Einnahmen der Bezirksmittel entwickelt: Vom Jahr 1998 mit 140 Millionen EUR, die es in diesem Bereich gegeben hat, auf das Jahr 2008 mit 153 Millionen EUR. Das ist einmal eine Steigerung von 0,9 Prozent, darauf könnte man kommen. Nur, geflissentlich wird immer wieder übersehen - und man kann es nur immer gebetsmühlenartig wiederholen -, dass sich in diesem Bereich auch maßgebliche Aufgabenveränderungen ereignet haben, zum Beispiel durch die Rückführung des Radwegenetzes auf der einen Seite, natürlich sinken hier die Mittel, aber auch durch einen ganz wesentlichen Bereich, den man ja nicht übersehen darf, dass durch die Umstellung für den Unternehmerbereich ohne Umsatzsteuer zu veranschlagen, sich eben hier auch die Zahlen verzerren, und wenn man das bereinigt, dann ergibt sich eine Erhöhung von 1,4 Prozent für die Bezirksmittel. Das ist nicht unmaßgeblich, es ist eine Erhöhung, die letztendlich über der Entwicklung der Stadt liegt, meine Damen und Herren. 

Also, es kann hier keine Rede davon sein, dass die Bezirke ausgehungert werden, es gibt hier einen Verteilungsschlüssel, den wir einer kritischen Prüfung unterziehen werden, aber einen Verteilungsschlüssel, der jedenfalls sichergestellt hat, dass sich die Einnahmen der Bezirke dynamisch und eigentlich dynamischer entwickelt haben als die Einnahmen dieser Stadt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Weil in diesem Bereich mit dem Antrag, den Kollege Tschirf eingebracht hat, ja auch angeregt wurde, man soll durchaus auch quasi in so etwas wie Finanzausgleichsverhandlungen eintreten, so kann ich dem durchaus nur abraten, auch im Interesse der Bezirke, weil es ja gerade hier notwendig ist, längerfristig zu planen, zum Beispiel auch ein Schulsanierungsprogramm über 10 Jahre durchzuführen. Wie das dann funktionieren soll, wenn man alle vier Jahre eigentlich nicht weiß, wie sich die Einnahmen auf der Bezirksebene entwickeln, das sei jetzt einmal dahin gestellt, aber es wurde ja auch verlangt, auf aktuelle Bedingungen immer wieder im Zuge dieser Finanzausgleichsverhandlungen Bezug zu nehmen und auf diese auch durch solche Finanzausgleichsverhandlungen zu reagieren. 

Wir haben das getan - auch das wird geflissentlich übersehen -, nicht nur durch das große Schulsanierungspaket von über 660 Millionen EUR, die hier investiert werden, sondern auch in der Vergangenheit immer wieder durch zusätzliche Fördermaßnahmen in den Bezirken, zum Beispiel für die bauliche Instandhaltung der Kindertagesheime, aber auch der baulichen Instandhaltungen für Schulen, und wir tun das darüber hinaus - und das wird überhaupt völlig ausgeklammert - durch eine Vielzahl von Förderungen und Zuwendungen an die Bezirke für überragend regionale Maßnahmen im Bereich der Hauptstraßen, hier 3,3 Millionen EUR, die wir budgetiert haben, im Bereich der Stadtgestaltung über 2 Millionen EUR, die für diesen Bereich budgetiert sind, und nicht zuletzt auch durch die Maßnahme der Kanalförderung 3,8 Millionen EUR, die in diesem Bereich budgetiert sind. 

Alles Maßnahmen, die versuchen, genau eben auf solche aktuellen Notwendigkeiten - Stichwort Stadterweiterung und Ähnliches mehr – ein wenig Bezug zu nehmen, und hier den Bezirken, obwohl es - noch einmal, gemeinsam beschlossen von ÖVP und SPÖ - zu den Aufgaben der Bezirken gehört, hier zusätzliche Anreize zu geben, einerseits durch das Schulsanierungspaket zu investieren, aber auch die vielen Pakete, die wir in den vergangenen Jahren hatten, aber auch durch solche Fördermaßnahmen für überregionale Maßnahmen, damit es hier eben die Möglichkeit des Reagierens auf aktuelle Schwerpunktsetzungen gibt.

Aber es ist natürlich auch noch einiges andere angesprochen worden, wo man ja sagen kann, man sieht ja hier auch, wie unklar die Argumentationslinien laufen. Auf der einen Seite hat Kollege Schock Bezug genommen auf die bedarfsorientierte Mindestsicherung und eigentlich im Endeffekt kritisiert, dass man sich für diesen Weg entschieden hat. Ein Weg, für den wir uns deshalb ja auch entschlossen haben, tatsächlich auch eine Verantwortung in dieser Bundesregierung zu übernehmen, eben deshalb, weil uns gerade dieser Bereich der sozialen Absicherung der Schwächsten in der Gesellschaft besonders am Herzen gelegen ist, eine Verantwortung für die GRÜNEN, die sie hier zwar einfordern, aber nie bereit waren, im Endeffekt auch zu übernehmen, und da geflissentlich übersehen, dass gerade das ein wesentlicher Arbeitsschwerpunkt dieser Bundesregierung ist, und da wird auf der einen Seite kritisiert, dass man es quasi machen will, dass man sich das vorgenommen hat, und Kollegin Vassilakou kritisiert, dass es hier eben das genau nicht gibt. 

Es wird das geben, wir haben uns für diesen Weg entschlossen, wir haben deshalb auch unter Diskussionen diesen Weg einer Beteiligung in dieser Bundesregierung eingenommen, und wenn man sich die Ergebnisse ansieht, gerade in diesem Sozialbereich, dann lohnt sich dieser Weg einfach, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich finde es sehr interessant, dass Kollege Tschirf schon nach Bayern fahren muss, um sich positive Beispiele anzusehen. Viel Vertrauen dürfte er zu seinen konservativen Kollegen in den Ländern ja da nicht haben, da muss er also den Blick schon ein bisschen weiter richten. Ich glaube, wenn man sich hier ansieht, wie sich Wien tatsächlich, und damit möchte ich auf einen Punkt noch Bezug nehmen, wie sich Wien tatsächlich entwickelt hat, dann klafft ja hier ein großer Unterschied zwischen Dichtung und Wahrheit.

Und ich möchte nur den Begriff des Weiterwurschtelns nehmen, den er hier geprägt hat: Da muss man halt als Oppositionsredner weiterwurschteln. Und ich sage ganz offen, wenn das Ergebnis dieses Weiterwurschtelns ist, dass Wien weiterhin die Stadt mit der höchsten Lebensqualität ist, wenn dieses Weiterwurschteln sicherstellt, dass sich Wien weiterhin so dynamisch entwickelt, wie es dies in der Vergangenheit getan hat, wenn dieses Weiterwurschteln tatsächlich zum Ergebnis hat, dass Wien weiterhin nicht nur ein Toptourismus-, sondern auch ein Topkongressstandort ist, wenn dieses Weiterwurschteln bedeutet, dass Wien weiterhin im Bereich der Spitzenmedizin über all die Grenzen hinweg Hervorragendes leistet und Anerkennung findet, wenn dieses Weiterwurschteln bedeutet, dass Wien auch im Bereich der Universitäten, im Bereich der Bildung, zusätzliches Geld in die Hand nimmt, wenn das sichergestellt wird mit diesem Budget - und davon gehen wir aus, und davon sind wir überzeugt -, dann sind wir darauf stolz, meine Damen und Herren, denn Wien ist eine hervorragende Stadt dank der Arbeit dieser Stadtregierung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und wenn man sich einfach die einzelnen Bereiche ansieht, und da wird ja immer wieder viel auch darüber gesprochen, und in den Presseaussendungen, schon nach Vorstellung des Budgets ist ja auch viel zur Sprache gekommen wie, es sei nicht zukunftsorientiert, es sei nicht innovativ. Gehen wir diese Begrifflichkeiten schlicht und ergreifend einmal durch:

Ich sage und glaube, ganz im Gegensatz dazu, dieses Budget der Stadt ist tatsächlich ein zukunftsorientiertes Budget, weil es eben auch zum Beispiel auf die dynamische Bevölkerungsentwicklung in dieser Stadt Bezug nimmt durch zusätzliche Investitionen in den Infrastrukturbereich, durch zusätzliche Investitionen auch im Bereich der Daseinsvorsorge, vor allem aber auch durch zusätzliche Maßnahmen im Bereich der Wohnbauförderung, weil eben das Budget auf solche dynamischen Entwicklungen eigentlich schon Bezug nimmt. 

Es ist auch ein verantwortungsvolles Budget, und das soll nicht immer unter den Teppich gekehrt werden. Es ist ein verantwortungsvolles Budget, schlicht und ergreifend deshalb, weil es kein Defizit aufweist, und ganz im Gegensatz sogar den Schuldenstand der Stadt weiter reduziert. Es ist auch ein wirtschaftsförderndes Budget, wenn man sich ansieht, wie die Investitionen weiterhin auf einem hohen Niveau gehalten werden können, und da gibt es immer wieder Klagen - und wir können uns ja die Protokolle der letzten Sitzungen ansehen -, wo man sagt, wie das zurückgefahren wird, wie das weniger werden wird. Aber sowohl im Budget halten wir diesen hohen Investitionsstand, und vor allem auch dann immer wieder auch im entsprechenden Rechnungsabschluss. Und da ist es nun durchaus unseriös, hier immer wieder Rechnungsabschlüsse mit Budgetzahlen zu vergleichen. Wir budgetieren umsichtig, wir budgetieren verantwortungsvoll, und diese Stadt ist mit diesem Weg auch hervorragend gefahren, meine Damen und Herren! 

Es ist aber auch ein wirtschaftsförderndes Budget, und es ist ein arbeitsplatzsicherndes Budget. Ein arbeitsplatzsicherndes Budget schon allein deshalb, weil wir trotz der positiven Entwicklung am Arbeitmarkt weiterhin große, maßgebliche Summen in die Hand nehmen. 

Es sind Summen, und auch an das soll man immer wieder erinnern, die Wien in die Hand nimmt, obwohl für diesen Bereich eigentlich jemand anderer zuständig war. Wir haben sie mit dem Ergebnis in die Hand genommen, dass sich die Arbeitsmarktsituation schon Jahre vorher, bevor es endlich diese positive Entwicklung auf dem österreichischen Arbeitsmarkt gegeben hat, in Wien dynamisch entwickelt hat und die Arbeitslosigkeit zu einem Zeitpunkt gesunken ist, wo sie in den anderen Bundesländern noch gestiegen ist. Wenn man sich das jetzt ansieht, sieht man, dass diese Maßnahmen diese positive Entwicklung zusätzlich unterstützen. Daher ist Wien immer wieder im Rückgang der Arbeitslosigkeit Spitzenreiter vor allen anderen Bundesländern.

Das kann man auch nicht so locker wegwischen: Da soll man nicht sagen, dass eben 220 000 Menschen aus dem Umland hier Arbeit finden, das muss man sagen, denn anders ist es unfair zu diskutieren und anders kann eine seriöse Diskussion nicht geführt werden, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich denke, dieses Budget ist auch ein wirklich innovatives Budget, weil es für diesen wesentlichen Bereich von Forschung und Entwicklung zusätzliche Mittel zur Verfügung stellt, diesen Bereich auch intensiv fördert, nicht nur dem Markt überlässt, sondern Anreize schafft, mit dem Ergebnis, dass sich eben viele internationale Unternehmen hier ansiedeln, mit dem Ergebnis, dass Wien eine hervorragende Forschungsquote bereits hat und sich österreichweit im Spitzenfeld befindet, vor allem aber auch jetzt die Grundlagen dafür schafft, dass das ambitionierte Ziel der Erhöhung der Forschungsförderung auf 4 Prozent tatsächlich auch erreicht werden kann.

Und es ist – und das ist uns Sozialdemokraten natürlich ganz besonders wichtig – tatsächlich auch ein wirklich soziales Budget. Die Ausgaben für die Sozialleistungen werden erhöht. Ich erinnere auch da immer wieder an die Kassandrarufe, wo es darum geht: Das ist nicht mehr finanzierbar! Das werden wir nicht schaffen! Wir werden Sozialleistungen zurückfahren! – Wir stellen für diesen Bereich, gerade weil uns die Armutsbekämpfung in Wien wichtig ist und ein wirklicher Stellenwert ist, zusätzliche 60 Millionen EUR zur Verfügung.

Es ist ein gesundheitsbezogenes Budget, und es ist ja diesem Bereich auch sehr viel Platz bereits in der Budgetrede eingeräumt worden: Es sind 180 Millio-
nen EUR, die zusätzlich zur Verfügung gestellt werden. Man muss das manchmal in Schilling umrechnen: 2,5 Milliarden ATS, die zusätzlich in diesen Bereich investiert werden, sind nicht nichts, sondern ein Bereich, wo diese eingeforderte Schwerpunktsetzung tatsächlich auch Platz greift.

Es ist ein umweltfreundliches Budget, nicht nur deshalb, weil die Mittel für die Sanierung – und gerade hier leistet Wien ja Hervorragendes durch die THEWOSAN – sichergestellt sind. Im Übrigen ist das auch ein Ergebnis. Ich erinnere daran, weil Kollege Tschirf den Bereich der Wohnkosten angesprochen hat. Ich erinnere an die vielen Angriffe auf die Wohnbauförderung, die es gerade unter schwarz-blau-oranger Bundesregierung immer wieder gegeben hat, wo man immer wieder die Wohnbauförderung in Frage gestellt hat. Dass sie gesichert ist, ist nicht nur von der wohnpolitischen Seite von Bedeutung, sondern letztendlich auch für die Klimaschutzseite wichtig, weil gerade durch die thermische Sanierung in der Stadt sehr, sehr viel tatsächlich erreicht werden kann.

Es ist ein bildungsgerechtes Budget, nicht zuletzt auch durch die Schwerpunktsetzung und auch durch das Ergebnis dieses Budgets, dass die Bildungsausgaben tatsächlich die Milliarden-Euro-Grenze überschreiten werden. Und es ist vor allem – und das ist uns auch ganz besonders wichtig – ein wirklich faires Budget, weil neuerlich dieser gesamte Bereich des Gender Budgetings – und ich bin überzeugt, das wird im Bereich der Spezialdebatten ja noch zur Diskussion kommen – eine ganz wesentliche Grundlage dieses Budgets darstellt.

Es ist auch ein kulturförderndes Budget, schon allein deshalb, weil es gelingt, Kunst- und Kulturinitiativen und -einrichtungen tatsächlich weiterhin so intensiv zu unterstützen, wie uns das in den vergangenen Jahren gelungen ist, und weil es im Vergleich zum Budgetvoranschlag 2007 auch eine maßgebliche Steigerung in diesem Bereich ausweist. 

Und es ist im Endeffekt auch ein solidarisches Budget, weil es am stärksten ausgeprägt – und das soll auch nicht unter den Teppich gekehrt werden! – von allen Bundesländern zur Einhaltung des gesamtösterreichischen Stabilitätspakts beiträgt. Zum Glück ist es der Finanzstadträtin gelungen, die Beiträge zu reduzieren. Das eröffnet neue Spielräume für Wien, die wir durch zusätzliche Ausgaben im Bereich der Bildung, durch zusätzliche Ausgaben im Bereich der Gesundheitspolitik und vieles andere mehr nutzen.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass es tatsächlich gelingt, mit diesem Budget die Stadt fit zu machen für die Herausforderungen der Zukunft und die Stadt in die Lage zu versetzen, diese hohe Qualität, die die Wienerinnen und Wiener zu Recht von dieser Stadt und dieser Stadtregierung verlangen und erwarten können, zu erfüllen – mit dem Ergebnis, dass Wien eben ein Topstandort ist: Ein Topstandort für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, ein Topstandort für Menschen, die Beschäftigung suchen, ein Topstandort für Forschungseinrichtungen, ein Topstandort letztendlich auch im Bereich der Spitzenmedizin. Wir legen die Grundlagen dazu, dass wir diese Topplatzierung beibehalten können, und daher werden wir diesem Budget zustimmen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Herzog. Ich mache darauf aufmerksam, dass ab jetzt die Redezeit 20 Minuten bis auf Widerruf beträgt. Ich erteile ihm das Wort.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! 

Wir Freiheitlichen haben ja schon angekündigt – auch nicht ganz überraschend –, dass wir dem Voranschlag natürlich nicht zustimmen werden. 

Zur Rede des Herrn Klubobmann Oxonitsch, was den Finanzausgleich betrifft: Die Deckelung der Gesundheitsausgaben ist ja in dem Sinn richtigerweise, allerdings auch notwendigerweise erfolgt, weil die Kosten im Pflegebereich vor allem in keiner Weise absehbar sind. Darum ist es notwendig, eine Deckelung einzuführen, darum ist es notwendig, auch im Jahre 2009 eine Sichtung der bisherigen Ergebnisse vorzunehmen.

Was die Steigerung der Arbeitslosenzahlen unter der früheren Regierung betrifft, die Herr Oxonitsch angesprochen hat, so möchte ich feststellen: Das hat doch in erster Linie Wien betroffen, die anderen Bundesländer deutlich weniger. Daher muss es einen Grund haben, Herr Oxonitsch, wenn das geschehen ist. Sie sollten darüber nachdenken!

Generell ist unsere Ablehnung des Voranschlages 2008 aus den verschiedensten richtigen und wichtigen Gründen erfolgt. Ein ganz wesentlicher ist doch wohl der, dass wir in der jetzigen Hochkonjunktur, in der wir Gott sei Dank leben können, leider budgetmäßig für Wien in keiner Weise vorgesorgt haben. Es ist in Wien offensichtlich der Voranschlag des Budgets in Form einer Fortschreibung ohne weitere wirklich zündende Ideen gestaltet, die hier notwendigerweise hätten umgesetzt werden können. Stattdessen wird die Chance einer Hochkonjunktur, die auch wieder ihr Ende finden wird, vernachlässigt und nicht genützt.

Es gibt keine Verbesserung beim Budgetsaldo. Ein Aufbauen des budgetären Handlungsspielraumes findet nicht statt und der Maastricht-Überschuss sinkt für das nächste Jahr sogar von 197 Millionen EUR auf 175 Millionen EUR, das sind um 22 Millionen EUR weniger. Wien verfehlt damit wiederum seine Verpflichtung, gemäß des Österreichischen Stabilitätspaktes einen Maastricht-Überschuss von 250 Millionen EUR zu schaffen, deutlich.

Die Ausgaben steigen stark an, nämlich um 4,8 Prozent, die Investitionen ... (GR Christian Oxonitsch: Welches Budget haben Sie gelesen?) – Ich habe Voranschlag gesagt! (GR Christian Oxonitsch: Eben!) – Ja, natürlich, selbstverständlich, Herr Kollege, ich hoffe, Sie auch! – Die Ausgaben steigen stark an – um 4,8 Prozent –, die Investitionen dagegen sind nur gering angestiegen, die kommunale Investitionsquote sinkt sogar von 15 auf 4,9 Prozent, und das mitten in einer Hochkonjunktur.

Besonders die U-Bahn-Investitionen werden zurückgenommen, nämlich um 78 Millionen EUR, von 338 Mil-
lionen EUR auf 260 Millionen EUR, und die Förderung der Klein- und Mittelbetriebe – ein ganz wesentlicher Punkt in dieser Stadt! –stagniert. Die Ausgaben für Wirtschaftsförderung werden bloß valorisiert und nur um 1 Million EUR von 48 Millionen EUR auf 49 Millio-
nen EUR aufgestockt, was also keine Erhöhung in der Sache selbst bedeutet.

Der Schuldenabbau ist nicht in Sicht und alle fälligen Tilgungen sind durch neue Fremdmittelaufnahmen wieder ersetzt worden. Die Reduktion von 2007 um 71 Millionen EUR ist letztendlich nur auf den Kurs des Schweizer Franken zurückzuführen und nicht auf innovative Tätigkeiten der Stadtverwaltung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Situation der Wiener Gebietskrankenkasse wurde vom Kollegen Tschirf bereits angesprochen, aber auch im Spitalsbereich, so muss man feststellen, ist ein Finanzdebakel unübersehbar und nicht mehr zu verschleiern. Die Rücklagen sind aufgebraucht, das Defizit ist nicht mehr hinter dem Investitionskostenzuschuss zu verbergen und der Betriebskostenzuschuss steigt um unglaubliche 116 Mil-
lionen EUR, er steigt um 20 Prozent. Ein wirklich herausragendes Ergebnis für die sozialistische Stadtverwaltung. Herausragend ist ja auch das Ergebnis des Defizits des AKH, es steigt um mehr als ein Drittel von 90 Millionen EUR auf 122 Millionen EUR.

Übrigens, das Finanzierungsübereinkommen in den Wiener Spitälern von 2006 bis 2009 wird von StRin Wehsely weiterhin unter Verschluss gehalten und den Oppositionsparteien nicht zur Verfügung gestellt. Was da alles drinnen steht, wissen wir nicht. Das muss ja etwas furchtbar Grausliches sein! Es muss ja Gründe geben, warum weder wir als Opposition noch die Öffentlichkeit über diese Inhalte informiert werden sollen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am Sonntag hat Peter Rabl im „Kurier" Folgendes geschrieben: „Inflation und hohe Steuern und Abgaben fressen jeden Zuwachs der Gehälter. Während die Wirtschaft blüht und wächst wie in einem Jahrzehnt nicht mehr, schrumpfen die Nettoeinkommen der Arbeitnehmer weiter. Drastisch teurer werden unvermeidbare Ausgaben für Lebensmittel und Wohnen. Ausgerechnet die öffentlichen Hände erweisen sich mit unverschämten Erhöhungsraten bei Abgaben und Gebühren als die weitaus schlimmsten Preistreiber. Und: Das durchschnittliche Einkommen eines Arbeitnehmers liegt unter dem realen Wert von 1992.“– Soweit Peter Rabl.

Man kann nur feststellen: An diesem niederschmetternden Ergebnis, meine Damen und Herren, sind die Rathaussozialisten an vorderster Front, an vorderster Stelle beteiligt. 

Wir haben ja, wie gesagt, ein schweres Erbe mit hohen Gebühren durch viele Jahre in der Zwischenzeit erlebt und sehen uns konfrontiert mit einer Weiterentwicklung genau dieser Dinge. Das Belastungspaket der Wiener Sozialisten in den Jahren 2006 und 2007 wird jeden Wiener Haushalt mit rund 600 EUR im Jahr treffen. Zusätzlich dazu kommen natürlich die zahlreichen Preissteigerungen durch den Bund, Rezeptgebühren, Sozialversicherungsbeiträge, Treibstoffe und erhöhte Selbstbehalte. 

Wir haben – das wurde schon vom Kollegen Tschirf gesagt – schon im Jahr 2006 massive Erhöhungen des Gaspreises, des Strompreises, der Kanalgebühren und der Müllgebühren gehabt und natürlich auch des Kulturförderungsbeitrages und wir haben jetzt im Jahr 2007 wiederum eine Erhöhung des Gaspreises und Strompreises und dazu noch eine Erhöhung der Tarife der Wiener Linien und natürlich vieles andere wie etwa Parken oder Bäder. Das heißt also, es ergibt sich eine Belastung für einen Durchschnittshaushalt von 50 EUR im Monat oder rund 600 EUR im Jahr. Und dies, obwohl die Regierung der Sozialdemokraten vor der Wahl versprochen hat, auf alle Gebührenerhöhungen zu verzichten. Zwei Jahre später ist von diesem Versprechen nichts mehr übriggeblieben. 

Das Belastungspaket ist schon 2006 äußerst belastend und unsozial gewesen. Noch unsozialer ist aber das Paket des Jahres 2006, weil in kürzester Zeit die nächste Erhöhung wieder nachgeschickt wird und sich diesen Alltagskosten ja niemand entziehen kann. Man muss ja feststellen, dass es gerade die unteren Einkommensschichten am meisten trifft, weil es eben keinerlei soziale Staffelung bei diesem ganzen Bereich der Gebühren und Tarife gibt. Daher werden am stärksten die kleinsten Einkommen von dieser Entwicklung betroffen. 

Besonders natürlich wird durch das Belastungspaket der Bereich Wohnen getroffen. Wohnen ist ein Inflationstreiber Nummer 1, gar keine Frage, und die Rathaussozialisten tun ihr Möglichstes, um diese Spitzenbelastung für alle Wienerinnen und Wiener, für uns alle, aufrechtzuerhalten und massiv zu verstärken. 

Beim Hinaufschnalzen von Gebühren haben Sie ja keine besonderen Hemmungen gehabt, aber ich habe eine Frage als Rechtsanwalt schon gestellt: Wie schaut es aus mit dem Vollzug von Höchstgerichtsurteilen, in denen Mieter nunmehr Vorteile bekommen, wo es also mögliche Rückzahlungen und Vorteile für die Mieter gibt? Hier hört man wenig von den Sozialisten und einer Verwirklichung dieser Dinge, man hört wenig davon, dass hier freiwillig etwas gemacht wird oder aber dass auch nur eines geschieht, nämlich, dass man Urteile, die ausgefochten, durchjudiziert sind, wirklich nicht nur den betroffenen, klagenden Parteien, sondern allen Mietern und Mieterinnen zukommen lässt. Hier ist eine massive Verschlechterung, eine massive soziale Ungleichheit gegeben, und ich glaube, die Sozialdemokraten sind dringendst gefordert, hier eine Änderung herbeizuführen. (Beifall bei der FPÖ.)

Es ist absolut unmöglich, dass gerade eine soziale Stadtverwaltung sich nicht anders benimmt als so mancher Hausherr, indem einfach alles durchjudiziert wird und die Urteile, die kommen und erfolgen, in keiner Weise auf alle Mieter umgelegt werden. Das muss hier klar und deutlich gesagt werden. 

Wir haben das letzte Mal eine Dringliche Anfrage gestellt, in der StR Ludwig genau diese Frage insofern mit einem zwar freundlichen, aber deutlichen Nein versehen hat, wo er festgestellt hat, es wird an diesem restriktiven Kurs keine Veränderung mehr geben. 

Weiters, so glaube ich, wäre es ganz wichtig, dass gerade eine soziale Gemeinde Wien verpflichtet wäre, die Mieter und Mieterinnen von Wiener Wohnen über diese Veränderungen und über diese Möglichkeiten, die nunmehr die Höchstgerichtsurteile auch im Mietenbereich bieten, zu informieren, und dass die Aufgabe, eine unbürokratische und allgemein verständliche Information an den Mieter zu geben, absolut notwendig ist. Es ist ja leider nichts geschehen.

Im Gebührenbereich – das wurde schon gesagt – hat es ja eine ganz massive Belastungswelle gegeben, die sich insofern massiv auswirkt, dass es ja keine Gebühren, sondern Steuern sind. Denn ein Überschuss sollte ja bei einer Gebühr nicht auftreten, das sollte es ja nicht geben. Aber sowohl bei der Wassersteuer als auch bei der Kanalsteuer als auch bei der Müllsteuer gibt es einen massiven Überschuss für das allgemeine Budget, der zusammen 107 Millionen EUR ausmacht. Im Wassersteuerbereich sind es 51 Millionen EUR, bei der Kanalsteuer 26 Millionen EUR und bei der Müllsteuer 29 Millionen EUR.

Wenn man nun zum Bereich Arbeitsplätze geht, der ja hier auch sehr belobigend von Herrn Oxonitsch angesprochen wurde, muss man feststellen, dass seitdem Häupl Bürgermeister ist, die Zahl der Arbeitsplätze um 12 000 abgenommen hat. Zum Unterschied von Wien haben diese in anderen Bundesländern eine deutliche Vermehrung erfahren. Wir haben eine Zahl von 11 787 Arbeitsplatzverlusten, in den anderen Bundesländern ein Plus von 289 000 Arbeitsplätzen. Das heißt also, der Verlust von 12 000 Arbeitsplätzen in Wien ist völlig unabhängig von der jeweiligen Regierung im Bund und auch von den wirtschaftlichen Gegebenheiten. Schlicht und einfach sind diese Ursachen nicht auf Bundesebene, sondern im Hause gemachten Bereich der Stadt Wien zu suchen und sonst nirgends, meine Damen und Herren! 

Die unselbstständig Beschäftigten haben in Wien ein Plus von 1,2 Prozent gehabt, auf Bundesdurchschnitt sind es wesentlich mehr, nämlich 1,6 Prozent, und damit hat auch Wien wieder einmal das Schlusslicht unter den Bundesländern erreicht. Nochmals gesagt: Dies ist völlig unabhängig davon, wer in der Bundesregierung sitzt, der Wiener Arbeitsmarkt ist Schlusslicht, war Schlusslicht, und es wäre hoch an der Zeit, dass diese Dinge nicht so bleiben. 

Der Anstieg der vorgemerkten Arbeitslosen hat ja ebenfalls in Wien einen ganz gravierenden und bedauerlichen Mittelpunkt. Wien hat, was die vorgemerkten Arbeitslosen betrifft, eine Veränderung von plus 9 608 Arbeitsplätzen. In allen anderen Bundesländern zusammen sind es nur 769. Das heißt also, bei einem Plus von fast 10 000 Arbeitslosen entfallen 93 Prozent dieser Arbeitslosen ganz Österreichs allein auf Wien, was natürlich eine schreckliche Durchschnittsquote darstellt. Das deckt sich natürlich auch mit der Arbeitslosenquote, die auf Bundesländerdurchschnitt 5,3 Prozent, in Österreich 5,7 Prozent und in Wien 7,9 Prozent beträgt.

Ein Punkt noch, der angesprochen werden muss: Die neuen Arbeitsplätze werden überwiegend mit Ausländern besetzt. Wir haben hier einen Zuzug von ausländischen Beschäftigten von 4,3 Prozent. Denen steht ein Anfall der Inländer, die einen neuen Arbeitsplatz bekommen haben, von nur 0,6 Prozent gegenüber. Das heißt also, von rund 9 300 Arbeitsplätzen, die neu geschaffen wurden, wurden 5 300 mit Ausländern besetzt, und nur der Rest ist für die Inländer geblieben. Das heißt, es gibt einen Verdrängungswettbewerb, der zu Gunsten der ausländischen Beschäftigten hier offensichtlich erfolgt, wobei man auch feststellen muss, dass diese Verdrängung nicht nur zu Ungunsten der Inländer durch Ausländer erfolgt, sondern dass offensichtlich auf Grund der hohen Ausländerarbeitslosigkeit in dieser Stadt auch ein Verdrängungswettbewerb unter den Ausländern selbst erfolgt, was sich ja auch mit der Meinung der Frau StRin Cortolezis-Schlager insofern deckt, als sie heute in der „Kronen Zeitung" darauf hinweist, dass die mangelnden Sprachkenntnisse einen klareren Weg ins AMS darstellen.

Ich darf aber auch feststellen, dass im Lehrlingsbereich Wien Schlusslicht ist, trotz der Lobeshymnen, die wir gerade gehört haben. Das Verhältnis ist eben 5 zu 1, während in Vorarlberg und Oberösterreich gezeigt wird, wie es anders geht. In Oberösterreich gibt es mehr offene Lehrstellen als Lehrstellensuchende, in Wien ist das natürlich genau umgekehrt. 

Ich darf noch als letzten Hinweis etwas sagen: Wir haben auch festgestellt – auch das ist von Herrn Oxonitsch hervorgehoben worden –, dass Wien bei den Werten des Lebensgefühls eine herausragende Stellung hat. Meine Damen und Herren, es ist gar keine Frage, dass das richtig ist. Was das Lebensgefühl, die Lebensqualität betrifft, ist es keine Frage, dass wir alle gerne in Wien leben und dass es sich auch wirklich lohnt, in Wien zu leben. 

Aber Wien geht international als Wirtschaftsstandort zurück. Das ist leider eindeutig und klar festzustellen. Wien hat sowieso in diesem Punkt nicht so einen hervorragenden Rang gehabt. Wien war 1990 auf dem 20. Rang nach einer Studie von Cushman betreffend European Cities Monitor und 2006 war es auf Rang 23, heute ist es nur mehr auf Rang 24. Das Interessante daran ist, dass nicht nur London, Paris, Frankfurt die Spitzenplätze einnehmen, sondern dass es in der Zwischenzeit so ist, dass die ehemaligen Städte des Ostblocks uns sehr wohl vorausgerutscht sind. Prag hat heute den 14. Platz inne, und auch Warschau ist am 19. Platz, Budapest ist einen Platz vor uns, am 23. Platz. Das heißt, Wien hat hier, was die Entwicklung des Wirtschaftsstandortes betrifft, ganz eindeutig Defizite und hat diese bis heute nicht behoben. 

Seit 1990 ist dieser Weg vorgezeichnet, er geht leider bergab, und die sozialdemokratische Politik in Wien sorgt dafür, dass dieser Weg nicht ins Gegenteil gewendet wird. Gleichzeitig muss man feststellen, dass durch die Zuwanderungspolitik, vor allem durch die Zuwanderung unqualifizierter Arbeitskräfte nach Wien ein großer Nachteil für den Standortfaktor gegeben ist, weil eben Wien, auch, was das Beurteilen des qualifizierten Personals betrifft, vom 24. auf den 30. Platz zurückgefallen ist.

Meine Damen und Herren, wir haben eine ganze Fülle von Themen in der Zwischenzeit gehört, von den Oppositionsparteien und von uns als freiheitlicher Oppositionspartei, ich kann daher zum Schluss kommen: Die verantwortlichen Sozialdemokraten haben nichts getan, dass Wien die gute Konjunktur, die Hochkonjunktur wirklich zukunftsorientiert genutzt hätte. Es zeichnet sich auch keine Entwicklung in der Zukunft ab. Das erste Budget der Frau VBgmin Brauner hat hier auch keine Anstöße gebracht. Meine Damen und Herren, für uns Freiheitlichen ist es keine Frage, dass wir den Voranschlag 2008 ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Margulies.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich werde mich insofern meinen Vorrednern und Vorrednerinnen anschließen, dass auch ich versuchen werde, es in der gebotenen Kürze zu machen. Es freut mich ja, dass bislang die bisherige Voranschlagsdebatte nicht in langatmigen, in endlosen Elaboraten endet. 

Ich möchte aber beginnen mit der Rede vom Kollegen Oxonitsch zu den Bezirken. Wenn alles so seriös ist, was den Budgetvoranschlag betrifft, wie die Wortmeldung des Kollegen Oxonitsch zu den Bezirken, dann, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist es sehr traurig um den Budgetvoranschlag bestellt. Ich werde es Ihnen jetzt kurz nachweisen.

Christian Oxonitsch hat gesagt: Im Jahr 1998 betrug das Budget der Gemeinde Wien 9,1 Milliarden EUR einnahmenseitig und 10,5 Milliarden EUR sind es jetzt einnahmenseitig, in den Bezirken sind dies 140 Millio-
nen EUR und 153 Millionen EUR. Er versuchte nachzuweisen, dass das in etwa derselbe Anstieg ist. Kollege Oxonitsch, das ist unseriös! Ich habe mir jetzt die Mühe gemacht, einen kurzen Blick ins Budget, Rechnungsabschluss 1998 zu werfen. Sie vergessen, dass unter dem damaligen Posten Wiener Wohnen mehr als 1 Mil-
liarde EUR an Einnahmen verbucht waren, die mittlerweile abgezogen werden müssten, weil sie noch dazu ausgabenneutral eingebucht waren. Kollege Oxonitsch, Sie vergessen, dass alles, was jetzt im Bereich Fonds Soziales Wien untergebracht ist, nur mehr eine Nettozahlung ist und die Einnahmen, die aus den unterschiedlichsten Bereichen der MA 12, der MA 47 zusammengeführt worden sind, nicht mehr im Budget der Stadt Wien aufscheinen. Wenn man nur diese beiden Bereiche und ein paar kleinere Ausgliederungen zusammennimmt, muss man zumindest 1,4 bis 1,5 Milliarden EUR abziehen. Und dann sieht man sofort, dass in den vergangenen neun Jahren, bereinigt um diese Budgetposten, das Budget der Stadt Wien um 35 Prozent beziehungsweise jährlich um 1,5 Prozent gestiegen ist. Das Bezirksbudget ist in dem Maße gestiegen, wie Sie gesagt haben, aber das gibt ein gänzlich anderes Bild. Das einnahmenseitige Budget der Stadt Wien mit den vergleichbaren Posten steigt um 35 Prozent, das Budget der Bezirke um 9 Prozent. (GR Christian Oxonitsch: Es ist aber außer Streit, dass sie mehr Geld zur Verfügung haben! Kriegen sie mehr oder weniger?) – Lieber Kollege Oxonitsch, der nächste Punkt, der dazu noch zu sagen ist: Die Bezirksmittelverordnung wurde, weil man sich im Jahr 1997 geirrt hatte, sofort im Jahr 1998 verändert, und die Bezirke haben mehr Geld bekommen. Auch im Jahr 1999 haben die Bezirke nochmals mehr Geld bekommen, dann wurde im Jahr 2003 wegen Umsatzsteuer und Wegfall reduziert.

Also, Kollege Oxonitsch, wenn man seriös diskutiert, dann muss das ... (GR Christian Oxonitsch: Na, haben sie jetzt mehr oder weniger?) – Na selbstverständlich haben die Bezirke um eine Äuzerl mehr Geld, was nicht einmal der Inflation entspricht, die in den vergangenen neun Jahre tatsächlich da war. Kollege Oxonitsch, schauen Sie sich die Entwicklung seit dem Jahr 2003 an! Es ist mir wichtig, diese Sache genauer zu vergleichen. Ich habe bewusst das Jahr 2003 gewählt und nicht ein anderes, denn sonst würde es für die Bezirke noch viel schlechter aussehen, weil im Jahr 2003 die Bezirksmittelverordnung zum letzten Mal geändert wurde. Seit diesem Zeitpunkt sind die Mittel der Bezirke um rund 5 Prozent gestiegen, die Ertragsanteile beziehungsweise die Steuern zwischen 17 und 23 Prozent. 

Und es geht selbstverständlich darum: Wenn sich die Stadt Wien schon hinstellt und bei Gebühren argumentiert, sie gehören inflationsangepasst, wenn die Stadt Wien de facto jeden einzelnen Budgetposten mit wenigen Ausnahmen der Inflation anpasst, dann gerade bei den Bezirken zu behaupten, das wäre nicht notwendig, ist absurd, Kollege Oxonitsch. Deshalb sprechen wir von einem schleichenden Tod der Dezentralisierung, und deshalb ist es notwendig, umgehend die Mittel, die den Bezirken zur Verfügung gestellt werden, an Einnahmen zu koppeln und zu orientieren, die auch die Stadt Wien regelmäßig lukriert. 

Es ist für mich selbstverständlich, wenn die Stadt Wien bei den eigenen Steuern Einbrüche zu verarbeiten hat, wenn die Stadt Wien bei den Ertragsanteilen Einbrüche zu verarbeiten hat, dass dann die Bezirke nicht viel mehr bekommen, wenn die gesamte Stadt Wien weniger Geld zur Verfügung hat. Aber es ist notwendig, dass in Zeiten einer prosperierenden Wirtschaft und in Zeiten einer dennoch – gerade eben haben wir es gehört – stark steigenden Inflationsrate, die Bezirke auch an den Mehreinnahmen mitpartizipieren können. 

Aus diesem Grund werden wir auch einen Antrag auf Änderung der Bezirksmittelverordnung stellen, dass in Wirklichkeit nicht nur die Kommunalsteuer und die Dienstgeberabgabe die Basis für die Berechnung der finanziellen Mittel für die Bezirke sein sollten, sondern die Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben und die im Rechnungsabschluss unter „eigene Steuern" summierten Werte. Wir hätten nämlich tatsächlich gern, dass § 1 Abs 1 Z 1 in der Bezirksmittelverordnung geändert wird, dass es sich in Hinkunft nicht mehr aus Dienstgeberabgabe und Kommunalsteuer zusammensetzt, sondern aus 5 Prozent des Wertes des im Rechnungsabschluss unter „eigene Steuern" summierten Wertes und 2,2 Prozent der Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben. § 1 Abs 1 Z 2 soll geändert werden: ein Betrag von 5 Prozent des Rechnungsabschlusses unter „eigene Steuern".

Wir werden diesen Antrag auf Zuweisung einbringen, damit die Möglichkeit besteht, tatsächlich darüber zu diskutieren. 

Die Werte wurden auf Basis 2003 gewählt, um in etwa zurückrechnen zu können, dass damals die Werte mit vergleichbarer Kommunalsteuer und Dienstgeberabgabe hätten dargestellt werden können. Man sieht, dass den Bezirken aus diesem Grund bislang rund 20 Millionen EUR fehlen. Das sind auch genau diese 20 Millionen EUR, um die sich Bezirke hinkünftig, sollte es zu keiner Änderung kommen, verschulden werden müssen. Einerseits ist das Schulensanierungs-Paket, andererseits sind es selbstverständlich die Kindergärten, andererseits auch die Amtshäuser. 

Und was nutzt uns eine Dezentralisierung, wenn es in Wirklichkeit nur mehr eine Mangelverwaltung ist und seitens der Bezirke und den ihnen übertragenen Aufgaben keine wirklichen entscheidenden und spannenden Impulse gesetzt werden können? Oder aber die Stadt Wien will, dass sich die Bezirke tatsächlich ein Vorbild nehmen an der Politik der Stadtregierung. Denn auch hier zeigt sich, dass sich bei den 10,5 Milliarden EUR, die der Stadtregierung zur Verfügung stehen, nicht wirklich spannende, interessante, innovative Projekte darunter befinden. Es ist eine Fortschreibung des bestehenden Budgets ohne Umstrukturierungen in den Bereichen, wo wir alle jetzt schon wissen, dass die Kosten explodieren, wie zum Beispiel im Gesundheitsbereich, wo in Wirklichkeit – das wurde heute auch schon gesagt – manche Großprojekte wie das Krankenhaus Floridsdorf beziehungsweise das Sozialmedizinische Zentrum Floridsdorf überhaupt noch nicht projektiert sind. – Und aus diesem Grund glauben wir, dass es tatsächlich notwendig ist, dass es Veränderungen geben muss. 

Ich greife noch ein paar kleine Punkte heraus. Wie gesagt, ich will ja das Ganze nicht in die Länge ziehen. Was sind die Indikatoren für ein gutes Budget? Wird dieser Budgetvoranschlag mehr Menschen vor Armut beschützen als in der Vergangenheit? Sieht man sich die Zahlen tatsächlich an: Nein, weil all jene, die schon jetzt Sozialhilfe beziehen, sind nicht wirklich vor Armut geschützt. Sie sind armutsgefährdet, mit der ganz starken Tendenz, tatsächlich die Armut zu verfestigen. Verstärkte Ausgaben im Bereich der Sozialhilfe zeigen nichts anderes, als dass die Stadt Wien davon ausgeht, dass noch mehr Menschen von Armut betroffen sein werden, und es gibt nicht wirklich die zentralen Projekte, die dem gegensteuern. Es stimmt, mit den vorhandenen Mitteln versucht die Stadt Wien tatsächlich, zumindest im Rahmen der Sozialhilfe ein bisschen mehr zur Verfügung zu stellen. Das hilft den Menschen über die schlimmste Not hinweg, es hilft ihnen aber nicht aus der Armut.

Reden wir über Bildung! Sie reden über die Bildungsmilliarde. Reden wir über 60 Millionen EUR mehr. 24 Millionen EUR davon kommen vom Bund zusätzlich für die Landeslehrer. Nicht weil sich das Lehrer/Schüler-Verhältnis verändert, sondern weil man Gott sei Dank den Lehrern und Lehrerinnen auch einmal ein bisschen eine Lohnerhöhung zugesteht, ohnehin eine minimale. 24 Millionen EUR gleich einmal abgezogen; da bleibt schon viel weniger. Der Rest von dem gesamten Ansatz ist weniger als die Inflationsabgeltung plus – und das stimmt – die Schulsanierung, die längst überfällig ist, wofür 22 Millionen EUR im Budget für diesen Punkt stehen und was die Bezirke, sofern sie die gesamte Summe ausschöpfen wollen, tatsächlich in die Armut stürzt – nämlich auch die Bezirke! Und da ist dann kein Platz mehr für sinnvolle Aktivitäten im Bereich der Planung, der Stadtentwicklung, andere Unterstützungen im Bereich der Kindergärten, im Bereich der Schulen, denn alles wird für die Schulsanierung im Großen und Ganzen draufgehen. – So ist das mit einem Budget der Mangelverwaltung. 

Zu sagen, wir haben ein Milliardenbudget im Bereich der Bildung, ohne tatsächlich darauf hinzuweisen, dass das im Endeffekt ebenfalls nur eine Fortschreibung darstellt, ist meines Erachtens nach unseriös, ebenso unseriös wie die Darstellung des Kollegen Oxonitsch betreffend die Bezirksfinanzen. 

Im Bereich der Wirtschaftsförderung – meine Kollegin Maria Vassilakou hat das schon gesagt – wird ein großer Anstieg dargestellt. Wir haben im Ansatz 7822, glaube ich, knapp 98 Millionen EUR stehen. Was ist das innovativste Einzelprojekt mit 42 Millionen EUR? „Furchtbar" innovativ! Wohnsammelgaragen! Das ist ja wirklich „gigantisch"! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Stellen wir es auch in einen Bezug. Eine Wohnsammelgarage mit knapp 300 Stellplätzen, bis dorthin wird ja in Hinkunft gefördert, kann mit 5,5 Millionen EUR in Zukunft gefördert werden. Das wird je nach Auslastung möglicherweise mit maximal 15 Prozent zurückgezahlt. Anzunehmen ist, dass im Sinne des Wertes des gegebenen Darlehens um 30 Prozent zurückgezahlt werden. 

Nehmen wir einen konkreten Bezirk her! Nehmen wir den 4., den 5., den 8., den 7., den 1. Bezirk, ganz egal! Wir wissen alle, was die Aufgaben der Bezirke sind. Wenn in einem dieser Bezirke, die ich genannt habe, eine Garage gebaut wird, erhalten diese Bezirke, erhält der Garagenbetreiber eine höhere Subvention für den Bau von 300 Stellplätzen, als der gesamte Bezirk für die Instandhaltung der Pflichtschulen, der Kindergärten und so weiter und so fort erhält – für alle Bezirksaufgaben! Das ist Ihre Politik? Und dann reden Sie ernsthaft von Dezentralisierung auf der einen Seite und andererseits von Wirtschaftsförderung? Wien stellt sich irrsinnig gerne als innovatives Modell dar. Das innovativste bleibt die Parkgarage. Bumm! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Sehr geehrte Frau StRin Brauner! Ich glaube, es gibt auch andere Möglichkeiten, Geld zu versenken. Man muss es nicht unter der Erde vergraben, man könnte damit wirklich hervorragende Projekte – eines hat Kollegin Maria Vassilakou genannt –, zum Beispiel Gratis-Kindergärten finanzieren. Aber wir könnten auch zusätzlich zum vereinbarten Lehrer/Schüler-Schlüssel tatsächlich mehr Lehrer und Lehrerinnen in unseren Pflichtschulen anstellen. Wir können für den Umweltbereich mehr tun. Nein, wir vergraben das Geld. Vielleicht gräbt es ja irgendwann irgendjemand auch wieder aus. 

Kommen wir tatsächlich zu einem letzten Punkt noch, denn spätestens beim Tagesordnungspunkt, der zur Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zugehörig ist, bleibt ja noch Zeit, auf andere Punkte einzugehen, zum Punkt Fonds Soziales Wien. Wir haben über die vergangenen drei Jahre seit der Ausgliederung immer wieder kritisiert, dass das Budget des Fonds Soziales Wien nicht rechtzeitig vorliegt, auch beim Rechnungsabschluss war das der Fall. Wider Erwarten habe ich tatsächlich diesmal am Freitag einen Link gefunden zum Budgetvoranschlag des Fonds Soziales Wien. Dann habe ich mir gedacht: Was ist das? Da stehen ein paar Zahlen ohne irgendeinen näheren Bezug, um etwas nachvollziehen zu können, grob summiert in die Hunderte an Millionen. Frau Stadträtin! Dann lassen Sie es gleich bleiben! Das ist dann nicht notwendig. Das ist dann nämlich wirklich nicht notwendig, denn es verblendet nur und vermittelt den Eindruck, als hätten Sie es uns gegeben. Und das haben Sie nicht, denn mit solchen Zahlen, mit so einem Budgetvoranschlag, wie es der FSW momentan abliefert, kann man ohne davor stattfindende Diskussion und möglicherweise auch nach stattfindender Diskussion, weil es wahrscheinlich notwendig wäre, darüber sehr viel zu diskutieren, nicht wirklich etwas anfangen.

Man könnte jetzt noch viele Minuten weiterreden. Jetzt habe ich doch viel länger gebraucht, als ich geglaubt habe. Ein Letztes erlaube ich mir, noch zu sagen, gerade angesichts unserer letzten Diskussion im Kontrollausschuss, ohne dabei über einzelne Punkte ein Wort zu verlieren. Sie loben sich so, dass Sie alles mit demselben Personalstand bewältigen und dass es so super ist. Und gerade im letzten Kontrollausschuss hat das Kontrollamt zum Beispiel – ich greife voraus – im Bereich der Sozialpädagogen festgestellt, dass es einfach notwendig ist, manchmal in Personal zu investieren, dass es einfach notwendig ist, manchmal in Ausstattung zu investieren, um nicht noch mehr Krankenstände zu verursachen, weil die Leute alle überlastet sind und um den Menschen bessere Arbeitsbedingungen zu ermöglichen, dass tatsächlich im wirklichen Interesse der Stadt auch gewirkt werden kann. Und in diesem Sinne, Frau Stadträtin: Setzen Sie hinkünftig andere Schwerpunkte! Solange dies nicht der Fall ist, werden wir das Budget ablehnen. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Nächste am Wort ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. – Bitte sehr.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe der Frau Vizebürgermeisterin sehr aufmerksam zugehört. In den ersten fünf Minuten dachte ich, die Wiener ÖVP kann diesmal dem Budget zustimmen, denn da sind ja viele lohnenswerte Punkte drinnen: Wirtschaftsförderung, Qualifizierung, das Schaffen von Arbeit, für die Jugend etwas zu tun, Chancengerechtigkeit. Alles Themen, denen wir hier alle einstimmig zustimmen können. Aber leider finden sie sich dann im Budget nicht wieder! Die in Zahlen gegossene Politik ist leider eine andere. Sie schmücken sich mit fremden Federn, am liebsten mit den Bundesmitteln und nehmen die Bundesmittel als Beweis für Ihre Politik. 

Lassen Sie mich das am Beispiel der Bildung verdeutlichen. Die Erklärung, wie Sie auf die Milliarde kommen, sind Sie uns schuldig geblieben. Wenn man alles zusammenrechnet, ist man erstens erst bei 911 Millio-
nen EUR, aber vielleicht sind 911 Millionen EUR bei Ihnen schon salopp gesagt 1 Milliarde EUR, so genau wollen Sie es ja nicht nehmen! (GR Dr Matthias Tschirf: Aufgerundet!) Es fehlen ein paar Kleine, aber bitte. Ich vermute aber etwas anderes: Ihnen ist es nur um den Populismus gegangen, denn Sie verschweigen, dass 70 Prozent dieser Milliarde ein reiner Durchlaufposten sind, den der Bund zahlt, den Sie verbuchen müssen und direkt wieder ausgeben, wo aber keine Gestaltung von Ihnen erkennbar ist, wie auch GR Margulies ja vor mir schon dargestellt hat. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Dort, wo Sie in Wien anders sind, das ist bei der Gebührenerhöhung und bei den Steuereinnahmen und bei der Bürokratie. Dort zeigen Sie nämlich, wo Sie das Geld wirklich hernehmen: von der Wirtschaft. Die so genannte Wirtschaftsförderung schaut so aus, dass Sie die Gebühren erhöhen, vom Parkpickerl bis zum Strom, vom Gas bis zum Kanal, dass die Wirtschaft ein Drittel dieser Mehreinnahmen finanziert, nämlich rund 200 Millionen EUR, davon aber ganze 20 Millionen EUR mehr bekommt. Das heißt, nur jeder zehnte Euro, den die Wirtschaft im heurigen und kommenden Jahr mehr zahlen wird auf Grund Ihrer Gebührenerhöhung, fließt tatsächlich wieder in die Wirtschaft zurück. Das nennen Sie Wirtschaftsförderung, Frau Vizebürgermeisterin? Ich nenne das eine Konkurswirtschaft und keine lebendige Wirtschaftspolitik. (Beifall bei der ÖVP.)

Wien bremst das Wirtschaftswachstum Österreichs. Ich habe an der Stelle schon mehrmals darauf hingewiesen. Es ist interessant, sich anzuschauen, wo Österreich wäre, wenn Wien den Durchschnitt der anderen Bundesländer erreichen würde. Würde es Wien nicht geben, sondern wäre Wien im Durchschnitt wie die anderen acht Bundesländer, dann hätten wir in Wien ein Wirtschaftswachstum, das doppelt so hoch ist wie das heutige. 

Meine Damen und Herren! Wien ist Schlusslicht in ganz Österreich. Wien bremst aber auch die österreichische Entwicklung in Europa. Wien ist mit Verursacher der hohen Arbeitslosigkeit, die sinkt. Kollege Oxonitsch! Wenn Sie stolz sind auf eine sinkende Arbeitslosigkeit und von der höchsten Arbeitslosigkeit in Österreich ausgehen, dann kann ich nur sagen, sind Sie offensichtlich stolz, wenn Sie ein Nicht genügend in ein Genügend verwandeln. (Beifall bei der ÖVP.) Also, das nenne ich noch nicht eine ausreichende Wirtschaftspolitik. (GR Christian Oxonitsch: Wir sind stolz, dass 220 000 Menschen aus dem Umland in Wien einen Job haben!) – Ja, ich weiß! Das werde ich gerne herumerzählen, dass Sie neuerdings finden, das Umland ist schuld an der Wiener Arbeitslosigkeit! Das ist überhaupt die beste Meldung, die ich in diesen Tagen von Ihnen gehört habe. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Das ist auch so!) – Ganz genau! Am besten ist, Schoten dichtmachen rund um Wien! Das ist die Wirtschaftspolitik, die Sie sich vorstellen. Schoten dicht! Ihnen ist ja Bayern schon zu weit, von Europa ganz zu schweigen – ein Spruch vom Kollegen Tschirf … (GR Christian Oxonitsch: Ich habe gesagt, wir sind stolz darauf! Hören Sie genau zu! Sie hören nie zu!) – Ja, Niederösterreich hat nämlich genau die Betriebe und das Wirtschaftswachstum, das Sie gerne hätten. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: 190 000 aus Niederösterreich müssen nach Wien kommen!) – Ja, Sie hätten gerne das Wirtschaftswachstum, das glaube ich Ihnen schon. Aber dazu müssten Sie auch etwas tun. 

Wien trägt für seine Arbeitslosigkeit Selbstverantwortung und kann hier nicht Pendler dafür verantwortlich machen, denn die gibt es in jeder Stadt. (GR Christian Oxonitsch: Darum haben andere auch eine wesentlich höhere Arbeitslosigkeit!)

Ihnen war Bayern schon zu weit. Aber jetzt zeigen Sie mir eine europäische Metropole, in der die Metropole eine höhere Arbeitslosigkeit hat und ein geringeres Wirtschaftswachstum als das Umfeld. Sie werden in ganz Europa keine einzige Metropole finden, die so wie in Wien das Verhältnis umgekehrt hat. In ganz Europa ist es so, dass das regionale Umfeld nämlich die höhere Arbeitslosigkeit und das geringere Wirtschaftswachstum hat. Nur Wien ist leider auch hier anders, traurig anders. (Beifall bei der ÖVP.)

Frau Vizebürgermeisterin! Es wäre viel zu tun im Bereich der Wirtschaftsförderung. Sie könnten nämlich zum Beispiel diese Mehreinnahmen auch für vorgezogene Infrastrukturprojekte verwenden. So könnten Sie zum Beispiel Sorge tragen dafür, dass Wien rascher, schneller an Bratislava angebunden wird. Das wäre eine Vision, CENTROPE wirklich zu einer gemeinsamen Infrastruktur zu machen, hier gemeinsam aufzutreten, wenigstens Wien und Bratislava miteinander zu verbinden (GR Christian Oxonitsch: Das am Tag der Eröffnung Spange Kittsee!), aber auch den Raum Budapest, Prag, Wien stärker miteinander zu verknüpfen. Diese vorgezogenen Infrastrukturprojekte könnten Sie mit den Mehreinnahmen vernünftig finanzieren, indem Sie beispielsweise die Kredite, die Kreditzinsen, so wie Niederösterreich und wie andere Bundesländer es machen ... (GR Karlheinz Hora: Frau Kollegin, Sie sind Wiener Gemeinderätin!) – Ich weiß, die Aufforderung ist groß! Sie wollen nie hören, dass andere Bundesländer besser sind. (GR Christian Oxonitsch: Das am Tag der Eröffnung Spange Kittsee!) Das ist ein unangenehmes Thema! Das verstehe ich ja, Herr Kollege. Aber trotzdem könnten Sie von anderen Bundesländern lernen, die Zinsen, die für dieses vorgezogene Projekt notwendig wären und anfallen, zu übernehmen. Das wäre eine aktive Wirtschaftspolitik, Infrastrukturprojekte vorziehen, Zinsen übernehmen, so wie andere Bundesländer das auch tun. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber Wirtschaften fällt schwer, wenn man nie in der Privatwirtschaft war. (GRin Barbara Novak: Geh bitte!) Wirtschaften fällt auch dann schwer, wenn die Mehreinnahme aus der Wirtschaft zwar kommt, man aber versucht, die Wiener Wirtschaft auszupressen wie eine Zitrone. 

640 Millionen EUR sind heuer Mehreinnahmen. Jeder dritte Euro – von Ihnen genannt – von den KMUs muss finanziert werden, obwohl Sie sagen, dass die KMUs Ihr Schwerpunkt in Ihrer Förderung sind. Zuerst erhöhen Sie die Gebühren und dann trauen Sie sich, sich hier herzustellen und zu sagen, dass die Wiener Wirtschaft von Ihnen gefördert wird! Ist ein teureres Parkpickerl für den Gewerbetrieb jetzt eine Wirtschaftsförderung? Macht bei Ihnen Minus und Minus dann gleich ein Plus? Minus und Minus ergibt, wenn es in der Kasse ein Minus ist, ein doppeltes Minus, es fehlt dem Betrieb das Geld. (Beifall bei der ÖVP.)

Sie nehmen das Geld aber auch nicht für die Jugend, sondern gegen die Jugend, gegen Kinder und Jugendliche und gegen die Familie. Lassen Sie mich die Kosten des Kindergartens vorrechnen. Im Jahr 2001 hat die Familie M, eine fiktive Familie, 3 622 EUR an Gebühren an die Wiener Stadtregierung gezahlt, wenn man davon ausgeht, dass sie zwei Kinder hat, durchschnittlich 3 500 kW Strom sowie 1 000 m³ Gas und 50 m³ Wasser und rund 120 t Müll verbraucht hat. Nehmen wir an, sie hat ein Parkpickerl gehabt, eine Jahreskarte, und ein Kind besucht den städtischen Kindergarten. Dann hat diese Familie im Jahr 2001 3 622 EUR an Gebühren an die Wiener Stadtregierung gezahlt. Wir haben diese Familie wieder für das Jahr 2007 durchgerechnet und die Preissteigerung herausgerechnet. Satte 20 Prozent muss diese Familie im Jahr 2007 mehr zahlen als im Jahr 2001 an Gebühren an diese Stadtregierung! Ist das kinder- und jugendfreundlich? Ist das familienfreundlich? (Beifall bei der ÖVP.)

Ich nehme an, dass sie bei der Milliarde für die Bildung auch den Kindergarten dazugerechnet haben. So haben sie es uns ja angekündigt im Stadtsenat. (GR Jürgen Wutzlhofer: Da sind wir aber um 300 000 über der Million!) Nun sind wir Ihrer Meinung – keine Aufregung! –, wir sind Ihrer Meinung: Der Kindergarten ist eine Bildungseinrichtung. Ich frage mich nur, warum muss man in Wien für eine Bildungseinrichtung so viel zahlen! Ich erinnere an den Spruch, den sie im Wahlkampf gehabt haben: Wer Schwarz-Blau wählt, muss mit Schulgeld rechnen! – Jetzt frage ich Sie: Wenn der Kindergarten eine Bildungseinrichtung ist, warum müssen dann die Familien für diese Bildungseinrichtung zahlen, und das schon bei einer rot-roten Regierung. Also, offensichtlich ist der Kindergarten zwar eine Bildungseinrichtung, gleichzeitig aber muss für diese Bildungseinrichtung gezahlt werden. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich gehe davon aus, Sie werden das noch rasch korrigieren und werden unseren Anträgen zustimmen, dass der Kindergarten künftig gratis ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber bleiben wir beim Thema Schulgeld! Schulgeld: angeblich bei Schwarz-Blau, wir sind hier bei Rot-Rot. Und ich lese im „Kurier": „Schulgeld für behinderte Kinder." Frau Vizebürgermeisterin, Schulgeld unter Rot-Rot eingeführt, und das trauen sie sich noch zu machen bei Eltern von behinderten Kindern? Eltern von behinderten Kindern müssen 6,87 EUR pro Stunde Schuldgeld zahlen, damit die Kinder die notwendigste medizinische Versorgung während der Schulzeit haben. Das ist die soziale Kälte, die wir ablehnen, und daher müssen wir trotz Ihrer guten Worte dieses Budget ablehnen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Matthias Tschirf: Unglaublich! Peinlich!)

Kommen wir zur Jugendfreundlichkeit! Nicht nur die behinderten Jugendlichen haben es schwer in dieser Stadt, auch generell alle Jugendlichen, denn in keinem Bundesland ist die Jugendarbeitslosigkeit so erschreckend hoch wie in Wien. Und wahrscheinlich sind hier wieder einpendelnde Jugendliche verantwortlich, wenn es nach dem Kollegen Oxonitsch geht. Ständig steht Kollege Oxonitsch am Stadtrand und zählt jeden Niederösterreicher, der in Wien eine Lehrstelle verzweifelt sucht. (GR Christian Oxonitsch: Sie wollen nicht zuhören! Das ist unseriös!) Ich weiß, das ist bitter für Sie, aber tatsächlich ist es so, dass jeder zehnte Jugendliche arbeitslos ist und der Österreichschnitt 7 Prozent mit Wien und nur 5 Prozent ohne Wien ist. 

Kollege Tschirf hat schon gesagt: Auf 5,4 Lehr-
stellensuchende kommt nur eine Lehrstelle. Aber warum ist dem so? Wenn ich der Wirtschaft mit der Gebührenerhöhung das Geld aus der Tasche nehme, dann fehlt sehr oft das Geld, das für die betriebliche Bildung notwendig wäre. Wien könnte auch hier starke Akzente setzen und hier die Betriebe entsprechend zusätzlich zur Lehrlingsprämie des Bundes fördern. So könnte Wien beispielsweise die Kosten für Lehre und Matura übernehmen, wie das fünf andere Bundesländer in Österreich bereits tun. Fünf andere Bundesländer, jede Menge konservativ, schwarz geführte Bundesländer, Kollege Oxonitsch, zeigen, wie es geht, dass man Jugendlichen ermöglicht, die Durchlässigkeit in der Bildung noch weiter zu erhöhen, die Lehre auf der einen Seite zu prämieren, aber auch Lehre und/oder Matura entsprechend zu unterstützen. Warum warten Sie immer, bis Sie wirklich das Schlusslicht sind? Warum ermöglichen Sie in Wien nicht die Übernahme der Kosten für die Reifeprüfung und Berufsreifeprüfung für jene, die eine Lehre machen oder einen Lehrabschluss haben? (Beifall bei der ÖVP.)

Müssen wir uns immer darüber unterhalten, wie es in anderen Bundesländern ist, oder können wir eines Tages auch die Spitzenwerte Wiens noch erleben? 

Kommen wir aber nun zu den Kindergartenbeiträgen im Vergleich. Auch das ist unangenehm. Nehmen wir eine Familie: Der Vater ist Alleinverdiener, die Mutter Hausfrau, ein dreijähriges Kind, Alleinverdienerabsetzbetrag. Das Einkommen des Vaters brutto: 3 820 EUR, 2 272 EUR netto. Sie zählen zum Einkommen interessanterweise die Familienbeihilfe dazu, eigentlich eine Transferzahlung, aber nehmen wir auch die dazu: 112 EUR – rotes Wien! Das ergibt ein Familiennettoeinkommen von 2 385 EUR. Jetzt vergleichen wir mit diesem Nettoeinkommen, was die Familie in Wien, in Graz und in Linz bezahlt. Ich bin gar nicht nach Bayern gegangen, das ist zu weit für Sie. In Wien sind es 278 EUR pro Monat, in Graz zahlt dieselbe Familie nur 184 EUR und in Linz nur 185 EUR. 

Das ist das soziale rote Wien, das Sie nennen? Das ist jener Betrag, auf den Sie stolz sind? Sie wundern sich, warum die Betreuungsquote so gering ist in Wien! Auch da nehmen Sie immer die Zahlen von vor fünf Jahren und haben nicht die letzten Zahlen parat, weil Ihnen unangenehm ist zu wissen, dass der österreichweite Durchschnitt bei der Betreuungsquote bei Fünfjährigen 92 Prozent und in Wien nur 83 Prozent und damit an letzter Stelle ist. Bei diesen Gebühren, bei dieser Familienfeindlichkeit darf es einen nicht wundern, wenn ganz einfach in Wien der Nachwuchs letztendlich „schwer" zu bekommen ist, im Sinn davon, Lebensumstände vorzufinden, in denen Familien auch entsprechend gefördert werden. (Beifall bei der ÖVP.)

Sie ermöglichen den Wiener Familien nicht, vom Kindergarten bis zum Ende der Erstausbildung eine durchgängige Betreuung zu haben, außer es kann sich jemand private Kinderbetreuung leisten. Während in Bundesschulen nach wie vor 100 Prozent eine Nachmittagsbetreuung haben – ich hoffe, dass das auch weiter so bleibt, aber die schwarz-blaue Regierung hat das möglich gemacht –, haben Sie in Wien gerade an jeder dritten Schule eine Nachmittagsbetreuung. Genau jene, die die Lernförderung brauchen würden, bekommen sie nicht. Sie verhindern, dass es am Nachmittag Sport, Musik oder Theater beispielsweise am Schulstandort gibt. 

Jeder zweite Schulstandort in Wien ist am Nachmittag leer und hätte genügend Räumlichkeiten, genügend Nachfrage nach einer Nachmittagsbetreuung, aber es darf nicht angeboten werden, weil 5 km entfernt ein Hort der Kinderfreunde beispielsweise ist, den sie nicht gefährden wollen. So schaut Ihre Bildungspolitik aus, so schaut Ihre Kinder- und Jugendpolitik aus! 

Sie nehmen vier Campusschulen als Beispiel für 380 Schulen! Vier Campusschulen in Wien haben genau jenes Nachmittagsbetreuungsprojekt, das eigentlich an 380 Standorten stattfinden sollte. Ich frage mich: Wie kommt es dazu, wenn alles unter einem Dach ist und wenn Frau VBgmin Laska für alles zuständig ist, dass es nicht möglich ist, dass die Kinder in Wien am Nachmittag Sport haben, am Nachmittag Musik haben, am Nachmittag Theater spielen können? Warum muss Wien hier Schlusslicht sein, nicht nur bei der Nachmittagsbetreuung, sondern auch bei der Sportförderung und auch bei der Musikschulförderung? 

Wien ist anders und leider trauriges Schlusslicht, 
aber ein Umdenken ist immer noch möglich. Sie können mit dem Budget, das Sie vorlegen, immer noch eine Trendwende einleiten. Und ich gehe davon aus, dass ich im nächsten Jahr hoffentlich die Chance bekomme, Sie nicht daran erinnern zu müssen, dass in ganz Österreich kein Bundesland so wenig Musikschulplätze hat wie Wien. Die Musikstadt Wien ist gefährdet, aber ich hoffe, dass ich im nächsten Jahr hier nicht wieder stehen muss und Sie darauf aufmerksam machen muss, denn sonst besteht der Wiener Klang bei den Wiener Philharmonikern bald nicht mehr, weil dieses rote Wien eine Musikschulausbildung verhindert. Deswegen lehnen wir dieses Budget ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Herr GR Wutzlhofer am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Wenn im nächsten Jahr im Zuge der EURO zigtausende Menschen nach Wien kommen, dann werden sie etwas erleben, und zwar das, was die Frau Stadträtin am Schluss erwähnt hat, nämlich dass Wien anders ist (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ. –GR Mag Wolfgang Jung: Allerdings!), es ist nur ein bisschen anders „anders" als Sie das vielleicht gerne sehen. Die Menschen, die nach Wien kommen, werden so wie alle anderen Touristinnen und Touristen, so wie die vielen Unternehmerinnen und Unternehmer, die ihre Neugründungen in unserer Stadt machen, erleben, dass Wien eine bestens verwaltete Stadt ist, dass in Wien ein eklatant hohes Ausmaß an Lebensqualität vorherrscht, dass in Wien ein Platz ist, an dem es sich gut leben lässt und – und jetzt komme ich zu dem Punkt, den die Frau Stadträtin gerade vorher im Zuge des Ländervergleiches gebracht hat –, dass Wien wirtschaftlich zweifellos gut dasteht. 

Nehmen wir einmal das Gedankenexperiment auf, nämlich: Was wäre, wenn das einträte, was sich die Frau Stadträtin offensichtlich wünscht, dass nämlich in Österreich Wien irgendwie wegfiele? Was hätte das dann für eine Bedeutung für ganz Österreich? – Na ja, die Wiener Wirtschaft macht zum Beispiel 28 Prozent des Bruttoinlandsproduktes des gesamten Staates aus, das fiele zum Beispiel weg. 50 Prozent des Steuereinkommens der gemeinwirtschaftlichen Bundesabgaben in ganz Österreich fielen zum Beispiel weg. Die höchste Erwerbsquote – die hat Wien – fiele dann weg. Sicher, es gäbe dann irgendein anderes Bundesland mit der höchsten Erwerbsquote, vielleicht wäre es zufällig ein ÖVP-Bundesland, vielleicht ein Vorteil für Sie. Die geringste Pro-Kopf-Verschuldung hat Wien. Das Wirtschaftswachstum – und zwar nicht nach Prognosen, sondern nach konkreten Zahlen – in Wien ist von 2000 bis 2004 an vierter Stelle. Was haben Sie gesagt? Niederösterreich! Das ist an achter Stelle! Es gäbe 4 000 Lehrplätze weniger, es gäbe 200 000 Arbeitsplätze weniger, und zwar nicht für die Wiener, da gibt es viel, viel mehr, sondern für die Leute aus Niederösterreich, da Sie das ja verglichen haben.

Es gäbe zum Beispiel generell eine viel schlechtere Wirtschaftsentwicklung unseres Staates, und das ist nicht Zufall, das ist Folge konsequenter Politik. Und das ist so, trotz grüner Mieselsucht und schwarzer Polemik, es ist konsequente Politik, die wirtschaftliche Dynamik und soziale Sicherheit vereinbart. Das sieht man in Zahlen gegossen in diesem Budget. Es ist übrigens das Grüne Buch, über das wir reden, und es ist Wien, über das wir reden. Und dazu möchte ich ein paar Beispiele bringen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Was aus meiner Sicht auch nicht stimmt, ist, dass es in diesem Budget keine Antworten auf Probleme gibt, dass keine Probleme angesprochen werden – das hat Frau Vassilakou am Beginn des Tages gesagt. Es sind nicht nur keine Probleme nicht angesprochen, in diesem Budget finden sich bereits die Antworten auf die zentralen Probleme der Zukunft. 

Was sind diese zentralen Probleme der Zukunft? – Bildung ist ja bereits erwähnt worden. Bildung ist natürlich eines der allerzentralsten Themen, Bildung ist der Schlüssel für den gesellschaftlichen Fortschritt. Das spiegelt sich in diesem Budget wider. Zum ersten Mal ist das Bildungsbudget über 1 Milliarde EUR. Und da sind die Kinderbetreuungseinrichtungen – das kurz zur Erklärung – nicht dabei, es sind alle Bildungseinrichtungen plus Bibliotheken dabei. Mit den Kinderbetreuungseinrichtungen wären es 1,3 Milliarden EUR – wie auch immer.

Ein Gutteil der 68 Millionen EUR plus fließt in das Schulsanierungsprogramm. Genau da werden 570 Millionen EUR in den letzten zehn Jahren in die Schulen fließen. 40 Prozent der Ausgaben der Bezirke werden hier von der Stadt übernommen. Angesichts so einer Situation zu sagen, dass die Stadt die Bezirke im Stich lässt, ist schlicht und einfach die Unwahrheit und lässt sich so nicht aufrechterhalten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber 68,35 Millionen EUR plus im Bildungsbereich bedeuten auch mehr Tagesbetreuungseinrichtungen und nicht weniger, Frau Cortolezis-Schlager, neue Schulräume, neue Schulbauten, und es bedeuten natürlich auch einen Ausbau des Kindergartenbereiches. Bildung bedeutet auch Bildung in Kindergärten, und dabei sind die städtischen Kindergärten ein zentraler Partner. 

Frau Klubobfrau Vassilakou hat heute gesagt, eine Betreuung von Kleinkindern findet in Wien erstens nicht statt und zweitens wäre Oberösterreich ein gutes Beispiel, wie man es wirklich macht. Ich habe mir da aus einer Studie des Österreichischen Instituts für Familienforschung im Auftrag des BMWA – das ist also sicher keine rote Geschichte – ausgedruckt, wie sich die Krippenplätze – also wie Frau Klubobfrau Vassilakou gesagt hat, nicht Kindergartenplätze, wo ja Wien offensichtlich auch aus Ihrer Sicht gut dasteht, sondern nur die Krippenplätze – darstellen. (Der Redner hält eine Graphik in die Höhe.) Da sind unterschiedliche Reihen, man sieht es von Weitem nicht, man sieht aber, das Hellblaue ist Oberösterreich: Es stimmt, das steigt ziemlich an, eine Entwicklung von 40 Krippenplätzen auf 80. Vorarlberg ist recht nett: Eine Entwicklung von zwei auf Null in den letzten fünf Jahren. Spannend ist an dieser Tabelle: Da sind nur acht Bundesländer drauf. Warum? – Würde man die Entwicklung von Wien dazunehmen – da sind 80 Krippenplätze vermerkt, in Wien gibt es 500 Krippen-
plätze! –, dann wäre das ein ziemlich langer Zettel! (Der Redner hält die Graphik noch weiter in die Höhe.) Natürlich sind die Plätze in den Krippen auch in Wien angestiegen, sie tun das Jahr für Jahr. Auch heuer wird das Budget um 7 Prozent steigen, und damit werden noch mehr hoch qualitative Kindergärten- und Krippenplätze gebaut werden – und darauf sind wir sehr stolz. (Beifall bei der SPÖ.) 

Was die Ausgaben betrifft – ich habe einfach nicht so viel Zeit! –: Ich bitte einfach einmal mehr, nicht immer Äpfel mit Birnen zu vergleichen! Linz und Graz wurden genannt. Na ja, ich meine, Kindergarten und Kindergarten ist halt im einen Fall ein bisschen anders als im anderen Fall. Mittagessen wäre zum Beispiel nicht schlecht, dass er fünf Tage in der Woche offen hat, wäre zum Beispiel nicht schlecht, dass er nicht elf Wochen Schließtage hat – im Durchschnitt in Tirol: elf Wochen! –, wäre zum Beispiel nicht schlecht. – Das alles hat die Arbeiterkammer als Vereinbarkeit in die Charta zusammengenommen. Daher haben dann in Wien 80 Prozent aller Kinderbetreuungseinrichtungen diesen Status, in Oberösterreich 22 Prozent, im österreichischen Durchschnitt 31 Prozent. Also, wenn wir uns Wien wegwünschen, so wie das die Frau StRin Cortolezis-Schlager gerne täte: 31 Prozent Kindergärten, die man mit dem Berufsleben vereinbaren kann.

Eine andere wesentliche Herausforderung für die Zukunft ist bereits vom Kollegen Oxonitsch erwähnt worden: Das ist Forschung und Entwicklung. Die österreichische Gesellschaft hat sich genauso wie alle restlichen Demokratien von einem Produktionsstandort hin zu einer wissensbasierten Gesellschaft entwickelt. Das bedeutet für uns natürlich auch ganz konkret, dass Wien nicht eine verlängerte Werkbank sein darf, sondern eine Wissensmetropole und eine Hightech-Schmiede. Im Budget lässt sich das ablesen an 75 Millionen EUR für Forschung, Technologie und Entwicklung. Im Jahr 2008 wird auch die so genannte FTI-Strategie zum ersten Mal schlagend. Eine Strategie, bei der Expertinnen und Experten aus dem Bereich von Wissenschaft, Forschung und Entwicklung lange an Maßnahmen gearbeitet haben, um unsere Stadt in den nächsten zehn Jahren zur Topforschungsmetropole in Österreich zu machen, um unsere F- & E-Quote auf 4 Prozent zu heben. Die liegt übrigens jetzt schon bei 3,14 Prozent, also das Lissabon-Ziel ist bei Weitem erreicht worden. 2008 werden in der Höhe von 14 Millionen EUR die ersten konkreten Projekte der FTI-Strategie starten.

Das bedeutet auch eine Veränderung der Rahmenbedingungen, aber das wird übermorgen in der Debatte zu den neuen Förderrichtlinien „ZIT 08 plus" besprochen werden, die es ermöglichen werden, genau darauf, nämlich auf eine Verstärkung des Dienstleistungsbereichs einzugehen, die es ermöglichen werden, die Zielgruppe zu erweitern, die es ermöglichen werden, übrigens auch verstärkt Frauen zu fördern. 

Und damit bin ich bei dem eigentlichen zentralen Thema für den Bereich Wissenschaft und Forschung, das sind die Humanressourcen. Hier – das stimmt – gibt es einiges an Arbeit. In Österreich sind 6 Prozent der Professorinnen und Professoren Frauen, in der betrieblichen Forschung sind es 11 Prozent. Der Frauenanteil ist daher – wenn man so will auf Wienerisch – „unterm Hund", und eine Situation, die zum Beispiel mit der höheren und bevorzugten Förderung von Projekten mit Frauen in Führungspositionen durch das Zentrum für Innovation und Technologie aufgegriffen wird. Übrigens gilt das auch generell für das ganze Budget durch das Gender Budgeting, das Standard in unserem Budget ist. Das bedeutet nämlich, dass alle 189 Ansätze – und nicht nur irgendein Kapitel – nach dem Prinzip der Geschlechtergerechtigkeit durchleuchtet sind. Damit ist Wien nicht nur im österreichischen Vergleich, Wien ist im internationalen Vergleich ein Benchmark. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zurück zu den Humanressourcen: Es wurde immer wieder der Bund genannt. Jetzt hänge ich mir einmal ein virtuelles rot-weiß-rotes Krawatterl um und blicke auf die Universitätsabsolventen, die im internationalen Vergleich wirklich sehr gering sind. Wir haben mit 19,6 Prozent den OECD-Schnitt lange nicht erreicht, und was die Nutzung von den Humanressourcen betrifft, ist das ein wirkliches Problem. Und deshalb werden wir nicht aufhören, auf Bundesebene dafür zu kämpfen, dass unsere Unis vernünftig ausgestattet werden und allen zugänglich sind und nicht, wie es die Politik des Wiener ÖVP-Obmanns in seiner Funktion als Wissenschaftsminister ist, Zugangsbeschränkungen eingeführt und fortgeführt werden; das ist der falsche Weg.

Ja, einen deutlichen Impuls für eine dynamische Wirtschaft hätten wir auch mit einer Erhöhung der Wirtschaftsförderungsmittel auf 164,9 Millionen EUR im nächsten Jahr. Das ist nicht nichts! Und wenn wir in 
der nächsten Woche 25 Jahre WWFF, Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, feiern, dann feiern wir auch 90 000 geschaffene oder gesicherte Arbeitsplätze, 3,7 Milliarden ausgelöste Invests und 1 200 angesiedelte Betriebe, wie zum Beispiel im letzten Jahr Bombardier. Mit den unterschiedlichen Werkzeugen der Wirtschaftsförderung gelingt es uns, sehr zielgenau an gesellschaftlichen und technologischen Entwicklungen anzusetzen. Dabei ist Richtschnur immer Innovation, Kommunikation, Kreativität. 

Das trifft zum Beispiel auch auf den Medienbereich zu. Auch da passiert 2008 Großes. Die jetzigen 2 200 m² in St Marx, an sich schon ein Medienstandort von beträchtlichem Ausmaß, werden 2008 und 2009 um weitere 20 000 m² Studioflächen, Büroflächen, Produktionsflächen erweitert. Es ist so, dass jetzt schon bereits zwei Drittel aller Medienunternehmen in Wien sind, und durch Konzentration, Kooperation, schlicht und einfach durch die kritische Masse in St Marx als Mediencluster wird das eine weitere dynamische Entwicklung des Standortes sein.

Eine wesentliche andere Herausforderung, um bei der Metapher der Herausforderungen zu bleiben, auf die wir eingehen, ist die Bevölkerungsentwicklung. Wien wird aller Voraussicht nach, allen Prognosen nach im Jahr 2020 1,8 Millionen Einwohner und spätestens 2035 – also in weniger als 30 Jahren – 2 Millionen Einwohner haben. Wenn man sich das veranschaulicht: Das ist so viel, wie Salzburg hat, noch dazu bis zum Jahr 2020. Das bedeutet eine Fülle an Aufgaben für unsere Politik, eine Fülle an Aufgaben, die wir gerne annehmen und gerne lösen möchten. Das bedeutet eine Erhöhung der geförderten Wohnbauleistung von 5 500 auf 7 500 Woh-
nungen, mehr Schulen, mehr Gesundheitseinrichtungen, ein ausgeweitetes öffentliches Verkehrsnetz und, und, und. 

Wir SozialdemokratInnen warten nicht, bis diese Entwicklung über uns herschwappt, wir finden sie auch nicht schlecht, wir arbeiten nur jetzt bereits daran, Antworten auf diese Herausforderungen zu finden.

Eine Herausforderung und eine Chance stellt der Bevölkerungszuwachs naturgemäß für unsere Integrationspolitik dar. Das betrifft eine Vielzahl an Bereichen: zum Beispiel Sprachförderung, interkulturelle Kompetenz in allen Bereichen der Gesellschaft, aber natürlich vor allem in Kindergarten und Schule, Chancengleichheit im Bildungssystem, Integration im Arbeitsmarkt, das Wahrnehmen der Qualifikation der Leute, die nach Österreich kommen. Während andere Städte in den nächsten Jahrzehnten krankschrumpfen, wird sich Wien dynamisch nach vorne bewegen. Und während das zum Beispiel von der FPÖ zum Anlass genommen wird, Hass und Angst zu schüren, machen wir unsere Hausaufgaben. Im Integrationsbereich allein stehen dafür 32 Millionen EUR zur Verfügung. Diversität ist nämlich Normalität in einer weltoffenen und pulsierenden Stadt und Chance. Daher braucht es nicht xenophobische Rülpser, sondern eine verantwortungsvolle Politik. (Beifall bei der SPÖ.)

Eine zentrale Herausforderung der Zukunft – und nicht nur für Wien, sondern global – ist der Klimawandel. Das ist mittlerweile wohl unbestrittene Realität auch für die letzten Zweifler oder für fast die letzten Zweifler. Die Frage ist weniger, ob er stattfindet – das ist unbestritten –, sondern wie stark, mit welchen Herausforderungen wir es schaffen, das Ganze noch einzudämmen. Da ist Österreich nicht gerade Musterschüler – man muss Probleme beim Namen nennen. Wir erreichen das Kyoto-Ziel bei Weitem nicht. 

Nur, was schon spannend ist: Im Gegensatz zu anderen Staaten ist es in Österreich nicht so, dass die schlechtesten CO2-Ausstoßwerte im Ballungsraum sind – Wien ist ja, nehme ich einmal an, auch für alle, nicht nur für die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten hier im Raum definitiv unbestrittener Ballungsraum in Österreich –, nein, Wien hat von allen Bundesländern die allerbesten Werte beim CO2-Ausstoß. 

Das zeigt Zweierlei: Erstens, dass es richtig war, frühzeitig mit Klimaschutzpolitik zu starten, dass diese Klimaschutzpolitik funktioniert. Jahr für Jahr werden 2,4 Millionen Tonnen CO2 eingespart, aber es zeigt auch, es ist bei Weitem nicht genug. Deshalb wird es im nächsten Jahr das KliP II geben, deshalb wird es im nächsten Jahr eine Fülle von Maßnahmen geben, die über den Umweltbereich natürlich hinausgehen müssen. Es ist Querschnittsmaterie, es betrifft die thermische Wohnbausanierung genauso wie den Ausbau des Radwegenetzes genauso wie zum Beispiel, um noch mal bei der Wirtschaftsförderung zu sein, Projekte wie Energy Base. Das wird im nächsten Jahr durch den WWFF mit einem Investitionsvolumen von 14 Millionen EUR errichtet und wird das größte Passivbürohaus Österreichs. 

Und während andere erst in den letzten Jahren begonnen haben, teilweise sogar kontraproduktive Umweltpolitik zu machen, indem sie einfach irgendwelche Symbole vor sich hertragen – ich denke da zum Beispiel an die Biospritfalle, in der sich die ÖVP etwas verstärkt verstrickt hat –, machen wir seit Jahrzehnten in Wien nachhaltige Umweltpolitik, und darauf können wir stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.)

Was sozialdemokratische Politik von anderer unterscheidet, ist auch, dass wir nicht nur wirtschaftliche Dynamik beim Schopf greifen, als Chance greifen, sondern dass wir das mit Sicherheit für die Menschen verbinden, dass wir auf die Menschen nicht vergessen. Denn Nachhaltigkeit hat drei Säulen, nicht nur eine ökologische, sondern auch eine ökonomische und soziale, und genauso ist unsere Wirtschaftspolitik: Eine Wirtschaftspolitik, die auf der einen Seite wirtschaftliche Dynamik hat und auf der anderen Seite aber auch soziale Sicherheit. 

Was bedeutet das fürs Budget? – Es bedeutet 180 Millionen EUR mehr für Gesundheit – soviel zu „keine Schwerpunkte". Das ist ein Rekordplus von 13,28 Prozent. Gäbe es 13,28 Prozent an Plus für alle Bereiche im Budget, dann wäre das schön und es wäre ein Argument für die Sichtweise der GRÜNEN, dass es kein Schwerpunkt ist, aber 13,28 Prozent ist doch recht viel, eine Verbesserung, die sich vor allem in der Geriatriereform auswirkt. 60 Millionen plus im Bereich Soziales! Und das sind nicht nur die steigenden Ausgaben bei der Sozialhilfe, die da ausgeglichen werden, es ist zum Beispiel auch die Einführung des Mobilitätspasses. 

Arbeitsmarktpolitik! Arbeitsmarktpolitik wurde schon mehrmals genannt. Wien ist das erste Bundesland, das die Trendwende in der Arbeitsmarktpolitik, was die Arbeitslosenzahlen betrifft, eingeläutet hat. Es ist kein Zufall, sondern Folge der Arbeit des WAFF, der seit den letzten zwölf Jahren starker Akteur ist. Es bedeutet für uns natürlich gerade nicht, die Mittel einzuschränken, sondern weiterhin zu halten, denn jeder Arbeitsloser ist einer zu viel. Wie werden in der Arbeitsmarktpolitik in den nächsten Jahren bewusst neue Schwerpunkte setzen, besonders zum Beispiel für Frauen, besonders für Junge. 

Was auch nicht stimmt, ist, dass die Jugendarbeitslosigkeit besonders hoch ist, wie Frau StRin Cortolezis gesagt hat. Die Jugendarbeitslosigkeit in Wien ist am geringsten von allen Bundesländern. Und das sind die Arbeitsmarktdaten Ende Oktober 2007, also relativ frisch aus dem Drucker gekommen. Wenn man Wien wieder wegdenken würde aus Österreich – in Österreich ist der Schnitt 16,8 Prozent, in Wien 14 Prozent –, dann kann man es sich ausrechnen: Es wäre auch nicht besser für unseren Staat. 

Ein zentraler Aspekt für die Sicherheit der Menschen in unserer Stadt ist auch die Daseinsvorsorge. Im weltweiten Vergleich hat Wien eine außerordentlich gute Qualität der öffentlichen Dienstleistungen. Und weil es offensichtlich das Ziel der ÖVP ist, diese Dienstleistungen auszuhungern und dann auf der anderen Seite zu sagen: Ah, das funktioniert nicht, davon trennen wir uns!, gehen wir genau den entgegengesetzten Weg. Wir weiten die Investitionen aus. 2008 wird es ein kräftiges Plus geben, vor allem im Umweltbereich. Ich denke da an die verstärkten Ausgaben bei der Müllbeseitigung genauso wie im Abwasserbereich. Es gibt Investitionen von 260 Millionen EUR. 

Das erwarten sich die Menschen. Die Menschen in unserer Stadt erwarten sich, dass die Stadt funktioniert, und das ist ein Renommee für Wien. Und dass dem so ist, das zeigt sich überall, wo man hingeht beziehungsweise nicht überall, sondern genau bis zur Stadtgrenze, und dann ist plötzlich vieles anders. Vor einem Vergleich der Daseinsvorsorgeeinrichtungen zwischen Wien und allen anderen Bundesländern brauchen wir uns wirklich nicht zu scheuen, genauso im Übrigen wie vor einem Vergleich der Gebühren. Ihre ewige Polemik ist daher entweder eine Stimmungsmache oder viel mehr noch der Versuch der Aushöhlung der Daseinsversorgung. Das lehnen wir ab. 

Das betrifft übrigens auch das Gesundheitssystem. Wenn Kollege Tschirf hier sagt, es ist ein Wahnsinn, wie verschuldet die Gebietskrankenkasse ist, dann möchte ich schon sagen – das hat der Rechnungshof bestätigt, es ist nicht mir gerade eingefallen –: Die Gründe für dieses Defizit sind zum Beispiel der Entfall des Vorsteuerabzuges, die Unterdeckung bei den Krankenversicherungsbeiträgen für Arbeitslose, die Unterdeckung beim Ersatz des Wochengeldaufwandes, die Neuregelung der Spitalsfinanzierung ab 2001 und der Verlust der Versicherungsverhältnisse der Vertragsbediensteten – alles bundesgesetzgeberische Tätigkeiten und zufälligerweise alles zwischen 2001 und 2007 eingeführt. Auf der einen Seite verantwortlich dafür zu sein, dass die Gebietskrankenkasse kurz vor dem Konkurs steht und auf der anderen Seite „Haltet den Dieb" zu schreien, ist höchstgradig unseriös und ist eigentlich einer Debatte hier nicht würdig. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dass Wien eine Stadt ist, wie ich am Anfang erwähnt habe, in der es sich gut leben lässt, in der die Lebensqualität Touristen wie UnternehmerInnen anlockt, was aber auch Grund dafür ist, dass die Menschen sich hier wohlfühlen, ist auf der einen Seite sicher eine Frage von geographischer Lage und sonstigen Faktoren, ist aber auf der anderen Seite eben nicht selbstverständlich, sondern Folge unserer Politik und eine Sache, die wir sicher nicht gefährden werden, weder durch Kaputtsparen dessen, was in unserer Stadt einwandfrei funktioniert, noch durch eine wirtschaftliche Dynamik, die die Menschen vergibt. Wir machen eine Politik, die die Herausforderungen der Zukunft ernst nimmt, und dieses Budget ist Ausdruck dafür. 

Deshalb stimmen wir nicht nur ruhigen Gewissens für dieses Budget, sondern auch voller Vorfreude auf die realen Auswirkungen dieser politischen Vorhaben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich mit meinen Ausführungen beginne und mein Schwerpunktthema für heute anspreche, möchte ich schon feststellen: Meine Vorredner in dieser Debatte haben ja sämtliche Themen der Wiener Stadtpolitik gestreift, daher finde ich es schade, dass die amtsführenden Stadträte und Stadträtinnen an dieser Debatte überhaupt kein Interesse haben und sich nicht die Wortmeldungen der anderen Fraktionen anhören, die ja auf viele unterschiedliche Themen eingegangen sind. 

Ich möchte mich heute im Besonderen mit der Integrationspolitik in Wien beschäftigen, die ja bereits von den Vorrednern der SPÖ überaus gelobt worden ist. Wenn mein Vorredner Wutzlhofer gerade vorhin gesagt hat, er sieht dieser Umsetzung dieses Budgets, über das wir heute zu verhandeln haben, mit Vorfreude entgegen, dann muss ich, gerade wenn ich mich auf das Thema Integrationspolitik beziehe, sagen: Na ja, wir sehen dem eher mit Bange entgegen und mit Sicherheit nicht mit Vorfreude.

Frau Vizebürgermeisterin, Sie haben gesagt, ein Budget ist kein abstraktes Zahlenwerk, sondern in Zahlen gegossene Politik. Jawohl, so ist es. Gerade bei der Integrationspolitik geht es nicht nur um die Höhe und um die Summe der eingesetzten Mittel, sondern es geht natürlich wie in allen anderen Bereichen auch ganz besonders darum, wie denn diese Mittel verwendet werden. Die Integrationspolitik ist gerade ein Bereich, der wirklich jeden hier unmittelbar trifft, die Bürger dieser Stadt sehr unmittelbar trifft, der aber auch in alle anderen Bereiche hineinspielt und nicht nur in dem einen Ressort zu finden ist. Daher, so glaube ich, ist es auch ein Thema, das bei der Generaldebatte durchaus erörtert werden muss. 

Anlässlich einer Budgeterstellung und der Debatte darüber, muss man natürlich einen kurzen Rückblick machen, den Ist-Zustand beleuchten und den Blick nach vorne richten. Wenn wir hier die Integrationspolitik der Stadt Wien der letzten Jahre anschauen, den Ist-Zustand anschauen und schauen, wie geplant ist, diese Integrationspolitik weiterzuführen, können wir nur sagen: Die Integrationspolitik in Wien ist gescheitert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das sagen nicht nur wir Freiheitlichen, das sagen auch andere, die durchaus nicht in Verdacht stehen, uns besonders nahe zu stehen. Ich musste diesen Satz etwa hören anlässlich einer Diskussion im Rahmen der Wiener Stadtgespräche von einem Lehrer, der Kurde ist, der im 20. Bezirk unterrichtet und der sozusagen hautnah am Geschehen ist und erleben muss, dass die Integrationspolitik in dieser Stadt es nicht weitergebracht hat und dass wir hier vor allem im Bildungsbereich die allergrößten Schwierigkeiten haben, nicht zuletzt deshalb, weil es einen Teil von Zuwanderern gibt, die einfach den Bereich Schule und den Bereich für ihre Kinder überhaupt nicht ernst nehmen. Da haben Sie lange Jahre über Ihr Vereinsnetz viele Mittel eingesetzt, und wir stehen aber heute vor der Tatsache, dass diese Mittel vielfach wirklich vollkommen vergeblich eingesetzt wurden. 

Ich darf mich aber auch auf den jetzt erst kürzlich erschienenen Migrations- und Integrationsbericht der Akademie der Wissenschaften beziehen, wo Heinz Fassmann durchaus sehr kritisch der Integrationspolitik, wie sie gehandhabt wird, gegenübersteht. Das bezieht sich ja nicht nur auf Österreich, sondern das bezieht sich schwerpunktmäßig auch auf Wien, wo wir ja sehr viele Schwierigkeiten haben. Fassmann etwa, der vor einem halben Jahr noch deutlich gemacht hat, dass der Multikulti-Traum, dem die Integrationspolitik in Wien ja immer noch anhängt, ausgeträumt ist, der etwa gesagt hat: „Wir haben die Illusion gehabt, dass die Zuwanderer hier herkommen und in der Form so weiter leben.“ 

Wenn ich die Integrationspolitik in Wien betrachte, dann sage ich, diese Illusion hat ja nicht aufgehört, sondern es geht ja weiter mit der Finanzierung von Vereinen, die die Zuwanderer in vielen Bereichen nur dazu bewegen, sozusagen unter dem Deckmantel der Diversität in ihrem eigenen Bereich zu verharren und eine Anpassung an die hiesigen überhaupt nicht voranzutreiben. 

Fassmann sagt aber auch, die sozial Schwachen haben die Probleme dieser verfehlten Integrationspolitik zu tragen. Das müssen wir in Wien ja immer wieder erleben. Ich frage Sie schon: Gibt Ihnen das zu denken? Wenn ich mir Ihre Politik anschaue in diesem Bereich, dann komme ich darauf: Nein, es gibt Ihnen nicht zu denken, sondern Sie schreiben diese Politik, die Sie unter dem Deckmantel der Diversität oder bunten Vielfalt oder sonst etwas auch führen wollen, einfach weiter. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist ein ganz wesentlicher Grund, warum wir heute hier diesem Budget unsere Zustimmung nicht geben können. Sie stehen nach wie vor zu einem völlig falschen Einsatz der Mittel in diesem so überaus sensiblen und wichtigen Bereich. Die Umsetzung wird ja durchaus den Einsatz von Geld verlangen, und wir haben es ja nicht nur mit den 32 Millionen EUR aus dem reinen Integrationsbereich zu tun, sondern die Förderungen laufen ja über viele Schienen, wie etwa Bildung und Jugend, Kultur, über Wohnen, über Soziales oder Gesundheit. 

Sie, nämlich die SPÖ, die ÖVP und die GRÜNEN, haben kürzlich einen 10-Punkte-Aktionsplan zur Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit und Rassismus in dieser Stadt zu Beschluss gefasst. Da gibt es eine Reihe von Verpflichtungen, und ich komme gleich zum Thema Nummer 1, und das ist das, worin Sie auch investieren, wenn Sie von verstärkter Wachsamkeit sprechen und gleichzeitig den Aufbau eines Überwachungs- und Solidaritätsnetzwerkes befürworten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube wirklich nicht, dass wir einen Überwachungsapparat brauchen, ein Denunziations-Netzwerk. Wir haben Gesetze, an die sich hier jeder zu halten hat, und wer sie nicht einhält, der muss sich dafür verantworten. Aber dem – und das läuft ja natürlich alles über Vereine – werden wir unsere Zustimmung ganz bestimmt nicht geben können! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie haben in Wien in der Finanzierung Ihrer Integrationspolitik über die Jahre einen Moloch aus Vereinen aufgebaut, der jetzt zu erhalten ist – jeder einzelne Verein mit einer eigenen Struktur, die das Geld aus diesem Bereich in erster Linie auffrisst. Dieser Moloch von Vereinen gipfelt aber darin, dass Sie etwa mit einer nicht zu geringen Summe, die jährlich natürlich ein bisschen schwankt, einen Dachverband finanzieren. Wenn man sich das genauer anschaut, sieht man, dass dieser Dachverband seinerseits wiederum der Dachverband einiger Dachverbände neben vielen anderen Vereinen, die hier untergeordnet sind, ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich halte das für eine wirkliche Verschwendung der Mittel, wenn man den Dachverband von Dachverbänden finanziert, überall eine eigene Organisationsstruktur finanziert, und auf der Strecke bleibt aber das, was tatsächlich geschehen sollte in dieser Stadt, nämlich eine Integrationspolitik, die endlich bewirkt, dass die Kinder ordentlich und ausreichend Deutsch lernen und dass die Zuwanderer, die in diese Stadt kommen, sich der deutschen Sprache bedienen und unsere Spielregeln anerkennen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie setzen Ihre Mittel nicht sehr erfolgreich ein, denn das findet nicht statt. Durch Ihre fehleingesetzte Mittelvergabe geht es vor allem zu Lasten der sozial Schwächeren, aber auch der mittelständischen Familien in dieser Stadt. 

Anlässlich dieses Migrationsberichts sagt Frau Ingrid Nowotny vom Wirtschaftsministerium, die unter anderem im Gegensatz zu Ihrer Forderung auch gegen eine Arbeitserlaubnis von Asylwerbern im Rahmen des Aufnahmeverfahrens wegen mangelhafter Qualifikation ist: Priorität haben die, die seinerzeit unseren Dreck geputzt haben. – Was meint sie damit? Priorität in dieser Stadt und in der Zuwendung und in der Förderung haben die Menschen, die zu uns gekommen sind, hier fleißig gearbeitet haben, unsere Sprache gelernt haben, sich angepasst haben. Und genau diese Gruppe kommt mit viel schwächeren und mit mittelständischen Familien in dieser Stadt heute unter die Räder. Das sind die Leute, die sich wirklich vom Munde absparen müssen, dass sie ihre Kinder in eine Privatschule geben, weil sie sonst nichts lernen. Das sind die Leute, die vom Arbeitsplatz verdrängt werden. Und gegen diese Leute machen Sie unter der Aufwendung vieler Mittel Integrationspolitik in dieser Stadt. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist abzulehnen. (Beifall bei der FPÖ.)

Wir fordern, dass die Mittel selbstverständlich für den Spracherwerb eingesetzt werden, aber nicht in der Hinsicht, wie es jetzt geschieht, in einer Unzahl von Vereinen – bis dahin, dass Sprachkurse in Moscheen und sonstigen ganz eigenen Institutionen abgehalten werden, was übrigens auch der Lehrer aus dem 20. Bezirk deutlich ablehnt, weil er sagt, genau daraus entsteht, dass die Kinder nicht in unser System übergeführt werden und nach wie vor die Diskrepanz zwischen Eltern, Lehrern, Schule, Schülern aufrecht bleibt. 

Wir fordern, dass Sprachkurse in einem strukturierten System abgehalten werden, dass diese Sprachkurse Ergebnisse zeigen, und zwar Ergebnisse auch darin, dass die Zuwanderer in dieser Stadt sich der deutschen Sprache bedienen, und nicht nur dann, wenn sie es zufällig irgendwo brauchen. 

Wir sind gegen subventionierte Kaffeekränzchen und Kochveranstaltungen. Erwachsene Menschen sollen diese Verpflichtung zum Erwerb der deutschen Sprache auch ernst nehmen – das ist eine Lehrveranstaltung! –, genauso wie sie unsere Spielregeln und unsere Gesetze ernst nehmen müssen. Für sie ist das alles, wenn man sich die vielen Anträge durchliest, eine leichte Spielerei. Wir müssen immer alles nett und lieb machen. Das hat keinen Ernst und wird auch von den Menschen nicht so ernst genommen, wie es sein sollte. Daher haben wir diese massiven Defizite im Bereich der Integrationspolitik in Wien. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist eine unausgewogene und eine ungerechte Vergabe der Mittel. Auf der Strecke bleiben die von mir schon erwähnten Personengruppen. Ein Zahlenbeispiel macht es ganz deutlich. Wir haben etwa im vergangenen Jahr – und da geben wir ja, durch die Jahre kann man das beobachten, sehr gerne hohe Summen aus – 705 000 EUR für eine Integrationszeitung ausgegeben, neben Tonnen von anderem Informationsmaterial, das schriftlich oder in anderer Form und in Form von Veranstaltungen an die Betroffenen herangetragen wird. Und zum Vergleich: Die öffentliche Unterstützung von Senioren, die Opfer von Kriminalität geworden sind, ist Ihnen knappe 45 000 EUR wert. 

In Ihrem vorgelegten Budget – das wollen wir Ihnen mitgeben – wäre dringend ein Kurswechsel notwendig. Er ist aber nicht zu erkennen. Und wir lehnen dieses Budget daher ab. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die Frau Bezirksvorsteherin Reichard. Ich erteile es ihr.

Bezirksvorsteherin Susanne Reichard: Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Hier bei einer Budgetdebatte zu stehen, das ist, wie im Film „Und täglich grüßt das Murmeltier" aufzutreten. Man kann es nicht oft genug sagen und man muss das bei jeder Budgetdebatte und bei jedem Rechnungsabschluss immer wieder sagen, denn eigentlich steht man hier, und es hat sich nichts geändert. Wien ist nach wie vor Schlusslicht bei sämtlichen Wirtschaftsdaten, beim Wirtschaftswachstum, bei der Arbeitslosigkeit. Wien ist nach wie vor aber top, wenn es darum geht, die Bezirke auszuhungern. Es herrscht Stillstand bei diesem Budget in der Stadt. Das einzig Dynamische an diesem Budget ist sicherlich, dass die Gebühren laufend erhöht werden, sonst ist es ruhig. 

Es ist wirklich ein Déjà-vu-Erlebnis, hier zu stehen, denn es hat sich nichts geändert. Und man kann immer wieder nur aufs Neue darauf hinweisen, woran das im Bezug auf die Bezirksbudgets liegt. Die Bezirksbudgets wurden seit Einführung der Dezentralisierung vor 20 Jahren nie valorisiert. In der Zeit sind die Indizes gestiegen, die Aufgaben gestiegen und die ganzen Gebäude und Anlagen in den Bezirken in die Jahre gekommen. Es sind immer wieder dieselben Punkte, auf die man hinweisen muss. Seit Einführung der Dezentralisierung sind die Bezirksbudgets nicht valorisiert worden. In den Jahren 2000 bis 2006 hat es sogar ein Minus von 6 Prozent gegeben. Und wenn man sich anschaut, was Ihnen die Bezirksbudgets im Vergleich zum Gesamtbudget wert sind, dann sind das ganze 1,5 Prozent des Gesamtbudgets. 

Inzwischen steigen alle Indizes: Der Verbraucherpreisindex ist um über 12 Prozent gestiegen, der Straßenbauindex um über 23 Prozent und so weiter. Dazu sind immer wieder neue Vorschriften und Auflagen an die Bezirke gekommen: Es gibt ein neues Bedienstetenschutzgesetz, es gibt neue Brandschutzvorschriften, es gibt alle möglichen Sicherheitsüberprüfungen, die massenhaft Geld kosten und die aber nie einkalkuliert wurden bei der ursprünglichen Berechnung der Bezirksbudgets. Dazu kommt, dass die Gebäude und Anlagen in den Bezirken jetzt endgültig in die Jahre gekommen sind: die Ampeln, die Straßen, die Amtshäuser, die Schulen.

Die Ampeln: Alle Ampeln gehören in der Stadt erneuert. 150 000 EUR pro Ampel hat es hier geheißen. Jetzt ist man plötzlich bei einem Betrag von 80 000 EUR. Ich muss sagen, ich finde es toll, was das bewirken kann in dieser Stadt, wenn man endlich neu ausschreibt und offensichtlich andere Anbieter zum Zug kommen. Da werden die Kosten plötzlich halbiert, aber 80 000 EUR pro Ampel in dieser Stadt ist immer noch eine Menge Geld für die Bezirke. 

Die Straßen gehören saniert. Denkmalgeschützte Straßen wie die Höhenstraße. Der 13. Bezirk zum Beispiel leidet unter Erdkabeln, die dringend verlegt gehören. Die Amtshäuser müssen ständig umgebaut und neu gestaltet werden, weil dauert irgendwelche Abteilungen zusammengelegt werden, dann wieder auseinandergelegt werden. Neue Vorschriften bei Lifteinbauten, ein Lift mit 280 000 EUR. Das klingt so wenig, ist aber eine Menge Geld. Das sind 10 Prozent unseres Bezirksbudgets, das wir alleine an einer Liftanlage heuer in ein Amtshaus stecken müssen.

Und dann natürlich der große Bereich der Schulen. Das berühmte Schul-Mogelpaket, das so toll wirkt mit 600 Millionen EUR, die die Bezirke für die Schulen bekommen. Es sind keine 600 Millionen EUR, es sind ganze 40 Prozent davon, die die Bezirke rückerstattet bekommen. Wir sind ja eigentlich gezwungen worden, diesem Schulpaket zuzustimmen, um überhaupt an Fördermöglichkeiten zu kommen. Nur, im Endeffekt wird das jetzt verursachen, dass alle Bezirke endgültig in der Schuldenfalle landen. Im Moment sind von 23 Bezirken – und man kann es nicht oft genug sagen! – bereits 20 Bezirke verschuldet. Das ist nicht so, weil wir in den Bezirken nicht umgehen können mit unseren Geldmitteln und jeden Cent und jeden Euro dreimal umdrehen, weil wir uns der Verantwortung bewusst sind, sondern einfach deshalb, weil es nicht mehr geht, weil die Bezirksbudgets in keiner Relation zu den Aufgaben und zu den Verantwortungen stehen, die wir in den Bezirken haben. (Beifall bei der ÖVP.)

Eine Valorisierung der Bezirksbudgets ist dringend notwendig. Es geht nicht an, dass Valorisierung in dieser Stadt immer großgesprochen wird, wenn es um Tariferhöhungen geht. Valorisierung heißt Abzocken in dieser Stadt. Es gibt ein Valorisierungsgesetz fürs Abzocken, aber es gibt kein Valorisierungsgesetz für die Bezirksbudgets. Was wir fordern von Seiten der ÖVP, ist eine dringende Valorisierung der Bezirksbudgets. (Beifall bei der ÖVP.)

260 Millionen EUR hat Wien aus dem Finanzausgleich bekommen, ganze 2 Millionen EUR sind davon an die Bezirksbudgets weitergegangen. Wenn Finanzminister Willi Molterer den Finanzausgleich präsentiert hat, dann hat er sicherlich einen Finanzausgleich präsentiert, der eine gerechte und zukunftsorientierte Verteilung der Steuermittel gebracht hat, der Zukunftsperspektiven gebracht hat und der ein dickes Ja zur Subsidiarität und der Bürgernähe gebracht hat. Und er hat gebracht, dass man endlich über einen Zeitraum denken kann und rechnen kann und agieren kann in diesem Land, nämlich einen Finanzausgleich über sechs Jahre. So macht man es, wenn es um Österreich geht. Und das war auch das Schlagwort, mit dem dieser Finanzausgleich präsentiert wurde. Meine Damen und Herren, so macht man es, wenn es um Österreich geht! (Beifall bei der ÖVP.)

Im Gegensatz dazu können wir sehen, wie man es macht, wenn es um Wien geht. Dann schaut die Sache nämlich offensichtlich ganz anders aus, denn wie wir alle wissen und um teures Geld auch überall plakatiert sehen: Wien ist einfach anders. 

Es ist kein gerechtes Budget, das hier vorliegt, denn 260 Millionen EUR an Finanzausgleich zu bekommen und 2 Millionen EUR an die Bezirke weiterzugeben, das kann nicht gerecht sein. Das kann auch nicht bürgernah sein, dass heißt, es steht auch nicht für Subsidiarität, dieses Budget hier heute. Es steht nicht für zukunftsfit ... (GR Christian Oxonitsch: Bezirksmittelverordnung haben Sie aber schon beschlossen!) – Das ist vor 20 Jahren beschlossen worden! (GR Christian Oxonitsch: Nein, nicht einmal das stimmt! 1996!) Steht es für zukunftsfit? Nein, für zukunftsfit steht es auch nicht, wenn man die Wirtschaftsdaten anschaut und wenn man anschaut, wie die Bezirke nach wie vor ausgehungert werden. Und längerfristige Überlegungen gibt es in Wien überhaupt nicht. Es gibt nicht einmal einen Finanzausgleich zwischen der Gemeinde Wien und den einzelnen Bezirken. (Beifall bei der ÖVP.) 

Während in anderen Ländern darüber nachgedacht wird, dass Teile der Bezirksbudgets als partizipative Bezirksbudgets geführt werden, damit die Menschen in diesen Ländern noch mehr Mitsprache haben vor Ort ... (GR Christian Oxonitsch: Personalkosten! Viel Spaß!) – In Frankreich und in Deutschland gibt es einige Beispiele, Herr Kollege. Während in anderen Ländern und Städten darüber nachgedacht wird, haben wir nicht einmal einen Finanzausgleich, einen Finanzausgleich zwischen den Bezirken und der Gemeinde. So einen Finanzausgleich alle vier Jahre fordern wir ganz dringend. Ein entsprechender Antrag wurde ja heute eingebracht. (Beifall bei der ÖVP.)

Frau Vizebürgermeisterin! Sie haben nach der SPÖ-Klausur über dieses Budget gesagt, dass Wien jetzt gerüstet ist, den politischen Herausforderungen der Zukunft entgegenzutreten und dass die Lebensqualität weiterhin ein wesentliches Element der politischen Strategie der Stadtregierung sein wird. 

Das klingt gut. Die Frage ist nur: Wie schaut der politische Kurs dahinter wirklich aus? Was ist Lebensqualität in dieser Stadt? Lebensqualität kann für mich nicht sein, dass ich jetzt schaue, dass eine Stadt sauberer wird, indem ich „Waste Watchers“ einführe und indem ich Mistkübel mit Leuchtfarben überklebe, damit ich sie in der Nacht finde, aber tagsüber noch mehr Reizüberflutung habe – und das, ohne die Bezirke zu fragen, die ein Heidengeld für die Mistkübel ausgeben. Lebensqualität kann es aber auch nicht sein, wenn immer mehr Institutionen, immer mehr Ämter zusammengelegt werden: Bürgerdienst, Sozialämter, die Standesämter. Täglich wird etwas Neues zentralisiert statt dezentralisiert in dieser Stadt. 

Lebensqualität, meine Damen und Herren, kann nur heißen: Bürgernähe, mehr Bürgernähe. Wenn es um Bürgernähe geht: Warum fragen Sie nicht diejenigen, die wissen, wovon sie sprechen, weil sie es nämlich tagtäglich in den Bezirken draußen leben. Fragen Sie uns in den Bezirken, was die Bezirke, was die Menschen in diesen Bezirken, die Bürger und Bürgerinnen wirklich vor Ort brauchen! 

Wir sind das Bindeglied zu den Bürgern vor Ort. Ich frage mich wirklich: Wovor haben Sie eigentlich Angst, dass es hier nicht weitergeht mit der Dezentralisierung? Wieso haben Sie Angst vor starken Bezirken? Misstrauen Sie uns als Bezirksvorsteher? Ich kann mir ja noch vorstellen, dass Sie vielleicht sagen: Na ja, die fünf ÖVP-Bezirke hungern wir aus. Aber was ist mit Ihren Kollegen? Misstrauen Sie denen genauso? Ich kann das nicht wirklich nachvollziehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn uns Dezentralisierung wichtig ist – und wir sagen ein deutliches Ja zur Dezentralisierung, denn sie ist bürgernahe, sie ist am kostengünstigsten, sie ist einfach am effizientesten und am wirtschaftlichsten, wir sagen Ja zu dieser Dezentralisierung –, dann bedeutet das aber auch, dass man dringend über die Kompetenzen der Bezirke sprechen muss. 

Es gibt viele Bereiche, die die Bezirke einfach übernehmen sollten, weil sie es einfach besser führen könnten, besser organisieren könnten. Es gehören viele Dinge im Bereich der Sozialförderung dazu. Es gehört der Bereich der Sportförderung dazu. Wir wissen vor Ort, welche Vereine etwas tun für die Jugend, für die älteren Menschen. Wir können nachvollziehen, welcher Verein hier wirklich eine entsprechende Leistung bringt. 

Es geht darum, dass wir endlich Parteienstellung und wirkliche Mitentscheidungsrechte bei der Bauordnung zum Beispiel bekommen. Wir haben keine Parteienstellung im Bauverfahren, wir haben bestenfalls Stellungnahmerechte bei Flächenwidmungen. Wir haben den berühmten § 69, und wenn es darauf ankommt, werden wir in zweiter Instanz sowieso überrollt. So schaut nämlich die Tatsache und Realität in dieser Stadt aus.

Aber offensichtlich geht es nicht nur uns fünf ÖVP-Bezirken so, offensichtlich geht es allen 23 Bezirken so, denn so, wie es ausschaut, ist ja auch ordentlich von Ihren Bezirksvorsteherinnen und Bezirksvorstehern hier Druck gekommen. Wie sonst ist erklärbar, dass es jetzt plötzlich eine Evaluierungsstudie gibt, die hier im Amtsblatt am 25. Oktober ausgeschrieben wurde – was übrigens der FPÖ entgangen sein dürfte, denn sonst kann ich mir nicht vorstellen, wieso dieser Antrag von Ihnen heute auf dem Tisch liegt. 

Uns ist diese Evaluierungsausschreibung nicht entgangen. Was mich allerdings hier stutzig macht, ist ein Satz, der so nebulos drinnen steht und der, glaube ich, sehr viel für sich spricht, indem er sagt, welches Misstrauen offensichtlich seitens Ihrer Kollegen in den Bezirken da ist, wenn Sie explizit in eine Ausschreibung der Evaluierung der Dezentralisierung schreiben müssen: Nicht Ziel ist die Beseitigung der Dezentralisierung. – Haben wir es wirklich schon so weit gebracht, dass wir hinterfragen müssen, ob wir die Bezirksdemokratie überhaupt wollen in dieser Stadt? (Beifall bei der ÖVP.)

Wir fordern eine Neuverhandlung der Dezentralisierung, eine Neuverhandlung der Bezirkskompetenzen. Wir fordern, wie schon gesagt, eine Neuverhandlung der Bezirksbudgets und eine Valorisierung der Bezirksbudgets, einhergehend mit einem Finanzausgleich zwischen Gemeinde auf der einen Seite und den Bezirken auf der anderen Seite alle vier Jahre.

Es geht uns darum, darüber zu reden. Es geht uns darum, zu reden, wie wir die Bezirke stärken können, wie wir die Bezirke, diese Stadt bürgernah gestalten können. Daher können wir uns durchaus vorstellen, der Zuweisung des grünen Antrags an den Finanzausschuss zuzustimmen. Wir können uns durchaus auch vorstellen, unseren Antrag zu den Bezirksbudgets und zum Finanzausgleich, der heute hier eingebracht wurde, ebenfalls dem Finanzausschuss zuweisen zu lassen. Wobei ich da gleich den Vorschlag machen möchte: Man sollte Experten vor Ort vielleicht gleich einbeziehen. Zu diesem Finanzausschuss, zu diesem Thema würde ich einfach auch die Bezirksvorsteher einladen, denn, wie ich glaube, haben wir Ihnen eine Menge dazu zu erzählen, wie es wirklich gehen könnte. (Beifall bei der ÖVP.)

Uns geht es von Seiten der Volkspartei darum, dass Bürgernähe in dieser Stadt gelebt wird, und nicht, dass Bürgernähe ein Schlagwort bleibt für Sonntagsreden oder für Reden am 1. Mai. Wir wollen echte Mitentscheidungsrechte in dieser Stadt haben und nicht irgendwelche Alibimitwirkungen, wie es jetzt der Fall ist. Wir wollen einen Rechtsanspruch auf gerechte und adäquate Bezirksbudgets und nicht sozialistische Almosen, wie es auch immer wieder der Fall ist.

260 Millionen EUR sind aus dem Finanzausgleich der Stadt Wien zugeteilt worden, 2 Millionen EUR nur an die Bezirke. Der Finanzminister Willi Molterer weiß sehr wohl, wie es geht, wenn es um Österreich geht. 

Frau Vizebürgermeisterin! Ich kann Sie nur bitten und auffordern, sich daran ein Beispiel zu nehmen, damit Sie sehen und auch wissen, wie es geht, wenn es um Wien geht. Das wäre die einzige Methode, um es wirklich wieder einmal zu schaffen, dass Wien Zukunftsperspektiven hat, dass man in dieser Stadt endlich wieder atmen kann, auch finanziell atmen kann und dass Bürgernähe in dieser Stadt endlich gelebt werden kann und dass Bürgermitsprache auch in dieser Stadt ernst genommen werden kann. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich bitte Herrn GR Mag Kowarik zum Rednerpult.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Am Beginn Ihrer Rede haben Sie, Frau Vizebürgermeisterin, festgestellt, dass dieses Budget vor allem eine Investition in die Zukunft Wiens darstellt und sein soll und mit diesem Budget auch die soziale Verantwortung der Stadt Wien zum Ausdruck kommen soll. Wir haben schon in den vorigen Beiträgen der Oppositionspolitik gehört, dass das vorgelegte Budget in vielerlei Hinsicht Ihren hochgesteckten Zielen, Ihren hohen Anforderungen leider nicht gerecht wird. 

Ich möchte die Gelegenheit nützen und anhand eines einzigen Beispiels aufzeigen, dass die Politik der Stadt Wien leider vollkommen falsche Schwerpunkte setzt und an den Sorgen und Bedürfnissen der Bewohner vorbeigeht.

Sie werden es wissen, heimlich still und leise wollte die Rathaus-SPÖ ein Haus für Punks im oberen Bezirksteil des 15. Bezirkes einrichten. Durch eine Zeitungsmeldung ist die Problematik allerdings dann doch an die Öffentlichkeit gekommen und öffentlich geworden und hat verständlicherweise großes Entsetzen und Empörung bei den Anrainern und Geschäftsleuten dort im Grätzel verursacht. Der vorgesehene Standort, meine Damen und Herren, ist sicherlich der schlechteste in der ganzen Stadt. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das hättet ihr bei jedem gesagt!) In unmittelbarer Nähe zum geplanten Standort sind mehrere Schulen und Kindereinrichtungen sowie der letzte funktionierende Markt in unserem Bezirk, nämlich der Meiselmarkt. 

Es sollte sich inzwischen auch schon bis ins Rathaus herumgesprochen haben, meine Damen und Herren, dass es gerade im 15. Bezirk schon jetzt eine erhebliche Anzahl von sozialen Spannungsfeldern gibt. Sie wissen, wir haben den höchsten Ausländeranteil. In unseren öffentlichen Schulen haben wir oftmals Ausländeranteile bis über 90 Prozent. Unsere Bezirksbevölkerung ist im Vergleich zur restlichen Stadt die ärmste, sie hat das geringste Pro-Kopf-Einkommen und es gibt teilweise massive Probleme mit Prostitution und Drogenkriminalität. 

Interessant in dem Zusammenhang ist auch die Vorgangsweise. Sogar der Herr SPÖ-Bezirksvorsteher Braun hat festgestellt, dass er von den Plänen der Stadtverwaltung überfahren worden ist und mit ihm im Vorfeld darüber gar nicht gesprochen wurde. Das ist eigentlich schon bezeichnend genug. Er hat sich zuerst gegen das Projekt ausgesprochen – sie wissen es auch – und hat via Medien auch den Bezirksbürgern mitgeteilt, dass er alles daran setzen wird, diesen Standort zu verhindern und auch bei der Stadtregierung intervenieren wird. Er hat sogar Unterschriften gegen dieses Projekt gesammelt, auch damit war er in den Zeitungen und auch da hat er das großartig preisgegeben. Leider ist er dann in Wien umgefallen und hat die Bezirksbevölkerung verraten. Auch das wissen wir.

Interessant war die letzte Bezirksvertretungsversammlung bei uns im Bezirk. Da konnte man dann mit dem einen oder anderen roten Bezirksrat reden und konnte hinter vorgehaltener Hand hören, was die eigenen Bezirksräte von dem Projekt halten: Nicht sehr viel, sage ich einmal. Sie waren auch entsetzt darüber, dass die Stadt Wien den Bezirk in dieser Frage vollkommen überfahren hat. 

Entscheidend bei solchen Projekten sind natürlich die Kosten. Nach Meldungen sollen allein für den Ankauf dieses Hauses in der Johnstraße 45 bei uns im Bezirk rund 800 000 EUR ausgegeben werden, und die Betreuung der Punks soll rund 500 000 EUR im Jahr kosten. Eigentlich ein enormer Betrag für Jugendliche, die sich bewusst gegen unsere Gesellschaft stellen, die unsere Gesellschaftsformen ablehnen und sogar bekämpfen. Was soll derjenige von Ihrer Politik halten, meine Damen und Herren von der SPÖ, der täglich arbeitet, der für seine Wohnung erhebliche Mittel aufwenden muss und der mit seinen Steuergeldern unsere Gesellschaft finanziert? Ich empfehle Ihnen, sich mit den Anrainern zu unterhalten; sie werden hören, was die Bevölkerung davon wirklich hält. (Beifall bei der FPÖ.) Ich erlaube mir daher, in diesem Zusammenhang einen Beschlussantrag einzubringen, wo beantragt wird: 

„Die Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales wird aufgefordert, dafür zu Sorgen, dass das geplante Punkhaus nicht am Standort 1150 Wien, Johnstraße 45 angesiedelt wird. 

Diesbezüglich bitten wir in formeller Hinsicht um sofortige Abstimmung.“

Meine Damen und Herren, zusammenfassend: Millionen werden ausgegeben für jugendliche Provokateure und arbeitsscheue Punks. Wenn das die Investition in die Zukunft Wien sein soll, dann Gute Nacht, Frau Vizebürgermeister. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur allgemeinen Beratung des Voranschlagentwurfes des Jahres 2008 und des Gebührenprüfungsantrages liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Finanzen und Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. 

Der guten Ordnung halber möchte ich festhalten, dass in der Präsidialkonferenz für die Spezialdebatte folgende Redezeit vereinbart wurde: Erstredner 25 Minuten, danach 15 Minuten. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Stark. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

„Wien wächst und wird noch lebenswerter", so die Schlagzeile von www.wien.at, das Informationsblatt ihrer Stadt. Und weiter: „Budget 2008, mehr auf Seite 2 und 3." Und auf der Seite 3 ist dann eine Übersicht über diverse Geschäftsgruppen wie zum Beispiel Wohnbau, Infrastruktur, Gesundheit, und auch der Geschäftsgruppe Finanzen und Wirtschaftspolitik werden einige kurze Gedanken gewidmet. Zum Beispiel: „Die florierende Wiener Wirtschaft ist ein Garant für Arbeitsplätze; sie sorgt für wissenschaftliche und technische Innovation und macht unsere Stadt zum Zentrum eines aufstrebenden Wirtschaftsraumes." 

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! „Die florierende Wiener Wirtschaft ist ein Garant für die Arbeitsplätze." Schon diesen Optimismus im ersten Halbsatz teile ich nicht ganz. Geht es der Wiener Wirtschaft wirklich so blendend, wir hier dargestellt? Wir alle wissen, dass die Klein- und Mittelbetriebe der eigentliche Motor der Wiener Wirtschaft sind. Sie stellen fast 99 Prozent der Wiener Arbeitgeberbetriebe und sind überwiegend Einzelunternehmen, Personengesellschaften oder so genannte kleine GesmbHs. Und dass es der Wiener Wirtschaft leider nicht so blendend geht, sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, zeigt ein Blick auf die Insolvenzstatistik. Dazu ein einleitender Satz: Nach Angaben des KSV 1870 ist der Privatinsolvenzbereich mittlerweile das Auffangbecken gescheiteter Einzelunternehmern. 

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, auf diesen Umstand habe ich hier schon oftmals hingewiesen. Jetzt wird er vom Kreditschutzverband bestätigt. Bei den Privatinsolvenzen handelt es sich also nicht nur um Privatpersonen im Sinne von Nichtunternehmern, ein wesentlicher Teil der Privatinsolvenzen betrifft Einzelunternehmen, bei denen durch den Fristlauf des Insolvenzverfahrens der Unternehmer den Insolvenzantrag erst einbringen konnte, nachdem der Rollbalken seines Unternehmens unten war und somit die Unternehmensinsolvenz zu einer Privatinsolvenz wurde. Ein Großteil der Privatinsolvenzen betrifft somit ehemalige Klein- und Mittelbetriebe. 

Wie schaut diese Statistik nun tatsächlich aus? – In Wien ist die Anzahl der Privatinsolvenzen in den ersten drei Quartalen des Jahres 2007 – diese Zahlen stammen von der Creditreform Österreich – von 1 636 um 428 auf 2 064 angestiegen. Dieser Anstieg um 428 Insolvenzfälle ist eine Zunahme an Insolvenzen um 26 Prozent. Und eine Zunahme um 26 Prozent ist doch schockierend, meine sehr geehrten Damen und Herren. Bei den Unternehmensinsolvenzen ist die Anzahl der Insolvenzen mit 1 499 exakt so schrecklich wie im Vorjahr oder im Vergleichszeitraum des Vorjahres.

Bei dieser Anzahl von Insolvenzen spricht man von einer florierenden Wiener Wirtschaft, meine sehr geehrten Damen und Herren?

Schon vor einem Jahr hat die Frau Wirtschaftskammerpräsident Jank festgestellt, dass es bei den KMUs Handlungsbedarf gibt. Schlagzeile damals im „WirtschaftsBlatt": Finanzierung: Wirtschaftskammer Wien sieht ein Drittel der KMU bedroht.

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Überträgt man dies linear auf die Arbeitsplätze, könnte das für den größten Dienstgeber Wiens bedeuten, dass auch fast ein Drittel aller Arbeitsplätze bei den KMUs in Gefahr ist. Und dann sprechen Sie von einer florierenden Wirtschaft, die Garant für die Arbeitsplätze ist?

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Wenn man der Insolvenzstatistik beziehungsweise den Worten der Frau Kammerpräsident folgt, ist genau das Gegenteil der Fall. Das ist doch entsetzlich! Hier müssten doch die Alarmglocken läuten! Hier ist doch dringendstes Handeln geboten, sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, und nicht nur beschönende Worte. (Beifall bei der FPÖ.)

Aber in diesem Informationsblatt ist noch eine interessante graphische Darstellung, und zwar das Wiener Budget 2008. (Der Redner hält die genannte Graphik in die Höhe.) Ausgaben 10,5 Milliarden EUR, eine sicher beachtliche Summe. Und dann sieht man auch, wo das Geld hinfließt: zum Beispiel Gesamtinvestitionen 2,4 Mil-
liarden EUR, Gesundheit 1,6 Milliarden EUR, Bildung 1 Milliarden EUR, Soziales 800 Millionen EUR. Und hier dann ganz unten, in der letzten Zeile dieser Übersicht: Wirtschaftsförderung 165 Millionen EUR. Und diese 165 Millionen EUR, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind 1,5 Prozent der Gesamtausgaben. Die Wirtschaftsförderung für die Klein- und Mittelbetriebe beträgt überhaupt nur 49 Millionen EUR oder 0,5 Prozent des Gesamtbudgets. 

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, bei diesen Zahlen braucht man sich über die Insolvenzstatistik und die Sorgen der Frau Kammerpräsidentin nicht zu wundern. Wie man helfen kann, zeigen Beispiele aus anderen Bundesländern, zum Beispiel das von mir schon mehrfach erwähnte Beispiel aus der Steiermark. In der Steiermark hat man eine Pleiteholding für KMUs gegründet. Über die Steirische Umstrukturierungsgesellschaft STUG sollen die Betriebe saniert und anschließend wieder verkauft werden. Dabei rechnet das Land Steiermark sogar mit einem Gewinn. Wie aktiv diese Gesellschaft mittlerweile geworden ist, darf ich an einigen Beispielen darlegen:

Zum Beispiel die Sanierung der Teppichfirma Durmont in Hartberg, 80 Arbeitsplätze gerettet. Ohne Unterstützung des Landes Steiermark wäre dieser Standort geschlossen worden. 

Oder die Übernahme der Firma Sariana mit etwa 100 Arbeitsplätzen.

Oder die Beteiligung an der Sensor Dynamics AG in Lebring, 14 Mitarbeiter zum Zeitpunkt der Übernahme 2003, heute 60 Mitarbeiter.

Oder die Beteiligung an der Logic Data EntwicklungsgesmbH in Deutschlandsberg, 15 Mitarbeiter zum Zeitpunkt der Übernahme, heute 45 Mitarbeiter.

Auch in Niederösterreich hat Ihr sozialdemokratischer Landesrat Schabl im Zusammenhang mit der drohenden Schließung von Austria Frost solch eine Gesellschaft in Niederösterreich gefordert.

Warum, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, setzen Sie nicht solch ein Projekt auch in Wien um? (Beifall bei der FPÖ.)

Es hat mich interessiert, wie das Land Niederösterreich solche Beteiligungen und Bürgschaften handhabt und ich bin hier auf die NÖBEG gestoßen. Unter der gemeinsamen Marke NÖBEG arbeiten zwei Spezialbanken, und zwar die Niederösterreichische Bürgschaften GmbH und die Niederösterreichische Beteiligungsfinanzierungen GmbH. Die Gesellschafter dieser Banken sind fast ident und bestehen unter anderem aus dem Land Niederösterreich, der Wirtschaftskammer Niederösterreich, der Hypo Niederösterreich Landesbank, der Raiffeisenbank Niederösterreich/Wien und einigen weiteren Banken. Aufgabe der NÖBEG ist es, Unternehmer und Unternehmen bei wesentlichen Finanzierungsanlässen durch Haftungsübernahmen oder Beteiligungen wirksam zu unterstützen.

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, der wesentliche Vorteil gegenüber dem Wirtschaftsförderungsfonds liegt meines Erachtens darin, dass die Unternehmen gleich mit den Banken, die Bargeld zur Verfügung haben oder dafür haften, verhandeln können. Dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds ist das natürlich nicht möglich, kurzfristig Barmittel, zum Beispiel für Betriebsmittelkredite, Überbrückungen und so weiter, zur Verfügung zu stellen.

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, ich habe schon im Zuge der Rechnungsabschlussdebatte vor einigen Monaten gefragt, ob zum Beispiel dieses steirische Modell nicht auch für Wien interessant wäre. Auch das niederösterreichische Beteiligungs- und Haftungsmodell scheint auf Grund seiner Flexibilität äußerst interessant. Vielleicht könnten Sie Überlegungen in diese Richtung anstellen. Die Unterstützung der Freiheitlichen Fraktion hätten Sie dafür. (Beifall bei der FPÖ.)

In Zeiten von Basel II sind solche Haftungen mittlerweile eine wesentliche Säule der Fremdmittelfinanzierung durch Banken geworden. Auf die Problematik von Basel II und deren Folgen für die Klein- und Mittelbetriebe habe ich hier schon mehrfach hingewiesen. Auch wenn Basel II erst ab heuer oder teilweise erst ab 2008 wirksam wird, wirft es schon seit mehreren Jahren seine negativen Schatten voraus. Die Banken haben bereits seit mehreren Jahren unter dem Titel Basel II ein eigenes Rating für die Kreditvergaben geschaffen. Und was bedeutet das Rating für diese Betriebe? Nicht nur, dass sich die Kreditkosten bei schlechtem Rating ernorm erhöhen, gibt es für viele solcher Betriebe überhaupt keine Kredite mehr und das bedeutet Zahlungsunfähigkeit und Insolvenz. 

Wie schnell man zahlungsunfähig werden kann, darf ich an einem Beispiel zeigen. Ich habe dieses Beispiel schon anlässlich der Rechnungsabschlussdebatte erzählt, wiederhole es aber aus einem ganz bestimmten Grund, auf den ich dann noch zurückkommen werde.

Bei einem meiner Klienten, einer Tabak-Trafik, ist der Umsatz durch den U-Bahn-Bau von 2,6 Millionen EUR auf 1,1 Millionen EUR zurückgegangen. Eine Reduktion des Betriebsaufwands konnte nur in geringem Umfang erfolgen, sodass für den Zeitraum des U-Bahn-Baus erhebliches Fremdkapital erforderlich war. Der Trafikant bot damals der Bank als Sicherstellung für Kredite und Überziehungen ein kleines Einfamilienhaus sowie drei Lebensversicherungen im Ausmaß von jeweils 20 000 EUR an. Anfang Jänner dieses Jahres teilte ihm die Bank mit, dass weitere Überziehungen auf Grund der Bestimmungen von Basel II nicht mehr möglich wären und die bestehenden Überziehungen sofort abzudecken wären. Er hat dann innerhalb von drei Wochen sein Einfamilienhaus notverkauft und mit den als Sicherheit bei der Bank hinterlegten drei Lebensversicherungen war ein Großteil seiner Schulden abgedeckt. Aber nachdem der U-Bahn-Bau noch etwa ein Jahr dieses Geschäft behindern wird, hat er für diesen Zeitraum einen Betriebsmittelkredit von 60 000 bis 70 000 EUR benötigt. Die Bank hat schlichtweg Nein gesagt und nicht einmal Herr VBgm Rieder, den ich damals um Hilfe angesprochen habe, konnte helfen. Am 25. Jänner hat die Bank dann an die Mitarbeiter dieses Trafikanten keine Gehälter mehr überwiesen, somit Zahlungsunfähigkeit und Insolvenz. Alter: 61 Jahre. Ein Leben lang gearbeitet, jetzt Ruin.

Jetzt komme ich zum Grund, warum ich dieses Beispiel erzählt habe. Genau zu diesem Thema habe ich im Wirtschaftsmagazin der „Kronen Zeitung" im Oktober einen interessanten Bericht von Herrn Univ-Prof Seicht gefunden, mit dem Titel: „Kündigung eines Kredites zur Unzeit, rechtlich für die Banken kein Problem" Ich würde die Frau Finanzstadträtin bitten, diesem Artikel besondere Aufmerksamkeit zu widmen: „Wirtschaftsunternehmen scheitern meist an Zahlungsunfähigkeit und nicht an Überschuldung. Es können also Unternehmen konkursfällig sein beziehungsweise gemacht werden, wenn sie in eine Zahlungsunfähigkeit schlittern oder in eine solche hineinmanövriert werden. So kann es durchaus sein, dass ein Unternehmen floriert, ausreichendes Eigenkapital hat und trotzdem wegen Zahlungsunfähigkeit in den Konkurs geschickt oder getrieben wird. Die von der Hausbank gespielte Rolle wird jedoch meist strafrechtlich nicht releviert. Im österreichischen Strafrecht gibt es keinen Tatbestand der Kreditkündigung zur Unzeit."

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, was hier Prof Seicht schreibt, ist doch sensationell! Das ist doch ein Thema für die Politik! Das ist doch ein Thema für Sie, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, als Finanz- und Wirtschaftsstadträtin von Wien! In diesem Artikel weist Prof Seicht darauf hin, dass die Banken letztendlich machen können, was sie wollen, ohne dafür zur Verantwortung gezogen zu werden, schlichtweg deshalb nicht, weil das Strafrecht keinen diesbezüglichen Tatbestand sieht.

Ich weise hier seit vielen Jahren auf diese Problematik hin, mit dem Ersuchen an den Herrn Finanzstadtrat beziehungsweise an die Frau Finanzstadträtin, mit den Banken zu sprechen und Lösungen zu finden. Geschehen ist leider nichts. Einen wesentlich besseren Vorschlag als Betteln gegenüber den Banken - unter Anführungszeichen - macht Prof Seicht, ganz einfach das Strafgesetzbuch in diese Richtung abzuändern. 

Frau Vizebürgermeisterin, wäre dies nicht zum Beispiel eine Möglichkeit? Vielleicht könnten Sie in Ihrer Funktion als Finanzstadträtin mit Ihrem Kollegen von der Bundesregierung oder sogar mit der Frau Justizministerin sprechen, die ja Ihrer Fraktion angehört. Sprechen Sie und machen Sie diesbezügliche Vorschläge! Unsere Fraktion könnte solch ein Vorgehen nur unterstützen! (Beifall bei der FPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Aber gemacht haben Sie es nicht!)

„Künftig werden wir mit dem Problem der Fremdfinanzierung noch mehr zu kämpfen haben, denn eine steuerschonende Bilanz ist ein Feind für ein gutes Rating und finanzschwache Unternehmen werden es sich aussuchen können, aus welchem Grund sie in finanzielle Nöte kommen, durch Gewinne - Klammer auf - und Steuernachzahlungen – Klammer zu - oder durch Basel II." - Mit entsprechender Unterstützung des Landes Wien durch Haftungen wie zum Beispiel NÖBEG in Niederösterreich, wie sie die Freiheitliche Fraktion im Zusammenhang mit Basel II von Ihnen schon immer gefordert hat, könnten solche Betriebe innerhalb weniger Jahre finanziell gut da stehen. So, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, können auch Insolvenzen entstehen. Nicht, weil die Ergebnisse der Unternehmen sich verschlechtert haben, nein, sondern weil die Banken schlichtweg nicht wollen. 

Ich verstehe nicht, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, warum seitens der Politik diese Betriebe nicht unterstützt werden. Sprechen Sie bitte mit den Banken, übernehmen Sie aber auch Haftungen und gewähren Sie entsprechende Förderungen! (Beifall bei der FPÖ.)

„Die Banken agieren aber noch tückischer. Banken verkaufen Kredite von Privatkunden an Hedge-Fonds. Die Banken beginnen nun, faule Kredite an Finanzinvestoren zu verkaufen. Konsumentenschützer sind alarmiert. Sie befürchten, dass die Eintreibemethoden härter werden. In Österreich ist die Bank ..." sowieso - ich sage jetzt den Namen nicht – „... Vorreiter. Sie sucht derzeit Käufer für ein riesiges Kreditpaket. Der Nominalwert der Transaktion soll dem Vernehmen nach bei 500 bis 700 Millionen EUR liegen. Der Vorteil für die Bank: Die Problemkredite verschwinden aus der Bilanz. Ein Banksprecher versichert, dass sich für den Kreditnehmer außer einem neuen Ansprechpartner wenig ändern wird." - Und dann, ich zitiere: „Und es ist nicht zu befürchten, dass Kredite dann mit einem Baseball-Schläger eingetrieben werden, so der Sprecher der Bank."

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, wo sind wir bitte gelandet, dass ein Bankensprecher sagt, es ist nicht zu befürchten, dass Kredite mit dem Baseball-Schläger eingemahnt werden? Solch eine Aussage am florierenden Wirtschaftsstandort Wien? Ich kann nur sagen, traurig. Niemand der Regierenden in Wien hat hinsichtlich Basel II auch nur geringste Vorkehrungen getroffen beziehungsweise Überlegungen angestellt, wie man Basel II entschärfen könnte. Dabei ist mit Basel II ohnedies niemand zufrieden:

Barazon: „Basel II - ein Weg in die Irre." 

Oder: „Nach Leitl-Vorstoß fast alle gegen Basel II." - Schön wäre es natürlich gewesen, wenn hier stehen würde: "Nach Brauner-Vorstoß fast alle gegen Basel II." 

„Die Finanzkrise beweist, dass das Regelwerk nicht funktioniert. Es geht nur zu Lasten der Klein- und Mittelbetriebe, bei denen es ohnehin eine breite Risikostreuung gibt.", sagt zum Beispiel der Herr Ex-Finanzminister Androsch. 

Oder: „Verwaltung und Politik müssen etwas unternehmen.", sagt der Finanzstaatssekretär Matznetter.

Oder: „Basel II - breite Unterstützung für Leitls Kündigungsidee." 

Oder: „Basel II - Die Banken quälen die Klein- und Mittelbetriebe, verlieren ihr Geld bei den Großen." 

Oder: „Basel II ist ein Fremdkörper." 

Oder: „Basel II ist Unfug." 

Ich habe hier noch mehr unterstrichen. Ich kann nur sagen, es ist wirklich entsetzlich!

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, die SPÖ behauptet immer, dass sie sich für die Anliegen der Klein- und Mittelbetriebe stark macht. Wie all diese Beispiele zeigen, ist dies leider nicht der Fall. Bitte verabsäumen Sie nicht, dem größten Arbeitgeber Wiens, den Klein- und Mittelbetrieben, die überlebensnotwendige Unterstützung im Interesse aller Wiener zu geben! Sprechen Sie bitte mit den Banken! Sprechen Sie bitte mit der Frau Justizministerin! Übernehmen Sie aber auch Haftungen und gewähren Sie entsprechende Förderungen! Seien Sie nicht nur die Lobby für die Banken und für die Großbetriebe, die nur zwei Prozent der Dienstgeberbetriebe Wiens ausmachen! Seien Sie auch die Lobby für die restlichen 98 Prozent der Dienstgeberbetriebe Wiens! Seien Sie Lobby für die KMUs! Die Unterstützung der Freiheitlichen Fraktion dazu haben Sie! (Beifall bei der FPÖ.)

Zum Schluss möchte ich noch einen Antrag bezüglich Teilzeitlehre einbringen. Ich werde die Begründung nicht vorlesen, nur den Antrag, weil ich schon am Ende meiner Redezeit bin:

„Die gefertigten Gemeinderäte stellen gemeinsam mit den Mitunterzeichnern gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien nachfolgenden Beschlussantrag:

Der Wiener Gemeinderat fordert den Bundesminister für Arbeit und Wirtschaft auf, umgehend in Zusammenarbeit mit allen zuständigen Stellen die notwendigen Voraussetzungen für eine Teilzeitlehre zu schaffen und diese schnellstens rechtlich umzusetzen, um zahlreichen jungen Menschen eine berufliche Zukunft im Rahmen der Lehre zu ermöglichen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn Dipl-Ing Margulies. Ich bitte ihn ums Wort.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ob Punker oder Banker, es ist beides anscheinend ein rotes Tuch für die FPÖ, wenngleich ich glücklicherweise dazu sagen muss, dass sich die SPÖ tatsächlich für die Punker einsetzt. (GR Mag Wolfgang Jung: Arbeitsprogramme!) Das finde ich wirklich sehr angenehm und auch sehr sozial engagiert. Insbesondere wenn man sich mit den Menschen ein bisschen genauer auseinandersetzt, kommt man nämlich auch darauf, dass Leute von denen in die Schule gehen. Also die wohnen dann nicht nur neben einer Schule, sondern die gehen sogar auch noch in die Schule. (GR Mag Wolfgang Jung: Ich hoffe nicht, dass das 14-Jährige sind!) Ich meine, man muss sich tatsächlich mit Jugendkultur einmal ein bisschen auseinandersetzen, um dabei auch mitreden zu können. Das würde ich Ihnen empfehlen. 

Wie das mit den Banken umgekehrt wiederum ist, gebe ich Ihnen zum Teil recht, sehe es nur tatsächlich nicht als die wirklich zentrale Aufgabe der Gemeinde Wien. Man hätte da sagen können, die Gemeinde Wien hätte die Zentralsparkasse nie verkaufen sollen, vollkommen d'accord, nur ist es Schnee von gestern. Und wenn man sich tatsächlich Bankengesetz, Basel II et cetera ansieht, dann ist das Bundesmaterie, wenn nicht zum Teil EU-Materie. In diesem Sinn sage ich, war dieses - ich sage es jetzt ein bisschen boshaft - Lamentieren über die Banken, wie sie sind, zum Teil zwar richtig gegenüber den einzelnen Unternehmen, aber schon zum Teil die falsche Adresse. Ich frage mich natürlich schon, was die FPÖ in der Zeit, wo sie in der Bundesregierung gewesen ist, diesbezüglich tatsächlich unternommen hat.

Einen anderen Punkt sehe ich tatsächlich auch ein bisschen anders, wenn Sie sagen, florierende Unternehmen werden in Konkurs geschickt. Also ich kenne beim besten Willen kein florierendes Unternehmen, das dann wirklich in Konkurs geht. (GR Dr Herbert Madejski: Rohrmoser!) - Nein, man kann über Rohrmoser reden, aber zu dem Zeitpunkt, wo er in Konkurs gegangen ist, hätte ihn die BAWAG möglicherweise retten können. Aber ein florierendes Unternehmen war es zu dem Zeitpunkt nicht mehr. Es ist ganz wichtig, darauf hinzuweisen. (GR Dr Herbert Madejski: Sonst hätte er ja keine so hohe Quote zahlen können!) 

Aber ich möchte zur Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaft und Wirtschaftsförderung zurückkommen. Ich werde es in aller Kürze machen, weil tatsächlich schon viel gesagt worden ist. 

Ich möchte nur einen Punkt vorweg noch ein bisschen näher beleuchten, der in der Debatte immer wieder kommt, nämlich: Was ist eigentlich eine Stadt? Wenn man sich rühmt über die Wirtschaftspolitik, wenn man sich rühmt über Leistungen, es wird unterschiedlichst verwendet. Da denke ich genauso wie die Frau Finanzstadträtin lobend, verschiedene Aspekte herausgreifend, wie zum Beispiel die Frage der Arbeitsplätze, dass Wien natürlich mehr Arbeitsplätze hat, als es der Bevölkerung entspricht, gibt es umgekehrt Sachen, wo man genauso glaubt, selbstverständlich, das ist das Wesen einer Stadt, ohne dass man noch viel dazumacht, dass in einer Stadt wie Wien, übrigens die einzige Millionenstadt in Österreich, mehr Krankenanstalten sind, eine bessere Gesundheitsversorgung in Summe ist, mehr Arbeitsplätze sind. Das heißt, das sind zentralräumliche Geschichten und man muss das nicht dauernd gegenseitig aufrechnen. Man muss auch Realist genug sein, um zu sagen, man kann mit der Wirtschaftspolitik in Wien allein nicht Welten niederreißen. Das geht nicht. Die zentralen Vorgaben, die von einer europäischen Konjunktur und einer österreichischen Konjunktur vorgegeben werden, kann man in Wien marginal beeinflussen. Deshalb geht es mir eigentlich ziemlich auf die Nerven, egal, ob es in die eine Richtung mit Kritik oder in die andere Richtung mit Lobhudelei geht, weil das, was tatsächlich Fakt ist, ohne jetzt wirklich noch viel näher darauf einzugehen, der zentrale Schwerpunkt in der Wirtschaftspolitik, sind die Parkgaragen. Ich sage es nur das eine Mal noch. Wir können das Geld dann später wieder ausgraben. Da sieht man wirklich den Schwerpunkt, den die Stadt Wien setzt. Dann sieht man auch das, was tatsächlich verändert werden kann. 

Ich möchte noch auf andere Punkte zurückkommen, vielleicht auf einen Punkt, der mir schon sehr wichtig ist: Wie wird überhaupt budgetiert? Wir haben im letzten Kontrollausschuss einen Akt gehabt, wo das Kontrollamt festgestellt hat, dass zwischen Budgetvoranschlag und -vollzug es sowohl bei den Einnahmen als auch bei den Ausgaben auseinander klafft. Ich bin gespannt, wann das Kontrollamt einmal den Wiener Budgetvoranschlag untersucht und dasselbe feststellt. 

Nehmen wir die Ertragsanteile an den Bundesabgaben, die der Willi so super für die Stadt sozusagen hergegeben hat. Es ist faszinierend, dass der Willi Molterer scheinbar dafür verantwortlich ist, dass der Lehrer-Schüler-Schlüssel nicht mehr verbessert wird. Das erste Mal, dass die ÖVP das gesagt hat, weil Willi Molterer ist der Mister Finanzausgleich und nicht alle möglichen Institutionen zusammen. Das heißt, bitte putzen Sie sich in Hinkunft auch nicht mehr ab, wenn auf Grund des Finanzausgleichs irgendwelche negativen Sachen sind! 

Aber im Budget stehen, wenn ich es richtig im Kopf habe, 3,565 Milliarden EUR. Wenn man die Steuerschätzung des Bundes, auf Basis dessen der Finanzausgleich eigentlich berechnet worden ist, hernimmt, dann kommt man darauf, dass bei den Ertragsanteilen an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben eigentlich grob 3,7 Milliarden EUR stehen müssten. Dass heißt, es fehlen, das weiß man jetzt schon, rund 140 Millionen EUR, mit denen die Stadt Wien im Laufe der Periode jonglieren kann. Das ist auch nicht neu. Auch heuer werden wir voraussichtlich - Sie können mich gern korrigieren - größenordnungsmäßig 100 bis 120 Millionen EUR Mehreinnahmen haben. 2005 hatten wir Mehreinnahmen, 2004 hatten wir Mehreinnahmen. Einzig, wenn ich mich richtig entsinne, 2003 oder 2002, ist es fast richtig budgetiert gewesen, was seine Ursache darin gehabt hat, dass die Stadt Wien tatsächlich schon zur Zeit des Budgetvoranschlags die Maastricht-Kriterien erfüllen wollte und damals, das einzige Mal in der Geschichte des Budgetvoranschlags, die Einnahmen tatsächlich so hoch budgetiert hat, wie die Einnahmen aussehen und die Ausgaben im Großen und Ganzen den realen Ausgaben angepasst waren. Normalerweise ist es so, die Ausgaben ein bisschen höher, die Einnahmen ein bisschen niedriger und man hat für die laufende Periode schon sein Spielkapital für all jene Sachen, die insbesondere der Wiener Sozialdemokratie sehr viel Freude machen. 

Aber kommen wir zurück zu diesen Erhöhungen. Jetzt sehen wir bei den Ertragsanteilen, dass die Erhöhung tatsächlich relativ stark ausfällt. Bei den Steuern sind es ungefähr 9 Prozent, wenn ich es richtig im Kopf habe. Wenn man sich dann die einzelnen Ansätze ansieht, sieht man tatsächlich, fast jeder Ansatz hat zumindest eine Inflationsabgeltung bei den Ausgaben drinnen. Manche haben eine exorbitante Inflationsabgeltung, wie zum Beispiel der Krankenanstaltenverbund. Dort ist die vierfache Inflation drinnen. Aber die meisten haben zumindest eine normale Inflationsabgeltung. Wer hat nicht einmal die Inflationsabgeltung? Das ist leider bei allem Gender Mainstreaming und bei allen Lippenbekenntnissen typisch, die Frauenförderung. Die Ausgaben der Frauenförderung steigen nicht einmal so stark wie die Inflationsrate, annähernd nicht wie Ertragsanteile oder eigene Steuern. 

Ich erlaube mir da jetzt einen kurzen Schwenk zum Gender Budgeting. Nach wie vor, sage ich, auch für meine Fraktion, begrüßen wir prinzipiell diese Initiative, dass das als Anhang im Budget ausgewiesen wird, wenngleich sich aus unseren Gesichtspunkten bislang noch keine Konsequenzen in der Budgetierung ergeben haben. Was wir aber sehr wohl vermissen, sind Bezugsgrößen. Es nützt oft nichts, einen einzelnen Teil eines Anlasses zu sehen und aus diesem Teil wird ausgewiesen, was im Bereich einer Gender-Mainstreaming-Perspektive frauenspezifisch ist oder ausgewogen dargestellt werden kann, ohne die notwendigen Bezugsgrößen zum gesamten Ansatz zu haben. Weil wenn man nur ein Zehntel des Ansatzes darstellt und sagt, da ist es 50 zu 50, was ist dann mit den restlichen 90 Prozent? Jetzt kann es sein, dass die gesetzlichen 90 Prozent überhaupt nicht im Sinne einer Gender-Budgeting-Perspektive zuzuordnen wären, aber man sollte einmal zumindest dazuschreiben, was eigentlich die Größen sind, um die es tatsächlich geht. Das wäre, glaube ich, der wesentlichste Ansatz, um für die Folgejahre daraus Schlüsse im Bereich des Gender Budgetings ziehen zu können.

Ein Bereich, den ich mir gerne herausgreifen möchte, ist bei den Wiener Stadtwerken. Das betrifft nicht nur die Wiener Stadtwerke - Wiener Linien, sondern betrifft selbstverständlich auch die Schneeräumung der Gemeinde Wien. Da stellt sich die Wiener Stadtregierung tatsächlich immer wieder gerne als das soziale Gewissen, insbesondere von armutsgefährdeten Menschen dar und dann ist es immer noch an der Tagesordnung, dass für die wirklich körperlich schwere Tätigkeit des Schneeschaufelns in der Nacht nicht mehr als 6 EUR brutto bezahlt werden. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wer von Ihnen würde bei minus zehn Grad und starkem Schneefall mitten in der Nacht für 6 EUR hinausgehen, ohne Schnee zu schaufeln, geschweige denn, dass man eine Schaufel in die Hand nehmen und vier Stunden durchgehend arbeiten muss, bevor man dann eine unbezahlte Pause um 4 Uhr in der Früh macht, wo man möglicherweise zum einzigen Branntweiner gehen kann, der noch offen hat, und zwei Stundenlöhne gleich wieder weg sind?

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Schneeräumen in Wien, in der Stadt, in der Nacht, bei Kälte, das ist eine wirklich schwere Arbeit! Ich würde Sie ersuchen, dass Sie den Lohn zumindest auf eine Höhe anheben, der Ihren eigenen bundespolitischen Vorstellungen eines Mindestlohns entspricht, mit einem zusätzlichen Nachtzuschlag. Es kann doch nicht sein, dass man um 5 EUR untertags eine Stunde Schnee schaufeln gehen muss! Welche Menschen sind denn das, die es betrifft? Die, die es sich nicht wirklich aussuchen können, die darauf angewiesen sind, dass sie im Zweifelsfall die Stunde 5 EUR mehr haben! 

Wir werden spätestens zur nächsten Sitzung, sofern sich nichts ändert, einen diesbezüglichen Antrag einbringen. Ich würde Sie allerdings ersuchen, nicht darauf zu warten, dass dieser Antrag von uns kommt, sondern ich würde Sie tatsächlich ersuchen, umgehend im eigenen Bereich mit den Wiener Linien Kontakt aufzunehmen, dass es nicht mehr möglich ist, zu diesen beschämenden Arbeitsbedingungen arbeiten zu müssen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich habe versprochen, ich mache es kurz. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dkfm Dr Aichinger. Ich erteile es ihm. 

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben heute einen Budgetentwurf der neuen Finanzstadträtin vorliegen und haben geglaubt, es wird daher neue Ideen, neue Schwerpunkte, neue Facetten geben. Das ist nicht der Fall, sondern es ist im Großen und Ganzen eine Fortschreibung der anderen Budgets.

Auch die Debatte, meine Damen und Herren, dürfte sich im ähnlichen Fall so abspielen. Man sieht die Präsenz, die in diesem Hause momentan vorhanden ist. (GR Friedrich Strobl: Dort hinüberschauen zu euch! Schau hin!) - Das ist aber bei euch nicht anders, auch hier ist die Fraktion sehr schwach besucht derzeit. (GR Friedrich Strobl: Aber das dort ist die eigene Fraktion!) 

Meine Damen und Herren, dieses Budget hat schon etwas, was man eigentlich schon beachten müsste und das ist heute schon einige Male erwähnt worden. Es hat immerhin 480 Millionen EUR Mehreinnahmen. 480 Millio-
nen, das sind zirka über 4,8 Prozent dieses Budgets, wo man einiges hätte machen können, einige wirkliche Schwerpunkte hätte machen können oder setzen sollen. Ich komme zu einem Schwerpunkt, der bis jetzt in der Debatte noch nicht angeschnitten ist. Ein ordentlicher Kaufmann, meine Damen und Herren, hätte unter Umständen vielleicht einmal mehr Schulden zurückbezahlt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Denken wir daran, dass es Bundesländer in Österreich gibt, die keine Schulden haben. Wir haben Schulden von derzeit 1,4 Milliarden EUR und zahlen, die Frau Vizebürgermeisterin hat es erwähnt, ganze 15 Mil-
lionen EUR zurück. Das ist 1 Prozent. Wenn ein Unternehmen in der Geschwindigkeit seine Schulden zurückzahlt, darf ich Ihnen nicht ausrechnen, wie lang das dauert. Nicht nur, dass wir die Schulden zurückzahlen, es hätte auch eine nachhaltige Wirkung, meine Damen und Herren. Wir könnten die Zinsenlast, die knapp unter 50 Millionen EUR ist, erheblich und nachhaltig drücken. Also hier, meine Damen und Herren, wäre es sicher an der Zeit gewesen, zum Beispiel einen Akzent zu setzen und einen Teil dieser Mehreinnahmen dafür zu verwenden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber ich darf darauf zurückkommen, das ist nämlich auch schon einige Male erwähnt worden: Wie setzen sich die Mehreinnahmen zusammen, meine Damen und Herren? 480 Millionen EUR, davon kommen rund 350 Millionen EUR, und ich komme gleich darauf, wieso, vom Bund, 260 Millionen EUR alleine aus den Ertragsanteilen. Natürlich sind die Beiträge der Länder erhöht worden, die Transferzahlungen öffentlicher Träger sind erhöht worden, auch das vom Familienlastenausgleich, von der Krankenanstaltenfinanzierung, vom Personennahverkehr gehören dazu. Das heißt, rund gerechnet 350 Millionen EUR erhält Wien mehr vom Bund. 

Das sind Steuern. Ich weiß auch, Frau Vizebürgermeisterin, dass das im Großen und Ganzen von allen Wienern ist und dass es dem Bürger nicht unbedingt wichtig ist, ob er Wiener Steuern oder ob er Bundessteuern zahlt. Im Gesamten soll die Steuerlast natürlich sinken. Aber einige, und das ist erwähnt worden, dieser hohen Mehreinnahmen sind natürlich auf Grund des sicher für Wien erfolgreichen Finanzausgleichs zu Stande gekommen. 

Aber es gibt einen Wermutstropfen, Kollege Strobl, in der ganzen Geschichte, der Wien meiner Ansicht nach ganz besonders trifft und der schon sehr oft in diesem Hause, vom Herrn Bürgermeister, auch noch vom Herrn StR Rieder, aber auch vom Herrn Bundeskanzler Gusenbauer erwähnt worden ist: Die Werbeabgabe wurde nicht abgeschafft. Gerade für einen Werbestandort wie Wien, wo wir heute von Ihrer Fraktion gehört haben, dass zwei Drittel aller Medienunternehmen in Wien sind und dass ein Großteil der Werbeabgabe in Wien geleistet wird, wäre es von größter Bedeutung gewesen, diese Steuer im Rahmen dieser Mehreinnahmen abzuschaffen beziehungsweise hier einen Impuls zu setzen. Wir wissen alle, dass diese Steuer ein österreichisches Unikum ist und ganz einfach eine Abschaffung, das hat das Institut für höhere Studien einmal festgestellt, hier positive Effekte haben und unter Umständen bis zu 650 neue Arbeitsplätze schaffen würde, was natürlich sozusagen wieder mehr Steuereinnahmen bringen würde. (Beifall bei der ÖVP.)

Eine weitere Position, die noch stärker gestiegen ist als das Gesamtbudget, sind die Einnahmen aus den eigenen Steuern. Es werden 93 Millionen EUR, meine Damen und Herren, nämlich 9,7 Prozent, im Großen und Ganzen von eigenen Steuern mehr eingenommen. Die wichtigsten Positionen: Allein 50 Millionen EUR von der Kommunalsteuer - auch das ist heute schon erwähnt worden -, ein Riesenposten, den die Wirtschaft hier beiträgt. Es sind um 2 Millionen EUR mehr bei der Gebrauchsabgabe, bei der Grundsteuer mehr und der ganz große Betrag natürlich bei der Parkometerabgabe, meine Damen und Herren, 24 Millionen EUR mehr, das sind 57 Prozent. Hier schnellen die Einnahmen in die Höhe und das macht ganz einfach eine Erhöhung aus, wo man nachdenken sollte, ob es in diese Richtung weitergehen sollte. 

Fünf Steuern, meine Damen und Herren, machen 90 Prozent aus, obwohl es wesentlich mehr Steuerarten in Wien gibt. Es ist daher angesagt, bei dieser Einnahmenstruktur nachzudenken, ob man nicht auch wie der Bund eine Landessteuerreform durchführen sollte, ob man nicht die Steuern evaluieren sollte, überlegen sollte, ob alle Steuertatbestände noch der heutigen Zeit entsprechen, ob der Aufwand, diese Steuern einzuheben, wirklich dem Ertrag gegenübersteht, wenn wir derzeit bei den großen Steuern solche Einnahmen auf Grund einer natürlich sehr guten Wirtschaftslage haben, die schon durch eine Steuerreform des Bundes, Regierung Schüssel, zu Stande gekommen ist, was Sie, die Sozialdemokraten, sehr lange abgelehnt haben, was aber jetzt auch der Bundeskanzler, wenn er ins Ausland fährt, immer noch lobt, dass diese Steuerreform für den Wirtschaftsstandort Wien ganz einfach sehr günstig ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist daher nachzudenken, meine Damen und Herren, ob wir im Hinblick auf die Steuern in Wien, vielleicht mit einer Steuerreform, die es 2010 im Bund gibt, eine Wiener Landessteuerreform durchführen sollten. 

Einige Steuern darf ich Ihnen vielleicht als Denkanstoß weitergeben, was hier ganz einfach möglich wäre, um darüber nachzudenken, ob die noch adäquat sind:

Denken wir zuerst an die Gebrauchssteuer, wie viele Tatbestände es bei der Gebrauchssteuer gibt - an die 50 Tatbestände -, ob die alle noch aktuell sind, dass wir diese einheben und die Wirtschaft unter Umständen entlasten können, um effektive Dinge zu tun. 

Zweiter Punkt, ein langer Dauerbrenner, meine Damen und Herren: die Vergnügungssteuer. Im Budget steht gar nicht Vergnügungssteuer, sondern da gibt es einen Sonderausdruck, das ist die so genannte Lustbarkeitsabgabe. Da sollten wir uns schon überlegen, ob all das noch der Lustbarkeit unterliegt, was es hier für Steuertatbestände gibt, um wieder einmal zu durchforsten, ob, nehmen wir an, der Publikumstanz noch ein Steuertatbestand sein soll, ob das Ausleihen von Videofilmen noch Steuertatbestand sein sollte. Auch hier wäre ganz einfach zu durchforsten, ob das in der heutigen Zeit noch zeitgemäß ist.

Dritter Vorschlag, auch den haben wir schon einmal gebracht, gerade jenen Punkt, meine Damen und Herren, Ausbildung und Kommunalsteuer: Die Kommunalsteuer steigt, wie erwähnt, von 550 Millionen EUR auf 600 Millionen EUR. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist einmal veranschlagt!) - Das ist veranschlagt, aber wir werden davon ausgehen. Die Frau Vizebürgermeisterin hat heute gesagt, Kollege, den Abgang von 138 Mil-
lionen EUR wird sie wahrscheinlich dadurch hereinbekommen, dass die Steuern unter Umständen noch mehr fließen werden, als sie veranschlagt werden. Also kann ich davon ausgehen, dass dieser Ansatz im Großen und Ganzen seriös ist und dass die Wirtschaft sozusagen diese 600 Millionen EUR im Großen und Ganzen zahlen wird. 

Aber ein Punkt, den ich herausgreifen möchte und der vielleicht von entscheidender Bedeutung ist - auch das habe ich in diesem Haus schon einmal erwähnt -, wäre die Belastung der Kommunalsteuer auf die Lehrlingsentschädigung. Hier wäre vielleicht einmal ein Ansatz gegeben, nicht nur, dass der Bund immer die Lehrlingsförderung durchführt, sondern dass man bei der Lehrlingsentschädigung auch auf die Kommunalsteuer verzichtet. Hier kann man davon ausgehen, dass das rund gerechnet 4 Millionen EUR sein müssten, das heißt, nicht einmal 10 Prozent jenes Betrags, um den die Kommunalsteuer heute sozusagen steigen würde.

Last but not least, meine Damen und Herren, auch ein Dauerbrenner, den die Wiener ÖVP immer wieder sagt: Die Frage ist, ob die Hundesteuer noch in der Form aufrechterhalten werden soll, wo zirka 2 Millionen EUR Einnahmen sein werden, ganz einfach, ob das im Großen und Ganzen noch zeitgemäß ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren, ich glaube schon, dass man beim nächsten Budget oder spätestens beim Budget 2010 überlegen sollte, ob die Einnahmenstruktur der eigenen Steuern noch adäquat ist und ob hier nicht einiges unternommen und vereinfacht werden kann, um zeitgemäß gestaltet werden zu können.

Zu den Bezirken, meine Damen und Herren, kann ich mir, glaube ich, sparen zu sagen, dass sie nicht am Wirtschaftswachstum und am Steueraufkommen partizipieren. Das ist heute hinlänglich oft gesagt worden. Allein wenn wir nur die normale Erhöhung nehmen würden, wie sich das Budget um zirka 4,8 Prozent erhöht, wären das Erhöhungen um 8 Millionen EUR. Das bekommen die Bezirke nicht. Die Bezirke werden sozusagen kurzgehalten.

Aber dazu möchte ich mich nicht weiter ausbreiten, sondern zu jenem Kapitel, meine Damen und Herren, der Wirtschaftsförderung kommen. Das ist hier auch schon erwähnt worden, die Wirtschaftsförderung wird in den vielen Zahlen, die hier erwähnt werden, heute als Steigerung angedeutet, wenn man es sich aber genau anschaut, steigt wahrlich eine Position. Kollege Margulies hat es heute auch schon einmal erwähnt, obwohl wir nicht einer Meinung sind. Ich möchte, dass Sie das nicht missverstehen, ich bin für Garagen. Garagen sind in einer Stadt wie Wien im Zentrum wichtig. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Anscheinend das Allerwichtigste!) Aber es ist auch die einzige Position, die sich bei der Wirtschaftsförderung steigert. Die Garagenförderung steigt nämlich um 17,1 Millionen EUR und die ganze Wirtschaftsförderung um 16,9 Millionen EUR. Das heißt, die Wirtschaftsförderung geht formal sogar im Großen und Ganzen um 200 000 EUR zurück. Das heißt, sie stagniert und Stagnation bei der Wirtschaftsförderung ist ganz einfach ein Rückschritt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Dazu vielleicht noch ein Beispiel bei der Fremdenverkehrsförderung: Die Fremdenverkehrsförderung steigt, aber sie steigt nur deswegen, weil die zweckgebundenen Mittel der Ortstaxe steigen, aber jener Betrag von 5,2 Millionen EUR, den die Gemeinde zuschießt, bleibt gleich. 

Also für die Wirtschaftsförderung, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, für das Rückgrat der Wiener Wirtschaft, das Sie selbst erwähnt haben, für die Klein- und Mittelbetriebe, ist sehr wenig über. Es ändert sich nichts an der Strukturverbesserung, an der Nahversorgung, an der Internationalisierung. Das heißt, der WWFF wird in seinem 25. Bestandsjahr ganz einfach nicht mehr Mittel bekommen, um mehr Mittel für die Wirtschaft zur Verfügung zu stellen. Ich glaube, das wäre gerade bei so einem Budget, wo es solche Ausweitungen bei den Ausgaben gibt, unbedingt notwendig! 

In diesem Sinne lehnen wir das Budget ab. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Strobl. - Bitte.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bevor ich zum eigentlichen Thema, nämlich dem hervorragenden Budgetvoranschlag für 2008 auch im Bereich der Geschäftsgruppe Finanzen und Wirtschaft komme, möchte ich doch auf einige wenige Wortmeldungen meiner Vorredner eingehen, weil ich ganz einfach glaube, dass es sehr wichtig ist, dass man dazu, wenngleich auch kurz, Stellung nimmt. 

Ganz besonders ist es mir ein Anliegen, auf eine Wortmeldung aus der Generaldebatte einzugehen, nämlich eine Wortmeldung des Herrn Klubobmanns Dr Tschirf. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist aber schön!) Dr Tschirf hat sich in seiner Wortmeldung sehr über die boomende Wirtschaft gefreut (GR Dr Matthias Tschirf: Ja, das ist gut!) - diese Freude teile ich - und hat darauf hingewiesen, dass die gute Wirtschaftspolitik der Bundesregierung in den letzten Jahren dafür verantwortlich war. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Dank der Steuerreform, Herr Kollege!) Der Kollege Aichinger - du hast dich schon auf das Stichwort gemeldet - hat das Ganze noch ergänzt: dank der hervorragenden Steuerreform. Sie haben sich also bei Molterer und Bartenstein bedankt. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das können Sie auch! - GR Dr Matthias Tschirf. Das sollten wir ins Protokoll aufnehmen!)

Was jetzt ganz wichtig ist, ist, dass du dich, lieber Matthias, auch noch darüber beschwert hast, dass es im Wiener Budget viel zu wenig Impulse in Richtung Investitionen gäbe. (GR Dr Matthias Tschirf: Richtig!) Gleichzeitig bedankst du dich bei Bartenstein und Molterer. Die beiden waren es, die beispielsweise den Investitionsfreibetrag abgeschafft haben. Nach 60 Jahren haben sie den Investitionsfreibetrag auf Bundesebene abgeschafft. Das sind Impulse für Investitionen, die Klein- und Mittelbetriebe brauchen. Die hat die ÖVP unter Führung von Molterer und Bartenstein, Schüssel nicht zu vergessen, abgeschafft. So schaut die Förderung der Klein- und Mittelbetriebe und das Rückgrat der österreichischen und der Wiener Wirtschaft seitens der ÖVP aus! Wir setzen hier ganz andere Maßnahmen, die ich noch dementsprechend erklären werde. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber es ist beruhigend, dass zumindest in Teilen der ÖVP schon ein Umdenken stattfindet. Denn wenn wir über die Klein- und Mittelbetriebe reden, dann wissen wir alle, wir sprechen auch über die Nahversorgung. Und wenn wir über die Nahversorgung sprechen, dann wissen wir, ganz wichtige Nahversorger für uns alle sind beispielsweise die Trafikanten. 

Was machen die Trafikanten in ganz Österreich jetzt? Ich möchte dazusagen, ganz klar mehrheitlich dominiert von der ÖVP, gibt es den Fachverband in der Bundeswirtschaftskammer. In allen Trafiken, das werden schon einige gesehen haben, hängt ein Plakat, auf dem steht: „Molterer sieht tatenlos zu, wie die Existenz der Trafikanten zerstört wird. Das ist der Tod Ihrer Nahversorgung!" Das schicken die ÖVP-Trafikanten aus. So schaut die Unterstützung des Herrn Molterer für die Klein- und Mittelbetriebe und für die Nahversorgungsbetriebe aus! Das brauchen wir nicht! Die Folge davon ist, das hängt auch überall: „Wir streiken am 26.11.2007 - die Trafikanten."

Meine sehr geehrten Damen und Herren, jetzt aber zu den Punkten des Budgetvoranschlags, wo Sie erkennen werden, dass es hier hervorragende Maßnahmen für die Klein- und Mittelbetriebe, für das Rückgrat der Wiener Wirtschaft, gibt.

Lassen Sie mich aber vorab noch einen weiteren Punkt betonen, den ich wirklich essenziell für die Erstellung des Budgetvoranschlags halte. Es wurde heute schon mehrfach betont, auch von Oppositionsrednerinnen und -rednern. Ich möchte der Frau Vizebürgermeisterin und Finanzstadträtin Mag Renate Brauner wirklich meinen herzlichen Dank für ihr erfolgreiches Verhandlungsgeschick und für das erfolgreiche Verhandlungsergebnis beim Finanzausgleich aussprechen. Sie hat mit ihrer professionellen und ausgezeichneten Verhandlungstaktik einen hervorragenden Erfolg für Wien erzielen können! Es ist ihr gelungen, zusätzliche Mittel für Wien und das Wiener Budget zu lukrieren! (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, gleichzeitig betone ich natürlich auch, dass dieses gute Verhandlungsergebnis, und auch das wurde schon gesagt, uns nicht von einer Budgetdisziplin entbindet. Wir wissen, es sind 10,4 Milliarden EUR Einnahmen und Ausgaben von 10,5 Milliarden EUR geplant. Das Defizit liegt mit 137,66 Millionen EUR quasi auf Vorjahresniveau. Der Schuldenstand wird verringert, auch wenn der Kollege Aichinger sich darüber beklagt, dass das zu wenig ist. Darüber kann man immer wieder diskutieren, nur sollte man dann schon auch diskutieren, was man denn einsparen und wo man weniger Prioritäten setzen sollte oder nicht.

Das sind alles Zahlen und Fakten, die generell beeindrucken. Noch mehr, meiner Meinung nach, beeindruckt dieses Paket jedoch, wenn man sieht, wie sich diese Zahlen und Fakten in Lebensqualität, in Wohlstand und auch in das Glück für die Menschen in unserer Stadt verwandeln, wenn man sieht, wie sie die Grundlage dafür bilden, dass die Menschen, die in Wien leben, dadurch auch selbstbestimmt und gut leben können. Hier möchte ich natürlich auch einige Beispiele dafür bringen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wie alle glücklich sind!) - Ich weiß schon, Martin, natürlich ist es die Aufgabe der Opposition zu kritisieren, aber genauso ist es auch die Aufgabe, denke ich, von den Vertretern der Regierungsfraktion, hier zu zeigen, was tatsächlich mit den Mitteln passiert. Es wurde schon von Klubobmann Oxonitsch darauf hingewiesen, wenn dieses Weiterwurschteln und was Sie sonst noch an Ausdrücken gebracht haben, für die Finanzpolitik der Stadt Wien bedeutet, dass wir weiterhin so erfolgreich sind, nämlich in allen Bewertungen im Spitzenfeld zu finden sind, dann lassen wir uns diese Kritik auch weiterhin gerne gefallen.

Wien investiert in die Wirtschaftsförderung und Wien investiert in den Arbeitsmarkt. Wien setzt mit einer Erhöhung der Wirtschaftsförderung von 11,42 Prozent auf insgesamt rund 165 Millionen EUR deutliche Akzente für wirtschaftliche Dynamik und hier gerade für neue Technologien und auch für kreative Industrien. Wien setzt damit weiterhin einen Schwerpunkt in der Förderung für Klein- und Mittelbetriebe und für Ein-Personen-Unternehmen, die man bitte nicht vergessen soll, die, und das wurde heute schon oft betont, das Rückgrat der Wiener Wirtschaft bilden und auch dafür sorgen, dass es so viele Arbeitsplätze in Wien gibt und dass die Arbeitslosigkeit in Wien in den letzten Jahren kontinuierlich zurückgegangen ist. 

Zu der Kritik an der Wiener Wirtschaftsförderung kann ich schon sagen, dass in den letzten Jahren, im Übrigen eigentlich gemeinsam mit der Interessensvertretung, gemeinsam mit der Wirtschaftskammer, mit Frau Präsidentin Jank, diese Förderungen beschlossen wurden und dass wir auch beschlossen haben, uns genau anzusehen, wo es wirklich sinnvoll ist zu fördern, wo Förderung tatsächlich notwendig ist. Genau dieses Konzept ist in den letzten Jahren wirklich aufgegangen, denn wenn man sich ansieht, wie viele Investitionen mit diesen Förderungen ausgelöst wurden, so kann sich das durchaus sehen lassen. 

Wien investiert in die Bauwirtschaft bei nachfragewirksamen Ausgaben 1,576 Milliarden EUR in das Baunebengewerbe. Auch hier haben wir natürlich wiederum eine Förderung für die Wirtschaft, für die Klein- und Mittelbetriebe, und eine Förderung für Arbeitsplätze und vor allem auch für Ausbildungsplätze. 

Wien investiert auch und besonders in die Jugend. Wir fördern im Ausbildungsjahr 2007/2008 die Lehrlingsausbildung mit 12,4 Millionen EUR. Mehr als 4 000 junge Wienerinnen und Wiener bekommen dadurch die Chance eines Platzes in einem der Ausbildungslehrgänge beziehungsweise einer Lehrlingsstiftung zur Ausbildung. Lehrlinge sind, und das wissen wir alle, unsere Facharbeitskräfte von morgen. Wien gibt ihnen jedes Jahr und immer mehr eine gute Chance und damit auch der Wirtschaft hervorragende Unterstützung. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Wien investiert in Mobilität. Insgesamt 1,85 Milliarden EUR werden Stadt und Bund in die vierte Ausbaustufe der Wiener 
U-Bahn investieren. Das bedeutet nicht nur rund 14 km mehr U-Bahn in Wien, das bedeutet auch mehr Lebensqualität, mehr Vereinbarkeit von Beruf und Familie, Nahversorgung, Naherholung und so weiter. Wien investiert in die Logistik. Um das Wachstum beispielsweise des Wiener Hafens weiter zu stärken, investiert die Stadt Wien bis Ende 2009 mehr als 150 Millionen EUR in die Erweiterung und in die Modernisierung des Hafens und seiner Infrastruktur. Hier ist es das Ziel der Stadt, den Wiener Hafen damit zu einer der modernsten und leistungsstärksten Logistikdrehscheiben in Mittel- und Südosteuropa zu entwickeln und zu etablieren. 

Wien, auch das ist ein ganz wichtiger Punkt, investiert in die Jungunternehmerinnen und in die Jungunternehmer. Wien ist das Bundesland mit der höchsten Zahl an Unternehmungsgründungen. So schlecht kann also die Unterstützung und die Förderung nicht sein, wie Sie immer betonen. Allein 2006 waren es über 8 000 Neu-
gründungen, die es in Wien gegeben hat. Der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds hat die Jungunternehmerförderung und den Gründungsbonus für die Jungunternehmerinnen und die Jungunternehmer bis 31. Dezem-
ber 2010 verlängert. Mit der Jungunternehmerförderung unterstützen wir die Neugründungen beziehungsweise auch Übernahmen von Kleinbetrieben in Wien. Das ist ein ganz wichtiger Bereich. Der Gründungsbonus stärkt vor dem Schritt in die Selbstständigkeit die Eigenkapitalbildung - das ist eine Botschaft an den Kollegen Stark - von GründerInnen und JungunternehmerInnen. Hier wissen wir auch, dass das ganz wichtige Impulse bringt.

Wir wissen, die Wirtschaft hat viele Gesichter. Wien gibt jedem einzelnen Gesicht, das sich selbstständig machen will, dadurch auch eine Chance.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich an dieser Stelle auch die Gelegenheit nützen, mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und natürlich auch aller anderen Einrichtungen der Stadt Wien, die die Selbstständigen, die die Klein- und Mittelbetriebe fördern, beraten und unterstützen, bedanken. Herzliches Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.)

Wir wissen, dass diese Arbeit unschätzbar wichtig ist, nicht nur für jene, die sich selbstständig machen, sondern auch für jene, die durch die Wiener Betriebe einen Arbeits- und einen Ausbildungsplatz bekommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte ganz zum Schluss noch einen wichtigen Punkt anmerken und betonen, dass das auch ein ganz wichtiger Bereich einer erfolgreichen Wirtschaftspolitik der Stadt ist. Lassen sie mich zu einem Eckpfeiler der Wiener Wirtschaftspolitik kommen, nämlich der Wien Holding. Die Leistungsbilanz der Wien Holding überzeugt und ist der Beweis dafür, dass die Entscheidung der Stadt Wien richtig war, die Wien Holding neu zu strukturieren, erfolgreich weiterzuführen, auszubauen und zu stärken. Ich erinnere daran, was es damals für Diskussionen und für Kritikpunkte gegeben hat. All diese wurden eines Besseren belehrt. Mittlerweile vereint nämlich die Wien Holding unter ihrem Konzern rund 70 verschiedene Unternehmen. Der Konzern agiert neben dem Kulturbereich auch noch in dem Bereich Immobilien, Logistik und Mobilität, Medien und Bildung sowie im Umweltbereich. Kaum ein anderer Konzern deckt mit seinen Unternehmungen derart viele Bereiche ab. Sowohl der gelungene Mix aus gewinnbringenden Wirtschaftsunternehmen und Unternehmen mit gemeinwirtschaftlichen Aufgaben als auch die Strategie der Partnerschaft mit privaten Investoren haben sich hervorragend bewährt. 

Im Jahr 2006 hat die Wien Holding Umsatzerlöse in der Höhe von rund 310 Millionen EUR erwirtschaftet und den Konzernbilanzgewinn nahezu verdoppelt. Auch die Umwegrentabilität ist enorm. Alle Unternehmen im Konzern tragen laut WIFO-Studie zur gesamtösterreichischen Wertschöpfung rund 970 Millionen EUR bei und sichern, und das ist, glaube ich, ein ganz wichtiger Aspekt, rund 15 000 Jobs österreichweit und allein in Wien 8 600 Arbeitsplätze. 

Die Wien Holding steht für zukunftsorientierte, nachhaltige Projekte, die den Wirtschaftsstandort sichern, das Wirtschaftswachstum ankurbeln, Arbeitsplätze schaffen und damit die Lebensqualität für die Menschen in unserer Stadt insgesamt und entscheidend erhöhen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Wien kann die höchste Kaufkraft und damit das höchste Wohlstandsniveau aller neun Bundesländer Österreichs vorweisen. Bei der Lebensqualität, ich habe es schon erwähnt, nimmt Wien den ersten Platz innerhalb der Europäischen Union und weltweit den dritten Platz ein.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vor allem von der Opposition, noch einmal, bei allem Verständnis für Kritik, und das ist doch ganz klar, dass es hier Kritik gibt, soll man bitte nicht darauf vergessen, welche Leistungen diese Stadt vorzuweisen hat. Wir können doch alle gemeinsam darauf stolz sein, dass wir in so einer Stadt leben dürfen und leben können! (GR Mag Alexander Neuhuber: Aber es geht noch besser!) Wir können auch stolz darauf sein, dass wir in dieser Stadt gestalten dürfen! (Beifall bei der SPÖ.)

Ganz zum Schluss, meine sehr geehrten Damen und Herren, noch der Hinweis, dieser Erfolg kommt natürlich nicht von ungefähr, dieser Erfolg baut auf einem guten Wiener Budget, auf einem hervorragenden Budgetvoranschlag 2008 auf! Dieser Erfolg hat auch einen Namen, nämlich die Wiener Stadtregierung unter der Leitung unseres Bgm Dr Michael Häupl! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bevor ich zu meinem eigentlichen Thema komme, kurz eine Replik auf den Kollegen Strobl, nur in einem Punkt. Er hat natürlich, wie immer, alle Sozialdemokraten und die Wiener Stadtregierung gelobt, dass sich Wien im Spitzenfeld aller europäischen Städte befindet, vergisst aber, hier hinzuzufügen, dass es eher im Soft-Bereich ist. Es gibt den Hard-Bereich und den Soft-Bereich. 

Der Soft-Bereich ist die Lebensqualität, die Umwelt, die Zufriedenheit. Das ist die Soft-Qualität. Dort ist Wien einsame Spitze. Das ist überhaupt kein Problem, das hat unser Klubobmann heute bereits gesagt. Man lebt gern hier, hat auch unser Stadtrat gesagt, man fühlt sich hier wohl. Es ist schon richtig. Das nennt man den Soft-Bereich. 

Wenn es aber um den Hard-Bereich, um wirkliche Wirtschaftspunkte geht, dann gibt es jedes Jahr den European Cities Monitor, jetzt von 2007, von Cushman & Wakefield, und da schaut es ganz anders aus. Dort werden nämlich der Wirtschaftsstandort oder zum Beispiel das qualifizierte Personal beleuchtet. 

Da nur kurz zur Replik auf dich: Dort hat Wien 1990 noch den 20. Platz belegt - auch kein Erfolg, aber immerhin der 20. Platz -, wo es um den Wirtschaftsstandort geht. Da geht es um Bürokratie in der Stadt, um Gebühren, um Steuern, um Sonstiges. 2007 hat Wien nur mehr den 24. Platz belegt. Um zum Beispiel nur zwei Städte zu nennen, weil das nicht mein Thema sein wird, aber ich muss hier die Replik anbringen: Prag ist 14. und Warschau 19. Führen tun London und Paris in diesem Bereich. 

Noch ärger trifft es Wien, wenn es um qualifiziertes Personal geht. Auch das wurde in 33 europäischen Hauptstädten getestet. Dort, bitte, liegt Wien auf dem 30. Platz, hinter uns nur noch Rom, Athen und Lissabon. Da kann man jetzt sicher nicht von einem riesigen wirtschaftlichen Sprung nach vorne reden. 62 Prozent der befragten Investoren und ausländischen Unternehmer, die nach Wien kommen oder hierher kommen wollen, sagen, dass vor allem das hier fehlende qualifizierte Personal ein Grund dafür ist, dass sie nicht kommen. Daher - und da schließt sich auch der Kreis zum Gesamtbudget, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie - müssen wir sofort einen Stopp der unqualifizierten Arbeitskräfte zugunsten von qualifizierten Arbeitsplätzen machen. - Das aber nur als Einleitung und als Replik. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Was ist eigentlich in Wien los? Was ist eigentlich in Wiener Bezirken los? In Teilen des Türkenschanzparks geht das Licht aus, da sieht man nichts mehr. Man verliert sich im Dunkeln, weil die Bezirke die Beleuchtung nicht sanieren können. Auch bei der Höhenstraßenbeleuchtung können die Bezirke nichts mehr tun, weil die Kosten so hoch sind, dass die Bezirke ihren Aufgaben nicht mehr nachkommen können. 

Die Würfeluhren in Wien konnten nicht mehr saniert werden. Diese wären an sich eingestellt und abgerissen worden, wenn man nicht am Schluss zum Glück einen Sponsor gefunden hätte, der da einschreitet. In Zukunft haben die Bezirke nicht mehr die Gesamtsanierungen, sondern nur mehr den Betrieb zu zahlen; das können sie sich gerade noch leisten. 

Oder: Die Paulinenwarte verfällt überhaupt seit Jahren und döst vor sich hin - ebenfalls im 18. Bezirk. 

Am Meidlinger Markt konnte die Sanierung nicht in dem Umfang, wie sie eigentlich notwendig gewesen wäre, durchgeführt werden, weil dort keine entsprechenden Bezirksmittel vorhanden gewesen sind.

Oder: Meidling - um von meinem Bezirk zu reden - hat nicht mehr die Möglichkeit, sich aus Bezirksmitteln an einer ganz wichtigen U-Bahn-Station - Tscherttegasse, U6 - mit den Wiener Linien zu beteiligen. Die Wiener Linien lehnen einen eigenen Abgang und Aufgang Richtung stadteinwärts ab. Das ist eine Katastrophe für das neue Siedlungsgebiet, weil der Bezirk nichts dazuzahlen kann, nicht einmal den kleinsten Betrag.

Oder, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Beleuchtungen im Bezirk: Wenn es Fremdverschulden gibt, zum Beispiel bei Ampeln oder Beleuchtungen, wird das verfolgt, wenn man den Täter kennt, und es wird bezahlt - aber nicht den Bezirken! Die Bezirke dürfen es von sich aus zahlen, aber das, was einkassiert wird, kassiert die Stadt. Da geht es gar nicht um große Beträge, sondern ums Prinzip und eigentlich um die Missachtung der Dezentralisierung und der Bezirksbudgets.

Oder - das ist heute schon einmal gesagt worden - die Bezirke haben teilweise nicht einmal mehr das Geld, um in Amtshäusern behindertengerechte Umbauarbeiten vorzunehmen. Auch notwendige Alternativ-Energieprojekte, notwendige Fassaden und, und, und können sie nicht mehr bezahlen, weil im Bezirk das Geld hiefür fehlt.

Meine Damen und Herren! Sogar eine Bezirksvorsteherin von Ihrer Partei, der SPÖ, Frau Gabriele Votava in Meidling, hat voriges Jahr im August von ihrer Notkompetenz Gebrauch gemacht - sie wird schon wissen, warum - und hat 13 Schulen sanieren lassen. Offensichtlich standen sie vor dem Einsturz, oder was weiß ich; das geschah in der Notkompetenz und wurde nicht ausgeschrieben. Sogar Sanierungs- und Überprüfungsarbeiten wurden da in Notkompetenz eingeleitet - das heißt ja nur dann, wenn Gefahr im Verzug ist, also muss auch Gefahr im Verzug gewesen sein. Sogar Ihre Bezirksvorsteher machen bereits von Notkompetenzen Gebrauch, weil offensichtlich die Schulen in einem sehr desolaten Zustand sind, nicht nur bei uns im Bezirk, sondern an sich überall in Wien.

Meine Damen und Herren, warum ist das so? Das ist deswegen so: Das haben wir aus dem Budget herauslesen können, und es ist heute auch schon eingehend behandelt worden, ich möchte aber noch ein paar Zahlen hinzufügen. Die SPÖ führt meiner Ansicht nach und unserer freiheitlichen Ansicht nach einen finanziellen Vernichtungsfeldzug gegen die Bezirke! Warum, ist mir vollkommen unbegreiflich, weil ja auch sie gemeinsam mit allen anderen Fraktionen vor vielen Jahren die Dezentralisierung eingeführt hat. Sie tragen jetzt auf Grund Ihrer jahrelangen Budgetpolitik, die gegen die Bezirke gerichtet ist, eine Dezentralisierung, die ohnedies schon dahinsiecht, eigentlich endgültig zu Grabe.

Frau Vizebürgermeisterin! Wenn man dem Trend folgt, der bei den Bezirksbudgets bisher zu sehen war, dann müsste in vier bis fünf, maximal sechs Jahren wahrscheinlich für fast alle Bezirke - bis auf zwei oder drei - die Zahlungsunfähigkeit festgestellt werden. Das geht natürlich nicht, daher schränkt man die Leistungen ein, und das merken die Wienerinnen und Wiener fast jeden Tag.

Sie haben richtigerweise gesagt, das Budget ist eine in Zahlen gegossene Politik, nämlich Ihre Politik, und Sie waren ein bisschen stolz auf die 2 Millionen EUR mehr, die Sie den Bezirken gegeben haben, zwischen 2007 und dem Voranschlag 2008. Wenn man jetzt 2005 als erstes Jahr hernimmt - das Zahlenmaterial könnte man weiter zurückverfolgen, aber nehmen wir 2005 her -, dann sind bis zum Voranschlag 2008 insgesamt 6,6 Millionen EUR mehr an die Bezirke gegangen; wenn man es in Prozenten sagt: 4,5 Prozent.

Die Stadt Wien hat im gleichen Zeitraum insgesamt um 12,3 Prozent mehr ausgegeben. Das heißt, meine Damen und Herren, es ist unter der Inflationsrate, was die Bezirke von Ihrer Regierung in den letzten vier Jahren vom Zentralbudget mehr bekommen haben! Es ist eigentlich ein Trauerspiel, eine Schande, wie Sie mit den einzelnen Bezirken umgehen. Wir stellen keinen Bezirksvorsteher, uns könnte es eigentlich egal sein. Das ist es uns aber nicht, weil wir daran interessiert sind, dass die Dezentralisierung funktioniert.

Meine Damen und Herren! Beispiel Schule: 2002 hat die Stadt noch 27,6 Millionen EUR in die Generalsanierungen von Pflichtschulen in Wien über die Bezirksbudgets hineingebuttert. Der Tiefpunkt war 2005 mit 8,6 Millionen EUR und 2007 überhaupt mit null erreicht. Sie mussten bereits 2006 und 2007 Notprogramme fahren, damit die notwendigsten Sanierungsarbeiten durchgeführt werden konnten. Für das Notprogramm 2 - das war ja dann das größere, da konnten Sie nicht mehr aus - haben Sie 8,5 Millionen EUR im Jahr 2007 hergegeben.

Allerdings - und jetzt kommt der springende Punkt - geschah das zu einem Aufteilungsschlüssel, der für die Bezirke indiskutabel ist, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Er ist indiskutabel, denn wenn Sie das neue Schulsanierungspaket bis 2017 oder 2018 durchführen, sind die Bezirke wahrscheinlich sowieso total pleite. Ich werde es Ihnen vorrechnen, es ist eine ganz einfache Rechnung.

Meine Damen und Herren! Sie haben heute so viel von Bildung gesprochen. Ja, Bildung ist wichtig, aber - jetzt komme ich wieder darauf zurück - ohne die Hardware der Schulbauten, der sanitären Einrichtungen im Umfeld der Schüler ist jede Bildungspolitik, egal, in welche Richtung, einfach verfehlt und wird ihr Ziel nicht erreichen. Ich verstehe nicht, wieso Sie seit vielen Jahren diese Schulgebäude in Wien einfach nicht saniert haben und es jetzt den Bezirken überlassen, mit den letzten Ressourcen finanzieller Art noch etwas zu tun.

Meine Damen und Herren! Ich frage mich, wem die Zahlen in dem Budget überhaupt eingefallen sind. Wem sind diese Zahlen eingefallen? Das klingt ja gut: 57 Millionen EUR investieren wir in die Schulsanierung. Sie wussten aber selbst, meine Damen und Herren, aufgrund der Perlustrierungsgespräche, die ja schon im Juni in allen Bezirken stattgefunden haben, dass die Bezirke insgesamt nur mehr 34,2 Millionen EUR aufbringen konnten. Der 9. Bezirk hat - verantwortungsbewusst, wie er war - überhaupt darauf verzichtet, weil er nämlich in die Illiquidität abgestürzt wäre, wenn man weiß, dass der 9. Bezirk Schulden von 1 964 767 EUR hat. Das war verantwortungsbewusst den Schülern gegenüber - Sie haben verantwortungslos gehandelt! Jetzt steht dort eben ein Erinnerungsposten von 100 EUR. 

Meine Damen und Herren! Die Bezirke können aus Eigenmitteln nur mehr 24 Millionen EUR aufbringen; laut Ihrem Zahlenmaterial hätten sie 34 Millionen EUR aufbringen müssen. Jetzt ersparen Sie sich auch ein kleines Körberlgeld. Denn wenn Sie nun die 40 Prozent von den 24 Millionen EUR rechnen, dann brauchen Sie in Wirklichkeit nur mehr 16,5 Millionen EUR hineinzubuttern und ersparen sich 6 340 080 EUR!

Jetzt stellt sich ja die Frage der Kameralistik: Was passiert mit dem Geld? Normalerweise ist es futsch; herrlich, es ist futsch. Ich nehme einmal an, dass Sie auch die nächsten zehn Jahre seriös budgetieren. Wenn das nämlich so weitergeht, werden Ihnen nach zehn Jahren viel mehr Mittel übrig bleiben, und dann wird sich die Frage stellen: Was mache ich mit diesen restlichen Geldern, die von den Bezirken gar nicht aufgebraucht werden konnten? Ich hoffe, dass sie wenigstens im Jahr 2017 ausgegeben werden und den restlichen, dann schon dem Verfall preisgegebenen Schulen zugute kommen, damit man diese vielleicht noch saniert.

Meine Damen und Herren! Die Zahlen, die Sie hier bei den Schulen hineingegeben haben, sind nicht einmal das Papier wert, auf dem sie draufgestanden sind. Sie haben nicht damit gerechnet, dass die Bezirke eigentlich kein Geld haben. Das müssten aber Ihre Experten gewusst haben, Frau Vizebürgermeisterin! Ich verstehe diese Budgetierung überhaupt nicht.

Meine Damen und Herren! Die Verschuldung ist explodiert; das haben wir heute schon gehört. Dabei kennen wir noch nicht einmal das Ergebnis von 2007, sondern das ist ja aus dem Rechnungsabschluss 2006 bekannt. Sie werden weiterhin explodieren, das ist überhaupt keine Frage. Die nächsten zwei Bezirke werden Josefstadt und Währing sein - nächstes Jahr oder vielleicht schon 2007, ich kenne die Zahlen nicht, vielleicht kennen Sie sie schon -, die ja nur mehr ganz geringe Rücklagen haben.

Die Rücklagen, haben Sie heute gesagt, sind ohnehin gleich geblieben. Die sind deswegen gleich geblieben, wenn man es sich genau anschaut, weil Mariahilf - aus welchen Gründen auch immer, diese sind mir vollkommen unerklärlich, ich kenne sie nicht - eine Rückstellung von plus 230 Prozent gemacht hat, nämlich von 2,3 auf 7,5 Millionen EUR. Dadurch ist die Rücklagenbilanz noch halbwegs ausgeglichen, Frau Vizebürgermeisterin. In Wirklichkeit hätte man, wenn man diese eine, wirklich verfälschende Rücklage wegnimmt, bei den Rücklagen bereits eine Senkung von ungefähr 18 Prozent.

Die Bezirke müssen Schulden und Zinsen zahlen. Jetzt nenne ich Ihnen ein paar Zahlen, die katastrophal sind. Wenn die Entwicklung so weitergeht, sind wir 2011 wirklich dort, dass 16 bis 17 Prozent der Budgetmittel der Bezirke in die Rückzahlung und in die Zinsen gehen. Einige Beispiel gefällig? Da müsste Ihnen das Grauen über den Rücken laufen, und Sie müssten sich eigentlich überlegen: Was mache ich mit den Bezirken? 

Ich gehe der Reihe nach vor, ich habe mir nur einige Zahlen herausgesucht, zum Beispiel über den 2. Bezirk. Ich rechne jetzt die Darlehensrückzahlung der Vorgriffe und die Zinsen immer zusammen, weil es sonst zu kompliziert ist. Der 2. Bezirk steigt in einem Jahr, also 2008 budgetiert, wobei die Budgetzahlen immer sehr vorsichtig angesetzt sind. Die werden immer erhöht, weil die Zinsen der Bezirke normale Bankzinsen sind - nicht die Vorteilszinsen, die Sie haben, Frau Vizebürgermeister -, und die werden nächstes Jahr steigen. Wir leben in einer Zeit, in der die Zinsen weiter steigen werden, daher sind die Zahlen, die Sie im Budget 2008 haben, mit Vorsicht zu genießen. 

2. Bezirk: plus 65 Prozent bei Rückzahlung der Darlehen. 10. Bezirk: plus 85 Prozent, das ist überhaupt ein Wahnsinn! Ich sage es Ihnen in Schilling, damit man es weiß: Die zahlen 2008 31 Millionen ATS an Darlehen und Zinsen zurück, das muss man sich einmal vorstellen!

Oder gehen wir weiter zum 11. Bezirk: plus 125 Prozent. Dann habe ich als nächsten Bezirk zum Beispiel Meidling: Um plus 131 Prozent steigen zwischen dem Rechnungsabschluss 2006 und dem Budget 2008 die Schuldenrückzahlungen. Und der 15. Bezirk ist einsame Spitze, das ist unvorstellbar: 350 Prozent! Ich nenne Ihnen die Summen: Die zahlten laut Rechnungsabschluss 2006 48 935 EUR zurück, und 2008 sind laut Voranschlag der Bezirke 282 100 EUR vorgesehen. 

Das sind Zahlen, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, an denen sich doch zeigt, dass Sie die Bezirke nicht mehr ernst nehmen und dass Sie den Bezirksvorstehern überhaupt nichts mehr in die Hand geben, damit sie Politik betreiben.

Schlussendlich - ich komme zum Ende - sanieren Sie sich zwei Mal mit Müllgebühren, mit Wärme, mit Strom, mit Energie und so weiter. Sie kassieren es von den Bürgern, und Sie kassieren die erhöhten Gebühren auch von den Bezirken, meine Damen und Herren! 

Lassen Sie mich auch hier am Ende noch einige Zahlen nennen. Hier sind jene Bezirke, die Märkte haben, sehr benachteiligt, weil sie riesige Ausgaben vor allem an Müllgebühren, aber auch an Stromgebühren haben. So hat zum Beispiel der 12. Bezirk allein an Müll- und Marktgebühren, Benützung der Gemeindeeinrichtungen 188 000 EUR zu zahlen. Insgesamt steigen, in allen Bezirken gemeinsam, für Kindertagesheim, Schulen, Strom, Wärme und Müll in einem Jahr die Gebühren um 5,7 Prozent, die Sie noch einmal lukrieren, obwohl Sie die Gebühren erhöht haben! Sie kassieren sie von den Bürgern, und Sie kassieren sie von den Bezirken, diese bekommen aber nicht mehr von Ihnen, meine Damen und Herren!

Lassen Sie mich zum Abschluss einen Antrag einbringen. Ich lese nur den Beschlussantrag vor:

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, umgehend eine Arbeitsgruppe zur Evaluierung der Bezirksfinanzen im Hinblick auf die Bezirkskompetenzen einzusetzen, die unter anderem den tatsächlichen Finanzbedarf der Bezirke und die Zuweisung ohne Wegnahme von Kompetenzen feststellt. Diese Arbeitsgruppe soll sich aus den mit dieser Materie befassten Beamten des Magistrats, Parteienvertretern, Bezirksvertretern und externen Finanzexperten zusammensetzen und bis zum Rechnungsabschluss 2007 einen Zwischenbericht liefern.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn die Entwicklung der Bezirksfinanzen und die Entwicklung des Budgets in diesem Bereich so weitergeht, können wir dem nicht Folge leisten und lehnen das Budget ab. Übrigens habe ich es vorhin schon gesagt: Wer dann das Budget 2011 erstellt - es wird wahrscheinlich nicht mehr Ihre Alleinregierung sein, was das einzig Tröstliche sein wird -, wird sich mit der Schuldenpolitik herumschlagen müssen, die Sie den Bezirken umgehängt haben. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Normalerweise spreche ich zur Wissenschaft und zur Forschung in der folgenden Geschäftsgruppe, aber dieses Mal hier. Denn wie vielleicht einige von Ihnen wissen, wurde ja am 6. November die neue Strategie von Wien zu Forschung, Technologie und Innovation präsentiert. Offensichtlich ist dieser Bereich jetzt gänzlich in das Ressort der Frau Vizebürgermeisterin gewandert, was ich grundsätzlich für positiv halte, da der zuständige Stadtrat bis jetzt eigentlich sehr, sehr wenig Engagement in diesem Bereich gezeigt hat. 

Diese Strategie kommt spät, aber doch; ich bin sehr froh, dass es jetzt eine gibt. Wir haben ja schon Jahre gefordert, dass es eine Strategie für Wien braucht, wo es hingeht, welchen Herausforderungen sich Wien in diesem Bereich stellen muss und stellen sollte. Diese Strategie liegt nun vor. Einige KollegInnen waren ja bei der Präsentation dabei beziehungsweise auch bei den öffentlichen Veranstaltungen, die es in diesem Jahr der Diskussion gegeben hat. 

Trotzdem glaube ich, dass man auch hier im Gemeinderat über diese Strategie debattieren sollte. Mich hat es etwas gewundert, dass von Ihnen, Frau Vizebürgermeisterin, heute in Ihrer Rede dazu ein Satz oder ein zweiter Satz gefallen ist, aber eigentlich nicht mehr. Wenn es ein Ergebnis dieser Strategie ist, dass wir Awareness-Kampagnen machen sollen, so glaube ich, dass man hier im Gemeinderat, unter den Kolleginnen und Kollegen, die hier sitzen, einmal damit beginnen sollte, um klarzumachen, wie wichtig dieser Bereich für die Stadt ist, sodass auch alle das nach außen tragen. Hier wäre anzusetzen, statt sich gleich wieder zu überlegen - auch wenn das wichtig ist -, wie man an die Bürgerinnen und Bürger herankommt. Denn ich glaube, dass hier auch sehr viele MultiplikatorInnen sitzen, die wir mit einer Awareness-Kampagne erreichen können sollten. 

Der Ablauf dieser Strategiedebatte war vom Konzept her partizipativ angelegt. Das haben wir sehr begrüßt. Nur, wenn man sich ansieht, wie die Partizipation dann erfolgt ist, so glaube ich, dass man hier einiges hätte verbessern können. Es sind sehr, sehr viele Menschen, ForscherInnen, WissenschafterInnen aus den alten - jetzt lasse ich die Old Boys weg -, aus den bekannten Netzwerken eingebunden gewesen, sehr viele honorige Professoren und Rektoren. Aber eigentlich ist dieser Prozess bei den jungen WissenschafterInnen und vor allem bei den Frauen nur sehr peripher angekommen beziehungsweise haben sie sich nicht eingeladen gefühlt.

Die Frage ist schon, wie viel von den Ergebnissen, die über die Web-Plattform gekommen sind und die dort vor allem von jungen WissenschafterInnen eingebracht wurden, in diese Strategie eingeflossen ist. Ich glaube, wenn man einen partizipativen Prozess macht, dann muss man das ernst nehmen und versuchen, alle einzubinden. Es gab wahrscheinlich auch den Versuch, das zu machen, aber trotzdem: Schaut man sich die Liste der Menschen an, die in den Panels mitgearbeitet haben, die in den Workshops dabei waren, so sind es eben diejenigen, die in den großen Einrichtungen sitzen. An die Jungen ist man nicht herangekommen, beziehungsweise man hat sie vielleicht auch bewusst außen vor gelassen. 

Die Frauen waren in diesem Prozess meiner Meinung nach unterrepräsentiert. Das finde ich schade, wenn man sich gerade bei diesem Prozess Gender Mainstreaming und auch die Stärkung der Frauen als einen Schwerpunkt gesetzt hat beziehungsweise dies als ein Ergebnis präsentiert wurde, vor allem bei der Präsentation am 6. November. Da sollte schon auch darauf geachtet werden, dass nicht nur Männer sprechen. 

Bei der Podiumsdiskussion sind drei Frauen gesessen, und moderiert wurde es von einer Frau, aber eigentlich haben die Männer gesprochen. Die Männer haben die Panels geleitet, die Männer haben die Workshops geleitet. Die eine Frau, die einen Panel geleitet hat, wurde abgeworben; aber das war eben nur eine, und wenn diese weggeht, ist es natürlich ein Problem, wenn dann übrig bleibt, dass eigentlich bei der Präsentation wieder einmal die Männer das Sagen haben.

Wenn man sich die Liste der Mitwirkenden ansieht, so glaube ich schon, dass man auch an die Frauen mehr hätte herantreten können. Denn wenn 116 Mitwirkende angeführt sind und dann nur 42 Frauen dabei sind, so halte ich das für ein Armutszeichen für eine Strategie, die in dieser Stadt für die Forschung, Technologie und Innovation stehen sollte. 

Das Ergebnis ist nicht uninteressant, sage ich einmal. Es gibt ja die gebundene Form, und im Internet ist auch die etwas umfangreichere Form nachzulesen, dort steht aber nicht sehr viel mehr drin. Es bleiben in dieser Strategie doch einige Fragen offen, vor allem die konkreten Fragen, nämlich: Wie schaut es mit dem Budget aus? Es ist dann auch in der Presseaussendung gestanden, dass es 14 Millionen für die Stadtprojekte gibt. Aber mit welchen wird gestartet werden? 

Wie schaut es aus, wenn dann von den Bedürfnissen gesprochen wird? Wien geht also auf die Bedürfnisse ein, und es werden die Bedürfnislagen der BürgerInnen erhoben. Wie wird das konkret erhoben? Wann wird damit begonnen? 

Oder: Es wird eine Geschäftsstelle eingerichtet. Wo? Bei wem? Mit welchem Budget? Es gibt eine Wien-Akademie, Forschungswerkstatt, oder sie soll eingerichtet werden. Wo? Mit welchem Budget?

All das sind gute Ansätze, glaube ich, aber auf dem Konkretheitsstand doch etwas unkonkret. Wir haben deswegen auch heute eine Anfrage zu dieser Strategie eingebracht, um hier vielleicht doch mehr und konkretere Dinge zu erfahren.

Es wird in der Strategie auch sehr viel auf CENTROPE eingegangen. Ich finde das ganz, ganz wichtig, und ich glaube, dass Wien hier auch vieles bewegen kann. Nur ist auch dabei die Frage offen: Was passiert mit den jungen Menschen, die man hierher holen will?

Es ist zwar kurz angerissen worden, dass es vielleicht auch ein Problem mit dem Wohnungsangebot für ForscherInnen und junge WissenschaftlerInnen geben wird, die dann zeitweise hier in Wien ihrer Tätigkeit nachgehen werden, aber es gibt darauf keine Antwort. Was ist jetzt mit den Wohnungsangeboten? Wo sollen diese Menschen hin? Was bietet man ihnen an?

Die Startprojekte - es sind viele aufgelistet - klingen gut, aber auch hier ist zu fragen: Wann werden sie umgesetzt? Mit welchem Budget können sie rechnen? Beziehungsweise wo wird überhaupt darüber diskutiert, ob das in der Prioritätensetzung vielleicht wichtig ist oder nicht? Hier im Gemeinderat offensichtlich nicht; zumindest wurde bis jetzt kein Wort dazu verloren. 

Es werden auch - und das finde ich gut und wichtig - die Potenziale angeführt, die wir hier in der Stadt mit jungen, talentierten WissenschafterInnen haben, die eigentlich dazu motiviert werden sollten, ihre Karrierewege in diesem Bereich auch weiterzugehen. Und es wird gesagt, dass man hier etwas unternehmen will, damit das auch passiert. 

Es gibt, wenn man sich die Universitäten anschaut, seit Jahren eine Debatte darüber, wie es mit der Karrierechance von jungen WissenschafterInnen aussieht, und wir haben ja schon gehört, wie viele Universitäten wir in Wien haben. Ich glaube, dass dieser Bereich vor allem für Wien ganz, ganz wichtig ist, dass es hier faire Karrieremodelle und einheitliche Modelle gibt. 

Es gab ja Verhandlungen mit der Beamtengewerkschaft und den Universitäten über einen Kollektivvertrag, die eigentlich abgeschlossen wurden. Nur ist jetzt die Finanzierung wieder in Frage gestellt, und es passiert eigentlich wieder nichts. Die jungen Forscherinnen und Forscher sind ob dieser Chancenlosigkeit oder Aussichtslosigkeit, die sie auch im universitären Betrieb haben, quasi dazu gezwungen, abzuwandern und wieder ins Ausland zu gehen, weil sie dort einfach mehr Karrieremöglichkeiten, mehr Chancen haben.

Ich möchte deswegen einen Beschlussantrag einbringen, dass der Wiener Gemeinderat den Bundesminister für Wissenschaft und Forschung auffordert, den zwischen Beamtengewerkschaft und Dachverband der Universitäten ausverhandelten Kollektivvertrag zwischen Universitätsbediensteten rasch umzusetzen und für dessen Finanzierung durch den Bund zu sorgen. Wir beantragen die sofortige Abstimmung.

Wenn man sich, jetzt abgesehen von CENTROPE, an den jungen Studierenden, die dann nach Wien kommen werden, ansieht, wie es bei Studierenden in Österreich beziehungsweise vor allem in Wien - weil wir ja an die 100 000 Studierenden hier in Wien haben - nach der letzten Sozialerhebung der Studierenden aus dem Jahr 2006 um die finanzielle Situation der Studierenden aussieht, so ist der Ansatz, der in dieser Strategie gewählt wurde, gut. Aber er wird vielleicht doch nicht auf fruchtbaren Boden fallen, wenn die Leute sich ein Studium nicht mehr leisten können beziehungsweise die Arbeitsmarktsituation für diejenigen, die neben dem Studium arbeiten müssen, so weitergeht. 

Bisher ist es so, dass neben dem Studium bis zu 45 Stunden gearbeitet werden muss. Es ist aus diesen Gründen auch nachvollziehbar, dass die Studierenden nicht in der so genannten Mindeststudienzeit fertig werden können, dass das Studium dann trotzdem nicht diesen Stellenwert hat und dass sich einfach die Rahmenbedingungen für die Studierenden laufend verschlechtern, vor allem für jene, die berufstätig sind.

Ich möchte auch hier einen Antrag einbringen, dass der Gemeinderat wieder den zuständigen Bundesminister für Wissenschaft und Forschung auffordert, Maßnahmen für die bessere Vereinbarkeit von Studium und Beruf zu setzen. Insbesondere wird der Bundesminister ersucht, eine Novelle des Studienförderungsgesetzes vorbereiten zu lassen, die die Gewährung von zusätzlichen Toleranzsemestern für den Studienbeihilfenbezug beinhaltet. Der Bundesminister wird außerdem ersucht, Maßnahmen für die bessere Vereinbarkeit von Studium und Berufstätigkeit in die Leistungsvereinbarungen mit den Universitäten und Fachhochschulen zu integrieren und die zusätzlichen Ressourcen, die dafür notwendig sind, zur Verfügung zu stellen.

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags.

Die SPÖ hat in den letzten Wochen, oder mittlerweile schon vor einem Monat, den Herrn Bundesminister in Wien sehr breit plakatiert. Das heißt, eigentlich erwarte ich mir, dass Sie die Anträge, die sich ja an den von Ihnen kritisierten Minister richten, auch hier unterstützen können. Denn ich glaube, dass wir nur dann eine wirklich gute Strategie für Wien umsetzen können, wenn wir den Menschen, die in diesen Bereichen arbeiten beziehungsweise studieren, Möglichkeiten geben, dies auch zu tun. 

Hier muss es auch - und das ist vorhin in dem Antrag schon erwähnt worden - die Toleranzsemester für die StudienbeihilfenempfängerInnen geben, da gibt es einfach ein Problem mit der jetzigen Regelung. Es gibt viele Studierende, die aus einkommensschwachen Haushalten kommen, die auf die staatliche Unterstützung angewiesen sind und denen es nicht mehr möglich ist, ihr Studium in der Mindestzeit zu absolvieren.

Auch hier fordert der Gemeinderat den Bundesminister für Wissenschaft und Forschung auf, eine Novelle des Studienförderungsgesetzes vorbereiten zu lassen, um die Ausweitung des Toleranzsemesters für den Studienbeihilfenbezug auf zwei Semester auszudehnen.

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags. 

Die Studienbeihilfe war ja erst vor Kurzem in Debatte. Hier haben wir das Problem, dass sie eigentlich nicht an die Inflation angepasst wird, sie hat seit einiger Zeit immer die gleiche Höhe. Die Abgeltung der Inflation würde ungefähr 370 EUR betragen. Das heißt, es würde für die Studierenden doch einen besseren finanziellen Ausgangspunkt schaffen, wenn wir die Studienbeihilfe endlich an die Inflation anpassen würden.

Auch hier wird in dem Beschlussantrag, den ich einbringe, der Bundesminister aufgefordert, eine Novelle des Studienförderungsgesetzes vorzubereiten, die die Anpassung an die Inflation beinhaltet.

Auch hier wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Ein weiterer Antrag, den ich einbringen möchte, betrifft die Anhebung der Altersgrenze für die Stipendien-/BeihilfenbezieherInnen:

„Der Wiener Gemeinderat fordert den Bundesminister für Wissenschaft und Forschung auf, eine Novelle des Studienförderungsgesetzes vorbereiten zu lassen, die die Anhebung der Altersgrenze für StipendienbezieherInnen beinhaltet.

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Denn jetzt liegt die Grenze bei maximal 35 Jahren, und für über 35-Jährige gibt es eigentlich fast keine finanzielle Unterstützung, vor allem, wenn sie in Weiterbildung selbst an den Universitäten ihr Wissen erweitern wollen. Deswegen glauben wir, dass hier eine Anhebung der Altersgrenze notwendig sein wird. 

Die gesamte finanzielle Situation der Studierenden hat sich natürlich durch die Einführung der Studiengebühren verschärft. Wir haben das hier schon öfters angemerkt. Es wurde ja auch von der SPÖ noch bis zum Jahresanfang die Abschaffung der Studiengebühren gefordert. Auch wir fordern das immer, wir fordern es auch nach wie vor. Wir halten diese Maßnahme für unsozial und nicht gerechtfertigt. Wir halten diese Maßnahme für eine der schlechtesten Maßnahmen im Bildungsbereich, wenn es darum geht, bildungsfernere Schichten an die Universitäten zu bringen.

Ich stelle hiermit den Beschlussantrag, dass der Gemeinderat den Bundesminister für Wissenschaft und Forschung auffordert, einen Gesetzentwurf betreffend die Abschaffung der Studiengebühren vorbereiten zu lassen. Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Nun zu dem Antrag, den ich auch schon in den letzten Jahren in der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft eingebracht habe: Dort ist ja unter dem Titel „Förderung von Forschung und Wissenschaft" ein Budget veranschlagt. Diese Summe, die jedes Jahr zwischen 5 Millionen, 6 Millionen, 7 Millionen schwankt und die dann im Rechnungsabschluss immer wieder korrigiert wird, weil es zu wenig ist, beträgt nicht einmal 1 Promille des Gesamtsbudgets. Ich glaube, wenn sich eine Stadt Wissenschaftsstadt nennt, dann sollte sie auch in diesem Budgetansatz zumindest ein Zeichen dafür setzen, dass hier Gelder zur Verfügung stehen.

Deswegen beantrage ich, dass bei der Erstellung des Budgetvoranschlages der Budgetansatz 2891, Förderung von Forschung und Wissenschaft, auf mindestens 1 Promille des Gesamtbudgets angehoben wird.

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Krotsch. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Kollege Madejski hat gesagt, er sieht nur Zahlen, die er auch teilweise nicht versteht. Es mag so sein, dass man auf den ersten Blick beim Budget nur Zahlen und Tabellen sieht. Aber ich freue mich, dass ich hier heute die Möglichkeit habe, das dahinter Steckende, die in Zahlen gegossene, zukunftsweisende Politik noch einmal darzustellen. 

Von Anfang an freue ich mich über - und möchte das hier festhalten - die Gender-gerechte Beleuchtung des Budgets, auf die ich sehr, sehr stolz bin. Denn seit dem Jahr 2005 und dem Budgetvoranschlag 2006 gehört das Gender Budgeting bereits zum Standardkapitel. Es ist nicht so, dass hier nur einzelne Kapitel beleuchtet werden, sondern sämtliche 189 Ansätze des Budgets werden nach dem Prinzip der Geschlechtergerechtigkeit durchleuchtet, um ganz klar zu erfassen, welche Leistungen wem zugute kommen. 

Wie heute bereits vom Kollegen Wutzlhofer erwähnt wurde, ist Wien mit den Leistungen nicht nur österreichweit, sondern auch im Kreis der europäischen Großstädte und sogar international Vorreiterin. Und wenn Kollege Tschirf nach München reist, um dort Erfahrungen auszutauschen, kann ich sagen, dass die Stadt München im Mai 2006 zu uns gekommen ist, um hier Schulungen in Anspruch zu nehmen, eben um das Gender Budgeting auch für München zu adaptieren. 

Dem Kollegen Aichinger fehlen die Schwerpunkte in dem vorliegenden Budgetvoranschlag. Deshalb möchte ich noch einmal auf die Schwerpunkte, die wir hier zukunftsweisend setzen, zu sprechen kommen. 

Es gibt klare Prioritäten: Die Investition in die Menschen, der Mensch steht im Mittelpunkt. Wir investieren in Arbeitsplätze, ins Wirtschaftswachstum, in Forschung und Entwicklung. Was unsere Frau Vizebürgermeisterin schon als so wichtig erwähnt hat, ist, dass die Finanz- und Wirtschaftspolitik Wiens die wirtschaftliche Dynamik mit der sozialen Verantwortung verbindet. Dieses Zusammenspiel ist uns ein zentrales politisches Anliegen.

Wir schaffen weiters mit unserer Finanz- und Budgetpolitik die Basis für höchste soziale Sicherheit. Wir haben hier das Sozialbudget auf 886 Millionen EUR erhöht. Wir haben eine optimale Gesundheitsversorgung; hier wird die Versorgung mit Spitzenmedizin und die optimale Pflege für alle WienerInnen zur Verfügung gestellt, unabhängig vom Einkommen. 

Wir haben ausgezeichnete Bildungsmöglichkeiten. Es wird erstmals mehr als 1 Milliarde EUR für den Bereich Bildung bereitgestellt. Das kann man nicht oft genug wiederholen: Es entscheidet nichts so stark über den zukünftigen Zusammenhalt hier in unserer Stadt, in unserer Gesellschaft, und nichts schafft mehr Chancen für die Menschen, in persönlicher, wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht, als Bildung. Bildung schützt vor Arbeitslosigkeit, und deshalb ist es mehr als 1 Milliarde EUR, die wir hierfür einsetzen möchten. 

Ganz wichtig ist auch die Chancengleichheit von Frauen. Wir werden weiter daran arbeiten, um mehr Gerechtigkeit für die Frauen, für alle Wienerinnen zu schaffen. 

Wir setzen gezielt Maßnahmen, die das Wirtschaftswachstum fördern und Wiens starke Position als Wirtschaftsdrehscheibe weiter ausbauen. Wir haben schon gehört, da gibt es ein Plus von 11,42 Prozent. Hier setzen wir deutliche Akzente für wirtschaftliche Dynamik, gerade im Bereich Neue Technologien und Kreative Industrien. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Wirtschaft kann aber nur in einer sozial ausgewogenen Gesellschaft mit qualifizierten MitarbeiterInnen florieren. Deshalb muss eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik in Wien Hand in Hand gehen mit einer erfolgreichen Arbeitsmarktpolitik. Daher treiben wir auch die Arbeitsmarktoffensive trotz sinkender Arbeitslosenzahlen voran. Wir bleiben auf höchstem Niveau, wir haben hier Kontinuität: 56 Millionen EUR werden für die direkte Arbeitsmarktförderung eingesetzt. Dabei wird auch der Frauenaspekt wieder ganz speziell betrachtet. Hier möchte ich ganz besonders auf die hervorragende Arbeit des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds hinweisen.

Wien verändert sich gegenwärtig sehr stark - das haben wir während der heutigen Debatte schon gehört - und entwickelt sich zu einem wissensbasierten, modernen Produktions- und Dienstleistungsstandort. Im Wettbewerb der europäischen Wirtschaftsmetropolen liegt Wien als fünftreichste Region im Spitzenfeld. 

Viele Manager kommen nach Wien, auch wegen der hohen Lebensqualität, Herr Kollege Madejski. Wenn wir uns nicht im August vehement mit einer Intervention gegen die wirtschaftsfeindliche Quote bei den Schlüsselarbeitskräften eingesetzt hätten, hätten wir weniger Schlüsselarbeitskräfte hier in Wien. Wir haben mit unserer Intervention 300 Plätze mehr herausgeholt; ich habe hier die neue Niederlassungsverordnung. Somit zeigt sich auch hier ein sehr intensiver Einsatz, um die klugen Köpfe, um WissenschafterInnen nach Wien zu holen. 

Die Chance von Wien beruht aber natürlich auch auf seiner geographischen Lage. Wir haben es heute auch schon erwähnt: Wien hat eine ausgezeichnete Position als Drehscheibe für Wirtschaftsbeziehungen. Viele Unternehmungen kommen immer mehr und mehr hierher nach Wien und schlagen da ihr Headquarter auf. Während wir früher noch das Tor zum Osten waren, sehen nunmehr viele Unternehmungen aus Osteuropa Wien als Eintrittspunkt für etablierte EU-Märkte. Mehr und mehr Unternehmungen in Wien wollen beide Märkte bearbeiten und können so von dieser Drehscheibenfunktion profitieren. 

Wiens Unternehmen sind die Gewinnerinnen der Ostöffnung. Aber in Zukunft muss es noch mehr darum gehen, die Wiener Klein- und Mittelbetriebe daran teilhaben zu lassen. Durch die Förderung der Stadt Wien, durch den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, wird in Zukunft zunehmend auch der Bereich der KMUs gestärkt, die ja - wie Kollege Strobl schon erwähnt hat - das Rückgrat der Wiener Wirtschaft sind. Neben der Internationalisierung muss auch die Innovationstätigkeit der KMUs gefördert werden. 

Neben diesem Förderungsschwerpunkt vergessen wir aber keineswegs auf große Produktionsstätten hier in Wien, wie zum Beispiel Bombardier. Die Sicherung des Bombardier-Standortes zählt zu den herausragenden Leistungen des WWFF. Der WWFF hat hier sein ganzes Know-how im Liegenschafts- und Immobilienbereich eingesetzt, um den Verbleib des weltweit größten Herstellers von Straßenbahnen in Wien nachhaltig sicherzustellen. Es wurden rund 500 Arbeitsplätze gesichert, und im Frühjahr 2008 werden in Wien-Donaustadt eine moderne Produktionsanlage und ein Entwicklungszentrum eröffnet. 

Hier sieht man, das hervorragende Service des WWFF reicht von der Bereitstellung des neuen Betriebsstandortes über die Projektentwicklung bis hin zur Finanzierung. Hier wurde also ein Komplettservice angeboten, und man kann mit Stolz sagen, dass dies der WWFF als Full-Service-Wirtschaftsagentur vollzogen hat.

Ganz kurz möchte ich noch auf die beiden Tochterunternehmen des WWFF eingehen, das Zentrum für Innovation und Technologie sowie departure. Beide wurden ja als Agenturen für Innovation und Technologie und Kreativförderung eingesetzt. Hier wurde diese Förderung komplett neu gestaltet, es wurde das Förderungssystem aufs Wettbewerbsprinzip umgestellt. Das ZIT fördert betriebliche Forschung und Innovation in Wien. Es ist wichtig, das bestmögliche Umfeld für Technologieunternehmen zu schaffen und somit die Wiener Wirtschaft zu stärken. 

Hier möchte ich ganz kurz auf den Call Media Vienna eingehen, der ja vom ZIT in Zusammenarbeit mit departure sozusagen als erster gemeinsamer Förderungswettbewerb für den Wiener Medienbereich durchgeführt wurde. Es war hier wichtig, gezielt zu investieren, um den Medienbereich als Wirtschaftsfaktor in Wien zukünftig auszubauen. Es haben sich 104 Unternehmen beteiligt, die besten 14 Projekte wurden von einer ExpertInnenjury ausgewählt, und insgesamt wurde mit 1,6 Millionen EUR unterstützt. Auch politische Anliegen, wie zum Beispiel die bestmögliche Unterstützung für Menschen mit besonderen Bedürfnissen, finden hier Niederschlag bei einem Projekt namens „SignTime", wo Nachrichten im Internet in Gebärdengesprache, in Kurzvideos präsentiert werden. 

Zum Thema departure: Mit der Gründung dieser 
Agentur hat Wien das Potenzial als wichtig erachtet, die Wichtigkeit für die moderne Dienstleistungsgesellschaft rechtzeitig erkannt und bereits seit 2003 aktiv unterstützt. departure ist die erste eigenständige Wirtschaftsförderungs- und -servicestelle für Unternehmen der Creative Industries und gilt inzwischen europaweit als erfolgreiches Modell der Innovationsförderung auf Wettbewerbsbasis. Hier ist das inhaltliche Ziel die Integration, um die Aktivitäten von kulturellem Schaffen in das Wirtschaftsgeschehen Wiens und Österreichs einfließen zu lassen, die Anzahl der Unternehmensgründungen zu erhöhen sowie kleinen und mittleren Unternehmen durch gezielte Fördermaßnahmen Wachstum und Expansion zu ermöglichen.

Wer vor wenigen Wochen bei den Vienna Design Weeks war, konnte sich wirklich überzeugen von den facettenreichen, kreativen Herangehensweisen an das Thema Design. Eine beachtliche Anzahl der Beteiligten waren bereits von departure gefördert.

Als Fördereinrichtung der Creative Industries in Wien bemüht sich departure auch um die öffentliche Geltung der geförderten Projekte. Ich habe hier das neue, preisgekrönte departure-Look/Book mitgebracht. Es ist ein wirklich ausgezeichnetes Instrument, um den tollen Projekten, die hier in Wien stattfinden, Öffentlichkeit zu geben. Das neue Look/Book kann auch zeigen: Was heute sozusagen die Visionen sind, ist der Mainstream von morgen, und was heute noch exotisch klingt, wird sicher morgen in aller Munde sein. Die Förderung der Kreativwirtschaft hat sich zum integralen Bestandteil der heutigen Dienstleistungsgesellschaft entwickelt, und darauf sind wir sicherlich stolz. (Beifall bei der SPÖ.)

Das Budget bietet so viele Einzelheiten, darum bin ich froh, dass wir so viele RednerInnen haben, um auf die einzelnen Punkte eingehen zu können. 

Frau Kollegin Smolik! Ich möchte auch kurz auf die FTI-Strategie eingehen. Denn zentraler Bestandteil der Wiener Wirtschaftspolitik ist die Förderung von Forschung und Innovation, und hier werden 75 Millio-
nen EUR bereitgestellt. In der erst kürzlich präsentierten FTI-Strategie der Stadt Wien haben sich zentrale Handlungsfelder der Wiener FTI-Politik für die nächsten Jahre herauskristallisiert. Es gibt ausgewählte Projekte, 2008 werden wir mit verschiedenen ausgewählten Projekten den Startschuss geben. In den Folgejahren werden weitere Schlüsselprojekte im Bereich Forschung, Technologie und Innovation umgesetzt, eben mit dem Ziel, Wien zur zentraleuropäischen Forschungshauptstadt zu machen, einerseits durch mehr Unterstützung für kluge Köpfe, durch eine gezielte Förderung von Forschung und Innovation sowie durch neue Partnerschaften zwischen Stadt und Forschungseinrichtungen. Die schon erwähnte angepeilte Erhöhung der Wiener Forschungsquote auf 4 Prozent bis zum Jahr 2015 ist dafür ein sehr wichtiger Schritt. 

Die fünf Handlungsfelder, die in den nächsten Jahren Antworten auf fünf zentrale Herausforderungen geben werden, möchte ich ganz kurz skizzieren. Es geht um die klugen Köpfe für Wien; eine zentrale Zukunftsaufgabe ist die Schaffung notwendiger Voraussetzungen, damit talentierte junge Menschen unabhängig von ihrer Herkunft einen vielversprechenden Weg als NachwuchswissenschafterInnen einschlagen können. Es geht um die Verbesserung der Perspektiven und die Schaffung von Rahmenbedingungen für hochqualifizierte NachwuchswissenschafterInnen. Auch hier ist es natürlich der Gender-Aspekt, der besondere Berücksichtigung findet. Es gilt dabei, vorhandene Potenziale zu nutzen, Talente effektiver zu nutzen und langfristig zu sichern. Es gibt zum Beispiel das Projekt Young Groups, in dem es um die Förderung von Nachwuchsgruppen geht. 

Ein zweiter thematischer Schwerpunkt ist das Thema Sichtbarkeit und Relevanz. Es geht sozusagen um Leuchtturmprojekte wie den Standort Muthgasse der Universität für Bodenkultur, wofür eigentlich der Bund verantwortlich wäre. Wir unterstützen dies mit 10 Mil-
lionen EUR und fördern somit den Wissensstandort Wien. Das alles sind Maßnahmen, die zu einer Verbesserung des Forschungs- und Innovationsstandorts Wien beitragen. 

Ganz kurz noch: Es geht um Qualität und Sichtbarkeit, es geht um die gesellschaftliche Einbindung und Einbettung der FTI-Strategie, das heißt, den Dialog mit interessierten Gruppen, aber auch darum, das Thema Forschung, Innovation und Technologie an die WienerInnen zu bringen. Das alles ist jedoch nicht isoliert zu sehen, wir müssen auch den europäischen Bezugsrahmen sehen und gleichzeitig die Wichtigkeit der Einbindung des CENTROPE-Raumes und die Internationalisierung als Möglichkeit sehen.

Aber wir dürfen vor allem den Menschen nicht vergessen! Wir werden Maßnahmen setzen, um Mobilität und Forschung zu fördern, dass Menschen in Arbeit kommen und bleiben und dass die Schwächsten in unserer Gesellschaft gezielt gefördert werden. Das ist unser zentraler politischer Auftrag, und diesen Herausforderungen werden wir nachgehen, die Chancen ergreifen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

In Ihrer Rede vorhin haben Sie über die exzellente Öffi-Versorgung dieser Stadt gesprochen. Ich frage mich dann nur: Warum haben wir so viele PKWs - und es werden von Jahr zu Jahr mehr -, wenn die Öffi-Versor-
gung so exzellent ist? 

Ein paar Zahlen, wie schnell das geht: 1926 waren in ganz Österreich 12 252 PKWs gemeldet, 1948 35 000 PKWs, 1958 schon rund 380 000 PKWs, und da überholte der PKW auch das Motorrad. Dann geht es rasant weiter: 1964 sind es schon 100 PKWs auf 1 000 EinwohnerInnen, 1972 200 PKWs auf 1 000 Ein-
wohnerInnen, 1980 300 PKWs auf 1 000 Einwoh-
nerInnen, 1990 400 PKWs auf 1 000 EinwohnerInnen. Im Jahre 1998 wurde die magische Grenze überschritten, das heißt, pro 1 000 EinwohnerInnen waren 500 PKWs gemeldet, und Österreich hatte 4 Millionen zugelassene PKWs. (GR Kurth-Bodo Blind: Gott sei Dank! Mit euch hätten wir das nicht ...!) 

Allein in Wien gibt es nach Stand 2006 rund 658 000 gemeldete PKWs. Das Szenario steigt, und im Jahr 2010 werden wir 600 gemeldete PKWs auf 1 000 Einwoh-
nerInnen in ganz Österreich haben. Das heißt, mit dem Bevölkerungswachstum, das es hoffentlich geben wird, werden wir zirka 5 Millionen zugelassene PKWs in Österreich haben. (GR Kurth-Bodo Blind: Aber die Bahn streikt, wenn man sie braucht!)

Was heißt das? Wieso fahren die Leute so gerne mit dem Auto? Weil wir so tolle Öffi-Anbindungen und eine so tolle Öffi-Versorgung haben? Die Stadt Wien fördert diesen Trend, würde ich einmal sagen, weil nur auf 
U-Bahn-Ausbau gesetzt wird, nur U-Bahn-Ausbau finanziert wird. Es werden 1,85 Milliarden EUR nur für den 
U-Bahn-Ausbau ausgegeben. Oberflächenverkehr wird eingespart, wie man weiß, Straßenbahnlinien werden eingespart, und somit wird Platz für die PKWs geschaffen, meine Damen und Herren!

Dann darf ich noch einmal etwas zitieren, und zwar aus einem Tagungsband der Österreichischen Verkehrswissenschaftlichen Gesellschaft. Sie hat ungefähr Mitte Oktober eine Tagung veranstaltet, deren Titel lautete: „Wohin steuert der öffentliche Verkehr? - Prognosen und Szenarien bis 2030". Ich würde mir wirklich wünschen, dass PolitikerInnen in diesem Haus, die über die Verkehrspolitik in der Stadt bestimmen, diesen Tagungen beiwohnen; dann würde Verkehrspolitik ganz anders ausschauen als bisher. 

Die Österreichische Verkehrswissenschaftliche Gesellschaft hat dabei Nachfragesegmente aufgelistet. Da heißt es: Das Segment der Captive Riders. Dazu gehören jene Personen, die kein eigenes Auto besitzen und deshalb für einen Großteil ihrer Mobilität auf den ÖV angewiesen sind. Daraus ergibt sich eine soziale Pflicht zur Grundversorgung. Notwendig sind Maßnahmen zu einem günstigen Preisangebot beziehungsweise zu einer kostengünstigen Transportgestaltung.

Da ist also unsere Forderung nach 1 EUR pro Fahrt nicht aus der Luft gegriffen. Denn wen betrifft es? Es betrifft meistens Frauen, es betrifft Jugendliche oder sozial benachteiligte Menschen, die den ÖV benützen - brav benützen, weil sie eben keine andere Möglichkeit haben. 

Dann gibt es am anderen Ende des Spektrums die Captive Drivers; das sind diejenigen, die auch mit einer besseren Öffi-Verbindung oder entsprechenden Verkehrsangeboten sicher nicht aufs Auto verzichten. Das sind meistens Männer, die nur halbe Männer sind, wenn sie nicht mit dem Auto unterwegs sind. Und das sind diese Männer (Die Rednerin hält eine Zeitung in die Höhe.): Männer sind schuld am Welt-Klimawandel. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ja, zu dieser Tageszeitung komme ich heute auch noch. - Gut, die kann man nicht bekehren, auch nicht mit einer besseren Öffi-Anbindung oder einer Verbesserung des öffentlichen Netzes. 

Dann gibt es aber das dritte Segment, meine Damen und Herren. Es umfasst die Bevölkerungsgruppe zwischen den beiden Extremen, nämlich jene Free Drivers und Riders, welche für ihre Verkehrsbedürfnisse eine echte Wahl zwischen Auto und ÖV besitzen. Bei diesem Segment muss deshalb, ein vernünftiges Preis-Leistungs-Verhältnis vorausgesetzt, vor allem auf eine hohe Qualität des Angebots geachtet werden. Hier ist eine Nachfragesteigerung zu erreichen, meine Damen und Herren, jedoch nur mit einem verbesserten Öffi-Angebot. Da heißt es investieren, Frau Finanzstadträtin!

Fakt ist: Die Öffis haben eine unbefriedigende Qualität im Vergleich zum PKW. Diese Leute kann man also im Moment überhaupt nicht erreichen. Warum? - Lange Wartezeiten sind an der Tagesordnung, Gedränge in den öffentlichen Verkehrsmitteln, Betriebsstörungen sind an der Tagesordnung, sie sind unzuverlässig, und so weiter und so fort.

Es wird auch zum Beispiel am bestehenden Netz nicht investiert. Wie schon gesagt, Straßenbahnlinien werden eingestellt, sehr zum Übel von mobilitätseingeschränkten Menschen, die nicht eine Station mit der 
U-Bahn fahren wollen, weil sie nur 200 m weit irgendwo hinwollen; das führt wiederum dazu, dass diese mobilitätseingeschränkten Menschen den PKW benützen. 

Es wird manches verabsäumt, und es wird nicht investiert, zum Beispiel in eine Bahn wie die Donauländebahn. Das wäre so eine einfache, kleine Investition. Da habe ich ein Beispiel: Ein Mensch wohnt am Leberberg, Kaiserebersdorf, bei dem führt die Donauländebahn vorbei. Dieser Mensch arbeitet in Kledering, das wäre eigentlich überhaupt nicht weit, wenn er die Donauländebahn benützen könnte. Aber die ist ja im Moment nur für den Güterverkehr zulässig, und die einzige Chance hätte er dadurch, dass er sich jeden Tag in einem Packerl aufgibt, damit er nach Kledering gelangen kann. Denn mit dem jetzigen Öffi-Angebot braucht er von Kaiserebersdorf nach Kledering eineinhalb Stunden; wenn er die Donauländebahn benützen könnte, würde er 20 Minuten brauchen. Natürlich, was macht er? Er benützt den PKW.

Oder: Es wird nicht in bestehende Schnellbahnlinien investiert, zum Beispiel in die S45 - dazu werde ich antragsmäßig noch kommen -, die für die PendlerInnen ganz, ganz wichtig ist. Es wird ihnen wirklich vermiest, wenn sie das tägliche, das allmorgendliche Pendler-Elend vorfinden. Sie benützen natürlich lieber den PKW, als sich da Warteschlangen und unzureichenden Taktfahrplänen anzuschließen, um vielleicht die S50 zu benützen.

Seit Jahren sind die GRÜNEN auf Bezirks- und Gemeindeebene darum bemüht, und wir weisen auf diese unhaltbare Situation der S50 hin. Zuletzt gab es 2005 einen Antrag gemeinsam mit der ÖVP und sogar mit der FPÖ, mit dem der damalige Vizebürgermeister und Finanzstadtrat Dr Rieder beauftragt wurde, sich für zügige Verhandlungen mit der ÖBB einzusetzen, einerseits mit dem Ziel einer Taktverdichtung, andererseits, um eine bessere Verlässlichkeit der S50 zu erreichen.

Was ist passiert? Es gibt zwischen 8.08 Uhr und 9.08 Uhr noch immer keine einzige Bahn in Richtung Westbahnhof. Die Menschen, die PendlerInnen müssen im Morgenverkehr mit Verspätungen von bis zu 40 Minuten rechnen und sind damit konfrontiert: Die Informationspolitik der ÖBB ist auch nicht in der Lage, diese Verzögerungen anzugeben. Im 10-Minuten-Takt wird von 4 Minuten Verspätung gesprochen, und schlussendlich erhöht sich der Takt auf einmal auf 40 Minuten. Die PendlerInnen haben also nicht einmal Gelegenheit, sich rechtzeitig nach einem alternativen Verkehrsmittel umzusehen.

Meine Damen und Herren! Mit dieser Politik, unter Missachtung der Interessen der BürgerInnen, erreicht die Bahn, dass immer mehr Menschen von der Bahn auf den PKW umsteigen. Die damit verbundenen Umweltfolgen und Verkehrsbelästigungen nimmt man offensichtlich genauso unbeeindruckt in Kauf wie den damit verbundenen Einnahmeentfall. Wenn man bedenkt, dass die Taktverkürzung auf der S45 mit geringen finanziellen Mitteln erreicht wurde - dass die S45 jetzt in den Spitzenzeiten auf 10-Minuten-Intervalle verkürzt wird, kostet, glaube ich, 2,5 Millionen EUR im Jahr -, ist es wirklich eine 
Überlegung wert. Es muss und soll endlich in die S50 investiert werden. 

Darum stellen wir - Sigrid Pilz, Wolfgang Gerstl und meine Wenigkeit - folgenden Beschlussantrag:

„Der Bürgermeister, die Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und der Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr werden aufgefordert, sich für die Verbesserung des unhaltbaren Zustandes im Personenverkehr auf der überlasteten Westbahn-Stammstrecke einzusetzen und darüber mit den ÖBB zu verhandeln. Das Ziel dieser Verhandlungen muss die rasche Verbesserung der Pünktlichkeit der S50 und der parallel geführten Regionalzüge im Nahverkehr sein, eine hohe Transparenz der ÖBB gegenüber den PendlerInnen bei vorsehbaren Problemen durch Baustellen sowie die regelmäßige Bekanntmachung der Verspätungsursachen und ‑bilanzen, Veröffentlichung der Qualitätsberichte. Weiters soll der Fahrplan in der Morgenspitze durch die Wiedereinführung einer zusätzlichen Zugsverbindung zwischen 8.08 Uhr und 9.08 Uhr ab Hadersdorf Richtung Wien-West verbessert werden.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages."

Ganz kurz nur halte ich mich mit meinem zweiten Antrag auf. Es geht um ebendieses Blatt. (Die Rednerin hält neuerlich die Zeitung mit der Schlagzeile „Männer schuld am Klimawandel" in die Höhe.) Es ist ja die steigende Beliebtheit ungebrochen, weil mit solchen Schlagzeilen natürlich vor allem die Wartezeit verkürzt wird, auf jeden Fall betreffend Errichtung von Altpapierbehältern in 
U-Bahn-Stationen. 

Wie gesagt, die Wiener Linien versuchen jetzt mit allen Mitteln, Verschmutzung zu vermeiden. Es wird mit schriller Kinderstimme darauf aufmerksam gemacht, dass man diese Zeitungen nicht in den U-Bahnen liegen lassen soll. Das machen die Menschen auch brav und werfen sie in die Restmüllbehälter. Ich bin jeden Tag mit der U-Bahn unterwegs, die Restmüllbehälter quellen über, und zwar so, dass mir wirklich das Herz weh tut. Ich schaue zwar nicht wirklich so aus - ich habe keine Birkenstockschlapfen mehr und esse auch kein Müsli -, aber ich bin doch im Herzen eine GRÜNE. Es muss vorbildlich für diese Stadt sein und ist eine kleine Investition, dass man Altpapierbehälter eigens für diese Zeitungen anschafft, damit sie auch wirklich wiederverwertet werden können. Darum stelle ich diesen Antrag:

„Die Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, mit den Wiener Linien in Verhandlungen zu treten, mit dem Ziel, die U-Bahn-Stationen mit Altpapierbehältern nachzurüsten.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages." Und zum Abschluss, meine Damen und Herren, aus gegebenem Anlass: Gestern gab es einen Wohnungsbrand am Mittersteig 3a. Das trifft mich insofern, da ich bis vor Kurzem selbst in diesem Haus gewohnt habe und meine Kinder 14 Tage im Monat noch immer in diesem Haus wohnen. Sie waren gestern Gott sei Dank nicht dort. Ich kenne alle Mieter und Mieterinnen. Und dieser Wohnungsbrand war ziemlich heftig. Ich finde es sehr löblich von der Frau Stadträtin und Vizebürgermeisterin, dass sie an diesem Sonntag Nachmittag Zeit hatte und vor Ort sein konnte, aber ein kleiner Tipp, bitte: Ich denke, dass es der unpassendste Moment war, in dieser Situation das neu angeschaffte Notfallsfahrzeug oder Katastrophenfahrzeug in Feuerwehruniform anzupreisen. Das ist nicht wirklich passend gewesen, denke ich.

Noch ein kleiner Hinweis: Technisch sind die Feuerwehrleute sehr gut ausgebildet, aber Mieterinnen und Mieter haben mich mit einer Bitte angerufen. Vielleicht kann man an der Kommunikation zwischen Opfer und Feuerwehrmann arbeiten und investieren. Es war der Rauch schon so dicht, dass sie die Leute aus den oberen Stockwerke nicht mehr eigens retten konnten. Die Leute haben die Fenster aufgerissen, und nur mehr mit Atemschutzgeräten konnten sie über das Stiegenhaus befreit werden. Die Leute schreien: „Hilfe! Hilfe!" und waren schon ganz schwarz im Gesicht, weil dichter Rauch war, und nur Schaulustige winken herauf. Die Feuerwehrmänner registrieren diese nicht einmal! Da gehört ein Megaphon her, die Leute gehören beruhigt, es gehört ihnen Sicherheit zugesprochen, denn es kann ja auch so sein, dass diese vor Panik einfach beim Fenster hinausspringen. 

Ich würde mir also mehr Kommunikation wünschen, obwohl dieser Zwischenfall glimpflich verlaufen ist und die Feuerwehr sicher eine gute Arbeit getan hat. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet für diese Geschäftsgruppe. – Frau VBgmin Mag Brauner hat das Wort.

VBgmin Mag Renate Brauner: Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender! Herzlichen Dank für die ausführliche Debatte.

Ich freue mich über diese Diskussion, denn ich denke, das Ressort, dem ich die Ehre habe, vorstehen zu dürfen, ist ein sehr wichtiges, und jede Diskussion darüber ist eine sehr wichtige. So schlecht kann das Budget und die Arbeit nicht sein, denn die meisten Kritikpunkte, die gekommen sind, haben sich auf Punkte bezogen, die eigentlich gar nicht in die Zuständigkeit der Stadt fallen. Wenn kritisiert wurde, dass die öffentlichen Verkehrsmittel zwischen Wien und Bratislava noch nicht so sind, wie sie sein sollen, dann ist das eine Kritik, die sich gegen die alte Bundesregierung richtet. Jetzt werden ja glücklicherweise neue Wege gegangen, jetzt werden die entsprechenden Schritte gesetzt. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) Gerade heute wird die entsprechende Autobahnverbindung eröffnet. Jetzt passiert ja endlich etwas. 

Wenn Anträge zu den Kollektivverträgen zwischen den Universitäten und Kollektivvertragsdiskussionen mit dem Bund gestellt werden, so ist das auch etwas, was ich für ein wichtiges Thema halte – keine Frage! –, aber nun jedenfalls keine Angelegenheit der Stadt Wien ist.

Einige Kritikpunkte, die gekommen sind, die sich sehr wohl auf Wien bezogen haben, sind – ich möchte es einmal so formulieren – ein wenig widersprüchlich. Wenn im Zusammenhang mit der bedarfsorientierten Mindestsicherung auf der einen Seite kritisiert wurde, die Stadt Wien hat sich zu sehr dafür eingesetzt und gibt so viel Geld dafür aus, und auf der anderen Seite kritisiert wird, die gibt es gar nicht, dann muss irgendeine dieser beiden Kritiken nicht ganz mit der Realität zu tun haben. Die Wahrheit ist, dass wir im Zuge der Finanzausgleichsverhandlungen die bedarfsorientierte Mindestsicherung vereinbart haben, dass sehr wohl Wien sich sehr dafür eingesetzt hat, weil wir glauben, dass es ein ganz wichtiger Punkt in der Bekämpfung von Armut in ganz Österreich ist.

Jawohl, wir haben uns auch dafür eingesetzt, dass es zu einer Regelung zur Pflege kommt – nicht wie hier fälschlich behauptet wurde, zu 100 Prozent zulasten der Länder und Kommunen. Hier gibt es ganz klare Vereinbarungen, dass lediglich 40 Prozent dieser Pflege von den Ländern und Kommunen bezahlt werden, weil das auch sehr stark eine Bundesangelegenheit ist. 

Wir bekennen uns dazu, dass wir sowohl das eine, die bedarfsorientierte Mindestsicherung, als auch das andere für wichtig erachten und unseren Beitrag dazu leisten. Ich würde wirklich bitten – auch wenn sie im Moment gerade telefonisch abgelenkt ist, vielleicht kann man es Frau Maria Vassilakou dann ausrichten – und fände es schon schön, wenn man das endlich zur Kenntnis nimmt, dass es die bedarfsorientierte Mindestsicherung geben wird, dass wir unseren Teil dazu leisten und dass sie eigentlich schon heuer, aber jedenfalls nächstes Jahr die sonst immer ähnlich lautende Rede umschreiben soll, um hier zu einer konstruktiven Diskussion zu kommen.

Genauso erlaube ich mir, darauf hinzuweisen, dass die Frage der sozialen Absicherung der Ein-Personen-Unternehmungen ebenfalls eine Regelung ist, die jetzt dankenswerterweise von der neuen Bundesregierung auf Grund der Vorschläge der Sozialpartner umgesetzt wird, und dass gerade zu diesem Thema wir in Wien sehr viel tun. Die Zitate aus Untersuchungen, die hier gebracht worden sind, sind Zitate aus Untersuchungen, die die Stadt Wien in Auftrag gegeben hat! Und das ist genau jener Passus aus meiner Rede, wo ich darauf hingewiesen habe, dass wir uns gerade mit dem Thema Ein-Personen-Unternehmen, geringfügig Beschäftigte, nicht traditionelle Beschäftigungsverhältnisse, die oft sehr fließend sind, sehr intensiv und kritisch auseinandersetzen. Ich habe sogar explizit gesagt, dass es hier eben sehr unterschiedliche Menschen gibt, die in diesen Bereichen sind: Manche, die das gerne und freiwillig tun, andere, die das als Übergangsstadium betrachten, und andere, die, vor allem wenn es nicht existenzsichernd ist, das überhaupt nicht wollen. Wir setzen hier entsprechende Maßnahmen: im WAFF, im WWFF. Ich denke nur auch an unsere Start-up-Center, wo wir uns ganz genau und besonders auf diese Ein-Personen-Unternehmungen konzentrieren.

Der Vorwurf, es gäbe in der Wirtschaftspolitik der Stadt keine entsprechenden Schwerpunkte, kann, denke ich, nur darauf zurückzuführen sein, dass man sich die Schwerpunktsetzungen, zu denen sich die Stadt sehr deutlich bekennt, entweder nicht sieht oder nicht sehen möchte. Es ist hier sehr klar, wo die Schwerpunkte liegen. Ich beschreibe das immer mit dieser Veränderung vom ganz traditionellen Produktionsstandort, wo man sagt, wenn die Schlote rauchen, dann geht es den Menschen gut. Nun, das stimmt schon lange nicht mehr, auch die Produktion hat sich sehr verändert. Wenn ich nur an einen der letzten Betriebe denke, den ich in Favoriten besuchen durfte, wo die kleinsten Lautsprecher der Welt produziert werden, der ein Produktionsbetrieb ist, der eine ganz andere Form hat, als wir es in der Vergangenheit kennen. Es ist ein Produktionsbetrieb mit einem ganz hohen Dienstleistungsanteil, so wie generell der Dienstleistungssektor in Wien entsprechend zunimmt. 

Gerade in diesem Bereich, weil wir aber auch die Produktion nicht aufgeben, sondern weiter unterstützen, liegen auch unsere Schwerpunkte mit den kreativen Industrien, mit dem IKT-Schwerpunkt, mit dem Medienschwerpunkt, den wir setzen, und mit unseren intensiven Unterstützungen für Life Sciences. Wir setzen also sehr genaue Schwerpunkte, haben sehr genaue Strategien, und das alles ist in eine internationale Strategie eingebettet: Wien als Drehscheibe zwischen Ost und West, die bis jetzt sehr erfolgreich verlaufen ist.

Ich denke, die Diskussionspunkte, die hier gerade im Zusammenhang mit der Gesundheitsfinanzierung der Wiener Gebietskrankenkasse angesprochen wurden – und auch das passt zu meiner Einleitung –, sind auch welche, die etwas undifferenziert formuliert wurden und wo nicht auf die wirklichen Probleme eingegangen wurde.

Es hat mein Kollege Wutzlhofer schon darauf hingewiesen, dass die Probleme, die die Wiener Gebietskrankenkasse hat, einen sehr klaren Namen und Adresse haben, nämlich jene Bundesregierung – und ich zitiere hier den Rechnungshof! –, die die Maßnahmen beschlossen hat, die dafür sorgen, dass jetzt die Wiener Gebietskrankenkasse diese großen finanziellen Schwierigkeiten hat – im Übrigen nicht nur die Wiener Gebietskrankenkasse, sondern alle Sozialversicherungen. Vorschläge liegen ja hier von uns auch schon längst auf dem Tisch, leider beschäftigt man sich nicht damit. 

Gerade ich, aber auch viele andere, habe damals noch in meiner Zuständigkeit als Gesundheitsstadträtin wiederholt darauf hingewiesen, dass wir neue Finanzierungsinstrumente brauchen, eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlage, dass nicht ein immer höher werdender Anteil an Gesundheitskosten auf Kosten und auf dem Rücken eines immer kleiner werdenden Anteils, nämlich den vollzeitbeschäftigten, traditionell Sozialversicherungspflichtigen finanziert werden kann. Deswegen müssen wir die Bemessungsgrundlage verbreitern, um zu einer entsprechenden Finanzierung kommen zu können. 

Aber darüber hinaus – und wie gesagt, ich zitiere den Rechnungshof – sind diese Probleme der Wiener Gebietskrankenkasse ganz klar durch politische Entscheidungen, die durch die letzte Bundesregierung gefällt wurden, verursacht. Es sagt ebenfalls der Rechnungshof, wenn diese Entscheidungen, wie zum Beispiel die Deckelung des Beitrages für die Arbeitslosen oder die Herausnahme der Vertragsbediensteten aus der allgemeinen Sozialversicherung nicht gesetzt worden wären, dann hätte die Wiener Gebietskrankenkasse einen positiven Saldo. – Zitat Rechnungshofbericht, meine Damen und Herren! Ich bitte Sie doch, bei Diskussionen so seriös zu sein und zumindest Zahlen und Fakten, die der Rechnungshof bekannt gibt, nicht aus durchsichtigen, politischen Überlegungen in Frage zu stellen! (Beifall bei der SPÖ)

Genauso bitte ich Sie, sehr geehrte Damen und Herren, die Diskussion über die Bezirke und die Dezentralisierung und die Bezirksbudgets auf eine seriöse Art und Weise zu führen! Hier sind dramatisch viele Dinge aufgezählt worden, welche neuen Bestimmungen es gibt, die eingehalten werden müssen, dass die Preise gestiegen sind, dass es neue Gesetze gibt, die eingehalten werden müssen.

Ja, sehr geehrte Damen und Herren! Das ist uns bekannt, aber die gelten für Wien und für das Zentralbudget selbstverständlich ganz genauso. Auch wir im Wiener Zentralbudget können nicht einfach sagen, das Geld brauchen wir und das muss von irgendwo herkommen. Auch wir müssen natürlich schauen, dass wir mit den Einnahmen auch entsprechend auskommen können. Dass hier eine Parallelentwicklung zwischen Zentralbudget und Bezirksbudget erfolgt ist, wurde Ihnen schon dargestellt. 

Natürlich haben wir entsprechende Maßnahmen gesetzt! Und wenn die Kritik kommt, wir sind sozusagen erpresst worden – ich weiß nicht, welches Wort genau gefallen ist –, also wir sind sozusagen zu dem Schulpaket gezwungen worden, denn sonst bekommen wir die Unterstützung nicht, wenn wir die Schulen nicht sanieren, dann muss ich sagen: Ja, selbstverständlich kann es eine Unterstützung der Zentrale nur geben, wenn Maßnahmen gesetzt werden. Wofür denn sonst? Und weil das eben ein großes Paket ist, haben wir dieses Unterstützungspaket geschnürt. Ich glaube, es ist ein sehr gutes. Und ich glaube, dass jene Bezirke, die sich daran beteiligen – und es sind ja genug, die sich auch daran beteiligen – gut beraten sind und damit gute Maßnahmen für die Bürger und Bürgerinnen setzen können. 

Bitte bleiben wir doch bei einer seriösen Debatte! Diese seriöse Debatte wird eine objektive Grundlage finden, eine Evaluierung, die wir ja auch gemeinsam beschlossen haben. Deswegen halte ich gar nichts davon, jetzt irgendwelche Anträge zu beschließen. Das ist doch – bitte! – widersinnig, wenn wir hier gemeinsam eine Evaluierung beschließen, damit wir Zahlen, Fakten, Daten, Analysen auf dem Tisch haben, um dann gemeinsam – und ich möchte hier ganz deutlich meine Bereitschaft zu diesem gemeinsamen konstruktiven Gespräch zum Ausdruck bringen –, Vorschläge zu erarbeiten. Da macht es doch keinen Sinn, wenn wir vorher Beschlüsse fassen! Zuerst beschließen und nachher nachdenken, das ist nicht unser Stil. Ich bin dafür, dass wir zuerst nachdenken, gemeinsam diskutieren und dann entsprechende Beschlüssen fassen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es wurde auch gemeint, im Sozialbereich werden keine Schwerpunkte gesetzt, hier gibt es keine zusätzlichen Mittel. „Ein bisschen mehr", habe ich mir hier genau aufgeschrieben. Weil so viele innovative Vorschläge eingefordert wurden, würde ich als innovativen Bildungsvorschlag einmal Lesen und Rechnen einbringen, denn 60 Millionen EUR als „ein bisschen mehr" zu bezeichnen, ist schon mehr als mutig. Dies noch dazu, wenn Sie genau wissen, dass das nur ein Teil dessen ist, was in dieser Stadt an Sozialpolitik gemacht wird, wenn Sie genau wissen, dass es in vielen, vielen Bereichen, beginnend von der sozialen Staffelung bei den Kinderbetreuungseinrichtungen bis hin zum neuen Mobilpass der sozial Schwächeren entsprechende Mobilität garantieren soll, bis hin zu der Tatsache, dass Wien eines der wenigen Bundesländer ist, die im Sozialhilfe- und im Pflegebereich nicht regressieren, dass also in vielen anderen Bereichen die Stadt ihre soziale Tätigkeit und ihre sozialen Maßnahmen sehr eindeutig zum Ausdruck bringt. Ich denke, das soll man schon entsprechend berücksichtigen, wenn man gerade in diesem sensiblen Bereich Kritik ausübt.

Dasselbe, sehr geehrte Damen und Herren, gilt für das Thema Integration. Wenn Zuwanderung, wenn Menschen mit nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft oder die nicht hier in diesem Land geboren sind, immer nur als Problem dargestellt werden, dann ist es wirklich schwierig mit der Integration. Vor allem entspricht es nicht den Tatsachen! Unterhalten Sie sich einmal mit den Unternehmen, die so erfolgreich die EU-Osterweiterung nutzen konnten. Alleine die Wiener Unternehmen machen 3 Milliarden EUR Gewinn in den neuen EU-Ländern, und 1,5 Milliarden EUR davon führen sie wieder hierher zurück nach Wien, erhöhen hier die Wertschöpfung und sichern die Wiener Arbeitsplätze. Fragen Sie diese! Sie werden Ihnen sagen, ohne die interkulturelle Kompetenz, ohne die Geschichte und positive Tradition dieser Stadt, die immer eine internationale Stadt war, ohne das Wissen und die sprachlichen Qualifikationen von Zuwanderern und von Jugendlichen zweiter und dritter Generation wäre dieser Erfolg nicht so groß gewesen. 

Das heißt, ich denke, wir müssen auch diese positiven Seiten sehen und wir müssen diese positiven Seiten nutzen, um die vielen Aufgaben für die Integration, die noch vor uns liegen – das bestreitet niemand –, auch gemeinsam angehen zu können und die großen positiven Schritte, die es schon gegeben hat – ich denke, die Sprachoffensive ist da ein Beispiel dafür –, auch erfolgreich fortsetzen zu können. (Beifall bei der SPÖ.)

Wien, sehr geehrte Damen und Herren, ist eine friedliche Stadt und Wien ist eine Stadt, in der alle Menschen, woher immer sie auch kommen, friedlich zusammenleben. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.) Das heißt nicht, dass es keine Konflikte gibt – bevor Sie wieder hysterische Schreie bekommen –, das heißt nicht, dass es keine Konflikte gibt. Natürlich gibt es in einer Millionenstadt Konflikte: zwischen Alt und Jung, zwischen Menschen mit mehr Kindern und weniger Kindern, zwischen Hundebesitzern und Nichthundebesitzern. Natürlich gibt es Konflikte! Die Frage ist nur immer: Wie geht man mit diesen Konflikten um? Versucht man, sie zu lösen oder gießt man Öl ins Feuer, um damit politisches Kleingeld zu machen? 

Und genau dasselbe, sehr geehrte Damen und Herren, gilt auch für dieses soziale Jugendbetreuungsprojekt, das es jetzt im 15. Bezirk geben soll, von dem immer behauptet wird, es solle eine Punkerhütte werden, was völlig falsch ist. Es geht darum, Jugendliche, die nicht integriert sind – jawohl, das stimmt! –, Jugendliche, die Schwierigkeiten haben, sich in unsere Gesellschaft einzufügen – jawohl, das stimmt! –, Jugendliche, die auffällig sind, die sich so verhalten, wie es nicht unseren Normen entspricht, und die sehr oft störend sind – jawohl, das stimmt! –, zu integrieren. 

Was glauben Sie denn, was man mit diesen Jugendlichen machen soll? Also, eines kann ich Ihnen sagen, wegwünschen können Sie sie nicht. Und die Alternativen habe ich noch nicht gehört von Ihnen. Ich habe noch nicht gehört, was man mit diesen Jugendlichen machen soll. Sie mit Schnipsen wegzuwünschen, geht nicht. Es hat Zeiten gegeben, da hat man mit diesen Menschen andere Sachen gemacht, aber die wird ja wohl hoffentlich niemand in diesem Hause wollen. 

Das heißt, wir müssen mit diesen jungen Menschen Maßnahmen setzen und versuchen, sie wieder zu integrieren, versuchen, sie wieder in unsere Gesellschaft hineinzubringen. Sie werden uns sicher nicht dazu bringen diese jungen Menschen einfach aufzugeben. Was hier versucht wird, ist, mit sozial betreutem Wohnen – und da gibt es schon eine Vielzahl an erfolgreichen Projekten in vielen Bezirken –, jungen Menschen wieder den Einstieg in die Gesellschaft zu ermöglichen, sie zu begleiten, sie zu betreuen, ihnen auch klar zu sagen, was geht und was nicht geht. Denn zur sozialen Betreuung gehört auch dazu, ihnen zu sagen, was nicht geht, denn die Freiheit ist immer die Freiheit des Andersdenkenden, und meine Freiheit grenzt dort, wo ich die des anderen einschränke. Das gilt auch für junge, unkonventionelle, nonkonformistische Jugendliche, und das wird ihnen auch ganz deutlich gesagt werden müssen. Es geht aber darum – und genau das passiert –, diese jungen Menschen nicht aufzugeben, nicht noch weiter hineinzustoßen in den falschen Weg, sondern sie zu begleiten und zu schauen, dass wir sie wieder in unsere Gesellschaft integrieren können. – Das ist unser Weg und zu diesem Weg stehen wir. (Beifall bei der SPÖ)

Noch zu zwei Spezialbereichen abschließend, die mir persönlich sehr am Herzen liegen. Kollegin Puller hat über die Verkehrsmittel, über die Qualität und über die verschiedenen Bereiche, die es hier gibt, gesprochen. Ich danke für diese Information, ich danke auch für die Information über die Konferenz. Sie war sicher sehr spannend, aber leider erlaubt es die Alltagsarbeit nicht, sich lange Zeit zu nehmen und tagelang in Konferenzen zu sitzen, aber keine Sorge, die Infos, die sie erzählt hat, sind bekannt. Ich darf daran erinnern, es waren die SPÖ-Frauen, die vor vielen, vielen Jahren auf dieses Thema geschlechterspezifische Kommunalpolitik gerade im Zusammenhang mit den Verkehrsaktivitäten aufmerksam gemacht haben. 

Jawohl, Sie haben recht, Frau Kollegin, es ist die Qualität der öffentlichen Verkehrsmittel, die unsere Kunden und Kundinnen interessiert, und es ist die Qualität der Verkehrsmittel, die die Menschen dazu bringt, auf öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen. Dass das in Wien erfolgreich ist, beweist zum Beispiel die letzte Ausgabe des Fact-Sheets des VCÖ, der sagt: „40 Prozent des österreichweiten PKW-Bestands entfallen auf Niederösterreich und Oberösterreich, Wien hat die niedrigste Autodichte.“ Da kann man sagen: Kein Wunder, denn da ist es viel enger, und die fahren nicht so lange!, aber auch hier in Wien hat sich sehr viel getan! Ich zitiere jetzt wörtlich: „Wien, das in den 70er Jahren noch die meisten zugelassenen PKW pro Person hatte, verzeichnet mit 398 PKW je tausend Personen die niedrigste Autodichte.“ – Das heißt, hier ist es gelungen, die Wiener Situation zu verbessern. Das ist mit der Qualitätsverbesserung der öffentlichen Verkehrsmittel gelungen (Beifall bei der SPÖ.), mit einer Qualitätsverbesserung, die 100 Prozent Niederflurautobusse hat, die zu 100 Prozent mit umweltfreundlichen Flüssigkeiten fahren, mit einer Qualitätsverbesserung, die bis Ende 2008 die U6 nur mehr als Niederflur geführt wird, wo wir Klimaanlagen eingebaut haben, wo wir die Bahnen so gemacht haben, dass man durchgehen kann – ein ganz wichtiges Sicherheitselement, gerade für uns Frauen –, bis hin zu Begleitpersonen, die wir in Zukunft und auch zum Teil jetzt schon im Nachtverkehr einsetzen werden. Das sind nur einige Beispiele. 

Sie werden sagen: Typisch, jetzt loben sie sich wieder selber! Glücklicherweise loben nicht wir uns selber, sondern unsere Kunden und Kundinnen loben uns, denn bei der von der EU zur Lebensqualität im 75 europäischen Städten beauftragten Studie zum Thema öffentlicher Verkehr belegt Wien den hervorragenden zweiten Platz. Es ist noch gelungen, vom Jahr 2000 die Zufriedenheit mit den öffentlichen Verkehrsmitteln von 78 auf 85 Prozent zu steigern, die positive Bewertung der Wiener Linien von 87 Prozent auf 94 Prozent und – das ist wohl die objektivste aller Zahlen – den Modal-Split, also die Aufteilung Individualverkehr/öffentlicher Verkehr mit 35 Prozent zum ersten Mal so zu erreichen, dass die 
U-Bahnen, die Straßenbahnen und die Busse der Wiener Linien die Nase vorne haben. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wirklich allerletzter Punkt: Die FTI-Strategie wurde angesprochen. Nun, die FTI-Strategie und die Frage der Wissenschaftspolitik in dieser Stadt – wenn man sich ernsthaft damit auseinandersetzt, was ich weiß, dass du jedenfalls machst –, das liegt auf der Hand, gehört nicht einem Ressort, sondern ist selbstverständlich, wenn man sie ernsthaft angeht, entsprechend übergreifend, gehört natürlich ins Wissenschafts- und Kulturressort, gehört natürlich ins Stadtplanungsressort, gehört ins Umweltressort und, und, und, in viele andere Bereiche auch. Sie gehört nicht zuletzt auch ins Wirtschaftsressort, wenn wir wissen, dass unsere Wirtschaft immer mehr und mehr eine wissensbasierte wird. Meine spezielle Aufgabe, und der werden wir uns in Zukunft – das ist ein Ergebnis des FTI-Prozesses – verstärkt widmen, ist diese Schnittstelle zwischen wissenschaftlichen Ergebnissen auf der einen Seite und ökonomischer Verwertbarkeit auf der anderen. Diese ist eben eine ganz besondere Herausforderung, und da müssen wir uns ganz besonders bemühen. 

Genauso bemühen wir uns natürlich, den Frauenanteil zu erhöhen. Das war ja mit einer der Gründe, warum das überhaupt gemacht wurde. Aber auch hier geht es halt nicht so einfach durch Wünschen, sondern es geht nur mit sehr präziser Arbeit. Die tun wir. Um nur ein Beispiel zu nennen: Gerade die Förderrichtlinien des ZIT, aber auch andere Förderrichtlinien im Wissenschaftsbereich setzen genau dort an, dass wir dort, wo Frauen entsprechend an der Spitze stehen, mehr Förderung und Unterstützung geben.

Sehr geehrte Damen und Herren! Dieses Budget, das ich Ihnen vorgestellt habe, setzt klare Schwerpunkte und begegnet den Herausforderungen der Zukunft positiv: mit 1 Milliarde EUR für die Bildung, mit mehr als 240 Millionen EUR für Gesundheit und Soziales, mit über 15 Prozent mehr für Wohnen. Es setzt klare Schwerpunkte und spiegelt die wirtschaftspolitische Strategie der Stadt, die ich vorher erläutert habe, wider. Dieses Budget hat entsprechende Schwerpunkte bei Daseinsvorsorge und Kultur. 

Und dieses Budget – und das ist die einzige Korrektur, die Sie mir erlauben anzubringen – wird mit dem gleichen Anteil an Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in die Praxis umgesetzt. Dafür habe ich aber ganz sicher nicht mich gelobt – alle andern Diskussionsbeiträge nehme ich selbstverständlich in Demut zur Kenntnis, aber den möchte ich schon sehr genau korrigieren –, dass die Mitarbeiter so gut arbeiten, sondern die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen habe ich gelobt. Und diese haben es sich auch verdient, und dieses Lob wiederhole ich zum Schluss gerne. – Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster und Letzter zu dieser Spezialdebatte ist GR Dipl-Ing Margulies zum Wort gemeldet. – Bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich brauche nicht länger als die Zeit für eine tatsächliche Berichtigung, aber es gibt zwei Punkte, die ich einfach so nicht stehen lassen kann. Der erste Punkt ist: Auch wenn ich in meinem Leben selbst nie Punk war, weil es nicht meine Jugendkultur und nicht meine Lebensphilosophie war: Punk zu sein, ist keine Krankheit (GR Petr Baxant: Hat niemand gesagt!), wo Menschen wieder resozialisiert und integriert werden müssen und ihnen Hilfe geboten werden muss. Entweder man akzeptiert diese Art der Jugendkultur und stellt diesen Menschen tatsächlich ihren Wünschen entsprechend und in der Hoffnung, eine gute Zusammenarbeit damit zu erreichen, ein Projekt zur Verfügung, wo sie leben können und versuchen können, tatsächlich ihre Lebensphilosophie umzusetzen, aber es geht nicht um Integrieren und nicht um Behandeln oder alle möglichen anderen Punkte. (GRin Mag (FH)Tanja Wehsely: Das ist wahrscheinlich der Unterschied, dass wir mit ihnen reden und mehr darüber wissen!) – Das bezweifle ich tatsächlich in dem Wissen darin, wie dieses Projekt entstanden ist und wer seitens der GRÜNEN beteiligt war. Danke.

Zweiter Punkt, Bezirke: Da muss ich tatsächlich sagen, da ist mir dann fast doch lieber, wir holen doch externe Experten und Expertinnen, wenn Sie sagen, das Budget hat sich im Gleichklang entwickelt. Das stimmt nicht! Nur weil Kollege Oxonitsch etwas gesagt hat, was nicht wahr ist, heißt das noch lange nicht, dass es stimmt. Es sind in den vergangenen neun Jahren, bereinigt um die verschiedenen Sachen, die Einnahmen der Stadt Wien um 35 Prozent gewachsen, die der Bezirke um 15 Prozent. Und wenn man sich die Zeit seit 2003 ansieht, steigen die Ertragsanteile und die Steuern, je nach Rechnungsabschluss oder Voranschlag, was man will, zwischen 17 und 23 Prozent und das Budget der Bezirke um 5 Prozent. Damit ist kein längeres Auskommen mit den Bezirken gewährleistet, und ich ersuche tatsächlich, diese Bedenken der Opposition zumindest ernst zu nehmen. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zur Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke liegt mir keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft. Ich möchte auch für die Redner für diese Spezialdebatte hinweisen, dass der Erstredner jeder Partei 25 Minuten und die anderen Redner 15 Minuten zur Verfügung haben.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben gerade wieder ein typisches Beispiel dafür gehört, was in Wien Kultur, Jugendkultur sein soll, und wofür wir Geld ausgeben. Das ist allerdings ausnahmsweise nicht Teil des Kulturbudgets, trotzdem eine enorme Summe – nicht schlecht! 

Wir haben festgestellt, dass wir Mehrausgaben der Stadt Wien von 480 Millionen EUR haben, also 4,8 oder etwa 5 Prozent an Mehrausgaben, und haben bereits die Ankündigung gehört, dass in der Kultur 11 Prozent an Mehrausgaben als große Errungenschaft getätigt werden. Das ist natürlich im Verhältnis zu den Gesamtmehrausgaben nicht mehr so dramatisch, aber ich gestehe dem Kulturstadtrat zu, dass er sich offenbar ein bisschen durchgesetzt hat, oder es hat die Stadt Wien erkannt, hier muss man einen Schwerpunkt setzen, das zahlt sich aus. Wenn sich etwas auszahlt für die Sozialdemokratie in Wien, dann muss man natürlich genau hinschauen, denn dann besteht die Gefahr, dass hier doch eine Beeinflussung der Bevölkerung damit stattfinden soll. Das Kulturbudget macht 2,06 Prozent der Ausgaben aus, also im Verhältnis mickrig, in absoluten Zahlen ist das schon enorm: 217 Millionen EUR. Das ist sicherlich das weitaus größte Kulturbudget in Österreich, und damit kann man schon einiges anfangen. 

Die Finanzstadträtin hat ja darauf hingewiesen, dass wir eine unglaubliche kulturelle Vielfalt in dieser Stadt haben und insbesondere ein besonders attraktiver Theaterstandort sind. Ich werde darauf noch eingehen. Man kann schon was erwarten bei diesem Budget. 

Andererseits ist immer wieder auch von diesem Rednerpult aus festgehalten worden, was damit gemacht wird: Nämlich ein geschlossenes System, das in sich sehr gut funktioniert, das hohe Abhängigkeiten produziert, und das vor allem auch immer mit diesem Zuckerl, das nächste Mal eventuell mehr zu bekommen, auch ein gerüttelt Maß an – sagen wir einmal – Wohlverhalten jedenfalls damit einkauft. Und das funktioniert gut. Kein Zweifel! Es wird mit einer Gießkanne ausgeschüttet. Bei manchen ist es vielleicht zum Leben gerade zu wenig, zum Sterben zu viel, aber immerhin, man schafft also damit dieses System der Abhängigkeit, das man will. Das ist wahrscheinlich ein wesentlicher Punkt, warum man dieses Budget durchaus ausweitet, um dieses System noch zu verstärken. 

Zweifellos: Die Stadt Wien ist eine Kulturstadt oder gilt als Kulturstadt, hat einen diesbezüglichen Ruf, und es kommen sicherlich auch viele der Touristen und Besucher aus diesem Grund nach Wien. Ich bezweifle jedoch, dass das sehr viel mit den Schwerpunktsetzungen zu tun hat, die die Gemeinde Wien hier setzt. Ich frage mich überhaupt, wo hier in diesem Budget neue Projekte zu erkennen sind, irgendwelche Initiativen, aufregende, spannende Aktionen, die neu sind. Ich sehe nichts. Das ist an sich ein konservatives Budget. Es werden die Zahlen mit einer ganz leichten Veränderung fortgeschrieben. Das, wo es keine Erhöhung gibt, werden wir uns kurz anschauen, denn das ist auch bezeichnend für das, was ich unter dem Kulturverständnis der Wiener SPÖ verstehe. 

Volkskultur ist immer ein Stiefkind gewesen. Bezirksfestwochen bekommen etwa 500 000 EUR für Hunderte Veranstaltungen, im Gegensatz dazu bekommen die Wiener Festwochen etwa 10 Millionen EUR, und wenn man so gewisse Dinge noch dazuzählt, ist das noch bedeutend mehr. Das ist ein durchaus krasses Unverhältnis.

Bezirksmuseen sind auch ein Stiefkind. Auch hier gibt es keine Erhöhung, sondern eine Fortschreibung, was natürlich im Verhältnis zu den anderen Kosten und auch im Hinblick auf die Inflation eine Herabsetzung ist. 

Musikerziehung ist ein altes Stiefkind. Wir haben immer wieder darauf hingewiesen, wie wichtig es wäre, die Musikschulen zu verstärken. Dass Wien das Schlusslicht ist, haben wir hier ja schon öfters angeführt. Konservatorium, Musikpflege – in diesen Bereichen gibt es auch nur ein Fortschreiben des Budgets ohne jede Erhöhung. Also, auch hier ist tendenziell das Zeichen erkennbar, dass man weniger Interesse daran hat. 

In diesem Zusammenhang bringe ich auch einen Antrag ein. Und zwar verweise ich darauf, auch in den Medien hat man es gelesen, dass in Berlin Barenboim einen Musikkindergarten eingeführt hat, wo Kinder bereits im Kindergarten an Musik herangeführt werden. Es sollen keine Spitzenmusiker produziert werden, sondern eher Musik als Möglichkeit der Ausbildung und Förderung in diesen Kindergarten eingebracht werden. Es gibt dort sehr große Erfolge. Es macht den Kindern erstens Spaß und zweitens einmal gibt es bereits Untersuchungen, dass das die geistige Entwicklung der Kinder in allen Bereichen fördert. Und daher wäre es ein guter Ansatz, gerade in der Musikstadt Wien auch so etwas einzuführen. Ich stelle daher den Antrag: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, in Wien Musikkindergärten nach dem Vorbild des Barenboim’schen Musikkindergartens in Berlin errichten zu lassen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ. – GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Stadtrat!) – Danke für den Hinweis, dass hinter mir ein anderer Stadtrat sitzt. Sie haben es bemerkt, toll! Nicht schlecht! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Aber Sie nicht!) – Ich habe es auch bemerkt, obwohl er hinter mir sitzt. Nicht schlecht! 

Sie wissen auch genau, warum wir das hier einbringen, weil wir immer der Meinung waren, dass die Musikschulen Teil der Kultur sein sollten, und wir das immer wieder verlangt haben und daher das auch hier thematisieren. Sie sind noch nicht so lange da, aber Sie werden es in Zukunft merken, dass es hier immer wieder diskutiert wird. Dann werden Sie nicht mehr darauf hinweisen müssen. Aber Sie haben recht. Sie haben sofort erkannt, dass es hier offenbar Probleme in der Verwaltung der Stadt Wien gibt, und ich danke für den Hinweis. [Beifall bei der FPÖ. – GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Immer dasselbe!]

Ein weiteres Stiefkind ist die Denkmalpflege. Die Mittel wurden gegenüber dem letzten Voranschlag nicht erhöht, sondern gegenüber dem Abschluss 2006 sogar deutlich abgesenkt. Dasselbe gilt für die Altstadterhaltung. Man sieht, überall dort, wo es um das geht, was Wien tatsächlich ausmacht, nämlich in der Außenbetrachtung, wird gespart, jedenfalls nicht erhöht, möglicherweise sogar gesenkt.

Interessanterweise wird auch die Filmförderung gekürzt. Das ist insofern interessant, als hier immer wieder hingewiesen wurde, auch von mir, dass der Film in Wien in einem bemitleidenswerten Zustand ist. Der Marktanteil von 2,09 Prozent, den ich in meiner letzten Rede diesbezüglich genauer ausgeführt habe, ist natürlich ernüchternd und auch im internationalen Vergleich wirklich sehr schwach. Dass man die Förderung noch weiter kürzt, ist interessant. Es würde mich interessieren, was in Zukunft passieren soll, um den Film tatsächlich einmal auf Vordermann zu bringen.

Aber wo gibt es dann die deutlichen Erhöhungen? – Sonstige kulturelle Maßnahmen – mehr ist aus dem Budget nicht ersichtlich – von 8,6 auf 10,6 Millio-
nen EUR. Da kann man natürlich viel einpacken. Keine Frage. Das ist ja immer der wesentliche Punkt, möglichst viel einzupacken und vielleicht nicht so ganz erkenntlich zu machen und damit besonders gut „haushalten“ zu können. 

Darstellende Kunst – wir sind jetzt bei der Theaterreform, wir sind jetzt bei den Theatern –: Hier hat man von 78,2 Millionen EUR auf 82,5 Millionen EUR aufgestockt. Die Theaterreform ist ja der große Wurf der letzten Jahre. Interessanterweise empfinden das die Theaterschaffenden nicht so. Ich habe auch noch nichts gehört von erhöhten Besucherzahlen oder von sonstiger großer Euphorie in der Kulturszene oder gar in der Theaterszene. Die IG Freie Theaterarbeit beispielsweise, die also hier unmittelbar damit betraut ist, kritisiert seit Längerem, dass diese Theaterreform schlicht und einfach nicht funktioniert, und hat sich über die ausbleibenden Projektförderungsauszahlungen beschwert und auch zuletzt über die Durchsetzung zahlreicher Reformen. Das heißt, aus den eigenen Reihen kommt die Kritik ganz maßgeblich. Offenbar ist die Reform ins Stocken geraten. Wir behaupten das ja schon seit Längerem und haben auch festgestellt, dass sie in eine falsche Richtung läuft, weil ja in Wirklichkeit Verunsicherung geschaffen wurde, Theater enteignet und verunsichert wurden und damit eine negative Entwicklung stattgefunden hat.

Sonst gibt es die üblichen Fortschreibungen. Wofür wird Geld verwendet? – Das Musical ist ja in Wien ein Sparschwein statt einer Einnahmequelle. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das Ronacher wird nach wie vor umgebaut. Es hätte ja heuer schon fertig sein sollen. Wir warten gespannt darauf, wann es fertig sein wird. Es wird sich dann auch zeigen, was es wirklich gekostet hat. 45 Millionen EUR in etwa stehen im Raum, Fremdfinanzierung, das Ganze für ein doch übertrieben ambitioniertes Projekt, für das Musical, wie schon gesagt, das an sich schon einmal ein Sparschwein ist, wo man gar nicht weiß, wo die Reise im Musical in Wien hingeht. Wir werden sehen. Tatsache ist, dass dort jedenfalls sehr viel Geld vergraben liegt. 

Es gibt dann natürlich diese diversen politisch motivierten Subventionen. Das WUK zum Beispiel feiert ja gerade wieder 90 Jahre Oktoberrevolution. Das ist sicherlich mindestens 1 Millionen EUR wert. 

Auch in das Dokumentationsarchiv, das ja, wie Sie wissen, pseudowissenschaftlich arbeitet – zumindest hat das Gericht das so festgestellt –, eine kommunistische Tarnorganisation ist und so weiter, wird das Geld wieder hineinfließen wie immer. (GR Ernst Woller: ... ist Ihnen sehr unangenehm! – GRin Mag Marie Ringler: So ein Schwachsinn!) Ich kann Ihnen da noch mehr Zitate bringen, aber ich erspare sie Ihnen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie wissen ganz genau, dass das ein Unsinn ist!) – Das ist ein Unsinn? Das Urteil kennen Sie nicht? (GR Ernst Woller: Die ganzen rechtsradikalen Aktivitäten Ihrer Burschenschaften ...!) Ja, also wenn das Dokumentationsarchiv wissenschaftlich ist und wenn die Gerichte Unsinn produzieren, dann können Sie das gerne behaupten, aber Sie wissen ganz genau, dass man das jedenfalls über das Dokumentationsarchiv sagen kann, und Sie wissen auch ganz genau, dass es tatsächlich so agiert, dass es hier Hunderte Anzeigen gibt, die nicht einmal zu Verfolgungsmaßnahmen führen, geschweige denn zu Verurteilungen. Wenn man das nicht Denunziation nennt, was dann? Also, wir wissen genau, was dort abläuft. Und dass sich die Stadt Wien ganz gerne dessen als Argumentation auch gegen den politischen Gegner bedient, um ihn zu denunzieren und in irgendeiner Form vielleicht zu kriminalisieren, ist schön und gut, zeigt aber nicht wirklich von einem guten Verhältnis zur Meinungsfreiheit und zur politischen Arbeit. Aber das müssen ja Sie mit sich ausmachen. Wir können damit leben. Wir wissen, was hier abläuft, und wir werden daher auch immer wieder darauf hinweisen. 

Wir haben die Multikulti-Subventionen in allen Sparten. Wir haben solche Häuser wie die Kunsthalle, die international anerkannte Ausstellungen zeigt, die auch sonst überall anerkannt waren, wo sie gezeigt wurden, und dadurch international anerkannt wurden. Wir haben sicherlich im nächsten Jahr ein Gedenkjahr. Wir werden also hier wieder viel Geld für Vergangenheitsbewältigung endlich ausgeben. Es wird ja Zeit. Wir werden sehen, wie schön wir das Kulturbudget hier belasten. 

Bezeichnend für die geistige Ausrichtung der Kulturarbeit in Wien ist ja, dass wir jetzt zuletzt eine Ehren-Pension für Oswald Wiener vergeben haben. Ehre, wem Ehre gebührt! Das Wort Ehre ist auch schon sehr weit herum gekommen, wie wir wissen. Oder die hohe Auszeichnung für Hermann Nitsch. Man sieht, wes Geistes Kind die Wiener Kulturpolitik ist. Davon wird natürlich auch das Budget getragen. (GR Ernst Woller: Die Staatspreise bekommen!) – Das eine schließt das andere nicht aus! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Auch in Niederösterreich!) – Das ist vollkommen richtig, dass man in Niederösterreich offenbar auch nicht anders agiert. Wir wollen das jetzt nicht werten, aber Sie haben schon recht. 

Einem von so einem Gedankengut und so einer Geisteshaltung getragenen Kulturbudget stimmen wir nicht zu. Daher gibt es auch in diesem Jahr wieder eine Ablehnung der FPÖ. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile: Lieber Kollege Stefan! Die Stadt Wien, so wie Sie es gesagt haben, bedient sich nicht des Dokumentationsarchivs, um dem politischen Gegner etwas anzutun, möglicherweise eine Partei, aber nicht die Stadt. (GR Mag Harald Stefan: Danke vielmals! Da bin ich dankbar!) Das wollte ich hier nur zur Korrektur in den Raum stellen, denn das ist so nicht passiert. Das heißt aber auch nicht, dass die SPÖ sich dessen bedient. (Heiterkeit bei der FPÖ. – GR DDr Eduard Schock: Hat aber so geklungen!)

Als Nächste zum Wort gemeldet ist GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Kollege Schuster hat natürlich auf eine tatsächliche wichtige Unterscheidung aufmerksam gemacht, die die SPÖ tatsächlich gerne manchmal auch selbst vergibt, nämlich, dass die Stadt Wien nicht ident mit der SPÖ ist. (Rufe bei der FPÖ: Nicht ganz!) Das ist eine Tatsache, die wichtig ist, festgehalten zu werden, auch und gerade wenn wir über das Kulturbudget sprechen. 

Die Stadt Wien ist auch nicht ein Selbstbedienungsladen für Parteien. Mittlerweile können wir feststellen, dass alle drei Parteien außer den GRÜNEN das Kulturbudget für ihre Zwecke gerne nutzen – auch Sie von der FPÖ neuerdings, Herr Stefan! Tatsache ist, nicht unwesentliche Summen des Kulturbudgets werden für parteinahe oder direkt von Parteien veranstaltete wissenschaftliche Institutionen und auch Feste aller Art genutzt. Wir lehnen das strikt ab, weil wir glauben, dass das Kulturbudget definitiv nicht dazu da ist, damit die Parteien – und schon auch gar nicht die FPÖ neuerdings auch noch – da hineingreifen und damit ihre Aktivitäten finanzieren. 

Tatsächlich gibt es eine Erhöhung des Kulturbudgets. Das freut uns. Wir sind jetzt bei knapp über 2 Prozent des Gesamtbudgets der Stadt Wien, was die Kultur betrifft. Das muss ich ganz anerkennend festhalten, das freut uns. Ich habe letzthin nachgeschaut, meine Kollegin Friedrun Huemer, die sich vor Jahren schon sehr dafür engagiert hatte, dass es in Wien auch eine gesetzliche Regelung der Kulturförderung geben soll – Wien ist das einzige Bundesland, wo das nicht der Fall ist –, hat damals in diesen Entwurf hineingeschrieben: Und das Kulturbudget möge mindestens 2 Prozent des Gesamtbudgets ausmachen. – Ich sage an dieser Stelle: Liebe Friedrun, jetzt ist diese Forderung erfüllt! Das freut mich, das freut uns, das freut alle.

Aber, Geld allein macht ja nicht glücklich, Geldverteilung allein auch nicht, deshalb muss man immer sehr genau hinschauen, wo dieses Geld denn hinfließt, was damit passiert. Ich habe es schon angesprochen, es gibt die ausgesprochen unangenehme und aus meiner Sicht absolut verurteilenswürdige Praxis, dass die Wiener Parteien – bis auf die GRÜNEN – sich aus dem Kulturbudget für ihre Zwecke bedienen. Aber es gibt auch das Problem – und das ist etwas, das wir in den letzten Jahren immer wieder beobachtet haben –, dass die großen Erhöhungen des Kulturbudgets viel zu oft in die großen Institutionen fließen und viel zu selten in viel kleinere, die mit viel weniger Erhöhung viel mehr zustande bringen könnten als die großen. 

Denn die großen – zum Beispiel die Vereinigten Bühnen oder auch die Symphoniker, das Theater der Jugend, das jetzt eine Erhöhung bekommen wird, und auch das Volkstheater – bekommen gleich einmal 400 000 EUR, 500 000 EUR, 600 000 EUR Erhöhung, so mir nichts dir nichts. Das sind oftmals die vier-, fünf- oder sechsfachen Jahresbudgets kleinerer Institutionen. Natürlich brauchen diese großen Kulturtanker, die ja durchaus auch gute und positive Arbeit für diese Stadt leisten – das ist sicher gar keine Frage –, gleich einmal sehr viel mehr Gelder, um überhaupt einen kleinen Unterschied in ihrem Budget zu merken, als so ein kleines wendiges Kulturschifflein. 

Warum ist das ein Thema, und warum ist das ein Problem? – Es gibt in dieser Stadt ganz viele kleine und kleinste Institutionen und Projekte, die hervorragende Arbeit machen. Es gibt ganze Sparten, die nicht über das an Jahresbudget verfügen, das so mir nichts dir nichts so manche große Institutionen in den letzten Jahren und wohl auch in Zukunft an Erhöhung bekommen werden. Damit stellt sich immer mehr eine Schieflage dar, eine Schieflage, die bedeutet, dass Kleine, die derzeit vielleicht 50 000 bis 60 000 EUR Jahresbudget haben, mit nur – in Anführungszeichen – 15 000, 20 000 EUR gleich einen großen Sprung in ihrer Arbeit machen würden, aber ein Volkstheater natürlich gleich sehr viel mehr braucht, um Budgetlöcher stopfen zu können. Viele dieser Institutionen haben zu viel zum Sterben und zu wenig zum Leben. Ich hoffe sehr, dass das zusätzliche Geld in diesem Budget tatsächlich auch in so manche dieser kleinen Institutionen hineinfließen wird. 

Tatsächlich gibt es in der Stadt ja eine ganze Menge Baustellen und Themen und Probleme, die es zu lösen gilt. Ich nenne jetzt ein paar Schlagworte: Das Künstlerhaus. Ich war vor Kurzem auf dem Dach des Künstlerhauses und habe mich selbst von den zerbrochenen Glasscherben und dem Hereinregnen informieren können. Tatsächlich ist es ja sehr schade, dass das Künstlerhaus in dem Zustand ist, in dem es ist, dass es keine gemeinsamen Anstrengungen von Seiten des Bundes und der Stadt gibt, hier wirklich aus diesem Haus etwas zu machen, mehr zu machen als bisher. Ich hoffe sehr, dass diese Baustelle bald in Angriff genommen wird, denn ich glaube, dass das ein ganz wichtiger Bestandteil auch des viel gepriesenen Kunsthauses Karlplatz darstellt, hier sinnvolle Lösungen zu finden.

Wir haben eine Lücke, was die Förderung von zeitgenössischer Musik abseits großer und sehr anerkannter und sehr hervorragender Projekte und Institutionen betrifft wie etwa das Klangforum oder durchaus auch des Blasmusikfestivals. Es gibt hier eine ganze Reihe von jungen Musikschaffenden, die in der Wiener Förderpolitik gar nicht vorkommen. Das finden wir bedauerlich, das finden wir schlecht. 

Es gibt das Thema Literatur. Auch hier wäre viel zu tun. Dieses Jahr gibt es erstmals eine zaghafte kleine Erhöhung. Wir sind schon gespannt, wofür sie ausgegeben werden wird.

Es gibt aber auch eine ganze Reihe von Herausforderungen im nächsten Jahr, nämlich die EM und die Frage: Was kann die Kunst eigentlich zur EM beitragen? Und kann Kunst dort mehr sein als Aufputz und mehr sein als: Christl Stürmer singt!, mehr sein als reine Belustigung? Kann sie auch tatsächlich kritisch hinterfragen? Kann sie ein interessantes Leo für all jene anbieten, die so wie ich sich nicht für Fußball interessieren und trotzdem in dieser Stadt sein werden? 

Wir haben das Thema des Films. Der Film hat in den letzten Jahren keine Erhöhungen bekommen. 8 Mil-
lionen EUR waren es die letzten Jahre, und wenn ich das Budget richtig interpretiert habe, wird es auch dieses Jahr 8 Millionen EUR geben, auch wenn es anders im Budget steht. Aber klar ist, dass natürlich ein Fortschreiben im Bereich des Filmes mit steigenden Kollektivverträgen und steigenden Kosten für Personal – und der Film ist nun einmal sehr kostenintensiv – de facto eine ganz massive Kürzung bedeuten, so wie es im Übrigen allen anderen Kulturinstitutionen natürlich auch geht. Wir werden die Frage der Inflationsanpassungen und Valorisierungen noch einmal bei der Novellierung des Museumsgesetzes im Landtag diskutieren. Aber tatsächlich braucht der Film mehr, er braucht mehr Geld, er braucht mehr Unterstützung. Da sind so Projekte wie die Vienna Filmcommission, die jetzt tatsächlich umgesetzt werden sollen, sicherlich der richtige Schritt. Und das unterstützen wir sehr.

Ich möchte noch auf einen Punkt zu sprechen kommen, der nicht ganz direkt in der Wiener Kompetenz liegt, der aber umso brennender ist und gerade für die Kulturschaffenden umso brennender ist, nämlich auf die Frage der sozialen Situation von Kunst- und Kulturschaffenden in unserer Stadt. All jene, die viel mit Kunst und Kultur zu tun haben, wissen, wie unendlich schwierig es ist, von Kunst zu leben, und wie schwierig es natürlich auch unter begrenzten budgetären Mitteln der Kulturpolitik ist, ausreichend Mittel zur Verfügung zu stellen, dass aber die Chance auch nicht genutzt wurde, auf Bundesebene das Künstler-Sozialversicherungsgesetz in einer Weise zu novellieren, die tatsächlich einen quantitativen Sprung für die soziale Situation der Kulturschaffenden gebracht hätte. 

Ich glaube, dass uns dieses Thema in den nächsten Jahren immer mehr beschäftigen wird und dass wir es nicht als Bundesthema zur Seite schieben können, sondern hier auch mit einem sehr offenen Blick uns Modelle überlegen müssen, wie wir Kunstschaffende in schwierigen sozialen Situationen unterstützen können und wie es möglich sein kann, auch mit begrenzten Mitteln Kulturschaffende so auszustatten, dass sie tatsächlich von ihrer Kunst und von ihrem Kulturschaffen leben können, dass sie damit auch im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten arbeiten können. Es ist ein Faktum, dass in der Kulturlandschaft viel zu oft arbeitsrechtliche Vorgaben umgangen werden müssen, weil die budgetären Mittel gar nicht ausreichen würden, um Leute anzustellen. Das ist aber keine Situation, von der wir GRÜNE glauben, dass man sie fortschreiben darf – ganz im Gegenteil: Wir glauben, dass hier auch von Seiten der Stadt unbedingt Geld in die Hand genommen werden muss, um Kulturschaffenden ein menschenwürdiges, ein kulturwürdiges Leben zu ermöglichen.

Ein Letztes lassen sie mich noch ansprechen: Der Herr Stefan redet immer über das Publikum, und er hat natürlich in einem Punkt recht. Kultur ganz ohne Publikum ist nicht vorstellbar und auch nicht wünschenswert, und auch wenn wir nicht auf Quoten schielen und es gar nicht schlimm finden, wenn hin und wieder eine Ausstellung nicht ausverkauft ist oder vielleicht ein Projekt tatsächlich darauf angelegt ist, gar nicht großartig mit Publikum zu tun zu haben, sondern eher im Bereich Entwicklung angesiedelt ist, so gibt es doch einen ganz wichtigen Auftrag, nämlich Menschen dafür zu interessieren, ihnen die Möglichkeit zu geben, zu wissen, dass diese Veranstaltungen stattfinden. 

Nunmehr hat sich eine Entwicklung in dieser Stadt verfestigt, die wir sehr problematisch finden, nämlich die zunehmende Monopolisierung auch der Möglichkeit zu Plakatieren in dieser Stadt. Sie haben es wahrscheinlich den Medien entnommen, dass es jetzt eine neu gegründete GesmbH zwischen Gewista und den Betreibern des Lokals Planet gibt, die jetzt große angelegte Flächen von der Stadt Wien zur Verfügung gestellt bekommen haben, übrigens ohne dass die Bezirke mitreden konnten und sehr zum Ärgernis vieler Bezirke, damit sie dort um nicht wenig Geld Kulturplakate affichieren – unter der Androhung, dass alles andere, was in der Stadt an Plakatierung passiert, angezeigt werden wird und Prozesse durchgefochten werden. 

Ich halte diese Monopolisierung und Kommerzialisierung für ganz problematisch und glaube, dass das durchaus ein kulturpolitisches Thema ist, dessen sich der Herr Stadtrat annehmen sollte. Ich weiß, dass es hier einen gewissen Interessenskonflikt gibt, was die Profiteure von höheren Einnahmen der Gewista und auch der Firma Kulturplakat schlussendlich und der SPÖ betrifft. Nichtsdestotrotz hoffe ich, dass er den Mumm hat, hier auch kulturpolitisch ein Auge darauf zu werfen. Es ist sowohl Kulturpolitik sicherzustellen, dass man die Stadt informieren kann, als auch, dass nicht die ganze Stadt zugekleistert ist. Und das ist eine andere Entwicklung, die die Gewista gerade zusammen mit den Wiener Linien vollführt. Ich weiß nicht, Herr Stadtrat, wie oft sie mit der U-Bahn fahren, aber die Vorstellung, dass die gesamte U2 ein EM-Rasen mit Getränkewerbungen auf den Sitzen und Wölkchen von irgendwelchen Waschmittelwerbungen im Fenster ist, ist eine Horrorvision. Ich wünsche mir sehr, dass der öffentliche Raum in Wien nicht noch weiter von Werbeplakaten und Werbebotschaften verstellt wird.

In diesem Sinne: Wir freuen uns, dass es mehr Geld gibt, und wir hoffen, dass es nicht nur die Großen bekommen, sondern auch die Kleinen und dass der Herr Stadtrat im nächsten Jahr weise und transparent entscheiden wird und sich unsere Kritik, was die Vergabemechanismen bei der Theaterreform betrifft, zu Herzen nehmen wird. Dort, wo wir mitentscheiden können, werden wir mitentscheiden, dort, wo Rahmenbeträge die Entscheidungsmöglichkeiten der Opposition beschneiden, werden wir kontrollieren. Wir richtigen mahnende Worte an die regierende SPÖ, sie möge sich das zu Herzen nehmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Kultur hat im kommenden Jahr mehr Geld zur Verfügung. Es sind nicht um 11 Prozent mehr, wie die Frau Stadtrat gesagt hat, und auch Kollege Stefan hat da an dem Ziffernsturz mitgetan, es sind um 11 Millio-
nen EUR mehr oder um 5,4 Prozent mehr als heuer. Aber immerhin, die Kultur bekommt mehr Geld, und das ist gut, denn Kultur braucht Geld. 

Dafür zu danken ist allerdings weder der Frau Finanzstadträtin noch dem Kulturstadtrat, die beiden verteilen nämlich bloß fremdes Geld, sondern zu danken ist den Steuerzahlern. Sie bringen jenes Geld auf, deren Verteilung hier im Gemeinderat beschlossen wird. Diese Steuerleistungen danken wir aber auch der guten Konjunktur, der Finanz- und Steuerpolitik, dem Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern und – auch das ist an dieser Stelle einmal zu erwähnen – dem System der sozialen Marktwirtschaft. 

Ich sage das, weil es gerade in der Mehrheitspartei dieses Hauses noch immer Strömungen und einzelne Funktionäre gibt, die noch immer einem dirigistischen Staatsozialismus und dessen Segnungen nachtrauern. Sie sind voll retro und merken in ihrer Trauer über das gescheiterte gesellschaftliche Modell offenbar gar nicht, wohin und in welche Gesellschaft sie sich bewegen. Sie wollen mit öffentlichen Geldern linke Träume realisieren, und ich lasse hier offen, ob das politisch oder umgangssprachlich gemeint ist. Jedenfalls wäre es für alle teurer, wenn sie sich durchsetzen. Die Wirtschaft boomt, die Einnahmen der Gemeinde aus dem Finanzausgleich sprudeln und oben drauf gibt es noch Gelder, die die von Ihnen, meine Damen und Herren von der SPÖ, durchgerammte Gebührenautomatik in die Stadtkasse spült. Die Wiener Kultur wird also im kommenden Jahr mehr Geld zur Verfügung haben, auch wenn die realen Steigerungen dank der Inflation, die Sie mit Ihrer Gebührenvalorisierung permanent anheizen, ziemlich gering ausfallen. (Beifall bei der ÖVP.)

Der Anteil am Gesamtbudget bleibt mit ungefähr 2 Prozent gleich wie im vergangenen Jahr. Wir wollen nicht kleinlich sein und das Erntedankfest der Abzocker durch penible Nachrechnungen stören, wir begrüßen jeden Cent mehr Geld für die Wiener Kultur und wir bekennen uns selbstverständlich auch zur Finanzierung von Kunst und Kultur mit öffentlichen Mitteln.

Die entscheidende Frage ist und bleibt aber, was mit dem Geld geschieht, nach welchen kulturpolitischen Vorstellungen subventioniert wird, welche kulturpolitischen Konzepte verwirklicht werden. Und genau hier liegt auch heuer wieder das Problem dieses Kulturbudgets und damit der Wiener Kulturpolitik. Ich kann nur wiederholen, was ich vor genau einem Jahr an dieser Stelle gesagt habe: Dieses Budget ist Ausdruck eines teuren Stillstandes, kein Konzept, kein Gestaltungswille der Kulturpolitik, keine Zukunftsorientierung, sondern nur der Versuch, mit den Millionen irgendwie über die Runden zu kommen – und dazu ein paar Großprojekte, die von besonderer Seite der Stadt gewollt oder manchmal auch angeordnet werden, sowie zur Beruhigung des Gewissens ein paar ausgerissene Projekte. Das war es dann. Steuergelder durchzureichen, ist noch lange keine Kulturpolitik. 

Wir wollen aber auch wissen, ob die öffentlichen Gelder zielgerichtet investiert werden, ob sie sparsam und effektiv verwendet werden und ob kontrolliert wird, was mit den öffentlichen Geldern geschieht. Hier müssen wir allerdings schwere Versäumnisse des Stadtrates feststellen. Ich erinnere Sie nur an die öffentliche Diskussion und die Kontrollamtsberichte der vergangenen Wochen und Tage um die Subventionsdeals inklusive der Rückzahlung von Mitteln, die offenbar zu Unrecht bezogen wurden durch neue Subventionsmittel. 

Und bevor Sie aufschreien und sagen, dass auch unsere Fraktion oder meine Fraktion diesen Beschluss mitgetragen hat, sage ich: Jawohl, auch wir haben dem Akt letztlich zugestimmt, weil die Alternative gewesen wäre, dieses internationale Theater oder englischsprachige Theater zu schließen. Dafür sind wir nicht zu haben. Es genügen die Theaterleichen, die den Weg der missglückten Theaterreform säumen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich erinnere Sie an die Kontrollamtskritik am Wissenschaftszentrum Wien oder die seltsamen Vorgänge rund um das von der Stadt Wien hoch subventionierte „Konzert für Europa", dessen Veranstalter derzeit Gerichte beschäftigt. Wir werden dann in den nächsten Tagen noch näher nachfragen. (GR Ernst Woller: Schüssel hat den erfunden!) – Ja, ja, den Herrn HEY-U hat der Herr Schüssel erfunden, ich weiß. Das ist nicht einmal zu belächeln, denn es ist nur unsinnig.

Zu erinnern ist aber auch an alle Baustellen des Kulturressorts. Ich sage nur ein paar Stichworte: Volkstheater, wo einfach versucht wird, mit einer Erhöhung der Subvention die Probleme wieder ein Jahr lang nicht lösen zu müssen. Belege für ungelöste Problembereiche der Wiener Kultur finden sich im Budget, das Sie dem Gemeinderat vorgelegt haben, in großer Zahl, angefangen, wie gesagt, vom Volkstheater über einige Off-Theater bis zur Wissenschaftsförderung oder – das wurde heute auch schon gesagt – der Altstadterhaltung.

Zum Thema Off-Theater greife ich das auf, was hier gesagt wurde: Kultur ohne Publikum hat auch wenig Sinn. Das ist richtig. Ich frage mich, was von der Mitteilung zu halten ist, dass nach der Eröffnung des „brut", des neuen, hoch gerühmten Koproduktionshauses und des gut gemeinten Projektes bei der ersten Vorstellung eine Hand voll Leute dort waren und laut Bericht der „Presse" am zweiten Vorstellungstag ein Besucher da war, der dann nach zehn Minuten gegangen ist, weil es ihm offenbar doch nicht gefallen hat. Hier, glaube ich, muss man auch überlegen, ob das sinnvolle Projekte sind.

Die Wissenschaftsförderung und die Forschungsförderung sind auch ein Bereich, der seit Langem schon Kritik hervorruft, nicht nur wegen der Geringheit der Dotierung, sondern wegen der Zersplitterung der verschiedenen Förderungsinstrumente. Ich darf daher einen Beschlussantrag einbringen: 

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien möge durch eine Überarbeitung der Geschäftseinteilung der Stadt Wien dafür Sorge tragen, dass die Agenden und Förderströme für Wissenschaft und Forschung in einer einzigen Geschäftsgruppe gebündelt werden.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Es gibt also eine Reihe von Problembereichen, auf einige wird auch mein Kollege Bernhard Dworak noch näher eingehen. Den Status quo irgendwie zu erhalten, ist offenbar die Kulturpolitik, die Sie, Herr Stadtrat, vertreten und die sich auch in diesem Budgetentwurf ausdrückt. Die Finanzierung von Zukunftsprojekten, Investitionen in Innovationen sucht man in diesem Budget vergeblich. Keine Dotierung des dringlich benötigten Depots des Wien Museums oder dessen Erweiterung, keine Vorsorge für die dringlich anstehende Renovierung des Künstlerhauses, um nur drei Beispiele, die schon seit Jahren diskutiert werden, zu nennen. Im Bedarfsfall wird dann halt umgeschichtet und umgewidmet, wenn es nicht mehr anders geht, was uns dann beim Rechnungsabschluss zu diesem Budget beschäftigen wird. Es ist alle Jahre das Gleiche. So werden auch alte Ansätze in unveränderter Höhe brav fortgeschrieben, selbst wenn man weiß, dass die Institution mit dem Geld schon seit Jahren nicht auskommt und daher regelmäßig nachsubventioniert werden muss. Die Wiener Festwochen sind so ein Beispiel.

Fortwurschteln und weitermachen wie bisher sind die Grundsätze dieses Budgets. Das ist mager, auch wenn versucht wird, diese Fakten mit penetrantem Eigenlob und dem Mantra von der großartigen Kulturpolitik der Stadt Wien zu überdecken.

Meine Fraktion lehnt den vorliegenden Budgetentwurf ab. Er widerspricht allen Kriterien, die man an ein Budget stellen muss: Zukunftsorientierung, Klarheit des dahinter stehenden Konzeptes und Transparenz der einzelnen Ansätze. (Beifall bei der ÖVP.) Von der Budgetwahrheit will ich gar nicht sprechen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schinner. Ich erteile es ihr.

GRin Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es freut mich sehr – und das möchte ich jetzt zu Beginn einmal sagen –, dass ich heute zu einer so positiven und vielseitigen Bilanz der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft sprechen darf. Daher möchte ich zu Beginn – und ich glaube, das ist das Entscheidende – die Zahlen zuerst in den Vordergrund rücken. 

Der Budgetvoranschlag für das Jahr 2008 weist mit 217,5 Millionen EUR eine neuerliche Steigerung von 5,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr auf. Ich glaube, das steht für sich selbst und ist großartig. Und dazu muss man sagen, dass es unter der Amtsführung des StR Dr Mailath-Pokorny, wenn man das Jahr 2001 bis jetzt ansieht, eine Steigerung von 56 Millionen EUR gab. Ich glaube, das ist wirklich beachtlich und führt schlussendlich zu der Entwicklung, wie vorher auch schon von Mag Ringler als extrem positiv gesehen wurde, dass der Anteil von Kultur und Wissenschaft am Gesamtbudget mittlerweile über 2 Prozent beträgt. Dass eine solche Entwicklung zustande kommt und dass es schlussendlich jetzt so ein Ergebnis gibt, hängt, glaube ich, mit zwei ganz besonderen Faktoren zusammen: Einerseits mit der unermüdlichen und extrem effizienten Arbeit aller Beteiligten und andererseits auch – und das habe ich so extrem in meiner ersten Zeit als Gemeinderätin miterlebt – mit dieser ganz starken Zusammenarbeit auch zwischen den Ressorts, mit dieser ressortübergreifenden Zusammenarbeit.

Und hier möchte ich ein Beispiel nennen, das ich von zwei Seiten erlebt habe, einerseits von meiner wirtschaftlichen Arbeit im Sozialdemokratischen Wirtschaftsverband und andererseits aber auch aus der kulturellen Sicht: Das ist die Kreativwirtschaft. Wien ist in den letzten Jahren zu einer der führenden Kreativstädte Europas gereift. Natürlich sind Kunst und Kultur ganz eng verknüpft mit dieser Kreativität. Sie werden es wahrscheinlich großteils alle gehört haben und es verwundert auch nicht, dass Magazine wie das „Monocle", „The Economist" und „Der Spiegel" Wien mittlerweile unter eine der führenden Kulturmetropolen mit der höchsten Lebensqualität und – ich glaube, das ist auch spannend – als Tourismusmagnet anführen, aber nicht nur bezüglich des kulturellen Erbes, sondern auch, dass immer mehr Touristen nach Wien kommen, um die Kreativität, um die zeitgenössische Kunst in allen Bereichen kennenzulernen und zu erleben.

Diese Entwicklung – und das muss man doch einfach ganz klar hier sagen – ist kein Zufall, sondern ist in der ganz engen Zusammenarbeit zwischen Andreas Mailath-Pokorny und Finanzstadträtin Renate Brauner begründet. Dadurch wurde das geschaffen. Das kann man an zwei Dingen sehen: Einerseits an der exzellenten Förderung für die Kreativwirtschaft – und hier muss man wirklich noch einmal, so wie es Nicole heute auch schon erwähnt hat, departure ganz dick doppelt unterstreichen –, und andererseits geht es auch darum – und das spürt man, finde ich, in unserer Stadt sehr, sehr stark –, dass es so ein freies, so ein offenes Kunst- und Kulturklima gibt, wo neue Akzente gesetzt werden und wo sich auch immer stärker zukunftsweisende Branchen entwickeln können.

Ich möchte, wie es schon zuvor war, zuerst die Filmwirtschaft ansprechen, denn diese ist uns ganz besonders wichtig und ist eine Branche mit hoher Wertschöpfung und hohem Arbeitsmarktpotenzial. Was vorher von Mag Stefan gesagt wurde, dass die Filmförderung gekürzt wurde, ist natürlich nicht so. Wenn Sie sich das genau angeschaut haben, hat das sozusagen mit einer, wenn man so möchte, optischen Täuschung und mit dem „identities.Queer Film Festival" zu tun, das nur alle zwei Jahre stattfindet. So erklärt sich das. Ich glaube aber, dass die Filmwirtschaft alle Reden als unnötig straft, denn wenn man sich die internationalen Erfolge, die hier gefeiert wurden, anschaut – mit „Caché", das den Europäischen Filmpreis 2005 bekommen hat mit „Darwin's Nightmare", das den César und eine Oscar-Nominierung bekommen hat –, dann steht das, denke ich, ganz fest und eindeutig für sich selbst. 

Und in diesem Bereich würde ich auch gerne kurz die Kinos erwähnen, weil es uns so ein besonderes Anliegen war, diese vielen kleinen Qualitäts- und Traditionshäuser zu erhalten, und hier auch Maßnahmen getroffen wurden. Einerseits fließen 12 Millionen EUR in die Kino- und Filmförderung, andererseits wurde zum Beispiel die Vergnügungssteuer abgeschafft, ein ganz wesentlicher Aspekt. Und so haben wir ein breites Angebot, das von Babykinos über Festivals geht, wenn ich hier an „Tricky Women", das Animationsfestival denke, das auch phantastisch von der Bevölkerung angenommen wird. 

Ganz kurz angerissen: Wenn man sich die neuen Entwicklungen im Bereich der Mode, die neuen Entwicklungen im Bereich von Design anschaut, dann sieht man, dass das einfach wirklich ganz, ganz großartig ist. 

Ein nächster großer Bereich, der mir besonders am Herzen liegt und den ich hier auch ganz groß erwähnen möchte, ist die bildende Kunst. Hier hat sich wirklich Entscheidendes verändert, wahnsinnig viel getan, und es ist auch so eine Zukunftsbranche. Man soll sich die Galerieszene in Wien mit ihrer gesamten Vielfältigkeit, mit den vielen kleinen Galerien, die entstehen, ansehen. Man werfe einen Blick auf unsere Kunstmesse, die Viennafair. Ich durfte heuer als eine der ersten Stadtratsvertretungen selber die Pressekonferenz machen und habe dort einfach gesehen, wie unglaublich kompetent diese Messe dasteht, wie stark sie die zeitgenössische Kunst vertritt, sich auch für junge Künstler wirklich als Plattform präsentiert und dass wir hier wirklich mit internationalen Messen – und auf diesen Vergleich kommt es ja dann auch immer an – keinen Vergleich zu scheuen brauchen. (Beifall bei der SPÖ.)

Werfen wir dann auch einen Blick nach Wien hinein, zum Wien Museum, das uns allen geläufig ist, weil es einerseits mit einer phantastischen Werbelinie immer auf sich aufmerksam macht und sich zu einem unglaublich kompetenten Stadtmuseum für die Wiener Bevölkerung entwickelt hat, das in der Lage ist, Themen aufzugreifen, Themen zu verarbeiten, sodass man, wenn man sich das anschaut, wirklich immer neue Erkenntnisse gewinnt und irgendwie schmunzelnd durch diese Ausstellungen geht. Ich glaube, das ist großartig. 

Wenn ich beim Wien Museum bin, fällt mir natürlich geographisch gesehen die Kunsthalle ein, die ein optimales Fenster zur internationalen Kunst darstellt und mit ihrem „Projectspace" eine Kunstinstitution geschaffen hat, die auch eine In-Location ist, die belebt ist. Dort ist der öffentliche Raum in einer Art und Weise gestaltet, dass es wirklich ein Vergnügen ist. Ich glaube, jeder, der die Geschichte des Karlplatzes kennt, weiß, mit wie vielen Mühen und Anstrengungen das auch verbunden war. 

Dann möchte ich zu einem Projekt kommen, das ich als ganz, ganz großartig erlebt habe, nämlich die Eröffnung des MUSA, das hier gegenüber vom Rathaus im Juni 2007 seine Pforten aufgesperrt hat und die Sammlung der Stadt Wien im Bereich der zeitgenössischen Kunst beherbergt – 16 500 Objekte! – und zeigt, wie die Stadt Wien Kunst sammelt. Andererseits hat es auch die Artothek, wo man Kunstwerke entlehnen kann, und die Stadtgalerie für junge Künstler – ganz, ganz wichtig: die Förderung von jungen Künstlern in unserer Stadt – hervorragend gemacht. Um das zu unterstreichen, hat dieses Museum schon das Museumsgütesiegel bekommen, was uns natürlich extrem gefreut hat und in so einer kurzen Zeit für sich selber spricht. (Beifall bei der SPÖ.)

Dann möchte ich zu einem Bereich kommen, zu dem ich schon öfters das Vergnügen hatte, im Gemeinderat zu sprechen und der einfach ganz, ganz wichtig für unsere Stadt ist und für die Menschen, die in unserer Stadt leben – vor allen Dingen auch für die, die vielleicht nicht immer in Museen gehen, und auch für die Jüngsten der Jungen, die vielleicht so auch das erste Mal mit Kunst und Kultur in Berührung kommen: Das ist die Kunst im öffentlichen Raum, die auf so großartige und wichtige Weise ohne Barrieren auf die Menschen zugeht und die wirklich mit Installationen auch in der Vergangenheit so viel Aufmerksamkeit erregt hat, so viel positive Diskussion geschaffen hat, dass ich denke, dass hier wirklich Großartiges geschaffen wurde. Es hat auch Neustrukturierungen gegeben, wie wir alle wissen, die Schienen wurden gelegt, um auch in Zukunft in der Stadtentwicklung gemeinsam Hand in Hand ganz interessante Projekte zu machen, wie zum Beispiel im Kabelwerk Park, wo ein Kunstwerk von Maria Hahnenkamp gemacht wird, und hier Weichenstellungen bewegt wurden.

Ein zweites großes Kapitel, das natürlich auch schon von meinen Vorrednern erwähnt wurde und das ganz, ganz wichtig ist, sind die Theater. Wir haben in Wien drei große Häuser, die in extrem positiver Konkurrenz zueinander stehen und dem Wiener Kunstinteressierten eine sehr, sehr breite Möglichkeit an kulturellen Aktivitäten eröffnen. Ich denke an das Theater in der Josefstadt, wo wirklich zukunftsweisende Maßnahmen gesetzt wurden, wo mit Herbert Föttinger eine künstlerische Leitung neu installiert wurde, wo ein Sanierungskonzept umgesetzt wurde und wo es schlussendlich dazu gekommen ist, dass man aus einem ein bisschen vor sich hin schlafenden Haus, wenn man so sagen möchte, ein ganz starkes und ein ganz, ganz attraktives Theater gemacht hat. 

Ich gehe weiter und sehe mir die Vereinigten Bühnen Wiens mit dem Theater an der Wien an, das jetzt wieder zu seinen Ursprüngen zurückgekehrt ist und ganz klassisches Musiktheater machen wird und damit als neues Opernhaus die Musikszene auch sehr, sehr positiv ergänzt und belebt hat. Am Spielplan steht zeitgenössische Kunst, Barockoper, Mozart. Es gibt mittlerweile eine Auslastung von 90 bis 100 Prozent. Da frage ich mich: Was will man mehr? 

Und abschließend komme ich zum Volkstheater, das für mich auch dafür steht, wie ausgezeichnet jetzt wieder die Zusammenarbeit zwischen Wien und Bund funktioniert und was man einfach viel leichter und effizienter weiterbringt, wenn es diese Zusammenarbeit gibt. Es ist hier eine neue Subventionslösung zur Zufriedenheit aller gefunden worden. Ich glaube, da braucht man eigentlich nicht mehr dazu sagen.

Der nächste Punkt, der natürlich mit den Theatern untrennbar verknüpft ist und der hier auf jeden Fall seine Erwähnung finden soll, ist die Theaterreform, die es gegeben hat. Die Theaterreform der Mittel-Bühnen und freien Bühnen, die ja damals mit Zustimmung aller Parteien umgesetzt wurde und die so viel Bewegung in die Theaterlandschaft gebracht hat, wie überhaupt nichts Vergleichbares zuvor. Es ist wirklich gelungen, nicht wie es oft bei Reformen ist, dass man die Mittel kürzt, sondern es ist gelungen, mehr Mittel gerade für die kleinen und freien Bühnen zur Verfügung zu stellen und diese gläserne Decke zwischen freien Gruppen und großen Häusern zu durchbrechen. Zu dem, was Frau Ringler vorher mit Ihrem Erwähnen, dass man natürlich immer aufpassen muss, dass man nicht nur die großen Häuser fördert, gesagt hat: Ich glaube, wir haben es hier wirklich geschafft, mehr Geld für die Kleinen zur Verfügung zu stellen, aber schlussendlich liegen uns auch die Großen am Herzen, und die Großen brauchen auch Geld. Ich glaube, es ist keine Frage entweder-oder, sondern es ist eine Frage des Miteinanders und dass man das Beste für alle Häuser macht. Ich glaube, das ist mit dieser Theaterreform zu Grunde gelegt worden. (Beifall bei der SPÖ)

Das Schauspielhaus Neu ist ein Ort, der für längerfristige künstlerische Prozesse abgesichert wurde – mit einem neuen Leiter, Andreas Beck – und der sich stärker denn je als Ort dem Schauspiel verschreiben wird. 

Das Kooperationshaus „brut" ist ein ganz, ganz spannendes Projekt, das sehr international und sehr zeitgemäß aufgesetzt wird, das sozusagen eine Schnittstelle zum internationalen Off-Theater sein wird, das ganz, ganz viel Bewegung in die heimische Theaterlandschaft bringen wird oder in die heimische Kunst- und Kulturszene – es ist ja nicht nur Theater –, aber auch in die internationale Szene, dass es hier eine viel stärkere Vernetzung untereinander geben wird, dass damit ein Kommunikationszentrum geschaffen wurde, das Seinesgleichen sucht, und das gerade auch dem jungen Publikum eine große Freude bereiten wird. 

Dann möchte ich zu einem Projekt kommen, das mir sehr, sehr gut gefällt, und das ich sehr, sehr schön finde, auch aus Sicht der Stadtentwicklung: Das ist das Palais Kabelwerk. Hier gibt es wirklich ganz, ganz großes Engagement. Man hat es wirklich geschafft – und es ist mittlerweile international anerkannt –, einen Ort zu schaffen, wo man Kultur- und Stadtentwicklung so zusammengeführt hat und im Süden von Wien ein neues, sehr imposantes Zentrum geschaffen hat, das ein Come Together für die gesamte Wiener Kunst- und Kulturszene ist. 

Es reißt nicht ab, da sieht man, wie viel passiert ist bei uns: Ich führe mir das Freiraum oder „3raum-Anatomietheater" vor Augen, einen Raum für freie Gruppen, einen Raum, wo viel möglich sein wird, oder den „Dschungel Wien", auch ganz, ganz wichtig. Die freie Jugend- und Theaterszene hat hier ein Haus gefunden. Hier ist unter Stephan Rabl Großartiges geschehen. Das muss man ganz klar so sagen, weil ich davon überzeugt bin, dass es eine unserer wichtigsten Aufgaben ist, besonders die Jungen, die Jüngsten so früh wie möglich an Kunst und Kultur und Theater teilhaben zu lassen. Man sieht wirklich, was hier alles passiert und wie lebensbereichernd Kunst und Kultur ist. Dort finden jetzt die „Schweden Wochen" statt. Wenn man das so beobachtet, dann sieht man, dass das permanent ein Erlebnis und ein Tun ist. 

Abschließend möchte ich zusammengefasst die Plätze der Kunst und Kultur in Wien ansprechen. Da fallen mir zwei ein, nämlich einerseits das Museumsquartier als größtes Kunstprojekt der Zweiten Republik, ein Areal, wo man wirklich lebt, wo man Musik hat, wo man Museen hat, wo man hervorragendes Essen hat, wo man wirklich verweilen kann, ein Ort, der für die Bevölkerung unglaublich positiv ist, ein Ort, wo aber auch die Touristen immer stärker hinkommen. Wenn man den gesamten Museumskomplex nimmt, ist es der größte der Welt. Das ist einfach großartig. 

Was ich noch einmal erwähnen möchte, weil es so besonders ist, ist der Kunstplatz Karlsplatz, wo man Folgendes wirklich geschafft hat: Jeder, der versucht hat, eine Marke zu kreieren, weiß, wie schwierig es ist, dass viele Institutionen unter einer Dach-Marke zusammengefasst werden. Hier hat man wieder ein Beispiel für die phantastische Zusammenarbeit zwischen Stadtentwicklung und natürlich auch zwischen Kunst und Kultur. 

Lassen Sie mich auch noch das Stadt- und Landesarchiv und die Wienbibliothek erwähnen, die es oft nicht einfach haben, ihre Themen spannend aufzubereiten, die es aber immer wieder schaffen, ganz großartige liebevolle Veranstaltungen zu machen. Das hängt wirklich mit den Personen zusammen, die hier so großartige Arbeit leisten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte abschließend eigentlich nur ein paar Worte sagen, die eine Klammer über das Ganze machen. Ich glaube, die Stadt Wien hat es wirklich verstanden, der Kunst immer und ohne Kompromisse ihre Freiheit zu lassen. Ich glaube, das ist das große Geheimnis und das ist es, was die handelnden Personen hier so unglaublich gut verstehen. Hier liegt der Grund, warum in Wien so viel Wunderbares schon geschehen ist und jetzt, wie man sieht, auch geschieht. 

So möchte ich abschließend eigentlich den Menschen danken, die die Wiener Kunst- und Kulturlandschaft mit Leben erfüllen und ständig bemüht sind, die besten und optimalsten Rahmenbedingungen zu schaffen: Den Künstlern, den Kulturschaffenden, den vielen ehrenamtlichen Mitarbeitern in unserer Stadt und natürlich den Beamten und den Experten, die eine so phantastische Arbeit leisten, die ich selber so positiv erlebt habe. Das ist wirklich großartig. Ich danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm und weise darauf hin, dass seine Redezeit mit 15 Minuten begrenzt ist. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Ich glaube, die Kollegin Schinner macht Ihnen langsam Konkurrenz. Ich habe sie jetzt bei zwei Eröffnungen gesehen: einmal beim zweitältesten Gewerbe der Welt, nämlich bei der Veranstaltung 675 Jahre Kürschnerinnung und das zweite Mal in der Hans-Moser-Villa. Da hätte ich beide Male Sie erwartet, Herr Stadtrat! (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Aber kommen wir nun zum Budget: Im Jahr 2006 196 Millionen EUR, 2007 205 Millionen EUR, 2008 216 Millionen EUR. Die Frau Vizebürgermeisterin hat sich also mit den 11 Prozent offensichtlich geirrt, Sie hat zwar 11 Millionen EUR gemeint, aber es sind nur 5,4 Prozent und 2,1 Prozent vom Gesamtbudget. In dieser Richtung glaube ich sehr wohl dem Herrn Stadtrat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Budget lässt sich im Einzelnen natürlich kaum nachvollziehen. Ich könnte mir vorstellen, dass dieses Budget deutlich bürgerfreundlicher zu gestalten wäre, sodass es auch für einen Laien möglich wäre, das Kulturbudget nachzuvollziehen. Oder kann mir jemand wirklich erklären, warum das Budget für den Filmfonds Wien nicht bei der Filmförderung, dem Ansatz 3710, sondern unter Kulturförderungsbeitrag, Ansatz 3813 zu finden ist, ohne dass davor Filmfonds Wien steht? Auch wenn die Kameralistik einen Aufbau, wie wir ihn hier kennen, vorsieht, sollte man sich überlegen, wie die Budgetansätze klarer und vor allem für den Bürger leichter verständlich werden. Trotz regelmäßiger Verkündung, dass das Budget im Rahmen des Rechnungsabschlusses um X Prozent, nämlich meist mehr als 5 Prozent überzogen wird, obwohl das Budget in regelmäßigen Abständen um Y, meist auch um etwas mehr als 5 Prozent erhöht wird, gibt es eine Reihe von Kultureinrichtungen, die im nächsten Jahr nichts mehr oder weniger erhalten. 

Die Budgetformel der Sozialdemokraten lautet: Vorjahr plus ein paar mehr Millionen mehr zum Ausgeben, wofür, ist sekundär. Wie wäre es einmal, damit zu sparen, dann könnte man vielen Wienerinnen und Wienern eine ganze Reihe von Gebührenerhöhungen ersparen. Die Stadt dreht kräftig an der Gebühren- und Tarifschraube, ist Preistreiber ersten Ranges, gegen den sich die Bürgerinnen und Bürger nur in der Wahlzelle wehren können. Mit der Dynamisierung der Tarife und Gebühren schröpft die Stadt Wien nochmals kräftig die Bürger zum finanziellen Aderlass, und dies dafür noch regelmäßiger als bisher. 

Ich möchte einige dieser Institutionen, die trotz Gesamterhöhung des Kulturbudgets, nicht mehr bekommen, aufzählen: Die Filmförderung für den Filmfonds Wien, der rund 8 Millionen EUR bekommt, die Festwochen, die im Budget immer mit 9,811 Millionen EUR gleich bleiben und regelmäßig mehr bekommen, hier wird schon beim Budgetansatz nicht die Wahrheit gesagt, oder die Kinoförderung mit 300 000 EUR, die nicht valorisiert wird, oder das Wien Museum, das einen wesentlich höheren Finanzbedarf hätte, oder die Bezirksmuseen, die heuer Dank Einmalaktivitäten einen Zuschuss erhalten haben, den Tag der Bezirksmuseen am 25. März nämlich, der Ansatz ist jedoch gleich geblieben, oder die Altstadterhaltung, dazu haben wir heute schon gesprochen.

Für diese Liste ließen sich endlose Beispiele finden. Aber für mich ist nicht nur die fehlende Budgetklarheit bedenklich, es gibt auch viele zum Teil offene Entscheidungen, die keinen Niederschlag im Budget finden. Eine Vienna Filmcommission, die in die Nähe rückt, von der man weiß, was sie kosten wird, findet keinen Niederschlag im Budget. Zum Thema Film und Kino möchte ich nicht allzu viel sagen, da für mich viele Baustellen offen sind: die Zukunft des Gartenbaukinos, wo die Mietkosten ungebremst steigen und wo Hans Hurch, der Leiter der Viennale, von einem Umbauprojekt in der Höhe von 5 Millionen EUR gesprochen hat. Auch die Entscheidung für die Bebauung des Augartenspitzes für Wien ist von größter Wichtigkeit. Eine Institution wie die Sängerknaben warten ebenso auf die Entscheidung wie das Filmarchiv. Pikant darf ich darstellen, dass sich der Herr Bürgermeister für das Sängerknaben-Programm ausspricht und der Kulturstadtrat das Filmarchiv-Projekt unterstützt. 

Wien als Filmstandort sowohl für die Filmschaffenden als auch für die Kinos hat abgedankt. Andere Städte sind besser und schneller. Eine Viennale ist zu wenig. Im Zusammenhang mit einer Vienna Filmcommission darf ich erwähnen, dass der Standortwettbewerb mit den umliegenden EU-Ländern immer härter wird. Erst vor Kurzem ist in der Nähe von Budapest ein ultramodernes Filmstudio mit mehr als 15 000 m² gebaut und eröffnet worden – zu Lasten von Prag, aber vor allem zu Lasten von Wien als Drehort. 

In dem Zusammenhang möchte ich einen Beschlussantrag vom Kollegen Wolf und mir betreffend Erstellung eines Konzeptes für die Kino- und Filmförderung in Wien einbringen. Die Förderung und Weiterentwicklung der Wiener Kino- und Filmförderung erfolgt derzeit nicht aus einer Hand. In diesem Zusammenhang wird von Experten und Beobachtern immer wieder der Vorwurf der unkoordinierten Vorgangsweise geäußert. Die verschiedenen, auch überlappenden Aspekte im Bereich der Kino- und Filmlandschaft scheinen im Rahmen der städtischen Kino- und Filmförderung derzeit auch nicht entsprechend berücksichtigt zu werden. Dabei liegt gerade in der Kino- und Filmförderung ein großes Potenzial, um Wiens Rolle als europäische und internationale Stadt zu stärken und sein Profil als Kulturmetropole zu schärfen. Wir stellen daher den Beschlussantrag: 

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge zwecks Steuerung und Weiterentwicklung der Wiener Kino- und Filmlandschaft ein umfassendes Konzept zur Kino- und Filmförderung erarbeiten lassen. Das Konzept soll folgende Punkte enthalten: Zielzahlen für die budgetäre Weiterentwicklung der Kino- und Filmförderung in Wien, einen umfassenden Maßnahmenkatalog, um vermehrt internationale Film- und Kinoproduktionen nach Wien zu holen – wir haben schon heute gehört, der Anteil jener Filme, die wirklich von den Österreichern gesehen werden, ist sehr gering –, ein umfassender Maßnahmenkatalog – administrativ, organisatorisch und infrastrukturell – zwecks Verbesserung der Rahmenbedingungen für Wiens Kino- und Filmlandschaft. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Nun zu einem anderen Thema: Die Entscheidung für einen Neubau des Depots des Wien Museums ist gefallen. Man kennt Vergleichskosten, aber es gibt keinen Ansatz bei den Investitionen im Budget. Das Haupthaus des Wien Museums muss, nachdem man das Projekt mit dem Künstlerhaus offensichtlich verworfen hat, baulich und von der Schausammlung her neu aufgestellt werden. Es gibt drei Zubauvarianten. Diese wurden präsentiert, und die Kosten sind ungefähr bekannt. Auch das findet keinen Niederschlag bei den Investitionen in der Stadt. 

Offen für mich sind auch die anderen musealen Sammlungen, wie die 23 Bezirksmuseen, die Musikergedenkstätten und die Sondermuseen. Von 140 in Wien befindlichen Museen hat die Stadt praktisch für mehr als 50 Museen die direkte Verantwortung. Ein Gesamtkonzept lässt sich für mich nicht ausmachen. Überall gibt es offene Baustellen. 

Die Entscheidung, wie es mit dem Künstlerhaus weitergehen soll, ist ebenso offen wie die Sanierung des Künstlerhauses selbst. Die im Künstlerhaus befindliche Kooperationsbühne „brut", bei der die beiden schon fast grenzgenialen Theaterschaffenden aus Berlin, nämlich Heiko Pfost und Thomas Frank Theatergruppen auffordern, eigene Budgets mitzubringen und diese Budgets dann für die Produktion einzubringen, um im „brut" zu spielen, ist ebenso baulich nicht saniert. Ein Sanierungsplan für das Künstlerhaus, der vom Künstlerhaus selbst, von der Stadt Wien und vom Bundesministerium für Unterricht und Kunst gemeinsam getragen wird, liegt ebenso auch nicht vor. 

Offen ist für mich auch, wie es weitergeht im Odeon, mit dem Vindobona – das Vindobona ist eine Kulturruine –, wie es mit Birdland nach dem Tod Joe Zawinuls weitergeht oder mit dem Volkstheater, das trotz Bemühungen um einen guten Spielplan – und das muss man wirklich unterstützen – und mit der Unterstützung auch des ehemaligen Theaterreferenten Mag Stöphl als Finanzchef sicher wieder höhere Mittel brauchen wird. Wie schaut es wirklich mit dem Theater des Augenblicks in Zukunft aus? Hier kenne ich auch kein Projekt. 

Sorgen macht mir auch das Kulturprojekt Kabelwerk, nicht so sehr, was die Mietvorauszahlungen betrifft, sondern wie das Projekt organisiert ist. Eine funktioniere Kontrolle fehlt meines Erachtens. Ein Finanzmanager müsste unbedingt beim Kulturprojekt Kabelwerk mit an Bord sein. Die Zusammenstellung der Ausgaben im Rahmen der Theaterreform, die Marie Ringler dankenswerterweise vorgenommen hat, spricht Bände. 2,35 Millionen EUR sind praktisch ohne ersichtlichen Entscheidungsgrund an den Gremien vorbei vergeben worden – und das, obwohl die Theaterreform das zentrale Herzstück der Mailath’schen Kulturpolitik ist und war. Intransparente Entscheidungen gibt es wie eh und je. Die ÖVP hat sich rechtzeitig von dieser Reform verabschiedet, während die GRÜNEN weiter Feigenblatt spielen. 

Ich fasse zusammen: Die Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft weist viele Baustellen auf. Das Budget ist alles andere als transparent, und diese offenen Baustellen finden keinen Ansatz im Budget. Auf Grund eben dieser vielen offenen Baustellen im Kulturressort sagt die ÖVP Nein zum Budgetansatz Kultur und Wissenschaften! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Baxant.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ich grüße auch die User und Userinnen im Internet, die uns noch zuhören!

Wien lebt Kultur, und die Kultur inspiriert die Stadt. In Wien wird Neues nicht nur passiv toleriert, in Wien wird das Zeitgenössische vielmehr aktiv unterstützt. Wir sind neugierig, setzen hohe Erwartung in neue Ideen, Werke und künstlerische Ausdrucksformen. Wo, wenn nicht in Wien, spürt man, dass Kunst, Kultur und Wissenschaft kein Luxus für einige wenige sind, sondern so wie Bildung, Sicherheit, effektiver Arbeitsmarkt, Wirtschaft oder Gesundheitspolitik Bedingung für gesellschaftlichen Fortschritt sind. In keiner anderen Stadt wachsen öffentliche Ausgaben für Kunst, Kultur und Wissenschaft so stetig und kräftig wie in Wien. Erstens: Damit sichern wir den tollen Ruf nachhaltig ab. Zweitens: Auch in Zukunft werden die Wienerinnen und Wiener und die Gäste ein vielfältiges, lebendiges, spannendes, sowohl der Tradition als auch der Moderne verpflichtetes Kulturangebot in dieser Stadt genießen können. Und drittens: Wir bieten den Künstlerinnen und Künstlern hervorragende Arbeits- und Entfaltungsmöglichkeiten. Die Stadt geht mit ihren Schätzen der Geschichte und ihrer Tradition behutsam und sorgfältig um und ist zu Recht stolz darauf, ohne das Neue zu vergessen oder gar an den Rand der öffentlichen Wahrnehmung zu drängen. Im Gegenteil: Dem Neuen werden genügend Entfaltungsmöglichkeiten und Freiheiten gegeben. 

Offenbar wird diese Dualität etwa exemplarisch im Bereich der Musik. Die Wiener Symphoniker etwa als Wiens Konzertorchester und Kulturbotschafter sind verantwortlich für einen bedeutenden Teil des symphonischen Musiklebens in dieser Stadt. Chefdirigent Fabio Luisi setzt auf Vielfalt und ein breites Repertoire von Barock bis zur zeitgenössischen Musik. Wie wir wissen, bedurfte es bei den Wiener Symphonikern seit geraumer Zeit einer grundsätzlichen Klärung der nachhaltigen Absicherung. Bei dieser Gelegenheit möchte ich die Rolle des Wiener Kulturstadtrates hervorheben. Herr Stadtrat! Sie haben zur richtigen Zeit auf die richtige Strategie gesetzt und mit Ihrer Initiative die Zukunft des Orchesters und seiner Musiker und Musikerinnen gesichert. Dafür gebührt Ihnen gemeinsam mit den Verantwortlichen der Symphoniker Dank und Anerkennung. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! In Wien werden die Schätze der Geschichte genauso geliebt, wie das Neue zugelassen und gefördert wird. Nicht weil wir wissen, dass es sein muss beziehungsweise aus einem falschen Pflichtgefühl heraus, sondern weil wir beides schätzen. Die Zukunft wird dem Mut der heute Verantwortlichen recht geben, die kommenden Generationen werden es uns danken. Auch Sie werden einmal stolz sein auf das, was heute und auch zum Teil gegen viele Widerstände ermöglicht wurde. Auch hierzu möchte ich drei Beispiele aus dem reichhaltigen Musikleben der Stadt anführen.

Das Klangforum Wien etwa gilt als das Aushängeschild für zeitgenössische Musik und moderne Inszenierung und bietet große stilistische Vielfalt, nämlich die Präsentation aller zentralen Aspekte der Musik der Jetztzeit, von den bedeutenden Werken der klassischen Moderne, besonders der Zweiten Wiener Schule, über Werke junger, vielversprechender KomponistInnen bis hin zu experimentellem Jazz und freier Improvisation.

Als zweites Beispiel möchte ich Österreichs größtes Festival für Musik der Gegenwart anführen, nämlich Wien Modern. Derzeit werden in über 80 Veran-
staltungen instrumentale und elektronische Musik, Performance, Tanz und Film der Gegenwart präsentiert. Schon der Beginn des bisherigen Festivals Wien Modern zeigt, dass der Erfolg der letzten Jahre fortgesetzt werden konnte. Es wurden über 700 Generalpässe ausgegeben, was einer Steigerung von über 9,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr entspricht, und die Auslastung der Hauptveranstaltungen der ersten Festivalwoche betrug ganze 79 Prozent, das sind 6 Prozent mehr als noch vor zwei Jahren. Meine Damen und Herren! Die neue Musik ist alles andere als tot, sie erfreut sich ganz im Gegenteil hoher Beliebtheit und verdankt dies unter anderem auch der Subventionspolitik der Stadt Wien.

Als drittes Beispiel möchte ich Wiens Rolle als Stadt des Musicals anführen. New York ist zweifelsohne die unangefochtene Welthauptstadt des Musicals, aber Wien ist auf einem sehr guten Weg und hat bereits viele Erfolge vorzuweisen. Um nur ein Beispiel zu nennen: Das Musical „Rebecca“ hat gegen namhafte internationale Konkurrenz sämtliche Preise bei der diesjährigen „Musicals"-Leserwahl gewonnen. Zur Information: „Musicals" ist das deutschsprachige Fach- und Publikumsmedium. Die Cast-CD zur Show steht knapp vor Platin, und ich möchte nichts verschreien, aber es könnte sein, dass in Zukunft die „Rebecca“ aus Wien auf der renommiertesten Musicalbühne, nämlich am Broadway in New York inszeniert werden wird. 

Kurz zum Herrn Kollege Stefan: Ich möchte darauf verweisen, dass es in vielen Städten Europas, aber auch weltweit der Fall ist, dass Opernhäuser, Theaterhäuser geschlossen werden, in Wien geschieht genau das Gegenteil. Ich und meine Fraktion freuen uns darüber, dass das Ronacher in Kürze eröffnen wird und mit der Ankündigung einer neuartigen Programmierung aufhorchen lässt. Das ist ein weiteres Zeichen dafür, dass das erfolgreiche Bestreben Wiens, die Vorreiterrolle als Europäische Stadt des Musicals weiter auszubauen, weiter erfolgreich beschritten wird. (Beifall bei der SPÖ.)

Der Ruf Wiens als Stadt der Musik lässt aber bisweilen auch vergessen oder zumindest übersehen, dass die Stadt auch und gerade eine Stadt der Literatur ist. In dieser Stadt stehen die Schreibtische vieler weit über den deutschen Sprachraum hinaus wirkender Autorinnen und Autoren. Hier arbeiten Verlage, die mit großem Engagement bemüht sind, ihren Arbeiten ein großes, auch ein internationales Publikum zu verschaffen, und hier existiert eine lebendige und belebende Literaturszene mit einer Vielzahl renommierter Vereinigungen, Vereinen und Veranstaltern.

Stellvertretend für die lebendige Literaturszene verweise ich exemplarisch etwa auf die aktuelle Aktion „Eine Stadt. Ein Buch.“ Ich habe heute gelesen, dass über 65 000 Menschen kamen, um sich das neue Buch abzuholen. Ich verweise auch auf die diesjährigen „Literatur im Herbst"-Veranstaltungen, welche heuer unter dem Motto Türkei standen – es waren über 2 500 Menschen im Museumsquartier anwesend –, oder zum Beispiel auf Institutionen wie die „edition exil", die immerhin einen so großartigen Autor wie Dimitré Dinev herausgebracht hat. Sie sehen also, Wien und seine LiteratInnen spielen in der Champions League der Literaturszene mit, und das kommt nicht von ungefähr. Ich denke, wir sind uns einig, wenn ich sage: Wien hat ein sehr gutes Verhältnis zum Buch. 

Meine Damen und Herren! Frau Finanz- und Wirtschaftsstadträtin Brauner hat es heute schon gesagt: Budgetpolitik ist in Zahlen gegossene Gesellschaftspolitik. Insofern ist der heute vorliegende Budgetansatz 2008 Ausdruck einer grundsätzlichen politischen Einstellung. Nämlich, dass Kunst und Kultur keine Nebensache ist, die in wirtschaftlich schwierigen Zeiten vernachlässigt werden kann, sondern Kunst und Kultur gelten als wesentliche Bestandteile der Lebensqualität in dieser Stadt. Sie gelten als Voraussetzung für die Fähigkeit einer Gesellschaft, Selbstkritik zu üben, und somit als Voraussetzung für eine sich immer weiter entwickelnde Gesellschaft, die den Anspruch in sich trägt, immer besser und humaner zu werden. Um die Ausnahmestellung Wiens hervorheben zu können, ist es sicher nicht uninteressant, sich vor Augen zu führen, was wäre, wenn nichts passieren würde. Was wäre etwa, wenn nicht Mailath-Pokorny und die Wiener Sozialdemokratie für die Wiener Kulturpolitik verantwortlich wären? Ich möchte mir auch gar nicht vorstellen, wie das eigentlich wäre, wenn die Opposition oder etwa Frau Bezirksvorsteherin Stenzel für die Kulturpolitik verantwortlich wäre. 

Damit möchte ich eigentlich nur betonen, dass es nicht selbstverständlich ist, dass die Wiener Situation so eine Ausnahmestellung weltweit und europaweit einnimmt. Die Wiener Philosophie fußt nämlich in der sozialdemokratischen Überzeugung, dass jeder Mensch, egal, aus welchem sozialen Umfeld sie oder er kommt, Anspruch auf die elementarsten Grundbedürfnisse hat. Wir lehnen das neoliberale Prinzip des „Survival of the Fittest" entschieden ab, das suggeriert, dass Eigenverantwortung alles und der Zusammenhalt des Gemeinwohls nichts ist. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten bekennen uns klar dazu, jene Menschen zu vertreten, die auf gemeinschaftliche Solidarität angewiesen sind und bereit sind, diese Solidarität zu leben. Wir bekennen uns dazu, dass der Zugang zur Kunst und Kultur ein ebensolches elementares Grundbedürfnis darstellt. In Wien wird auch nächstes Jahr so viel an öffentlichen Mitteln für Kunst, Kultur und Wissenschaft ausgeschüttet und investiert wie noch nie zuvor. Das dies allein schon alles andere als selbstverständlich ist, erkennt man spätestens dann, wenn man sich die Kunst- und Kulturpolitik à la Schüssel und Morak der letzten Jahre vor Augen hält, sofern man eine solche Politik überhaupt als Kunst- und Kulturpolitik bezeichnen kann. Es wurde gekürzt und gestrichen, und alleine dem unermüdlichen Kampfgeist und Überlebenswillen der Kunstschaffenden selbst und einigen verantwortungsbewussten LandespolitikerInnen ist es zu verdanken, dass nicht viel mehr unwiederbringlich zerstört wurde.

Ich möchte gedanklich noch ein bisschen weiter gehen, um zu veranschaulichen, dass Wien auf dem richtigen Weg ist. In den USA etwa gibt es nahezu keine öffentliche Kulturförderung, somit wird nur jenes hervorgebracht und es überleben ausschließlich jene Initiativen, die zum aktuellen Zeitpunkt Gewinn abwerfen. Neues und Zeitgenössisches findet also nicht statt oder nur dann, wenn sich ein Mäzen bereit erklärt, viel Geld in die Hand zu nehmen. Von Verlässlichkeit und Nachhaltigkeit also absolut keine Rede. Die drohende Konsequenz einer solchen Entwicklung: Geistiges Leben und kritisches Denken verschwinden. Gerade diese Fähigkeiten sind aber unheimlich wichtig für die Selbstreinigung einer Gesellschaft, sie fungieren in gewisser Weise als geistige Katalysatoren. Wir brauchen und bekennen uns also weiter zur öffentlichen Förderung von Kunst, Kultur und Wissenschaft. Auf den Punkt gebracht: Kunst und Kultur nicht nur für jene, die es sich leisten können, sondern für alle. Öffentliche Subventionsförderungen und Subventionen sind vor allem für die Existenz zeitgenössischer Kunstformen eine wesentliche Bedingung, und deswegen ist die Förderung unerlässlich: Je mehr, um so besser. Es gibt noch viel zu tun.

Meine Damen und Herren! Wenn ich über die gesellschaftspolitische Komponente öffentlicher Subventionsförderungen spreche, meine ich auch und vor allem die Wissenschaftsförderung. Das, was heute nicht gedacht wird, kann morgen nicht angewandt werden. Die schnelllebige Zeit stellt viele Forderungen und Anforderungen an uns. So müssen etwa Problemstellungen formuliert werden, die heute noch gar nicht aktuell sind, um morgen rasch passende Lösungen parat zu haben. 

Die Stadt Wien ist sich der wirtschafts- und standortpolitischen Bedeutung von Forschung und Technologie bewusst und setzt daher seit Jahren einschlägige Initiativen und Maßnahmen, die der wissenschaftlichen Kreativität und dem wirtschaftlichen Innovationsprozess zugute kommen. Eine dieser Initiativen stellt die so genannte FTI-Strategie dar, die heute schon im Gespräch war: Über 80 hochkarätige ExpertInnen aus Bildungsinstitutionen, Forschungseinrichtungen und Unternehmen wurden vom Herrn Bürgermeister und Mitgliedern der Stadtregierung eingeladen, wesentliche Lebensfragen zu stellen und mögliche Antwortstrategien auszuarbeiten. Meine Damen und Herren: Wien denkt Zukunft. (Beifall bei der SPÖ.)

Die Ziele der Wiener Kulturpolitik bleiben also: Das Kleine soll und muss neben dem Großen bestehen können, Neues neben dem Alten, und diese zwei Pole sollen sich weiterhin gegenseitig befruchten und inspirieren können. Und wir wollen weiterhin Kultur für alle. Wir kämpfen weiter für ein offenes Klima, das Kritik nicht nur zulässt, sondern Kritik auch aufnimmt, um noch besser und lebensnaher zu werden. Die Einstellung nach dem Motto: Die Hand, die einen füttert, die beißt man nicht!, spielt es vielleicht in Kärnten oder vor einem Jahr noch auf Bundesebene, aber sicher nicht in Wien. Wir lassen uns nicht beirren, machen weiter Kunst-, Kultur- und Wissenschaftspolitik nach sozialdemokratischen Grund-
sätzen. Wir verteidigen die Kulturstadt Wien und den freien Zugang zu Kunst und Kultur gegen alle Versuche, neoliberale Ausschlusspolitik zu betreiben. 

In diesem Sinne möchte auch ich den MitarbeiterInnen des Kulturressorts für die Vorarbeit danken. Meine Fraktion unterstützt den Stadtrat auch weiterhin, wenn es um mehr Mittel für Kunst, Kultur und Wissenschaft geht. Wir werden dem hier vorliegenden Budgetvoranschlag mit voller Überzeugung zustimmen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Am Wort ist der Herr Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Was bezwecke ich mit dem Budget 2008? Es geht prinzipiell darum, Kunst zu ermöglichen – und zwar anspruchsvolle Kunst zu ermöglichen –, Kreativität zu fördern und natürlich ein offenes Klima in dieser Stadt weiterhin zu schaffen. Das sagt sich leicht, ist aber natürlich eine Aufgabe, die Tag für Tag neu angegangen werden muss. Die Zahlen des Budgets wurden ja schon genannt, die Steigerung um 5,5 Prozent, vor allem aber – und auf das möchte ich auch noch hinweisen – die Steigerung von 35 Prozent innerhalb des letzten halben Jahrzehnts. Ich kenne nicht viele Kommunen in Österreich, aber auch in Europa oder überhaupt global, wo das geschehen ist – und zwar, nicht weil wir uns so gerne mit Zahlen spielen oder weil vielleicht die Frau Budgetstadträtin oder der Herr Bürgermeister nicht wüssten, was sie mit diesem Steuergeld anfangen sollen, sondern weil wir der Meinung sind, dass man selbstverständlich in Kunst und Kultur investieren muss. Ich verwende dieses Wort lieber als den Begriff der Subvention, weil es letztendlich ja auch um einen Mehrwert geht – nicht im klassischen, ökonomischen Sinn, sondern natürlich um einen Mehrwert im künstlerischen Sinn, aber durchaus auch um einen Mehrwert im ökonomischen Sinn. 

Es gibt nicht zuletzt auch auf Grund dieser doch sehr massiven Steigerungen mehr Kunst in Wien, als es sie noch vor fünf, vor zehn oder gar vor zwanzig Jahren gegeben hat. Es gibt mehr gute Kunst. Es gibt mehr Orte, an denen gute Kunst geboten wird, gemacht wird. Es gibt mehr Publikum, es gibt mehr fachkundiges Publikum. Und auch hier sprechen die Zahlen für sich: Es gibt schätzungsweise 20 Millionen Menschen, die in Wien für Kunst und Kultur zahlen, also Eintritt bezahlen. Und da rede ich gar nicht von denen, die nicht gemessen werden können, weil das andere Formen der Kunstauseinandersetzungen als die über Eintrittsgelder betrifft. 

Diese Stadt – und mittlerweile zeigt das auch die öffentliche Berichterstattung in einschlägigen und weniger einschlägigen Magazinen und Publikationen und Fernsehsendungen – hat das, was ein anerkannter amerikanischer Soziologe, Richard Florida mit den drei „T" umschrieben hat: Talent, Technologie und Toleranz als Grundvoraussetzungen für einen kreativen Standort, als Grundvoraussetzungen für einen Ort, an dem Kunst und Kultur blühen und gedeihen können. Das wird in Wien anerkannterweise, nicht weil ich es sage, nicht weil es meine Fraktion dankenswerterweise sagt, sondern weil es andere sagen, großgeschrieben. Deshalb können wir auch mit diesen Mitteln für die Kultur gleichermaßen Tradition und Innovation, gleichermaßen auch die Freiheit der Kunst, aber auch ihre materielle Unterstützung mit öffentlichen Geldern garantieren. 

Was gibt es Neues in diesem Budget 2008? Es wurde gesagt, es gibt nichts Neues, und andere haben gesagt, sie verstehen es nicht, sie können es nicht lesen. Einige wenige Beispiele – und ich versuche, die zu nennen, die noch nicht genannt wurden, damit wir uns da nicht wiederholen –: Zum Beispiel wird mit diesem Budget 2008 auch der Ankauf des Peschka-Nachlasses finanziert. Sie erinnern sich, da geht es um nicht mehr und nicht weniger als darum, dass die Stadt Wien ganz bedeutende Bilder, Gemälde aus dem Nachlass von Peschka ankauft, unter anderem eines der bedeutendsten und wichtigsten Schiele-Bilder, über die das Wien Museum verfügt, bislang jedenfalls teilweise im Leihbesitz. Das kostet einiges Geld, das kostet sogar sehr viel Geld, und ich möchte mir nicht vorstellen, was gewesen wäre, hätten wir gesagt: Nein, das machen wir nicht, das Geld können wir nicht hergeben, das stellen wir nicht neu auf, sondern wir sind dafür, dass im Bezirksgericht Wien Wieden dieser Nachlass abgehandelt wird und einige der wichtigsten Schiele-Bilder dann verkauft werden. Wir haben uns angestrengt, aus dem Bewusstsein, dass wir unser Wien Museum stärken wollen, aus dem Bewusstsein, dass es ein wesentlicher Bestandteil des Wien Museums ist, aus dem Bewusstsein, dass das Wien Museum ja nicht erst jetzt und in Zukunft, sondern auch in der Vergangenheit immer wieder unterstützt und gefördert wurde. Es wird auch in Zukunft so sein, aber natürlich betrifft das auch den Ausbau der Sammlung des Wien Museums. Deshalb haben wir es getan, deshalb bin ich froh, dass wir das mit dem Budget 2008 neu finanzieren können.

Die Kunst im öffentlichen Raum ist ein weiterer solcher Punkt: Natürlich ist es ein Programm, das mittlerweile anerkannt wird und gut läuft und einiges auch schon vorzuweisen hat, ein Pogramm, das wir neu organisiert haben, wie wir ja hier ausführlich diskutieren konnten. Aber auch hier wird es neue Projekte im öffentlichen Raum geben, beispielsweise ein Kunstwerk von Maria Hahnenkamp im neuen „Kabelwerk", das Brunnenobjekt von Ines Lombardi am Zimmermannplatz oder eine Installation von Flora Neuwirth am Bräuhausspitz, um nur einige zu nennen.

Was wird neu gemacht im Budget 2008? Die Stadt Wien hat das Kunsthaus Wien übernommen, weil es uns wichtig ist, einerseits auch das Erbe und das Gedenken und die künstlerische Auseinandersetzung mit Friedensreich Hundertwasser aufrechtzuerhalten, aber auch und vor allem, um dort auch die Ausstellungen fortführen zu können, die eine ganz wichtige Ergänzung zum Ausstellungsbetrieb in Wien sind. Es wäre schade gewesen, wenn diese wichtige Kunstinstitution verkauft oder eingestellt worden wäre. Nein, wir haben sie übernommen. Wir werden sie weiterführen und wir werden sie mit der ganzen Dynamik weiterführen, um sie auch gut für die Zukunft zu rüsten. 

Was ist noch neu? Beispielsweise auch unser neues Museum der Stadt, das Museum auf Abruf, das ein ganz wichtiger Ort für die Auseinandersetzung mit zeitgenössischer Kunst an einem zentralen Ort ist, gleich neben dem Rathaus, und das auch einen wesentlichen Aspekt hat, der mir sehr wichtig ist, weil es die Zugänglichkeit, die Niederschwelligkeit eines solchen Projekts bei freiem Eintritt unterstreicht.

Was machen wir noch neu? Was wird noch aus diesem Budget finanziert? Beispielsweise der Kulturpass. Der Kulturpass ist ein großes Projekt, das wir mit vielen Partnern gemeinsam machen, und ich bin froh, dass wir das unterstützen können, ein Projekt, das den Zugang auch für diejenigen Menschen erleichtern und ermöglichen soll, die nicht das Geld haben, um sich Eintrittskarten kaufen zu können oder für die das zumindest sonst ein Hindernis wäre.

Was wird noch neu gemacht? Wir unterstützen wichtige Messen, weil wir glauben, dass Wien diese Aufwertung zum Kreativstandort auch in den Bereichen beispielsweise der Literatur, der Buchmesse und im Bereich der bildenden Kunst über die Viennafair sehr gut verträgt. Erstmals wird es im Jahr 2008 eine solche Buchmesse geben und zum wiederholten Male eine Messe der bildenden Kunst, die sich gut etabliert hat und Wien damit als Standort sowohl für die bildende Kunst als auch für die Literatur, für das Buch stärkt.

Wir haben natürlich im großen Bereich der Theater, ob das nun das Kabelwerk ist, ob das nun das neue Schauspielhaus ist, ob das nun „brut" im Künstlerhaus ist, neue Initiativen. Das sind alles neue Leitungen. Das sind alles, jedenfalls im Bereich des Kabelwerks und des Schauspielhauses, zusätzliche Mittel, die insgesamt den Theaterstandort und damit auch den Kulturstandort Wien stärken. 

All das heißt nicht, und das sind nur einige wenige Beispiele, dass wir das Budget einfach fortschreiben, sondern das sind konkrete Neuerungen und davon gibt es noch eine ganze Menge. All das heißt auch nicht, dass wir nur das Große und nicht das Kleine fördern. Ich versuche das zum wiederholten Male zu erklären. Wir haben ein dynamisches Konzept hinter der Kulturförderung, das die ganze Vielfalt der Kultur abdeckt. Ich bin grundsätzlich gegen ein sehr statisches Konzept, das heißt, da gibt es die Großen und da gibt es die Kleinen, denn das negierte total die Entwicklungen, die in den Kunstinstitutionen stattgefunden haben. Ist das Kabelwerk nun etwas Großes oder etwas Kleines? Ist das Tanzquartier etwas Großes oder etwas Kleines? Ist der Dschungel etwas Großes oder etwas Kleines? Sind die Wiener Festwochen etwas Großes oder etwas Kleines? Ist das Mozartjahr etwas Großes oder etwas Kleines gewesen? Also wenn man da schaut, was über diese jeweiligen Einrichtungen alles gefördert wird, so dient das selbstverständlich auch der Belebung der Kultur und der Kunst insgesamt. Daher meine ich, dass wir diese Betrachtungsweise einmal ein wenig dynamisieren sollten. Dieses Budget ist sehr wohl danach ausgerichtet.

Meine Damen und Herren, die Wissenschaftsstadt Wien hat natürlich auch große Erfolge aufzuweisen. Wir versuchen mit den verschiedensten Initiativen, die hier wohl bekannt sind, in diesen Wissenschaftsstandort zu investieren. Und wir versuchen etwas, und das sage ich bewusst, weil hier der Initiativantrag eingebracht wurde, man möge doch die Wissenschaft und die Forschung sozusagen einem Ressort zuordnen, was uns in den letzten Jahren sehr gut gelungen ist, die Vernetzung gerade dieser Bereiche, um damit genau das sicherzustellen, dass wir von der Kunst über die Wissenschaft, über die Forschung, über die Innovation einen kreativen Standort etablieren, wo die einzelnen Geschäftsgruppen des Magistrats ganz hervorragend zusammenarbeiten, nicht nur bei der Formulierung der FTI-Strategie, nicht nur bei der Formulierung der Forschungs- und Wissenschaftspolitik, nicht nur bei der Erstellung neuer Mittel für die verschiedensten Bereiche, seien das nun die kleinen Projekte, die wir im Wissenschaftsbereich unterstützen, die Fonds, die Stiftungen oder aber die direkten Zusammenarbeiten, die immer mehr werden, mit den Universitäten, mit den außeruniversitären Instituten, sondern dass wir hier eine Vernetzung stattfinden lassen, die, glaube ich, mittlerweile sehr gute Früchte trägt.

Eine Initiative möchte ich doch noch erwähnen. Das ist das Impulsprogramm für Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften, wo es uns ab dem nächsten Jahr gelingen wird, noch einmal mit zusätzlichen Mitteln gerade die Bereiche der Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften, die in Wien so traditionsreich sind und die jedenfalls in Wien auch auf sehr guten Boden fallen, zu unterstützen. Ich freue mich, dass wir das nicht nur präsentieren können, sondern ab dem nächsten Jahr damit auch für viele Forscherinnen und Forscher auf diesem Gebiet etwas bewirken können.

Meine Damen und Herren, das war nur ein kurzer Abriss, um zu dokumentieren, dass, wie ich glaube, es mit dem Budget 2008 im Kunst- und Kulturbereich sehr wohl gelingen wird, noch mehr Kunst zu ermöglichen, ein noch besseres und offeneres Klima zu schaffen und noch mehr Kreativität zu fördern, auf dass Wien auch im nächsten Jahr als der interessanter, kreativer und kulturell vielfältiger Standort angesehen wird, auch international.

Ich möchte mich bei der Gelegenheit natürlich sehr herzlich bei all jenen von den Abteilungen bedanken, die zur Erstellung des Budgets, aber natürlich auch zur Verwaltung und zum Vollzug des Budgets berufen sind. Die Zusammenarbeit ist hervorragend und ich bedanke mich sehr dafür! Danke vielmals! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. 

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales mit Postnummer 4, das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2008, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien und den Wirtschaftsplan Wiener Krankenanstaltenverbund jedoch getrennt vorzunehmen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich darf die Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderats daher bitten, so vorzugehen.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm. Wir haben jetzt wieder 25 Minuten Redezeit.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Wenn man sich den Bereich Gesundheit anschaut, dann ist das so wie eine Liste von Versprechungen, die alle gebrochen werden. 

Es wurde zum Beispiel von unserem Bürgermeister im August 2004 gesagt, es könnte nicht sein, dass der Bund und die Sozialversicherungen ihre Zahlungen für das Gesundheitssystem deckeln und die Spitalserhalter, die Länder und Gemeinden, mit den steigenden Kosten allein übrigbleiben, die Deckelung bei den Sozialversicherungen müsse aufgehoben werden. 1997 hat der Bundesländeranteil an den Gesamtaufwendungen für die Gesundheitsversorgung 52 Prozent betragen, 2007 schon 55 Prozent der aktuellen 9,65 Milliarden EUR. Die Deckelung wurde nicht aufgehoben. 

„Es gehe nicht an, dass die Versicherungen die Kosten für die Gesundheitsversorgung ihrer Versicherten auf die Länder abwälzen, welche für die Abgänge der Spitäler aufkommen müssten.", heißt es in einer APA-Aussendung vom Juli 2007. Faktum ist, 2008 explodiert das Defizit der Wiener Spitäler um 116 Millionen EUR. 

„Eine bessere Abstimmung zwischen Spitälern und niedergelassenen Ärzten, um Synergien zu schaffen und nutzen zu können", Übereinkommen der Gesundheitslandesräte im September 2007 - keine entsprechenden Synergien von Spitälern und niedergelassenen Ärzten. 

„Planung und Umsetzung bundesweit einheitlicher Impfprogramme", Übereinkommen der Gesundheitslandesräte - nicht abgesichert, die bundeseinheitlichen Impfprogramme, geschweige denn Ausweitungen für die HPV-Impfung gratis oder Pneumokokkenimpfung.

„Laufende Valorisierung des Pflegegelds", Forderung der SPÖ bei der Klubklausur im Februar 2007. - Keine entsprechende Valorisierung des Pflegegelds. 

Meine Damen und Herren, die Pflege ist überhaupt ein zentraler Bereich im Gesundheitsbereich. Das ist ein Bereich in Österreich, der leider eine Baustelle ist, wobei man das gar nicht Baustelle nennen kann, sondern das ist ein offenes Desaster, wenn wir uns hernehmen, dass wir 50 000 Pflegebedürftige haben, die sozusagen von illegalen Pflegern gepflegt werden, aber keine 50 000 legalen auf der anderen Seite. Das heißt, wir haben offensichtlich über Jahre und Jahrzehnte verabsäumt, den Pflegeberuf so attraktiv zu machen und so zu gestalten, dass ihn Menschen in Österreich legal ergreifen. Wir können momentan gar nicht hergehen und sagen, das Illegale muss sofort gestoppt werden. Wir müssen Auswege suchen und da hapert es vorne und hinten im Bund und auch in Wien. 

Wir Freiheitlichen haben schon konkrete Vorstellungen zu diesem Thema: Wir haben in unserer Präsentation unseres Pflegekonzepts beispielsweise die Zweckbindung von gewissen Mehrwertsteuerbeträgen von Arzneimitteln, Behelfsmitteln, Zweckbindung der Tabaksteuer gefordert oder in den Raum gestellt, dass man das verwenden könnte, weil allein durch die Zweckbindung der Mehrwertsteuer für Arznei- und Behelfsmittel wären 700 Millionen EUR bundesweit zur Verfügung, die man für die Pflege verwenden könnte. 

Wir wollen, dass der Pflegeanspruch verfassungsrechtlich abgesichert wird. 

Wir wollen eine Ausbildungsinitiative für diplomiertes Pflegepersonal. Das ist schon jahrzehntelang versäumt worden. 

Wir wollen die Berufsmatura. Wir wollen einen Pflegefachbetreuer. 

Wir wollen die Anerkennung von Pflegezeiten für Verwandte und Bezugspersonen als Pensionszeiten. 

Wir wollen die Versicherungsleistung für pflegende Angehörige. 

Wir wollen die Erhöhung des Pflegegelds, was auch die SPÖ vollmundig bei ihrer Klausur gefordert hat, was aber leider nicht in dieser Form passiert, obwohl Sie alle Macht haben, Sozialminister, Bundeskanzler. 

Wir forcieren die Tagesbetreuung, die Erhöhung des Angebots von Kurzzeitpflegeplätzen und natürlich auch die Pflegeplätzeschaffung nach demographischer Entwicklung, nicht bloß die Geriatriezentren, sondern in jedem Bezirk und je nach Größe vielleicht sogar mehr. 

Wir wollen, und das bezieht sich jetzt zum Beispiel, glaube ich, auf einen Antrag der Frau Kollegin Pilz, die Überwachung und Kontrolle der Pflegeeinrichtungen im Sinne des Wohls der Pflegebedürftigen. Das sollte eine Selbstverständlichkeit sein und muss natürlich regelmäßig durch die öffentliche Hand erfolgen. 

Und wir wollen organisatorische Maßnahmen im Rahmen einer Reform des Gesundheitssystems, die auch eine Neuorganisation des Pflegebereichs beinhaltet. Weil für uns, meine Damen und Herren, endet das Gesundheitssystem nicht mit dem so genannten Patienten, sondern beinhaltet auch den Pflegling. Also Pflege darf nicht vom Patienten getrennt werden.

Nächstes Versprechen: „Entlastung der Länder bei der Pflegefinanzierung durch den Bund" - Bei der 
24-Stunden-Pflege tragen die Länder die finanzielle Hauptlast. Das Defizit des Fonds Soziales Wiens ist 2008 um 36 Millionen EUR auf insgesamt 557 Millio-
nen EUR gestiegen. Nichtsdestoweniger hat der Fonds Soziales Wien noch immer genug Geld, um irgendwelche Randalierhäuser wie das Ernst Kirchweger-Haus oder die „Pankahyttn“ mit Millionenbeträgen zu finanzieren, statt dass wir uns auf das wirklich Wesentliche in einer solidarischen Gesellschaft konzentrieren, dass wir für unseren letzten Lebensabschnitt alles tun, dass die Leute dann nicht alles verlieren, was sie angespart haben und sozusagen die Erben gar nichts mehr von ihren Eltern haben oder sie sich das nicht leisten können, weil sie 1 000 EUR Pension kriegen und selbst der illegale Pfleger schon 2 000 EUR kostet, geschweige denn von den Modellen, die vorgestellt werden. Wir wollen die Solidarität der Gesellschaft auch für diesen oftmals letzten Lebensabschnitt.

Aber, meine Damen und Herren, wenn wir schon vom Fonds Soziales Wien reden, so ist es wie jedes Jahr irgendwie eine totale Frechheit, dass wir das Budget im letzten Moment bekommen. Man könnte sich jetzt ausreden, es ist eine Husch-Pfusch-Aktion, wenn man am Freitag Nachmittag ein Schreiben kriegt: „Im Auftrag der Frau Stadträtin übermittle ich Ihnen wie versprochen das Budget." - Freitag, 16. November 2007, 16.40 Uhr. Die von uns, die das alles noch am Freitag bekommen haben, konnten es sich vielleicht noch am Wochenende anschauen. Es könnte aber auch sein, dass jemand am Freitag um 16.40 Uhr nicht mehr am Computer sitzt. Wie dem auch sei, auch das Wochenende ist zu kurz, um sich seriös mit diesen Dingen zu beschäftigen. Es stellt sich halt die Frage, warum das in diesem Fall so passiert. Vielleicht mit Absicht! Ich gehe einmal davon aus, dass es mit Absicht passiert, um quasi der Opposition möglichst jede Möglichkeit zu nehmen, hier zu recherchieren und Einfluss zu nehmen!

Wo passiert das denn noch alles in der Stadt Wien? Abgesehen von dem von uns immer angekreideten Phänomen, dass durch die Ausgliederung des FSW und auch des KAV eine Flucht aus dem Budget besteht, denn das Budget ist mehr oder weniger ein Skelett ohne Fleisch mit keiner tatsächlichen Aussage, ist doch für mich bemerkenswert, dass eine Partei wie die Sozialdemokratische Partei Wiens, die sozusagen „sozial" schon in ihrem Namen hat und wo das Soziale eigentlich ein Kernthema der Sozialdemokratischen Partei sein sollte, quasi den sozialen Bereich ihrer eigenen unmittelbaren Einflusssphäre entzieht und in eine marktwirtschaftlich organisierte Einheit auslagert, also praktisch die Verabschiedung vom Kernsatz sozialistischen Denkens.

Aber kommen wir zurück zu dem 116 Millionen EUR-Defizit bei den Wiener Spitälern. Bisher hat der Krankenanstaltenverbund auf Kosten seiner Reserven gelebt. Der Wirtschaftsplan 2008 offenbart aber das tatsächliche Finanzdebakel. Im letzten Jahr sind die Rücklagen endgültig aufgebraucht worden. (GR Kurt Wagner: Das sagen Sie bei jeder Budgetdebatte!) Auch diese Art Verschleierungsstrategie, dass man das im Investitionskostenzuschuss verstecken kann, greift nicht mehr. Wir haben bei den Pflegeheimen ein Defizit um 20 Mil-
lionen EUR, bei den Spitälern um 23 Millionen EUR, im AKH extra um 32 Millionen EUR. 116 Millionen EUR, also um 20 Prozent mehr Betriebskostenzuschuss des Magistrats im Vergleich zum letzten Jahr. 

Die Finanzierungsübereinkommen für die Wiener Spitäler für die Jahre 2006 bis 2009 wurden uns nicht zur Verfügung gestellt. Das ist etwas, was von der Frau Stadträtin strikt geheim gehalten wird.

Meine Damen und Herren, gebrochene Wahlversprechen oder versprochen, gebrochen kommt natürlich auch im sozialen Bereich. Der Kollege Wagner schaut schon. Ich muss sagen, dass ich das schon einmal gesagt habe, aber weißt du, man kann das nicht oft genug sagen, auch wenn es offensichtlich in einem absolut regierten Wien keinerlei Wirkung zeigt! (Beifall bei der FPÖ. - GR Kurt Wagner: Sie erzählen das bei jeder Budgetdebatte! Das vom KAV erzählen Sie uns auch jedes Mal!)

Es erzeugt höchstens Langeweile. Das ist die Überheblichkeit der Macht! So würde ich das auslegen. (GR Kurt Wagner: Sie sollten vielleicht etwas anderes bringen! Das wäre ein Vorschlag!) Nichtsdestoweniger werdet ihr euch jetzt anhören müssen, dass die Durchschnittshaushalte belastet werden. Ich werde es ein bisschen kürzer machen. (GR Kurt Wagner: Sollen wir das jetzt das vierte Mal hören?) Seit 2006, wir nennen das das 30-Punkte-Belastungsprogramm von Herrn Bgm Häupl, wurden Kostenbeiträge für Patienten, Pflegegebühren, Ambulatoriumsbeiträge, Strompreis mehrfach, Gaspreis, Müllgebühren erhöht. (GR Kurt Wagner: Sie sollten einmal eine neue Rede schreiben!) - Warte, ich bin ja schon kürzer. Es kommt ja etwas anderes dazu. Du musst nur ein bisschen warten. (GR Kurt Wagner: All das haben wir das letzte Mal auch schon gehört! - GR Mag Wolfgang Jung: Manche müssen das öfter hören!) Manche Dinge sind von derartig zentraler Bedeutung, dass man es euch nicht oft genug sagen kann, nicht? (GR Kurt Wagner: Nur weil es oft gesagt wird, muss es nicht gut sein!) Weil es sind schließlich und endlich Abgaben, Steuern, Gebühren, die die Stadt Wien auf Kosten der Bürger erhöht hat, auch auf Kosten der ärmsten Bürger, die sich hier nicht wehren können, wenn Sie Gas- und Strompreis, Müllgebühr, Kanalgebühr erhöhen. Da kommt man als Bürger, der hier legal wohnt und diese Dinge auch legal zahlen muss, schwer aus. Da tut man sich halt leicht als Stadt Wien, wenn man jedes Jahr Gas- und Strompreis um 20 Prozent oder in dieser Preisklasse erhöht. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Na geh!) - Hat sie jetzt „Na geh!" gesagt? - Also 2006 Strompreis um 5 Prozent, Gaspreis um 17 Prozent, Frau Stadträtin! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Aber nicht jedes Jahr um 20 Prozent! - StR Johann Herzog zu Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Aber die letzten zwei Jahre schon!) In den letzten zwei Jahren waren es praktisch beide. Der Gaspreis war über 20 Prozent, der Strompreis war um 11 Prozent erhöht. Bitte schön, auch nicht schlecht!

Gleichzeitig ist der Heizkostenzuschuss vom letzten Jahr nicht erhöht worden, wenn wir schon so reden. Der ist trotz der gleichzeitig eingeführten Erhöhungen exakt gleich wie letztes Jahr. Also wenn wir schon so sozial sind, Frau Stadträtin, dann müssten wir ja auf der anderen Seite auch den Armen helfen und ihren Heizkostenzuschuss erhöhen. Nein, der ist gleichgeblieben. 

Die Valorisierung bei den Wiener Linien, die wir neulich gehabt haben, der Kanal-, Müll- und Wassergebühren, und wenn wir schon davon reden, die Gebührenbelastung ist überhaupt auf ein Maximum gestiegen. Die Einnahmen durch die Wassersteuer stiegen auf 161 Millionen EUR. Davon fließen 51 Millionen EUR ins allgemeine Budget. Jetzt denke ich mir, Wasser-, Müll-, Kanalsteuer, das gehört irgendwie zur Daseinsvorsorge, zu kommunalen Leistungen, die zwar laut EU alle privatisiert gehören, die aber auch die Kommune zum Wohle ihrer Bürger ordentlich machen kann. Wir waren da auch nie dagegen. Aber irgendwie wäre es dann auch anständig, wenn man sagen würde, diese Gebühr brauchen wir, um das zu tun, sprich, kostendeckend. Wenn ich aber hergehe und ein Drittel dieser Gebühr ins allgemeine Budget geht, also ich ein Geschäft daraus mache und die Leute das zahlen dürfen, dann darf ich mich nicht wundern, dass die Leute aufgebracht sind. 51 Millionen EUR der Wassersteuer ins allgemeine Budget, Kanalsteuer 26 Millionen EUR, Müllsteuer 29 Millio-
nen EUR. 

Wir nennen es auch deswegen Steuern, weil es in Wirklichkeit eine Steuer ist und nicht gerade eine Gebühr, weil ich zahle nicht nur für das, was getan wird, sondern noch für irgendetwas anderes auch, was keiner mitbestimmen kann. 

Was natürlich auch seit der Bürgermeister Bürgermeister ist, glorios im Vordergrund steht, wenn man sich Österreich anschaut, haben wir in der Periode, sagen wir so, 1994 bis 2007 in ganz Österreich an die 289 000 Arbeitsplätze geschaffen, in Wien sind 11 700 verloren gegangen. Im Gegensatz hat sich zwischen 1994 und 2007 in ganz Österreich die Arbeitslosigkeit um 769 Personen verändert, von 119 000 auf 120 000, also in allen anderen Bundesländern, ohne Wien wohlgemerkt, damit ich mich klar ausdrücke. In Wien hingegen ist in dieser Periode Häupl die Arbeitslosigkeit um 9 608 Personen gestiegen. Da kann er sich auf keinen Bund ausreden! Da kann er sich auf keine andere Regierung ausreden! Das ist hausgemacht! (Beifall bei der FPÖ.) 

Weil das hausgemacht ist, meine Damen und Herren, wird es von Ihnen auch immer in schöne Zahlen gegossen. Das ist Ihre in Zahlen gegossene Politik des Versagens, Ihre Politik der Mehrbelastung und der Perspektivenlosigkeit, der wir natürlich nicht zustimmen können! (GR Kurt Wagner: Das sehen aber die Wähler anders!)

Nachdem ich noch zehn Minuten Zeit habe, bist du bereit? (GR Kurt Wagner: Ich höre sehr interessiert zu!) Nachdem ich noch Zeit habe, ein paar Worte zu ein paar Anträgen, die ich nicht unkommentiert positiv oder negativ abstimmen kann.

Betreffend Korosec, Praniess-Kastner, Implementierung eines zentralen Wartelistenmanagements, wo es um die Operationszeiten geht, werden wir nicht zustimmen, weil wir der Meinung sind, dass die Bürokratisierung, sozusagen die bürokratische Planung, die Realität nicht ausschalten kann, das Problem nicht lösen wird. Dass es Problemfälle gibt, ist bekannt. Dass man die bekämpfen muss, ist auch bekannt. Aber akute Operationen werden immer akut behandelt und in der Regel geht es ordnungsgemäß zu. Wenn ich das jetzt nach diesen Vorschlägen bürokratisiere, mit zentraler Operationsvergabe und so, kann ich mir nicht vorstellen, dass das etwas bringt, weil hier oftmals auch subjektive Sichtweisen in den Vordergrund treten.

Schwer habe ich mir getan, also schwer habe ich mir nicht getan, aber unsicher war ich mir bei dem Antrag der Kolleginnen Antonov und Pilz betreffend Dokumentation und Untersuchung verschiedener Formen von Gewalt gegen BewohnerInnen. Klar, ich habe das zuerst gesagt, auch unser Konzept, das gehört öffentlich sanktioniert und verfolgt. Ich stimme dem auch zu, dass das im Patientenanwaltschaftsbericht erwähnt wird. Man muss natürlich ehrlicherweise sagen, es steht auch in der Begründung, dass die bekannt gewordenen Fälle zur fristlosen Entlassung geführt haben. Das heißt, eine Sanktion ist an sich da. Dass wir das aber einmal im Jahr dokumentiert kriegen, in Form des Tätigkeitsberichts des Pflege- und Patientenanwalts, finde ich nicht schlecht. 

Betreffend Gehaltsanpassung für Hebammen im Wiener Krankenanstaltenverbund: eine alte freiheitliche Forderung, der wir zustimmen werden. 

Betreffend Umsetzung der notwendigen Reformmaßnahmen im Wiener Gesundheitswesen sind mir zwei Dinge aufgefallen. Es steht die Anpassung des Niveaus hoher Bezüge an den österreichischen Durchschnitt drinnen. Diese Formulierung klingt ein bisschen stark nach Kommunismus. Ich bin ein Vertreter des Leistungsprinzips, wobei die Leistung natürlich mit vergleichbaren Leistungen verglichen werden sollte. Was uns auch fehlt, ist die Neuorganisation des Pflegebereichs, der unserer Meinung nach zum Gesundheitswesen dazugehört. Hier wird aber meines Erachtens nur die Zuweisung verlangt, wo wir das in aller Breite im Gesundheitsausschuss diskutieren können. Deswegen stimmen wir dem zu.

Der letzte Punkt, den ich erwähnen will, ist die Überführung des Hanusch-Krankenhauses in den Wiener KAV. Wenn man sich die Begründung anschaut, hat es einen guten Ruf, ist aber leider sehr kostenintensiv. Die Stadt Wien zahlt jährlich 25 Millionen EUR zu. Okay, das zahlt sie eh schon. Die Stadt Wien hat derzeit ein Defizit mit 116 Millionen EUR. Offensichtlich kommt das dann auch noch dazu, weil das ist ja jetzt kein Stadt-Wien-Defizit. Dann steigt das Stadt-Wien-Defizit. Ich kann mir also aussuchen, ob die ein Defizit haben oder die Stadt Wien ein Defizit hat. Wir sind dafür, dass entsprechende Gespräche aufgenommen werden.

Abschließend, wie schon vorher gesagt, der in Zahlen gegossenen Politik, nämlich dem Budget, können wir natürlich nicht zustimmen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Geschätzte Kollegen und Kolleginnen!

Ich hab heute Morgen sehr aufmerksam der Frau Vizebürgermeisterin zugehört. Sie hat zugegeben, das Gesundheitsbudget wächst, und sie hat gemeint, das ist innovativ, weil es würde ein Mehrbedarf an Spitzenmedizin damit bezahlt, außerdem der von der Opposition und der Bevölkerung sehr geforderte Ausbau der Dialyse und der Geriatrieeinrichtungen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Vizebürgermeisterin ihr eigenes Budget so schlecht gelesen hat, denn dann würde sie nämlich feststellen und hätte hier auch eingestehen müssen, dass es bei dem exorbitanten Zuwachs an Kosten nicht etwa um die Investitionen geht, die wir für richtig halten und auch unterstützen, sondern dass schlicht und einfach der Betriebskostenzuschuss im Krankenanstaltenverbund um eklatante 20 Prozent gestiegen ist. Es ist expressis verbis im Voranschlag ausgewiesen, dass hier die Investitionen nicht gemeint sind. Also das Argument sticht nicht. Der Betriebskostenzuschuss dient der Abdeckung des immer gleichen, eines eben nicht innovativen Ansatzes, also jener Ausgaben, von denen man in vielen Bereichen, auch wenn der Herr Generaldirektor jetzt den Kopf schüttelt, weiß, dass man falsche Strukturen eigentlich reformieren müsste beziehungsweise Fehler der Vergangenheit für die Zukunft nicht weiter fortschreiben sollte. 

Nichtsdestoweniger hat man am 6. November in der Gesundheitsplattform wieder Projekte beschlossen, von denen man weiß, dass man hier eine Fehlentwicklung fortschreibt, statt Innovation zu begründen. 

Beispiel: die Genehmigung von zusätzlichen Magnet-
resonanztomographen für die Spitäler des Krankenanstaltenverbunds. Wer sich mit der Materie beschäftigt, kann feststellen, dass Österreich mit 8,4 MRT-Geräten weit über dem EU-Durchschnitt liegt. Der liegt nämlich bei 3,8 Geräten pro einer Million Einwohner. Die Schweden, nicht gerade ein schlecht versorgtes Land, haben 6,8, Deutschland hat 6,9. Nur wir haben unglaubliche Zahlen, 8,4 Geräte. Und Wien liegt da weit drüber, mit 30,3 MR-Untersuchungen pro tausend Einwohnern. Wir haben also allen Anlass, hier die Überversorgung herunterzuschrauben. Was tun wir stattdessen? Wir bauen weiter aus, statt dass wir, und das wäre ein Reform-Pool-Projekt, das sich tatsächlich gelohnt hätte, die Kooperation mit den niedergelassenen Radiologen seitens des Krankenanstaltenverbunds suchen würden. Denn auch dort sind wir im Vergleich zu anderen Staaten und im Vergleich zum Rest von Österreich absolut überversorgt.

Zweites Beispiel: Das Kontrollamt hat festgestellt, dass Wochenkliniken den erhofften Einsparungseffekt bei Weitem nicht erzielen. Sie haben fürs Erste eine Scham, man schickt Leute übers Wochenende nach Hause, man spart Personal. Das Kontrollamt hat an zwei Beispielen, Rudolfstiftung und Krankenhaus Lainz, festgestellt, dass die Vorhaltekosten bei Wochenkliniken nahezu doppelt so hoch sind wie bei Stationen, wo es keine wochenklinische Struktur gibt. Die Lösung, nur die ist evident, sinnvoll, kostengünstiger und für die Menschen auch bevorzugt, wären tagesklinische Strukturen. Man könnte Stationen schließen und die tagesklinische Versorgung ausbauen. Man entscheidet sich weiterhin, auch dazu gab es eine Entscheidung in der Gesundheitsplattform, für den Ausbau von wochenklinischen Strukturen. 

Man geht falsche Wege. Man arbeitet nicht am notwendigen Abbau von Akutbetten. Und man leistet sich gleichzeitig eine Unterversorgung in der Überversorgung. Das besonders Unerträgliche an diesen Jubelberichten ist, dass man auf Patienten- und Patientinnengruppen vergisst, die dringend einer verstärkten Initiative einer besseren Versorgung bedürfen. 

Stichwort Psychiatrie: Weil Herr Mag Brinskele auch dort hinten steht, der PSD ist mir ein großes Anliegen. Es geht darum, dass wir im ambulanten Bereich die Strukturen haben, die wir brauchen. Ich habe vor Kurzem mit einem Leiter eines Ambulatoriums gesprochen und der hat gesagt, seine Einrichtung geht über, die Patientenzahlen nehmen zu, die Personalzahlen sind prekär, man sucht händeringend Psychiater und Psychiaterinnen, der ganze Bereich leidet an Auszehrung. 

Nicht besser ist es im stationären Bereich. In der 
Überversorgung fehlen Betten und sie fehlen in der Psychiatrie. Herr Direktor Krepler ist hier anwesend und kennt sicher die Studie, was das AKH betrifft. Es gibt Dienste, die Sinn machen, weil nämlich Psychiatrie nicht nur dort zum Einsatz kommt, wo man sozusagen manifest durch eine psychiatrische Erkrankung in einer entsprechenden Abteilung untergebracht ist, sondern auch auf somatischen Stationen gibt es Menschen, die an psychiatrischen Krankheiten leiden, wo das Pflegepersonal damit konfrontiert ist. In manchen Häusern des Krankenanstaltenverbunds gibt es daher einen psychiatrischen Pflegekonsildienst. Nicht so im AKH. Obwohl es dort, und das war die Umfrage unter Pflegepersonen 2006, hohen Bedarf gibt. Wer je in einer Akutkrankensituation im Spital war, weiß, dass man in jedem Fall psychisch beeinträchtigt ist, wenn man schwer krank ist. 

Aber das, was hier die Pflegepersonen mitgeteilt haben, gibt nun doch zu denken. 87 Prozent der Pflegepersonen sagen, dass sie bei ihren Patienten und Patientinnen frühe Anzeichen einer psychischen Erkrankung erkennen. 50 Prozent der Pflegepersonen müssen aber aus Zeitmangel auf ein Gespräch darüber verzichten. 40 Prozent geben an, dass trotz Wunsch der Pflege und eindringlicher Anforderung kein psychiatrischer Konsiliardienst gerufen wird. 50 Prozent der Pflegepersonen meinen auch, dass psychische Probleme nicht rechtzeitig behandelt werden. 80 Prozent sagen, dass die psychischen Probleme der Patienten und Patientinnen auch auf ihr eigenes Handeln Einfluss haben. Es ist natürlich klar, jemand, der psychisch belastet ist, ist auch ein so genannter schwierigerer Patient. 

Ich stelle daher den Antrag, dass man sich auch im AKH um diese Patienten- und Patientinnengruppe annimmt, dass man im gesamten Krankenanstaltenverbund eine flächendeckende Konsiliarstruktur in der psychiatrischen Pflege erarbeitet, die entsprechenden Personalplanungen durchführt und die Stellen dazu im kommenden Jahr schafft. Ich ersuche um Zuweisung an den zuständigen Ausschuss.

Zweites Thema: Die Frau Vizebürgermeisterin hat heute Morgen schon von der Dialyse gesprochen. Ich stehe nicht an, mich darüber zu freuen und wiederholt festzustellen, wir sind froh, dass man hier endlich für ausreichende Versorgungsstrukturen sorgen wird, insbesondere durch die Plätze, die bei den Barmherzigen Brüdern in Kooperation mit dem Krankenanstaltenverbund und der Gebietskrankenkasse ausgebaut wurden. 

Aber man glaubt es nicht, selbst in der guten Absicht sind im Detail Schwächen im System. Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, dass es im Krankenhaus der Barmherzigen Brüder im Ambulanzbereich keinen Vertrag mit der gesetzlichen Krankenversicherung gibt, der bestimmte Leistungen beinhaltet, die beispielsweise für nierentransplantierte Patienten und Patientinnen absolut notwendig sind. Laborbefunde, die einzuholen sind, müssen dort selbst bezahlt werden. Wer schon nierentransplantiert ist, hat wahrscheinlich ohnehin schon genug Lasten zu tragen. Es ist nicht einzusehen, dass es in einem Gesundheitssystem, das gleichen Zugang für alle bieten soll, möglich ist, dass man in einem Fonds mit Ambulanzstruktur diese Leistung bezahlt bekommt, aber nicht bei den Barmherzigen Brüdern. 

Ich ersuche die Frau Stadträtin, mit dem Hauptverband der Sozialversicherungsträger und mit den Barmherzigen Brüdern in Verhandlungen einzutreten, um hier einen entsprechenden Ambulanzvertrag abzuschließen. 

Der dritte Punkt der Unterversorgung ist eigentlich schon wie, Sie kennen den Film sicher: „Und täglich grüßt das Murmeltier". Seit ich in diesem Hause tätig bin, ist das Thema Linearbeschleuniger im Donauspital ein ungelöstes. Es gibt einen Linearbeschleuniger, den es seit den 90er Jahren gibt. Aber es wurde damals schon festgehalten, entsprechend den international vorgegebenen Standards müsste ein zweites Gerät da sein, einerseits weil so viele Patienten und Patientinnen zu versorgen sind, andererseits um allfällige Ausfälle zu kompensieren. Sie wissen, ein Linearbeschleuniger ist ein Gerät, das in der Behandlung von onkologischen Patienten für viele dieser Patienten unverzichtbar ist. Sie müssen sich das einmal vorstellen, wenn jemand schwer krebskrank ist und dann feststellt, dass man dadurch, weil das Gerät zur Wartung stillgelegt oder akut kaputtgegangen ist, nicht versorgt wird! Man hat Schmerzen, man hat Sorgen, dass man in seiner Krankheit eine Verschlechterung erfahren muss. 

Das alles ist hier schon hundertmal gesagt worden. Die ganze Reihe an GesundheitspolitikerInnen in Regierungsverantwortung, die ich hier erlebt habe, hat immer mitgeteilt, sie wird mit dem Land Niederösterreich verhandeln, denn das ist nämlich dafür zuständig, diesen zweiten Linearbeschleuniger zu bezahlen oder zumindest mitzufinanzieren. Allein, diese Verhandlungen führen ins Nirwana, ist es Pittermann, ist es Brauner oder ist es jetzt auch Frau StRin Wehsely. Bis jetzt ist Stillstand im Projekt!

Ich würde Sie bitte, Frau StRin Wehsely, sich zusammen mit Frau StRin Brauner da hineinzuhängen, auf den Tisch zu hauen und die Verhandlungen mit dem Ziel zu führen, dass ein Abschluss erfolgen kann! Auf diesen Tisch, aber vor allem auf den Tisch des Lhptm Pröll oder auf wessen Tisch du da hauen musst, aber hau drauf, damit endlich der Linearbeschleuniger im Donauspital angeschafft wird! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely schlägt mit der Faust auf das vor ihr befindliche Pult.) - Jetzt habe ich leider verpasst, wie du auf den Tisch haust. Ich habe es nur gehört. Ich hoffe, es hört Lhptm Pröll auch!

Das dritte Thema der Unterversorgung in der Überversorgung ist die Kindermedizin, die mir ein besonders Anliegen ist, nicht nur mir, sie ist vor allem ein Anliegen für diejenigen Menschen, die immer wieder mit der Kindermedizin fachlich oder als Eltern betroffen sind. Ich möchte Ihnen die wirklich alarmierenden Aussagen, die im Rahmen der politischen Kindermedizinkonferenz Ende Oktober in Salzburg getroffen wurden, zur Kenntnis bringen. Hier gab es einen multidisziplinären Arbeitskreis zum Thema politische Kindermedizin mit dem Ziel, man möge eine flächendeckende qualitativ ausreichende Versorgung der Kindermedizin in Österreich sicherstellen. Hier wurden Defizite angesprochen, die nicht nur in Wien sind, und das ist mir wichtig, sie sind sozusagen in ganz Österreich, aber, ich habe hier genügend Gespräche geführt, für die Wiener Situation leider genauso zutreffend. 

Es geht hier um das chronisch kranke Kind. Hier schreibt diese Arbeitsgruppe: „Insbesondere entwicklungsauffällige, behinderte sowie chronisch kranke Kinder werden im derzeitigen Gesundheitssystem oft nicht optimal betreut, wodurch es zu einer dramatischen Verschlechterung der Lebensqualität der Familie und des Kindes kommt. Durch diese Benachteiligung kommt es zu einem lebenslang zusätzlich erhöhten Gesundheitsrisiko und nachfolgender sozialer Benachteiligung. Eine Investition in eine entsprechende umfassende Betreuung würde sich gesundheitsökonomisch und volkswirtschaftlich rechnen." - Auch das ist natürlich nicht unwichtig, aber im Vordergrund steht doch, nehme ich an, die Situation der Familien und der Kinder. Was psychisch kranke Kinder betrifft, so konstatieren die Experten und Expertinnen: „Die Versorgung psychisch kranker Kinder entspricht auf allen Ebenen nur in Ansätzen einer international üblichen Versorgung." - Schlussendlich: „In der Kindermedizin fehlen Angebote der primären Prävention nahezu völlig. Für die Kinder und die Jugendlichen ist nach wie vor der unbürokratische kostenfreie und niederschwellige Zugang zu medizinischer Versorgung Utopie." - Das ist nicht etwa ein Entwicklungsland, worüber hier geredet wird, sondern hier wird über Österreich geredet und Wien ist keine Ausnahme! 

Wir haben die Reform-Pool-Projekte. Die Reform-Pool-Projekte sollten an sich ein Hoffnungsträger im Veränderungsprozess, der in der Gesundheitsversorgung dringend notwendig ist, in der Verlagerung zwischen den Trägern, darstellen. Diese Reform-Pool-Projekte führen ein Kümmerdasein, dass es nicht ärger geht. Wir haben bis jetzt 4 Millionen EUR genehmigt. Das ist gerade ein Lercherl aus dem zur Verfügung stehenden Budget. 

Aus diesen Projekten wurden, mit Verlaub, fragwürdige Vorhaben finanziert. Eines davon ist die Tatsache, dass man, und niemand konnte es mir bis jetzt erklären, einen niedergelassenen Kinderarzt/eine niedergelassene Kinderärztin in die Ambulanz im AKH verlagert, um dort Entlastung im zugegeben überquellenden Ambulanzbetrieb zu geben. Wie man damit der Bevölkerung deutlich macht, Freunde geht nicht ins AKH, sondern zum niedergelassenen Arzt, muss man mir erklären! Denn die Eltern unterscheiden, wenn sie ins AKH gehen, nicht, welches Mascherl der Mediziner/die Medizinerin trägt, sondern sie sind im AKH und suchen dort um Versorgung an. 

Ich weiß aus eigener Erfahrung mit einem Kind in der Ambulanz, es war dringend notwendig hinzugehen und ich habe ein bisschen mit den Ärzten gesprochen, sie waren, kurz gesagt, nicht begeistert und haben den Eindruck, dadurch verlängert sich nur die Diagnosestraße, denn schlussendlich landen alle ohnehin in den AKH-Strukturen.

Warum gehen die Leute in die Ambulanzen der Krankenanstalten? Sie gehen deshalb hin, weil im niedergelassenen Bereich schlicht und einfach die Versorgung nicht bedürfnis- und bedarfsgerecht ist. Ich sage Ihnen hier keine Neuigkeit. Es gibt Bezirke mit zu wenig Kinderärzten und -ärztinnen mit Kassenvertrag. Eltern müssen in benachbarte Bezirke ausweichen. Es gibt vor allem in den Abend- und Nachtstunden und an Wochenenden keine Versorgung, die es den Eltern als Alternative sinnvoll erscheinen ließe, im niedergelassenen Bereich zu bleiben. Es gibt schlicht und einfach nichts. Daher gehen sie ins Krankenhaus. 

Es gibt, und darauf hat die Arbeitsgruppe in Salzburg hingewiesen, einen unerträglichen Mangel an leistbarer psychiatrischer, psychotherapeutischer und logopädischer sowie physiotherapeutischer Kinderversorgung. Wenn wir also Reform-Pool-Projekte angehen, dann sollen sie diesen Bereich abdecken und nicht durch Alibiprojekte das Einfallstor in die Ambulanzen aufmachen, sondern diese Strukturdefizite beheben.

Frau Stadträtin, es ist genug Geld da, das für den Reform-Pool gewidmet werden kann. Sie müssten schlicht und einfach wieder auf den Tisch hauen, und zwar diesmal in den Verhandlungen mit dem Hauptverband der Sozialversicherungsträger und vor allem der Wiener Ärztekammer! Es kann doch nicht sein, dass sich die Ärztekammer hier abbeutelt und sich nicht in der Pflicht sieht, für eine flächendeckende gerechte Versorgung des kinderärztlichen Angebots zu sorgen und die Kassenverträge entsprechend zu steuern. Es muss eine Sicherstellung eines ausreichend extramuralen kindermedizinischen Versorgungsbetriebs auch an Wochenenden und in den Abend- und Nachtstunden geben. Es muss den notwendigen Ausbau an leistbarem Therapieangebot für Kinder im niedergelassenen Bereich geben.

In formeller Hinsicht bitte ich um Zuweisung an den Ausschuss. 

Hast du jetzt nicht auf den Tisch gehauen? Ich hoffe, du wirst es noch tun! Offensichtlich nicht, kommt vielleicht noch. 

Das Rad ist in der Gesundheitspolitik erfunden, man muss die Dinge nur umsetzen. Das Rad ist mit Hilfe des Rechnungshofs erfunden. Der Rechnungshof hat 2007 eine Reihe von Empfehlungen gegeben, nicht nur an Wien, sondern an alle Bundesländer und an die Bundesregierung. Aber die Mehrzahl dieser Empfehlungen sind auch in der Kompetenz der Länder umzusetzen und sie stimmen in toto für Wien. 

Der Rechnungshof schlägt konkret vor, dass die Standortstruktur verbessert werden soll, dass die Betriebsgrößen optimiert werden sollen, dass die stationären Kapazitäten zu verringern sind und dass man Kooperationsmöglichkeiten, Leistungsabstimmungen zwischen Krankenanstalten und überregional vornehmen soll, dass man Fehlverlegungen vermeiden soll. Er nimmt besonders Bezug auf Wien und erwähnt die Pflegefälle in den Wiener Krankenanstalten, die sozusagen untergebracht sind, obwohl sie nicht mehr akut behandlungsbedürftig sind. Er fordert den Ausbau von mobilen Diensten statt des Ausbaus der Akutkapazität und zeigt wiederum Wien als Beispiel auf. Er möchte eine bessere Koordination der Maßnahmen der Gesundheitsförderung und so weiter.

All diese Dinge schreien nach Handlungsbedarf in Wien. Wir warten darauf, denn wir sehen, und ich habe es schon erwähnt, das Gesamtkonzept für die Gesundheitsversorgung sowohl im niedergelassenen Bereich als auch in der Akutversorgung nicht. Wir sehen nicht, wie das Überangebot an Akutbetten abgebaut wird und wir sehen nicht, wie die Unterversorgung in den schon genannten Bereichen behoben wird. An all den Schautafeln, die uns gezeigt wurden, mehr durch die Medien als im Gesundheitsausschuss, wie nun die künftigen Leistungen zwischen den einzelnen Häusern verteilt werden, sehen wir für manche Bereiche wieder und wieder die Überversorgung und wundern uns, wo stattdessen die notwendigen Ausbaumaßnahmen in der Psychiatrie oder in der Kindermedizin geblieben sind.

Wir meinen, dass man auch die Aufgaben zwischen den öffentlichen Spitälern und den privaten Gemeinnützigen besser abstimmen und insbesondere mit Burgenland und Niederösterreich überregional zusammenarbeiten sollte, damit das leidige Thema Gastpatient/-patientin der Vergangenheit angehört und dass Menschen, die in die Gesundheitseinrichtungen nach Wien kommen, nicht den Eindruck haben müssen, sie sind hier falsch. Ich stelle den Beschlussantrag: 

„Frau StRin Mag Wehsely wird beauftragt, die Empfehlungen des Rechnungshofs, die sich auf die Kompetenzen des Wiener Gesundheitswesens beziehen, rasch und vollinhaltlich umzusetzen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung an den Ausschuss.“

Letzter Antrag, das ist ein Thema, wo es um eine kleine, aber sehr wichtige Gruppe von Mitarbeiterinnen - diesmal meine ich mit kleinem „i“ - im Gesundheitswesen geht, nämlich die Hebammen im Wiener Krankenanstaltenverbund. Das ist ein sehr beliebter Beruf bei den jungen Frauen. Viele junge Frauen wollen mit großen Hoffnungen und großem Idealismus in diesen Beruf gehen. Der Beruf ist meiner Meinung nach zweifach bedroht:

Einerseits durch die Enteignung der Geburt durch die zunehmende Medikalisierung. Die Kaiserschnittraten steigen auch in Österreich. Das findest du vielleicht lustig, es ist aber so. Wir sind nicht mehr weit weg von amerikanischen Verhältnissen, wenn nämlich zum Beispiel Prof Husslein sagt, die Geburtsform des 21. Jahrhunderts wird der Kaiserschnitt sein. Also da kann man inhaltlich sehr lange darüber diskutieren, ob das die Supergeburtsform für jede Frau ist. In jedem Fall ist es so, dass die Hebammen bei diesen Geburten dann eine äußerst untergeordnete Rolle spielen. 

Gleichzeitig haben die Hebammen aber eine große berufliche Qualifikation hinter sich, wenn sie ausgebildet sind. Sie haben Matura und drei Jahre Ausbildung und dann werden sie schlecht bezahlt. Sie sind nämlich zwar den medizinisch-technischen Diensten gleichzusetzen, aber sie werden nicht für diese bezahlt. Sie sind in K 4 eingestuft, während die medizinisch-technischen Dienste in K 2 bezahlt werden. 

Frau StRin Wehsely hat im Jänner 2006 gesagt, dass die besoldungsrechtliche Besserstellung der Hebammen ein Anliegen ist, das bei der PersonalreferentInnenkonferenz 2006 behandelt wird und man danach die nötigen Schritte veranlassen wird. Seither ist nichts passiert. Es kann nicht sein, dass man so einen wichtigen Beruf, und Wertschätzung hat nicht nur, aber auch mit Bezahlung zu tun, schlechterstellt als vergleichbare Berufe! Ich stelle daher den Antrag: 

„Der Gemeinderat der Stadt Wien fordert den Stadtsenat auf, nach Vorberatung in der gemeinderätlichen Personalkommission die angestellten Hebammen ab dem 1. Jänner 2008 in die Verwendungsgruppe K 2 einzustufen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Korosec. - Bitte.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Beim Budget und auch beim Rechnungsabschluss nehme ich mir immer vor, bei der Spezialdebatte wirklich nur über Gesundheit zu reden und jedes Mal sage ich dann auch noch etwas zur Grundsatzdebatte, und zwar deshalb, weil mir jedes Mal, würde ich sagen, wie man Wienerisch sagt, der Kragen platzt! Daher muss ich auch heute wieder ein paar Sätze sagen. 

Die Frau Vizebürgermeisterin hat sehr viel Selbstlob angebracht. Das haben auch alle Oppositionsrednerinnen und -redner gesagt. Aber es gibt keine Visionen und es gibt auch keine Ideen. Sie hat unter anderem gesagt, und das sehr positiv formuliert, die Sozialhilfe steigt um 33 Millionen EUR. Ich muss sagen, ich sehe das nicht positiv. Ich sehe das deshalb nicht positiv, weil man da natürlich Ideen entwickeln muss. (GRin Marianne Klicka: Man muss doch keine Ideen entwickeln! Die gibt es doch schon!) Warum ist die Sozialhilfe so hoch? Herr Kollege Wagner, Sie schauen so ungläubig! (GR Kurt Wagner: Ob man freundlich oder vergrämt schaut, steigt das trotzdem!) Sicherlich muss man da schon Ideen entwickeln, aber ich sage Ihnen auch gerne Ideen, um eine Trendumkehr zu erreichen. Weil warum ist die Sozialhilfe so hoch? Da gibt es eine ganz einfache Faustregel. Die Faustregel lautet: Eine gute Wirtschaftspolitik, eine gute Bildungspolitik ist die beste Sozialpolitik und die beste Arbeitsplatzpolitik. (Beifall bei der ÖVP. - GRin Erika Stubenvoll: Die schwarz-blaue Regierung hätte es machen können!)

Die hohe Arbeitslosenrate, Frau GRin Stubenvoll, zeigt eben die schlechte Wirtschaftskompetenz in Wien! Das ist einmal eindeutig! (Beifall bei der ÖVP.)

Sie können nicht wirtschaften! Weil wenn im Oktober 2007 fast 8 Prozent Arbeitslosigkeit in Wien ist, während es im Bundesdurchschnitt 5,9 Prozent und in Oberösterreich 3 Prozent sind, und wenn man weiß, dass in Wien, und das hat die Frau Kollegin Vassilakou heute sehr eindrucksvoll gesagt, besonders viele atypische Beschäftigungsverhältnisse sind und trotzdem die Arbeitslosigkeit am höchsten von ganz Österreich ist, dann müssen Sie irgendwann einmal anfangen nachzudenken, was in Wien schief läuft! (Beifall bei der ÖVP.)

Bgm Häupl müsste eigentlich in Depression verfallen, weil er sich 1994 die Vollbeschäftigung auf die Fahnen geheftet hat. 3 Prozent weniger Arbeitsplätze als 1994 ist bitte kein Erfolgsmodell! (GR Kurt Wagner: Sie wissen aber schon, dass wir auch die Arbeitsplätze für andere Bundesländer zur Verfügung stellen! Jetzt werden Sie wieder sagen, das ist alles zu wenig! Aber schauen Sie sich einmal die absoluten Zahlen an!) - Schauen Sie, Herr Kollege, Sie kommen immer mit Argumenten, mit irgendwelchen billigen Ausreden, aber Sie kümmern sich nicht darum, dass in Österreich bundesweit die Arbeitsplätze um mehr als 10 Prozent gestiegen sind, während sie in Wien um 3 Prozent gesunken sind! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: 52 000 Niederösterreicher arbeiten in Wien!) 

Das heißt, Sie verwalten diese Stadt übermäßig und, ich würde sagen, unverschämt teuer, aber Sie gestalten sie nicht! (GR Kurt Wagner: Das sehen aber die Wienerinnen und Wiener anders!) - Warten Sie ab, es kommen ja wieder Wahlen! (GR Kurt Wagner: Die brauche ich nicht abzuwarten! Bei allen Umfragen liegt Wien auf internationaler Ebene immer im Spitzenfeld!) Schauen Sie, Herr Wagner, ich sage Ihnen aus alter und langer Erfahrung, man sollte sich nie ausruhen und sagen: „Wir sind eh so gut und alle sind dafür dankbar, dass es uns gibt." Das kann sich durchaus ändern! Und ich bin davon überzeugt, es wird sich ändern, weil das, was Sie machen, ist teilweise fahrlässig! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Man sollte auch nicht alles schlechtreden, wie Sie es machen!)

Sie haben zwei linke Hände beim Wirtschaften, Herr Kollege Wagner, wenn man das gerade in der Zweiten Republik verfolgt! Ich meine, da gibt es viele Beispiele. Sie haben von 1970 bis 1986, wo Sie die Nummer 1 waren, 150 Milliarden EUR an Schulden angehäuft! (GR Kurt Wagner: Frau Kollegin, damals hat schon Bruno Kreisky gesagt, er erklärt es Ihnen! Wahrscheinlich hätte er es selbst gemacht! Es sind Werte geschaffen worden!)

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte keine Zwiegespräche.

GRin Ingrid Korosec (fortsetzend): Herr Kollege Wagner, wir zahlen heute täglich 20 Millionen EUR an Zinsen, wir, die Wienerinnen und Wiener und die Österreicherinnen und Österreicher! 20 Millionen EUR! (GR Kurt Wagner: Vielleicht machen wir einmal ein Privatissimum! Haben Sie sechs Jahre lang keine Schulden gemacht?) Das war die Schuldenpolitik von 1970 bis 1986! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Sie haben in sechs Jahren mehr Schulden gemacht als wir die Jahre vorher!)

Weil Sie Bruno Kreisky angesprochen haben, er hat viel Positives in Österreich geschaffen, aber wenn ich an die Verstaatlichte Industrie denke, hat man dort 8,4 Milliarden EUR in den Sand gesetzt und 55 000 Ar-
beitsplätze verloren! Das ist auch ein Faktum, Herr Kollege! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich höre jetzt eh schon auf, ich muss noch sagen, das AKH, das teuerste Bett der Welt, ist ein Milliardengrab! (GR Kurt Wagner: Das ist aber komisch! International sind wir alle stolz auf das Spital!) Der Herr Kollege Krepler ist schon da. Das AKH ist heute, nach 37 Jahren, noch nicht fertig, weil wir haben heute noch nicht in allen Abteilungen eine Betriebsgenehmigung. Auch das ist ein Faktum, meine Damen und Herren! (GR Kurt Wagner: Aber wir gewinnen nach wie vor internationale Preise und die Leute kommen zu uns, um sich das AKH anzuschauen! Eine komische Geschichte!) - Herr Kollege Wagner, es gibt Leute, die sind nicht lernfähig. Offenbar zählen Sie dazu! Ich bedaure das sehr, weil es notwendig ist, dass alle von Ihnen lernfähig wären! Dann würde sich vielleicht manches ändern! (GR Kurt Wagner: Fragen Sie einmal die Frau Ministerin Kdolsky, wenn es um das AKH geht!)

Damit komme ich zur Wiener Gebietskrankenkasse. (GR Kurt Wagner: Mit der haben Sie wahrscheinlich nichts zu tun!) Der Herr Klubobmann Oxonitsch ist nicht da. Er hat nämlich heute etwas gesagt und das hätte ich ganz gern aufgeklärt. Er hat gesagt, die Gebietskrankenkasse ist durch den Bund so belastet worden. Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten, entweder der Herr Klubobmann der SPÖ sagt die Unwahrheit oder er weiß es nicht. Beides ist schlecht! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Wieso, Frau Kollegin Korosec? Das hat er in der Gebietskrankenkasse gesagt! Das hat auch der Vertreter Ihrer Fraktion gesagt! Die haben das alle zwei gesagt!)

Herr Kollege Wagner, hören Sie ein bisschen zu! (GR Kurt Wagner: Sie waren dabei! Da haben Sie nicht aufgepasst!) Vom Jahr 2001 bis zum Jahr 2006 sind die Belastungen für die Gebietskrankenkasse 1,471 Milliar-
den EUR und die Entlastungen, die die Bundesregierung geschaffen hat, 2,168 Milliarden EUR. Das heißt, ein positiver Effekt von 700 Millionen EUR! (GR Kurt Wagner: Dann lesen Sie den Rechnungshofbericht! Dort steht das ein bisschen besser drinnen!) - Lesen Sie bitte nach! So ist es! (GR Kurt Wagner: Den Rechnungshofbericht sollten Sie lesen! Dort steht das genauer drinnen! Darin gibt es auch Empfehlungen! - GRin Mag Waltraut Antonov: Frau Vorsitzende, das ist schon eine Doppel-Conférence!)

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Kollegin Korosec ist am Wort, bitte!

GRin Ingrid Korosec (fortsetzend): Danke, Frau Vorsitzende. - Und die Wiener Gebietskrankenkasse leistet sich als einzige Gebietskrankenkasse ein Akutspital. Das Hanusch-Krankenhaus – wir bringen dazu einen Antrag ein, und Herr Kollege Ebinger hat ja schon zitiert – ist ein durchaus gutes Krankenhaus, das steht außer Frage, aber für die Wiener Gebietskrankenkasse ist das eine völlig unnötige Trägerschaft und eine finanzielle Belastung, weil die Wiener Gebietskrankenkasse damit einen Versorgungsauftrag der Stadt Wien übernimmt. 

Jetzt kann man sich das alles leisten, wenn es einem gut geht. Wenn man in Geld schwimmt, kann man vieles tun. Nur: Das ist ja nicht der Fall! Und es ist bekannt, dass die Personalkosten beim Hanusch-Krankenhaus teilweise bis zu 50 Prozent höher liegen als im Wien-weiten Durchschnitt. Und die Stadt Wien deckt 50 Prozent bei diesem Krankenhaus ab. (GR Kurt Wagner: Das stimmt nicht ganz!) Das Defizit 2006 betrug ungefähr 60 Milliarden EUR; bezahlt werden von der Gemeinde Wien ungefähr 28 Milliarden – Entschuldigung: Millionen! (GR Kurt Wagner: Milliarden? – So viel Budget haben wir gar nicht! Das hätten wir gern!) Entschuldigung: Millionen. - Und, Herr Kollege Wagner, diese 28 Millionen EUR sind bei Weitem mehr, als die Stadt Wien für alle acht Ordensspitäler abdeckt. (GR Kurt Wagner: Da müssen Sie sich die Leistungspalette auch anschauen!) 

Bitte, wollen Sie sagen, die Ordensspitäler leisten nichts, leisten nicht das? (GR Kurt Wagner: Das hab' ich nicht gesagt! Aber Sie müssen sich die Palette anschauen!) Moment! Ja, aber was haben Sie sonst damit gemeint? (GR Kurt Wagner: Dass dort gut gearbeitet wird, und das hat seinen Preis!) Ja, und die Ordensspitäler sind Topspitäler und arbeiten auch dementsprechend gut! (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Auch dort müssen wir Zuschüsse geben! Bis zu ... Prozent der Investitionen!) 

Und ich kann Ihnen noch etwas sagen: Die Defizitabdeckung der Stadt Wien für ein Bett im Hanusch-Krankenhaus ist so viel wie für zehn Betten - das muss man sich vorstellen: ein Bett und zehn Betten! - in den Ordensspitälern. Wenn das nicht ein Missverhältnis ist, dann weiß ich nicht, was ein Missverhältnis ist! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aus diesem Grund bringen wir, Kollegin Praniess-Kastner und ich, einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, weil ja auch grundsätzlich im Regierungsprogramm enthalten ist, dass man überprüfen soll, wie weit hier eine Eingliederung in die Stadt Wien sinnvoll ist. Der Beschlussantrag lautet:

„Die zuständigen Stellen der Wiener Stadtregierung werden aufgefordert, gemäß den Intentionen im Regierungsprogramm eine Überprüfung vorzunehmen, auf Grund auch der dramatischen Finanzlage der Wiener Gebietskrankenkasse dies rasch in die Wege zu leiten und entsprechende Gespräche mit der Wiener Gebietskrankenkasse aufzunehmen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Kurt Wagner: Das haben Sie aber mit dem Gajdosik nicht diskutiert!) Bitte? (GR Kurt Wagner: Das haben Sie mit dem Gajdosik nicht diskutiert! Der ist anderer Meinung als Sie!) Ich bin ein selbstständiger Mensch, Herr Kollege Wagner, wenn Ihnen das nicht aufgefallen ist! (GR Kurt Wagner: Der ist der ÖAAB-Arbeiterführer! Aber das macht ja nichts! Denn Sie haben eine sehr unterschiedliche Meinung! Eine sehr unterschiedliche!) Gerade die ÖVP ist für den selbstständigen Menschen, und das ist für uns etwas ganz, ganz Wesentliches. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! In der Gesundheits- und Sozialpolitik geht es immer um viel Geld, weil es ja auch um sehr wichtige Entscheidungen geht, weil ja sehr viele Menschen davon betroffen sind. Das Gesamtbudget liegt bei in etwa 10 Milliarden EUR, und fast 3 Milliarden EUR entfallen auf den Bereich Gesundheit und Soziales. Daran sieht man auch die Wichtigkeit dieses Ressorts. (GR Kurt Wagner: So ist es!) Die ausreichende Finanzierung durch die öffentliche Hand ist auch Kennzeichen einer innergesellschaftlichen Solidarität. Natürlich ist das wichtig, ich bekenne mich daher zu guten Leistungen im Gesundheits- und Sozialbereich, allerdings immer unter dem Aspekt der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Innovation.

Frau Stadträtin, in diesem Budget fehlen der Mut und auch die Innovation. Ihr Motto ist offensichtlich „verwalten statt gestalten", denn durch das ganze Budget ziehen sich Ideenlosigkeit und mangelnde Transparenz, und das macht betroffen. - Jetzt ist der Herr Klubobmann wieder anwesend, er wird es dann nachlesen. Sie haben heute hier einiges gesagt, was nicht den Tatsachen entspricht.

Jetzt komme ich zur Transparenz und - meine Vorredner haben das ja auch schon angeführt – zum Thema Fonds Soziales Wien. Es ist wirklich eine unglaubliche Frechheit, dass die Oppositionsparteien, die sowieso nur im Beirat sitzen und ohnedies ein paar Mal im Jahr informiert werden, was in den operativen Gremien beschlossen wurde, ... (GRin Erika Stubenvoll: Aber umfassend informiert, Frau Kollegin! Besser als vorher!) - Also, ein umfassendes Gespräch dann, wenn alles entschieden ist? Bitte, ich meine, ... (GRin Erika Stubenvoll: Aber Sie fragen zum Beispiel nie nach! Es kommen keine Fragen von Ihrer Fraktion!) – Was soll man denn fragen, wenn Sie sowieso alles allein machen? - Ich meine, entschuldigen Sie: Sie beschließen ... (GR Kurt Wagner: Das müssen wir ja! Es kommt ja zu wenig! - Heiterkeit bei GemeinderätInnen der SPÖ.) – Bitte, Herr Wagner! Irgendwann ist es genug! Wissen Sie, das ist eine Ebene, auf die ich mich wirklich nicht mehr begebe. (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Schauen Sie, wir haben Sie ja eingeladen! Mehr können wir ja nicht! – Wenn Sie sich verweigern, ...!) 

Sie haben unter dem Deckmantel „Ausgliederung" jegliche parlamentarischen Kontrollrechte entzogen, und das haben Sie mit voller Absicht getan! 

Und, Herr Kollege Hacker - irgendwo habe ich ihn gesehen, inzwischen sehe ich ihn nicht mehr (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Rechts! Ein bisschen rechts!); ein bisschen rechts? -, vorige Woche hat mein Büro tagelang – tagelang! – versucht, Ihr Büro, nicht Sie persönlich, sondern Ihr Büro zu erreichen, um Unterlagen vom Fonds Soziales Wien zu bekommen. Das war nicht möglich. Daraufhin habe ich mich persönlich eingeschaltet und habe am Mittwoch sechsmal persönlich Ihr Büro angerufen: Es wurde mir immer gesagt, Sie sind wieder bei einer wichtigen Sitzung - na net, ich auch! -, und Sie werden mich rückrufen. Auf diesen Anruf warte ich noch immer. (Beifall bei der ÖVP.) 

So halte ich es wirklich für ungeheuerlich - und das ist offensichtlich die lebendige Demokratie der Sozialdemokraten, und das halte ich auch für einen demokratiepolitischen Skandal -, am Freitag um 16.40 Uhr sieben Seiten zu mailen - ohne Erklärung, ohne Information - und zu sagen: Nun, das war es, und damit habt ihr genug; seid froh, dass ihr das bekommen habt, denn das ist ja auch schon ein Fortschritt! - Denn wir haben ja zuerst überhaupt nur am Tag der Budgetdebatte einen Zettel bekommen, auch an das kann ich mich noch erinnern. - Also mit einem Wort: Wir sind ja ohnedies schon weiter, daher seid zufrieden! - So habe ich das empfunden, und das ist wirklich ungeheuerlich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Daher bringen wir, Kollegin Praniess-Kastner und ich, heute auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend zeitgerechte Information und Besprechung - vorher nämlich! – des Budgets des Fonds Soziales Wien ein. Der Beschlussantrag lautet:

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Budgets des Fonds Soziales Wien zeitgerecht in einer eigens anberaumten Beiratssitzung des Fonds eingehend diskutiert werden, zeitgleich mit der Diskussion des Gemeindebudgets im Finanzausschuss. Zuvor möge das Budget mit ausführlichen Erläuterungen den Mitgliedern des Beirates übermittelt werden.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales verlangt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wie ich schon gesagt habe: Ihr Prinzip ist nicht Gestalten, sondern Verwalten. Das ist auch bei Reform-Pool-Projekten so - ich kann mir das jetzt ersparen, meine Kollegin Pilz hat das ja sehr ausführlich erläutert. Bei den Reform-Pool-Projekten stünden 105 Millionen EUR zur Verfügung - 4 Millio-
nen EUR werden verwendet, und ich meine, innovative Highlights sind es bei Gott nicht. 4 Millionen EUR zu 105 Millionen EUR! - Da kann ich wirklich nur sagen, Frau Stadträtin: Das zeigt wieder ganz deutlich, Ihr Prinzip ist Verwalten und nicht Gestalten. Denn da könnten Sie gestalten, und Sie tun es nicht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nächster Bereich: Krankenhaus Nord. Seit zwei Jahren hören wir davon. Wir wissen noch immer nicht, wann, wie und wo es gebaut wird, aber wir wissen, dass vieles in den bestehenden Spitälern renovierungsbedürftig ist und nicht gemacht wird, weil ja das große neue Krankenhaus Nord kommt. Und die Bürgerinnen und Bürger, die heute ins Spital kommen (GRin Erika Stubenvoll: Das stimmt nicht!) - das stimmt, Frau Präsidentin; ich kann Ihnen gleich ein paar Beispiele sagen, wenn Sie wollen (GRin Erika Stubenvoll: Ich kann Ihnen dann auch Beispiele sagen!) -, die heute einen Krankenhausaufenthalt benötigen, die haben nichts davon, dass irgendwann im Jahr 2013, 2014, 2015 oder wann immer ein großartiges Krankenhaus kommt. Heute müssen sie in Sechs‑ und Achtbettzimmern liegen, und es herrschen teilweise unzumutbare Bedingungen, weil zugunsten des neuen Phantom-Krankenhauses gespart wird. – Also, das ist auch nicht das, was wir uns unter innovativer Gesundheitspolitik vorstellen. (Beifall bei der ÖVP.)

Wartezeiten bei den Operationen – zu diesem Thema möchte ich aus Zeitgründen heute nicht mehr viel sagen, aber auch da gäbe es innovative Modelle, und daher bringen wir einen Beschlussantrag ein. Darin geht es um ein zentrales Wartelistenmanagement, wo eben die Operationsvergaben von allen Fonds-Krankenhäusern zentral verwaltet werden - standardisierte Anmeldung und so weiter.

In formeller Hinsicht wird auch da die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine nächste Baustelle wäre die Hera. Das ist auch so ein Fall, wo man tagtäglich 40 000 bis 50 000 EUR in den Sand setzt und wo man immer dann, wenn in Vorstandssitzungen die Oppositionsparteien kritisch nachgefragt haben, fast den Eindruck hatte, das sei eine persönliche Beleidigung. Ich habe den Eindruck, dass Gott sei Dank jetzt so ganz zarte Schritte unternommen werden - natürlich viel zu spät, aber ich bin schon froh, dass überhaupt etwas geschieht. Aber auch das zeigt wieder: Sie verwalten, aber Sie gestalten nicht.

Gerade beim Krankenhaus Hera haben wir ja vorgeschlagen, dass man dort Akutgeriatriebetten einrichten könnte, und, Frau Stadträtin, Sie wissen, dass nach dem Wiener Krankenanstaltenplan bereits im Jahr 2006 470 Betten an 14 Standorten vorhanden sein sollten. Nun haben wir Ende 2007, und wir haben in Wien 230 Betten an 8 Standorten, das heißt, nicht einmal 50 Prozent, wobei uns allen klar sein muss, dass gerade die Akutgeriatrie unglaublich wichtig ist. Aber innovative Projekte, Frau Stadträtin, sind offensichtlich nicht das Ihre. Sie verwalten, aber Sie gestalten nicht. (Beifall bei der ÖVP.)

Und jetzt noch einige Sätze zum Pflegebereich. Das wäre jetzt abend‑ und nachtfüllend, so viele innovative Möglichkeiten gäbe es da, aber auch da wieder: Verwalten statt Gestalten. Bisher hat man immer angenommen, dass 80 Prozent der Menschen zu Hause betreut und gepflegt werden wollen, und jetzt hat der sozialistische Minister Buchinger eine Umfrage gestartet, und siehe da: Da hat sich ergeben, dass sogar 90 Prozent der Menschen zu Hause betreut und gepflegt werden wollen. - Das ist ja ein Auftrag! 

Und wie schaut nun dieser Auftrag in Wien aus? - Wenn man sich das Budget anschaut, dann sieht man, dass für die ambulante Pflege um etwas über 5 Prozent, um 5,5 Prozent, erhöht wird - 10 Millionen. Wenn ich daran denke, dass um 260 Millionen allein vom Bund mehr kommt, dann sind diese 10 Millionen wirklich ein Klacks! - Es heißt also, 90 Prozent wollen zu Hause betreut und gepflegt werden. Man nimmt 10 Millionen, sagt, das war's, und ist dann noch stolz darauf.

Meine Damen und Herren! Wo sind da die finanziellen Vorkehrungen, die den Menschen ermöglichen, so lange wie nur irgendwie möglich zu Hause zu sein und menschenwürdig betreut und gepflegt zu werden? Wo sind die Tageszentren, die notwendig sind? (GRin Erika Stubenvoll: Im Ausbau!) Wir haben in Wien derzeit ungefähr 650 Tagesplätze. Wir haben 130 000 Bürgerinnen und Bürger, die über 75 Jahre alt sind, wo man also annehmen könnte, da wäre eventuell Bedarf gegeben. Wir wissen, dass sich ein besonderer Bedarf bei Alzheimer-Erkrankten abzeichnet. Die Wartezeiten in den Tageszentren der Caritas Socialis, die sich im Speziellen damit beschäftigt, sind unglaublich lang. Hier besteht also Handlungsbedarf!

Der Handlungsbedarf schaut derzeit so aus, dass ich ununterbrochen Jubelbroschüren und Jubelmeldungen finde - hier auch wieder: „Mobile Dienste und Tageszentren". – Bitte, mit 5 Prozent Erhöhung, die Sie sowohl im ambulanten als auch im stationären Bereich in diesem Budget vornehmen, kann ich mir nicht vorstellen, was da herauskommt - aber die Jubelmeldungen sind da. Es wäre besser, wenn Sie dieses Geld, statt es in diese Jubelbroschüren, in diese Information, die dann letztendlich nicht stimmt, zu investieren, tatsächlich für Tageszentren, für Akutgeriatriebetten und so weiter einsetzen würden.

Dann habe ich noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag, den ich unbedingt einbringen möchte, weil mir, wenn ich von Pflege rede, natürlich die 24-Stunden-Pflege ein großes Anliegen ist und weil eine Amnestie, so wie es jetzt ausschaut, unbedingt notwendig ist, denn eine andere Lösung sehe ich nicht. 

Daher bringen wir einen Beschlussantrag ein, dass der Gemeinderat den Bundesminister für Soziales auffordern soll, entweder die 24-Stunden-Betreuung wirklich so abzuschließen, dass es zu akzeptieren ist, oder eben diese Amnestie noch zu verlängern. - Da erwarten wir auch eine sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Stadträtin! Wenn Sie ein bisschen sozialpolitisch denken wollen, dann müssen Sie einsehen, dass es einen eklatanten Nachholbedarf gibt. Frau Stadträtin, gestalten Sie den Gesundheits‑ und Sozialbereich dieser Stadt in Zukunft mit mehr Phantasie und mit mehr Klugheit! Wir werden das sehr genau beobachten. Allerdings: Solange wir feststellen, dass Sie zu viel verwalten und viel zu wenig gestalten - und das ist derzeit eindeutig der Fall -, werden wir, die Wiener ÖVP, dem Gesundheits‑ und Sozialbudget nicht unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Prof Stubenvoll. Ich bitte sie zum Rednerpult. 

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Verehrte Damen und Herren!

Zuerst möchte ich einmal ganz kurz etwas richtigstellen, was Frau Dr Pilz hier über das Krankenhaus der Barmherzigen Brüder gesagt hat, was die Zahlungen von Patienten betrifft. Sie können sehr gerne Herrn Dozent Lorenz, den Leiter der Nierenambulanz, anrufen: Das stimmt nicht (GRin Ingrid Korosec: Das stimmt!), dass Patienten hier etwas zahlen. Bitte, machen Sie das vielleicht ... (GRin Dr Sigrid Pilz: Es geht um Menschen, die sich an uns gewendet haben!) 

Okay. Es wurde von ihm behauptet, das stimmt nicht. Vielleicht können Sie ... (GRin Dr Sigrid Pilz: Es wurde von Patienten behauptet, nicht von mir!) - Bitte, dann hören Sie sich vielleicht auch die Meinung des Leiters der Nierenambulanz an. (GRin Dr Sigrid Pilz: Ich werde die Patienten zum Herrn Leiter schicken!) Ja, bitte schön. 

Das Zweite: Frau StRin Wehsely ist jetzt noch nicht sehr lange in ihrer Funktion, und doch merkt man sehr deutlich auch hier ihre Handschrift, was Innovationen betrifft. Letzten Endes sei hier auch besonders auf das verwiesen, was unsere älteren Menschen in unserer Stadt betrifft und ihnen auch soziale Sicherheit bietet, auf die große Geriatriereform, die ja 2015 abgeschlossen sein soll, mit den wohnortnahen Geriatriezentren und der Schließung der Großeinrichtung. Wenn das nicht eine innovative Tat ist, was ist es dann sonst? (Ruf bei der SPÖ: Ein Projekt der GRÜNEN!) - Ein Projekt der GRÜNEN, ja, eh klar. Die GRÜNEN haben ja schon sehr lange Regierungsverantwortung in dieser Stadt. 

Was die Tageszentren betrifft, so wissen wir auch sehr genau, Frau Kollegin, dass drei neue Tageszentren in Planung sind, dass es viele bestehende Tageszentren für ältere Menschen gibt und dass auch hier ein weiterer Ausbau geplant wird. Tageszentrum Winarskystraße, Tageszentrum Simmering, Tageszentrum Liesing - auch mit vielen neuen Unterstützungsmaßnahmen, damit auch schwerer pflegebedürftige Menschen diese Tageszentren benützen können. 

Wenn man hier sagt, man bekommt keine Informationen vom Fonds Soziales Wien, so muss ich sagen, ich empfinde das nicht so. Denn ich bin eben auch bei den Beiratssitzungen immer dabei, und ich habe früher, als das alles noch in einer Magistratsabteilung war, über den Gemeinderatsakt selbst eigentlich nie so viele Informationen und Erläuterungen gehabt wie jetzt sozusagen in jedem einzelnen Geschäftsstück, das im Fonds Soziales Wien behandelt wird, wo man genau weiß, was mit dem Geld passiert. Ich habe noch nie so viele Informationen bekommen, und ich finde das gut so. 

Wenn wir sagen, im Jahr 2008 steigt die Dotation der Stadt Wien für den FSW von 496 auf 530 Millionen, dann können damit natürlich Erweiterungen und Verbesserungen des Angebots durchgeführt werden. Ich werde Ihnen vielleicht auch ein paar Beispiele dafür nennen:

Für mich ist soziale Sicherheit in unserer Stadt ganz wichtig, und weil das heute auch schon erwähnt wurde: Sozialistisch, sozial, soziale Sicherheit ist auch eines der obersten Ziele der Wiener Stadtpolitik. Soziale Sicherheit ist auch ein ganz wichtiges Kriterium für die Lebensqualität in unserer Stadt, und viele Städte - und ich habe schon mit sehr vielen auch SozialpolitikerInnen in anderen Städten gesprochen - beneiden uns eigentlich um unser gutes und tragfähiges soziales Netz. Die Wienerinnen und Wiener wollen Unabhängigkeit, sie wollen Wohlbefinden, sie wollen rasche Unterstützung und zielgruppenspezifische Angebote, und all diesen Bedürfnissen trägt die Sozialpolitik der Stadt Rechnung. Mit dem Fonds Soziales Wien haben wir ein Instrument, das die Steuergelder der Wienerinnen und Wiener verantwortungsvoll mit größtmöglichem Nutzen einsetzt. 

Sie sehen, dass auch die Kundinnen und Kunden sehr zufrieden mit den Leistungen sind. Auch die 1 000 MitarbeiterInnen des Fonds tragen wesentlich zur Qualität bei, und natürlich auch ganz entscheidend die 20 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Partnerorganisationen. Und sie selbst sind alle auch in Partnerorganisationen verankert, sie wissen um die Qualität, die von den Dienstleistern erbracht wird. Und letzten Endes wird das ja auch über den Dachverband sozusagen noch verstärkt, indem dort gewisse Qualitätskriterien ausgearbeitet wurden. Gerade das bedeutet natürlich auch die Sicherheit für die Kundinnen und Kunden. Durch das Anerkennungsverfahren des FSW wird diese Sicherheit weiter untermauert. 

Weil Sie heute auch die Broschüren erwähnt haben: Ich denke, das ist auch Service für die KundInnen und in erster Linie aber auch die Beratungszentren, die ja die Information der KundInnen vor Ort durchführen. Man kann diejenigen, die das Internet benützen können, über das Internet informieren, und sie haben auch die Möglichkeit, den Sozialruf anzurufen, wenn sie dringend Hilfe brauchen. 

Die MA 15 ist die zuständige Aufsichtsbehörde, die ebenfalls durch die behördliche Kontrolle wesentlich zur Sicherheit für die KundInnen beiträgt. 

2008 werden wir Leistungserweiterungen sowohl in der Hauskrankenpflege als auch bei den Tageszentren und bei den Senioren-Wohngemeinschaften anbieten.

Ich muss sagen, wenn man sich die Zahlen anschaut, ist das schon sehr beachtlich, und dann wissen Sie auch, was mit dem Geld im Fonds Soziales Wien geschieht. 121 Verpflegstage in den Tageszentren für mehr als 1 600 WienerInnen - immerhin eine sehr beachtliche Zahl. (GRin Ingrid Korosec: 1 600?)

Im Bereich der stationären Pflege liegt die Kernaufgabe des Fonds vor allem in der kompetenten Beratung und Vermittlung zu städtischen und privaten Pflegeeinrichtungen in Wien. Auch das ist eine sehr wichtige Aufgabe. Mehr als 16 000 Pflegeplätze werden angeboten und vermittelt. Und mehr als 26 000 WienerInnen erhalten in den eigenen vier Wänden professionelle Pflege und Betreuung im Ausmaß von viereinhalb Millionen Betreuungsstunden. Und 5 000 Menschen erhalten medizinische Hauskrankenpflege in 90 Betreuungsstunden. - Also bitte, das ist der Nachweis von dem, was mit dem Budget, was mit unserem Steuergeld passiert! (Beifall von GemeinderätInnen der SPÖ.) 

Und wenn Sie sagen, es gibt keine Innovationen, so weise ich darauf hin: Es gibt Projekte zum Beispiel mit dem Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser, die völlig neue Wege gehen und die die Pflegelandschaft in Wien auch auf einzigartige Weise modernisieren und ausbauen, sodass auch hier innovative Angebote vorhanden sind. Das ist Sicherheit für die ältere Generation. Diese Generation hat sich das auch verdient, und ich bin sehr froh darüber, denn wir werden auch älter und wir werden vielleicht auch einmal diese Angebote in Anspruch nehmen, dass wir dann auch wirklich qualitativ hochwertige und gute Angebote zur Verfügung haben. 

In der Heimhilfe werden also Leistungserweiterungen durchgeführt. Darum kommen wir auch dem Wunsch der Bevölkerung, möglichst lange zu Hause zu bleiben, entgegen.

Leistungserweiterung wird es auch durch die Einrichtung in Kaisermühlen, bei der Kinder-Krebs-Hilfe sowie auch bei der ambulanten Hospiz und verschiedenen anderen Einrichtungen geben. Ich sehe, dass hier im Budget 6,1 Millionen vorgesehen sind, und ich denke, dieses Geld ist gut angelegt. 

Ich möchte jetzt auch auf den Bereich der Behindertenhilfe zu sprechen kommen. Hier sind auch zusätzliche Maßnahmen geplant: Erweiterung durch zusätzliche Plätze in der Beschäftigungstherapie und in der Tagesgestaltung und - was mir auch sehr wichtig ist - die Angebote im Bereich des Jobcoaching und der Integrationsbegleitung, denn wir wollen ja die Menschen heraus aus der Beschäftigungstherapie und hinein in einen regulären Arbeitsplatz bringen, und wir wissen sehr genau, wie schwierig das ist und wie wenig auch die Wirtschaft an Arbeitsplätzen für behinderte Menschen anbietet. 

Deshalb ist es auch so wichtig, dass wir hier zusätzlich Öffentlichkeitsarbeit machen, um Anreize zu geben, damit auch behinderte Menschen etwas leisten können und in der Wirtschaft auch einen Platz haben können, statt dass eben die Ausgleichstaxe bezahlt wird. Ich denke, da gehen wir im Magistrat der Stadt Wien, im engeren Magistrat, mit gutem Beispiel voran, denn hier wird die Einstellungspflicht zu über 100 Prozent erfüllt. 

Wir werden 30 zusätzliche Plätze für Nachmittagsbetreuung von schwerstbehinderten Kindern schaffen, die am Vormittag in der basalen Beschulung sind und am Nachmittag hier auch eine Betreuung haben - eine wesentliche Entlastung der Mütter. Bauliche Maßnahmen und Ausstattungen in der Karl Schubert Schule, im Verein VKKJ, in der Spielothek und der Blach-Stiftung - für diese Maßnahmen sind 5,7 Millionen EUR vorgesehen. Teilbetreutes und vollbetreutes Wohnen - auch hier wird es zusätzliche Plätze geben, und für diese Maßnahmen sind 4,2 Millionen EUR vorgesehen. - Also alles eigentlich Maßnahmen, die Veränderung bedeuten, Ausbau bedeuten und natürlich auch Fortsetzung von gut eingeführten Maßnahmen. 

Wir haben natürlich auch das betreute Wohnen, und hier ist der Trend abzusehen, dass wir nicht mehr nur vollbetreute Wohnplätze für Menschen mit Behinderungen errichten, sondern die Menschen durchaus auch in der Lage sind, in der eigenen Wohnung zu wohnen und eine Betreuung von auswärts zu haben. 

Ganz am Rande - weil mir leider zu wenig Zeit bleibt - möchte ich natürlich auch das Frauengesundheitsprogramm erwähnen, denn - Frau Prof Wimmer-Puchinger habe ich auch hier gesehen - wir haben hier auch eine Plattform für Frauen mit Behinderung eingerichtet und wollen in diesem Jahr auch einen Schwerpunkt setzen, indem wir gerade für diese Frauen auch Aufklärung bieten und ihnen die Chance geben wollen, besonders auf ihre Gesundheit zu achten und auch die Einrichtungen des Gesundheitswesens zu nutzen. 

Sie haben ja heute schon von der Frau Vizebürgermeisterin gehört, dass natürlich auch für die Maßnahmen der Geriatrieoffensive zusätzliche Mittel aus dem Zentralbudget vorgesehen sind. 

Die Menschen mit Behinderung aber wollen und brauchen die Vielfalt des Angebots, und dem versuchen wir auch Rechnung zu tragen. Im letzten Jahr gab es deutliche Signale von den Betroffenen: Wir wollen unser Leben selbstbestimmt und selbstverantwortlich in die Hand nehmen! Wir wollen ein individuelles Recht, aus den Angeboten auswählen zu können! - Und schon lange begreifen auch unsere Trägerorganisationen, dass sie bedürfnisorientierte Angebote entwickeln und Menschen mit Behinderung als Kundinnen und Kunden sehen müssen. Diese Entwicklung geht weg von der Defizitorientierung hin zu einem sozialen Verständnis von Behinderung. Schließlich kann eine Behinderung uns alle treffen. Auch wir wünschen uns dann, nicht ausgesondert zu werden, sondern so zu leben - eben mit der adäquaten Unterstützung - wie alle anderen auch. 

Dieser Paradigmenwechsel hat ja bereits 1986 in Wien begonnen, indem es eine Umstellung von Großeinrichtungen hin zum gemeinwesenintegrierten Wohnen in Wohngemeinschaften für Menschen mit Lernschwierigkeiten gab. Heute setzen wir eben mehr auf betreutes Wohnen in der eigenen Wohnung. 

Aber was uns natürlich auch wichtig ist, ist, dass es zahlreiche Beratungseinrichtungen gibt, und die Stadt Wien unterstützt sehr großzügig diese Beratungseinrichtungen, wie Peer-Beratung, zum Beispiel, Zentrum für Kompetenzen oder „Bizeps“. Diese Menschen haben selbst eine Behinderung, unterstützen aber auch Menschen mit Behinderung und helfen ihnen, ihre Bedürfnisse zu artikulieren und auch Anträge zu stellen. Deshalb gibt es ja auch die gesetzlich verankerte Interessensvertretung.

Die Leistung der Persönlichen Assistenz, die heute ja auch in zahlreichen Anträgen hier noch einmal aufscheint, ist für viele Menschen mit Behinderung ein geeignetes Instrument, das bessere Teilhabe am Leben ermöglicht. In Kombination mit der Assistenz am Arbeitsplatz soll das Ziel dieses Instruments sein, die Teilnahme am Erwerbsleben zu ermöglichen, im Sinne der Chancengleichheit für alle Menschen. 

Das Bundespflegegeldgesetz reicht in vielen Fällen nicht aus, um die Mehraufwendungen abzudecken, deshalb bleibt auch die politische Forderung nach Valorisierung beziehungsweise nach einer offenen Pflegegeldstufe aufrecht. 

Ich darf heute auch zu diesem Thema gemeinsam mit meinen Kolleginnen Marianne Klicka und Gabriele Mörk sowie mit den Kollegen Karlheinz Hora und Kurt Wagner einen Antrag einbringen, der lautet: 

„Die Frau Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird ersucht, bis Jahresende ein Modell für persönliche Assistenzleistungen zu erarbeiten. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (GRin Ingrid Korosec: Die eigene Stadträtin müssen Sie auffordern?)

Ja, warum nicht? - Wir haben die Frau Stadträtin ersucht, und ich denke, die Frau Stadträtin wird das auch tun.

Der Themenbereich Wohnen von Menschen mit Behinderung ist ja im Fachbereich „Betreutes Wohnen" organisiert und budgetiert. Ich denke, auch hier ist es ganz wichtig, dass in diesem Fachbereich sehr genau gesehen wird: Wie schaut die Qualität aus? Und deshalb ist es auch toll, dass jetzt alle Organisationen, die Betreutes Wohnen und auch Beschäftigungstherapie anbieten, im Dachverband organisiert sind und dort auch sinnvollerweise an weiteren Qualitätskriterien arbeiten können.

Ich darf vielleicht auch noch kurz erwähnen, dass in Wien derzeit rund 3 800 Plätze für Beschäftigungstherapie zur Verfügung stehen und dass es in Zukunft eine große Herausforderung sein wird, dass wir hier noch spezifischere Angebote für die immer älter werdenden Menschen mit Behinderung entwickeln. Auch die Qualifizierungsmaßnahmen bis hin zur Arbeitsintegration und auch die Lehre, die wir ja in den Lehrwerkstätten, zum Beispiel bei „wienwork“, anbieten und unterstützen, sind ein ganz wichtiger Bestandteil in der Behindertenpolitik. Diese Maßnahmen werden in Zusammenarbeit auch mit dem Arbeitsmarktservice Wien und dem Bundessozialamt durchgeführt.

Für die Aufrechterhaltung der Mobilität von behinderten Menschen wird es, wie auch schon in den vergangenen Jahren, eine Förderung des Fahrtendienstes geben, und dieser ist auch sichergestellt, denn Arbeit und Mobilität sind eine ganz wichtige Grundlage für ein selbstbestimmtes Leben. 

Gezielt gefördert, Frau Kollegin Pilz, werden auch unsere Jüngsten: Einerseits über unsere Frühförderstellen, wo Diagnostik, Entwicklungsbegleitung, Beratung und Therapie für Kinder von null bis sechs Jahren unter Einbeziehung der Familien angeboten wird, andererseits über sechs Kindergartengruppen und weiters auch 45 Schulklassen für Kinder mit ganz schwerer Behinderung sowie natürlich vereinzelt auch durch Unterricht in häuslicher Form.

Vorigen Freitag haben etwa 300 Menschen mit Lernbehinderung an einem internationalen Kongress in Wien teilgenommen. Er fand unter dem Titel „Wir haben Recht(e)!" im Austria Center zu den Themen Selbstvertretung und Mitbestimmung statt. Ich habe leider von den Oppositionsparteien hier keine einzige TeilnehmerIn bei diesem Kongress gesehen. Im Rahmen dieses Kongresses, der gemeinsam von Jugend am Werk und Vienna People First organisiert wurde, haben die TeilnehmerInnen sehr klar ihre Kompetenz zur Selbstvertretung bewiesen und auch einen Forderungskatalog an die Parlamentsparteien überreicht. 

Ich möchte noch ein paar Worte auch zur Wiener Wohnungslosenhilfe sagen. - Das Angebot der Wiener Wohnungslosenhilfe dient der sozialen und gesundheitlichen Stabilisierung von Menschen ohne feste Bleibe und vermeidet auf diese Weise einen weiteren sozialen Abstieg der Betroffenen. Unmittelbares Ziel jeder Unterbringung ist es, obdachlos gewordenen Menschen Unterkunft zu bieten. Und es ist ein erklärtes Ziel der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales, bis zum Jahr 2010 rund 700 bis 1 000 zusätzliche sozial betreute Wohnplätze geschaffen zu haben. Und ich darf auch hinsichtlich des Hauses, in dem Punks sozial betreute Wohnplätze bekommen, noch einmal darauf hinweisen: Das ist ein Betreuungsprojekt, und nicht - wie Sie auch hier immer wieder gesagt haben - eine „Punkerhütte". Hier werden die Menschen professionell betreut, so wie auch in allen anderen Wohnungsloseneinrichtungen der Stadt Wien. 

Zur Zeit betreut die Wiener Wohnungslosenhilfe im Durchschnitt 4 500 wohnungslose Menschen in 43 Einrichtungen mit rund 2 800 Wohnplätzen. Und ich denke, da hat sich auch in den letzten Jahren sehr viel in Richtung Qualität verändert. Auch das Mutter-Kind-Wohnen ist aufgenommen worden - es ist auch ein Schwerpunkt für 2008 -, und vor allem auch ein besonderes Gesundheitsprojekt für wohnungslose Menschen.

Ich denke, Sie haben heute auch gesehen, was mit dem Geld des Fonds Soziales Wien geschieht. Es geht auch da noch um die Grundversorgung für schutz- und hilfsbedürftige Fremde - auch eine sehr, sehr wichtige Einrichtung und eine wichtige Aufgabe, die wir da vom Bund übernommen haben. Rund 6 000 Menschen werden im Rahmen dieser Vereinbarung in Wien versorgt, und auch 2008 wird Wien dafür sorgen, dass Menschen, die eines besonderen Schutzes bedürfen, wie zum Beispiel Kinder und Jugendliche, von denen rund 100 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge sind, adäquat versorgt werden. 

Die Grundversorgungsleistung besteht in der Unterbringung in externen Quartieren mit Vertragspartnern, Taschengeld für die Menschen sowie Verpflegung, Krankenversicherung und medizinischen Leistungen, Sach- und Geldleistungen für Schulbedarf, Fahrtkosten, Kostenübernahme bei freiwilliger Rückkehr und Begräbnis. - Ich kann nur sagen, auch das ist ein ganz wichtiger Beitrag und ein Teil des Budgets des Fonds Soziales Wien. 

Sicherheit für einkommensschwache Menschen bedeutet derzeit in jedem Fall die Sozialhilfeleistung. Und - wir haben ja schon heute darüber gesprochen - bei den zahlreichen Projekten, die die Stadt Wien gestartet hat - und auch das ist Innovation! -, geht es um Beschäftigungsprojekte, mit denen wir versuchen, die SozialhilfebezieherInnen wieder in den Arbeitsmarkt einzugliedern und dadurch anfallende Sozialhilfekosten inklusive Krankenhilfe einzusparen. Mir ist lieber, wir investieren in ein Beschäftigungsprojekt, als wir zahlen nur Sozialhilfe aus. Die MA 40 wird diese Beschäftigungsprojekte weiterführen und ausbauen, wie zum Beispiel JobTransfair mit dem Ziel der Übernahme in ein fixes Dienstverhältnis, oder „JETZT", ein Folgeprojekt des Equal-Projektes „spurwechsel"; ich werde jetzt nicht im Detail näher darauf eingehen.

Mit dem Mobilpass, der im April 2008 startet, haben wir, glaube ich, auch eine innovative Maßnahme gesetzt. Hier können Sozialhilfe- und AusgleichszulagenbezieherInnen einen Mobilpass beantragen, und dieser ermöglicht einen Halbpreis bei Monatskarten und Tagesfahrscheinen. 

Jetzt kann man noch immer sagen, es ist alles viel zu wenig und es ist nicht innovativ. Ich denke aber, wenn man heute gehört hat, was mit dem Geld alles passiert, und wenn man das genauer betrachtet, dann muss man sagen, dass das ganz wesentliche Beiträge zur sozialen Sicherheit in dieser Stadt sind. 

Aber natürlich ist wirtschaftliche Dynamik nach wie vor eine entscheidende Grundlage für die soziale Sicherheit der Menschen. Die Ausgaben, die für die Bildung getätigt werden - und die übrigens erstmals die Milliardengrenze übersteigen -, helfen mit, den zukünftigen Zusammenhalt unserer Gesellschaft zu verbessern und die sozialen Chancen der Menschen zu erhöhen. Die Anstrengungen, die wir in der Arbeitsmarktpolitik unternehmen, und die speziellen Förderprogramme für Jugendliche sowie die Vermeidung von Armut für MigrantInnen, indem in Integrationsmaßnahmen investiert wird, sind weitere probate Mittel, die Chancen der Menschen zu erhöhen, am Leben und an der Lebensqualität der Stadt teilzuhaben. 

Deshalb bedanke ich mich bei allen MitarbeiterInnen der Stadtverwaltung, des Fonds Soziales Wien, des Dachverbandes und bei den privaten Organisationen für die ausgezeichneten Dienstleistungen am Menschen. Sie alle gewährleisten soziale Sicherheit und den Zusammenhalt in unserer schönen Stadt Wien. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist nun Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm. 

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Erstens möchte ich einmal Folgendes festhalten - das haben auch meine Vorredner schon gesagt: Wir haben das Budget des Fonds Soziales Wien, das über 770 Millionen EUR beträgt, am Freitag Nachmittag um zirka 17 Uhr erhalten. Ich glaube, das sagt alles! Wenn man ein Budget um diese Zeit bekommt, dann kann man diesem natürlich in keiner Weise zustimmen, weil nicht mehr nachvollziehbar ist, was da genau drinnen steht. Aber das ist nur ein Punkt, einer der Gründe, weshalb wir das Budget ablehnen.

Es gibt zum Beispiel auch eine Kostenabrechnung zwischen dem KAV und den Ordensspitälern. Es wurde zum Beispiel vor längerer Zeit den Ordensspitälern anderes zugedacht. Ich sage: Ordensspitäler erbringen eine hervorragende medizinische Leistung! Aber was passiert? - Die Abrechnung erfolgt in keiner Weise gleich. Ich sage: Für gleiche Leistung sollte gleicher Kostenersatz geleistet werden. Medizinische Leistung muss gleich bewertet werden! - Sie haben in diesem Bereich ein System vereinbart, wo das in Punkten ausgedrückt wird; das heißt: 1 Punkt - 1 EUR. Was aber ist Tatsache? - Die Ordensspitäler bekommen statt 1 EUR nur 60 Cent. - Ich glaube, hier sollte man auch für die Zukunft Gespräche dahin gehend führen, dass das nicht sein sollte. Ich sage es noch einmal: Die medizinische Leistung der Ordensspitäler ist hervorragend, und medizinische Leistung muss auch bei der Abrechnung gleich behandelt werden, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)

Ein weiterer Punkt, meine Damen und Herren: der KAV. - Im Bereich des KAV wurden zum Beispiel sehr viele Ärzte in der Geriatrie abgebaut. Ich sage Ihnen, Frau Stadträtin, das war ein sehr großer Fehler von Ihnen! Man hat diese Ärzte einfach abgebaut, anstatt dass Sie sie übernommen und in den Spitälern in der Akutmedizin untergebracht hätten. Das wäre nämlich deshalb ein großer Vorteil gewesen, weil zum Beispiel auch die Nachmittagsbetreuung erfolgen hätte können, PatientInnen auch nachmittags betreut werden hätten können oder zum Beispiel gewisse Vorbereitungen für die OPs gemacht werden hätten können. Was aber ist passiert? - Sie haben sie abgebaut. Was haben wir heute davon? - Wir haben lange Wartezeiten, es gibt ständig OP-Verschiebungen in vielen Bereichen, in den verschiedensten Spitälern, und sonstige Terminverschiebungen natürlich auch. 

Im AKH im Besonderen gibt es auch ein großes Problem. Das Problem sind nicht nur die OPs, sondern man muss schon auch einmal sagen, warum dort auch sehr viele OP-Terminverschiebungen stattfinden. Wenn man natürlich kein Personal und viel zu wenig Pflegepersonal im Akutbereich hat, dann darf man sich auch nicht darüber wundern, dass es in diesem Bereich auch Verschiebungen gibt, denn: Wenn keine Pfleger da sind, wer soll diese Leute betreuen? 

Ich glaube, hier haben Sie einen wirklich großen Nachholbedarf. Wenn es jetzt von Ihrer Seite auch heißt, Sie haben schon nachbesetzt, dann muss ich sagen: In Ihrer letzten Aussendung habe ich gelesen, dass Sie zirka 20 Personen im Akutbereich, also im Pflegebereich, nachbesetzt haben - aber das ist ein Tropfen auf dem heißen Stein! Wir bilden in Wien genug Pflegekräfte aus, und da sollten wir sie auch binden, meine Damen und Herren.

Beim Budget zwischen Bund und Land wurde auch sehr schlecht ausverhandelt. Der Bund stellt zum Beispiel nur einen Fixbetrag im Rahmen des Finanzausgleichs zur Verfügung. Und was passiert jetzt? - 2008 haben Sie schon das erste Debakel, das Finanzdebakel der Spitäler, denn es gibt 2008 keine Rücklagen mehr. 

Was ist das Nächste? - 2008 wird es bei den Spitälern ein Defizit von über 116 Millionen EUR geben. - Das ist Ihre Verhandlungstaktik zwischen Bund und Land. 

Bei der 24-Stunden-Pflege tragen auch wieder die Länder die finanzielle Hauptlast. Das Defizit des Fonds Soziales Wien wird dadurch 2008 um über 36 Millio-
nen EUR ansteigen. Das heißt, er wird im gesamten Bereich ein Defizit von über 557 Millionen EUR haben. 

Auch das Defizit der Pflegeheime der Stadt Wien, meine Damen und Herren, steigt um über 18 Prozent auf über 134 Millionen EUR an.

Wenn man sich jetzt noch die Gebietskrankenkassen dazu ansieht: Diese haben heuer 107 Millionen EUR Defizit! Was wird jetzt passieren? - Der Katastrophenfonds wird herhalten müssen, damit der Konkurs der Wiener Gebietskrankenkasse abgewendet werden kann. 

Frau Stadträtin! Genau in diesen Bereichen sind Sie gefordert! Denn nur vonseiten des Bundes zu sagen, man erhöht eben die Kassenbeiträge um 0,15 Prozent – ich glaube, das fällt jedem ein, dass man einfach nur Erhöhungen vornimmt, damit man gewisse Budgets ausgleicht. Aber in diesem Bereich, gerade in der Wiener Gebietskrankenkasse, sollte sehr viel geändert werden!

Ich werde Ihnen vielleicht eines vorschlagen - das haben wir schon lange gefordert -, nämlich im Bereich der Asylantenkosten. Hier gibt es auch große Probleme. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich weiß, jetzt werden Sie lauter, denn das hören Sie nicht gerne. Aber lassen Sie mich bitte ausreden. (GRin Anica Matzka-Dojder: Ich bitte um eine korrekte Sprache, Herr Kollege!) Ja, ich werde es Ihnen aber sagen. Hören Sie zu! Es ist sehr vernünftig, wenn Sie jetzt einmal zuhören. 

Zum Beispiel: Der Bund zahlt im Bereich der Grundversorgung im ersten Jahr nur einen Fixbetrag ein - und dann ist nichts, es kommt nichts weiter. Und was passiert dann? - Im ersten Jahr sind natürlich die Asylantenkosten, weil sie … (Rufe bei den GRÜNEN: Asylwerber!) – Oder Asylwerber. Bitte, wenn Sie das so wollen. – Es ist natürlich zu erwarten, dass im ersten Jahr die Kosten sehr hoch sind, und da bekommen sie vom Bund einfach nur einen Fixbetrag. Ich sage, das muss einmal geändert werden. Das Einzige, was der Bund jetzt Gott sei Dank einmal von uns übernommen hat – das entspricht der Forderung, die wir seit Jahren stellen -, ist, dass auf die e-card endlich ein Foto draufkommt, damit hier endlich auch einmal ein gewisser Missbrauch hintangehalten wird. (Beifall bei der FPÖ.)

Zum Beispiel auch im Drogenbereich haben Sie sehr große Probleme in Wien, meine Damen und Herren. (GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Ich glaube, vor allem Sie!) Das war sehr „nett" von Ihnen! Aber im Leben kommt alles zurück, glauben Sie mir das. Aber ich habe mir auch nichts anderes erwartet von Ihnen. Vielleicht sollen Sie einmal einen Drogendoktor aufsuchen! Das wäre nicht so schlecht. Wenn ich Sie genau anschaue, dann würde es Ihnen nicht schaden. 

Meine Damen und Herren! Ich würde eines vorschlagen. Sie haben ein „Help U" in die Welt gerufen, und das Projekt „SAM" machen Sie jetzt. Jetzt habe ich im Drogenbeirat schon verzweifelt gefragt, was diese zwei Projekte sollen. Was soll das? Das ist eine der reinsten Geldverschwendungen, denn jetzt gehen dort Leute auf und ab und wissen bis heute nicht, was sie dort machen sollen. Sie haben nämlich keine Befugnis, sie können gar nichts machen! Wenn Sie genau in diesem Bereich mehr Polizei eingesetzt hätten oder einmal Ihr Drogenkonzept überdenken würden, ich glaube, damit würden Sie in Wien sicherlich vieles ändern können. Ich habe auch das Zitat des Drogenkoordinators im letzten Beirat gehört - das ist von Ihnen gekommen, Sie haben ihn zitiert -, der gesagt hat: Wenn jemand so besoffen ist, dass er nicht einmal stehen kann, dann hat er auf der Straße nichts verloren! - Da muss ich dem Drogenkoordinator Dressel wirklich recht geben. Die haben alle nichts mehr auf der Straße verloren, denn die gehören alle auf Therapie und in ein Spital, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Wenn man sich heute auch noch die Fakten zur Kriminalität in Wien ansieht - im Bereich der U-Bahnen, im Bereich Karlsplatz zum Beispiel, wo es ja monatlich schon über 800 Anzeigen gibt -, dann braucht man sich nicht zu wundern, und ich glaube, man muss einmal zur Kenntnis nehmen, dass das Drogenkonzept in Wien gescheitert ist. Denn so, sage ich Ihnen, kann es in Wien in keiner Weise mehr weitergehen. 

Schauen Sie sich nur einmal die Kriminalstatistiken in Wien an - und das können Sie nicht wegleugnen -: Es hat heuer beispielsweise schon 66 Banküberfälle gegeben - und 70 Prozent von diesen Fällen sind ungeklärt! Was heißt das also? - Wir fordern seit Langem, dass zunächst einmal mehr Polizei auf die Straße, mehr Polizei nach Wien gehört: 1 600 Beamte. (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Warum machen Sie es dann nicht? 

Ich sage Ihnen: Genau das halte ich Ihnen vor, und hier ist es viel zu wenig. Allein schon in die U-Bahn-Bereiche gehört viel mehr Polizei, meine Damen und Herren. Aber, wie man ja sieht, Sie geben kein Geld aus für die Polizei, Sie geben für gar nichts Geld aus. 

Und wenn ich mir jetzt noch den Gesundheitsbereich im Bereich der Impfungen ansehe, wo Sie eine umsichtige Gesundheitsvorsorge betreiben sollten, im Bereich der HPV-Impfung, dann muss ich feststellen: Nein, da hapert es wieder, da haben Sie kein Geld! Da gibt man lieber 2,1 Millionen EUR für das Ernst Kirchweger-Haus aus, für die professionellen Randalierer dort. - Das ist Ihre Politik der Gesundheit, und sonst eigentlich nichts. Und wenn ich mir jetzt noch anschaue - ich habe mir das ausrechnen lassen -, dass eigentlich die Durchimpfung der Jugendlichen in Wien im Bereich der HPV-Impfungen nicht einmal 2,1 Millionen EUR ausmacht, dann muss ich ehrlich sagen, das ist grob fahrlässig, meine Damen und Herren. 

Rettungsdienst - ein letzter Punkt, den ich ansprechen möchte. Das Grüne Kreuz: Lange verhandelt - bis jetzt hat sich nicht viel bewegt. Ich sage Ihnen, Frau Stadträtin, genau hier müssten Sie auch einmal ein Machtwort sprechen, denn das kann es nicht sein, dass hier vier Organisationen den Kuchen nicht weiter aufteilen wollen. Die wollen untereinander bleiben, und sonst passiert da nichts. Es ist grob fahrlässig gegenüber den Wienern, wenn man jetzt eine EURO 2008 hat und das Grüne Kreuz da nicht in den Rettungsverbund aufnehmen will.

Wenn ich das jetzt alles zusammenfasse, meine Damen und Herren, dann sagen Sie mir bitte einen Punkt, wo ich Ihnen bei diesem Budget zustimmen kann! (GR Christian Oxonitsch, in Richtung FPÖ: Was ist mit dem Applaus? – Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist nun Frau GRin Mag Antonov. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte zunächst einmal anlässlich des bevorstehenden Alzheimertages die Gelegenheit nutzen, um zum wiederholten Mal Anträge einzubringen, um das Leben für Betroffene und ihre Angehörigen zu erleichtern.

Der erste Antrag betrifft die Erweiterung der kostenlosen Gesundenuntersuchung um einen Test zur Frühdiagnose der Alzheimerkrankheit. Dass Krankheiten, je früher sie erkannt werden, desto besser behandelt werden können, ist ja eine Binsenweisheit. Vielleicht können wir uns wirklich auch über Alzheimer unterhalten.

In formeller Hinsicht beantragen wir eine Zuweisung an den zuständigen Ausschuss.

Der zweite Antrag bezieht sich auf eine Wien-weite Bewusstseinskampagne zum Thema Alzheimer. Das Thema Alzheimer ist nach wie vor ein Tabuthema. Die Krankheit ist eine sehr schwere, nicht nur für die Betroffenen, sondern vor allem auch für die Angehörigen und für die pflegenden Angehörigen. Wir beantragen daher, dass eine Arbeitsgruppe eingerichtet wird, die sich mit dem Thema auseinandersetzt, und dass bezirksweite, Wien-weite Kampagnen, Infoabende, Schulungen, Vorträge und so weiter abgehalten werden. 

Um dieses Thema ernsthaft diskutieren zu können, beantragen wir auch hier eine Zuweisung an den zuständigen Ausschuss.

Wir haben ja hier heute schon viele interessante Ausführungen gehört, und ich möchte ein bisschen auf das eingehen, was ich im Bereich der Sozialpolitik gehört habe. Da wurde gesagt, im Zentrum der Sozialpolitik stehen die Menschen; sie baut auf auf wirtschaftlicher Dynamik und sozialen Komponenten. Und jetzt hat auch Frau GRin Stubenvoll gesagt, die soziale Sicherheit in der Stadt ist das oberste Ziel in der Stadtpolitik.

Dass Sie so ein Ziel haben, das spricht für Sie. Dass Sie es nicht umsetzen, ist schade. Und ich möchte das aufzeigen anhand des 15. Bezirks, der, wie Sie alle wissen, der einkommensschwächste Bezirk ist, der Bezirk mit den meisten MigrantInnen, der Bezirk mit der geringsten Lebenserwartung in Wien und ein Bezirk mit sehr vielen Problemen.

Wie gehen Sie mit den Problemen in so einem Bezirk um? Wie machen Sie deutlich, dass Ihr Ziel in dieser Stadt die soziale Sicherheit ist? - Zum Beispiel: Westbahnhof. Am Westbahnhof gab es immer soziale Einrichtungen, denn dass Bahnhöfe soziale Brennpunkte sind, ist ja sicher kein großes Geheimnis. Im Zuge der Umgestaltung des Westbahnhofes werden alle sozialen Einrichtungen, auch die Notschlafstelle, geschlossen. Im Bezirk wurde im Zuge des Flächenwidmungsverfahrens der Wunsch geäußert, auch von der SP im Bezirk, dass zumindest 5 Prozent der Gesamtfläche für eine soziale Einrichtung zur Verfügung gestellt werden sollten, um auch auftauchenden Problemen in diesem Gebiet begegnen zu können. Was machen Sie? - Das lehnen Sie ab. Nein, das brauchen Sie nicht! Lieber 300 oder 400 m² mehr Einkaufszentrum am Bahnhof. 

Es gibt Anträge von den GRÜNEN aus dem 15. Bezirk, die sich mit dem Problem rund um die Sexarbeiterinnen im Bezirk auseinandersetzen. Es gibt eine Einrichtung im Bezirk, SOPHIE, ein Projekt, das von der Volkshilfe unterstützt wird, das viel zu wenig ist für diesen Bezirk und für die Probleme, die es dort gibt. Immer wieder wird beantragt und gefordert, es muss eine weitere niederschwellige Einrichtung, Beratungseinrichtung, für Sexarbeiterinnen geben. Was aber machen Sie? - Auch das lehnen Sie ab. 

In diesem Bezirk gibt es viele Spannungsfelder. Es gibt Jugendgruppen in den Parks, die im immer enger werdenden öffentlichen Raum aufeinander treffen. Auch diese Jugendlichen lassen Sie allein. Während im 7. Bezirk für Jugendliche 151 EUR ausgegeben werden, sind es im 15. Bezirk 15 EUR. Anstatt ihnen Flächen und Einrichtungen zur Verfügung zu stellen, nehmen Sie ihnen solche noch weg. Man denke nur an den Meiselmarkt, da haben Sie lieber der Wiener Städtischen etwas geschenkt, als für die Jugendlichen etwas zu machen.

Heizkostenzuschuss: Auch der betrifft besonders im 15. Bezirk viele Leute. Der Heizkostenzuschuss ist in Wien niedriger als sonst irgendwo.

Das letzte aktuelle Beispiel ist die „Pankahyttn“. Was Sie damit gemacht haben, meine Damen und Herren, das kann man nur als fahrlässig bezeichnen. (GR Kurth-Bodo Blind: Jetzt sind wir schuld! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Anstatt die AnrainerInnen rechtzeitig zu informieren, anstatt AnrainerInnen und Punks die Möglichkeit zu geben, miteinander zu sprechen, anstatt AnrainerInnen und Punks die Möglichkeit zu geben, Ängste abzubauen, die vielleicht gar nicht notwendig sind, überlassen Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, das Feld der FPÖ, der natürlich nichts Gescheites zu dem Thema einfällt (Zwischenrufe bei der FPÖ.), außer die Gelegenheit zu nützen, zu hetzen und wieder einmal Menschen gegeneinander auszuspielen. (StR Johann Herzog: Habt ihr!)

Denn auch Punks sind Menschen. Das sind Jugendliche, die eine andere Lebensform wählen, als wir sie vielleicht wählen. Aber auch sie haben das Recht auf dieses Leben. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Wenn Sie sagen, Sie wollen die Punks nicht: Ja, was wollen Sie denn mit ihnen machen? Wo sollen sie hin? (StR Johann Herzog: Viele werden nicht unterstützt ...!) Ist es nicht viel besser, ihnen eine Möglichkeit zu geben, ihr Leben zu leben, und ihnen auch in diesem Wohnprojekt die Möglichkeit zu geben, das umzusetzen, was sie umsetzen wollen?

Hätte auch nur einer von Ihnen sich die Mühe gemacht, mit den Punks auch nur einmal zu sprechen, dann hätten vielleicht auch Sie kapiert (GR Kurth-Bodo Blind: ... mit nach Hause nehmen!), dass auch da Ideen und Ansätze vorhanden sind, die durchaus begrüßenswert sind. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Kurth-Bodo Blind: Nehmt sie euch nach Hause!)

Ich wohne im 15. Bezirk, ich habe sie also quasi zu Hause, und ich habe damit kein Problem. Leider ist es aber so ... (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich nehme mir lieber die Punks ins Wohnzimmer als Sie. (Beifall bei den GRÜNEN. - StR Johann Herzog: Das steht ja nicht zur Debatte! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Solange allerdings Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, weiter auf die FP-WählerInnen schielen und auch in der Sozialpolitik immer wieder Angst davor haben, sich endlich zu dem zu bekennen, was Sie selbst als Ziel bezeichnen, nämlich die soziale Sicherheit für die Menschen in dieser Stadt, solange wird sich auch hier nichts ändern. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Kurth-Bodo Blind: Jedem GRÜNEN seinen Punk!)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Ja, wir diskutieren heute den Budgetvoranschlag. Es sind ja schon einige Dinge gefallen, aber ich muss es leider wiederholen: Für den Gesundheits- und Sozialbereich gilt einmal mehr das Fortschreiben der bisherigen Politik. Hie und da gibt es zwar einige kosmetische Korrekturen, aber die großen und zukunftsweisenden Schritte werden vermisst. Lassen Sie mich dieses Symptom an einigen Beispielen aus dem Sozialbereich aufzeigen.

Angesichts der real existierenden Probleme für viele Menschen in Wien fordere ich die Stadtregierung dringend auf, die Lobhudelei über den Budgetvoranschlag der Gemeinde Wien einzustellen und an den Problemlösungen in dieser Stadt zu arbeiten. (Beifall bei der ÖVP.) Solange die Armut in Wien steigt - und das ist an den heute auch schon vorgestellten steigenden Ausgaben für Sozialhilfe ersichtlich -, ist es nahezu absurd, von einer erfolgreichen Politik in Wien zu sprechen. Das angeblich so erfolgreiche Wiener Budget bezahlen nämlich die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt. Ohne die dramatisch gestiegenen Gebührenerhöhungen oder die Einnahmen aus Bundesmitteln wäre selbst diese Fortschreibungspolitik nicht finanzierbar. 

Wie sieht nun der Voranschlag für die Sozialhilfe aus? - Es wurde heute auch schon angesprochen, dass die Dotation der Hilfe zur Sicherung des Lebensunterhalts um 18 Millionen EUR, also um 11,5 Prozent gestiegen ist. Gleichzeitig wurde aber die Hilfe in besonderen Lebenslagen um insgesamt 73 Prozent gekürzt. Das kann nun Folgendes bedeuten: Das kann bedeuten, dass die Stadt Wien künftig bedürftigen WienerInnen weniger Mittel aus der Sozialhilfe ohne Rechtsanspruch zugesteht. Mit dieser Politik werden die Armut und die Armutsgefährdung in Wien sicher nicht abnehmen. 

Hier wird eines ganz deutlich: Trotz sprudelnder Steuereinnahmen und Rekordeinnahmen spart das soziale Wien bei den Ärmsten. Das bedeutet, dass beispielsweise nur eine von bisher vier MindestpensionistInnen, deren Heizung im Jänner kaputt wird, die Chance hat, dass ihr die Wiener Sozialverwaltung diese Heizungsreparatur zahlen wird. 

Prinzipiell ist eine Ausweitung der Leistungen der allgemeinen Sozialhilfe zu begrüßen. Aber eine funktionierende und zukunftsweisende Arbeitsmarktpolitik, eine zukunftsweisende Bildungs- und Integrationspolitik würde die Hilfe in diesem Ausmaß erst gar nicht notwendig machen.

Ein weiterer Aspekt: Bei der Hilfe in besonderen Lebenslagen werden betroffene Menschen einmal mehr zur Bittstellerin, zum Bittsteller degradiert. 

Lassen Sie mich darüber hinaus noch einen Aspekt der Sozialhilfe ausführen: Die Sozialhilferichtsätze in Wien sind unter den niedrigsten aller Bundesländer. Nicht nur, dass Wien einen der niedrigsten Sozialhilferichtsätze hat, müssen überdies Menschen, die darauf angewiesen sind, auch noch monatelang auf das Geld warten. Bei Notfällen ist eine Wartezeit von mehreren Wochen untragbar, denn wenn in Not geratene Menschen dringend Geld brauchen, muss das Geld von der Stadt Wien innerhalb von zwei Wochen ausbezahlt werden.

In diesem Zusammenhang auch zum leidigen Thema der Wartezeit bei der Schuldnerberatung: Die Wartezeit wurde jetzt dadurch verkürzt, dass ehrenamtliche MitarbeiterInnen die SchuldnerInnen beim Ausfüllen der nötigen Unterlagen unterstützen. Meine Damen und Herren, es ist aber Aufgabe der Stadt, MitarbeiterInnen einzustellen, die SchuldnerInnen sofort und kompetent beraten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Der jährliche Bericht der Volksanwaltschaft - auch das konnten wir im heurigen Jahr bereits diskutieren - ist voll von Berichten über Missstände in der Sozialhilfeverwaltung der Stadt Wien. Es ist der Vollzug, der in Wien letztendlich SozialhilfeempfängerInnen zu BittstellerInnen degradiert. Wir fordern bereits seit Langem den Rechtsanspruch auf Heizkostenzuschuss in der tatsächlichen Höhe der Aufwendungen für sozial benachteiligte Menschen. Dieser soll bei Sozialhilfeanspruch auch automatisch ausbezahlt werden. 

Aufgrund der Gebührenerhöhungen und der Erhöhung der Preise von Strom und Gas ist die geringe Höhe des Heizkostenzuschusses von 100 EUR eine Verhöhnung der Ärmsten in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP und von Gemeinderäten der FPÖ.) Wir fordern einen Heizkostenzuschuss in der Höhe von mindestens 175 EUR. 

Mit der Gewährung des Heizkostenzuschusses betreibt die Stadt Wien einmal mehr die Politik der Almosenauszahlung, denn es wird von Jahr zu Jahr neu entschieden, wie hoch dieser Heizkostenzuschuss ist. Es wurde auch heute von der Stadtregierung schon gesagt, dass er heuer 100 EUR betragen wird. Ich kann mich daran erinnern, es ist bereits jahrelang so, dass der Heizkostenzuschuss in der gleichen Höhe ausbezahlt wird. Also auch hier kann man nicht von Innovation und einer Anpassung an die tatsächlichen Kosten sprechen.

Das Gleiche schreibt sich natürlich fort in der Politik für behinderte Menschen. Ich bin vor dreieinhalb Jahren mit Elan in die Behindertenpolitik der Stadt eingestiegen, aber ich bin leider bereits sehr ernüchtert. Die Ankündigungen warten auf Umsetzung, und Visionen fehlen zur Gänze. (Beifall bei der ÖVP.)

Frau Kollegin Stubenvoll hat uns schon gesagt, dass sie zahlreiche Informationen zum Budget des FSW hat. Ich denke, diese Informationen können nur in der fraktionellen Vorbesprechung vor der Beiratssitzung stattfinden, weil wir diese Informationen nicht haben. 

Was das Wohnen für behinderte Menschen betrifft, weicht der Voranschlag um minus 3 Prozent gegenüber dem Budget vom letzten Mal ab. Ich weiß nicht, wo hier die Innovationen und der Ausbau im Bereich des Wohnens für behinderte Menschen herausgelesen werden können. Auch für Beschäftigung und Tagesstruktur werden heuer um 6 Prozent weniger an Mitteln zur Verfügung gestellt. 

Ein Paradigmenwechsel in der Behindertenpolitik macht natürlich auch ein Umdenken im Wohnen für behinderte Menschen nötig. Behinderte Menschen brauchen auf Grund ihrer unterschiedlichen Bedürfnisse auch ein breites Spektrum an unterschiedlichen Angeboten. Durch die Bewusstseinsänderung der Betroffenen hat folgender Paradigmenwechsel stattgefunden: Betroffene sind nicht weiter BittstellerInnen, sondern sind KundInnen von Dienstleistungen, die diese Stadt zur Verfügung stellt.

Weiters werden von Betroffenen die bestehenden Angebote und Strukturen im Hinblick auf die Bedürfnisgerechtigkeit hinterfragt. Das bedarf zukunftsweisender Projekte im Wohnen für behinderte Menschen, die - nochmals - in keiner Weise in dem Voranschlag zu finden sind. Aus dem Budgetvoranschlag geht hervor, dass weniger Mittel für den Ausbau des Wohnens für behinderte Menschen zur Verfügung stehen und dass damit überhaupt kein Geld für neue, innovative und zukunftsträchtige Projekte zur Verfügung steht. 

Die BetreiberInnen der aktuellen Angebote der Wohngemeinschaften betreiben diese mit großem Engagement. Fest steht aber, dass ein Ausbau von Wohnplätzen erforderlich ist, dass behinderte Menschen künftig frei wählen können müssen, welches Angebot der Stadt, der Träger sie nutzen wollen. Das Angebot muss flexibler, vielfältiger, durchlässiger, bedürfnisorientierter und zukunftsweisender sein. (Beifall bei der ÖVP.) Die vorhandenen Strukturschwächen sind allein mit dem quantitativen Ausbau des Wohnangebots nicht zu lösen, dazu braucht es längerfristige Perspektiven und Zielvorstellungen.

Nun zu einem weiteren sehr wichtigen Thema, das auch meine Kollegin Stubenvoll schon angesprochen hat, der Persönlichen Assistenz. Behinderte Menschen haben ein Recht auf selbstbestimmtes Leben. Die Lösung dazu heißt Persönliche Assistenz, die für alle Lebensbereiche ausgeweitet werden muss. Frau Kollegin, Sie haben schon einige Aspekte von Persönlicher Assistenz angesprochen, die ich auch eins zu eins unterschreiben kann, aber darüber hinaus möchte ich noch einige Anmerkungen machen, wo wir uns nicht unbedingt wiederfinden. 

Wichtig ist, dass behinderte Menschen die Hilfe 
überall dort bekommen, wo sie diese dringend benötigen. Durch die Persönliche Assistenz können behinderte Menschen ihr Leben selbst in die Hand nehmen und selbst gestalten. Außerdem ist die Persönliche Assistenz eindeutig die effizienteste Hilfe mit den besten volkswirtschaftlichen und humanitären Auswirkungen. 

Was heißt „volkswirtschaftliche Auswirkungen"? - Behinderte Menschen werden zu ArbeitgeberInnen: Sie beschäftigen AssistentInnen. Sie können einer Erwerbstätigkeit nachgehen und werden somit zu SteuerzahlerInnen, und Familienangehörige werden entlastet und können ebenfalls einer Erwerbstätigkeit nachgehen. Dieses innovative Modell garantiert bereits in vielen Ländern ein selbstbestimmtes Leben von behinderten Menschen. 

Behinderte Menschen fordern heute selbstbewusst ihre Rechte ein, und das vollkommen zu Recht. Gleichstellung statt Mitleid und Almosen darf kein Lippenbekenntnis sein. Chancengleichheit ist keine lästige Pflicht gegenüber Benachteiligten, sondern eine Chance für unsere Gesellschaft. Wir alle profitieren von einem Leben in Vielfalt, das die gleichberechtigte Teilhabe behinderter Menschen als Bereicherung begreift. Nicht alle Menschen sind gleich, doch alle Menschen haben die gleichen Rechte. Dies zu ermöglichen und die nötigen Rahmenbedingungen zu schaffen, dafür ist die Politik zuständig.

Meine Kollegin Claudia Smolik und ich wollen in diesem Zusammenhang - betreffend die Gleichstellung behinderter Menschen und die Chancengleichheit behinderter Menschen - einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, betreffend die Einsetzung einer Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines Wiener Behindertengleichstellungsgesetzes unter Einbindung von selbst betroffenen ExpertInnen:

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, zur Vorbereitung eines Wiener Behindertengleichstellungsgesetzes eine Arbeitsgruppe unter Beteiligung von ExpertInnen der Wiener Behindertenbewegung einzusetzen. Diese Arbeitsgruppe soll einen derartigen Entwurf möglichst rasch erarbeiten, sodass dieser spätestens im ersten Quartal des Jahres 2008 im Wiener Landtag zur Beschlussfassung vorgelegt werden kann. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags beantragt." (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Noch einmal kurz zurück zur Persönlichen Assistenz: Persönliche Assistenz ist eine Organisationsform zur Hilfe für Menschen mit Behinderung, welche die Fremdbestimmung reduziert und Selbstbestimmung und Selbstverantwortung ermöglicht. Und: Persönliche Assistenz ist ein Instrument, das Chancengleichheit ermöglicht und Diskriminierung abbaut. Das Angebot von Persönlicher Assistenz entspricht dem Anspruch innovativer Behindertenpolitik. Es darf nicht länger so sein, dass behinderte Menschen im Wien des 21. Jahrhunderts noch immer als Almosenempfänger oder in Einrichtungen leben müssen. Der Alltag im gewohnten Umfeld mit optimaler Hilfestellung muss für sie möglich sein. 

Persönliche Assistenz ist eine Grundvoraussetzung dafür, dass behinderte Menschen in Wien ein selbstbestimmtes Leben führen können - und hier, Frau Kollegin Stubenvoll, unterscheiden wir uns. Wir fordern, die Leistung von Persönlicher Assistenz muss einkommens- und vermögensunabhängig sein, jedem behinderten Menschen, der sie braucht und will, zugänglich sein, bedarfsgerecht gewährleistet sein - das bedeutet: Keine Pauschalfinanzierung mit Deckelung -, und die Wahlfreiheit der Organisationsform muss durch die Bereitstellung der notwendigen Finanzmittel gewährleistet sein.

Wir bringen hier, Frau Kollegin Claudia Smolik und ich, gemeinsam einen Antrag betreffend Persönliche Assistenz nach März 2008 ein:

„Die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird ersucht, dafür Sorge zu tragen, dass nach Ablauf des Modellprojekts Persönliche Assistenz im Jahr 2008 eine ausreichende finanzielle Deckelung und eine Leistung mit Rechtsanspruch allen Menschen mit Behinderung, die die Persönliche Assistenz in Anspruch nehmen wollen, zur Verfügung steht. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags." (Beifall bei der ÖVP.)

Leider bin ich mit meiner Redezeit schon am Ende, aber ich möchte unbedingt noch einen Antrag betreffend die Erfüllung der Einstellquote nach dem Bundes-Behinderteneinstellungsgesetz einbringen. Frau Kollegin Stubenvoll hat schon darauf hingewiesen, dass die Gemeinde dieser Einstellverpflichtung nachkommt, aber leider nur im engeren Sinn. Im weiteren Sinn, das wissen Sie, ist die Einstellungsverpflichtung nicht gewährleistet. Es gibt andere Städte, die uns das vormachen; das ist in Oberösterreich der Fall, in Linz, in der Stadt Graz und so weiter. Unser dahin gehender Beschlussantrag lautet: 

„Der Bürgermeister der Stadt Wien wird ersucht, alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, damit Wien die Behinderteneinstellquote endlich erfüllt und somit keine Steuereinnahmen zur Zahlung der Ausgleichstaxe erforderlich sind. Die Bereitstellung ausreichender Dienststellen solle ehest möglich umgesetzt werden. Zudem ist dem Gemeinderat über den aktuellen Stand des Vollzugs des Behinderteneinstellungsgesetzes kontinuierlich zu berichten. 

Die GRÜNEN und wir beantragen in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung des Antrags." - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günter Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ramskogler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren des Wiener Gemeinderates! 

Die demographische Entwicklung in Wien zeigt, dass die Lebenserwartung hier derzeit durchschnittlich 78,5 Jahre beträgt. Man rechnet mit einer steigenden Lebenserwartung; so soll 2030 die Lebenserwartung durchschnittlich bei 80,2 Jahren für Männer und bei Frauen in etwa bei 85,6 Jahren liegen. Nun, was bedeutet das? Diese Untersuchungen zeigen uns, dass wir hier gesundheitspolitisch die richtigen Entscheidungen für die Zukunft treffen müssen. Es bedeutet auch, hier Verantwortung zu übernehmen, das heißt, Geld der Wiener und Wienerinnen, der SteuerzahlerInnen in die Hand zu nehmen und es dementsprechend gut auszugeben. 

Hier wird auch gesagt - zum Teil von diesem Pult aus -, die Sozialdemokratie gibt dafür kein Geld aus. Das ist eine Behauptung, zu der mir wirklich die Worte fehlen, aber es muss trotzdem erwähnt werden. Denn 2007 wurden 1,38 Milliarden EUR für das Gesundheitswesen in Wien ausgegeben, und 2008 sind es 1,563 Mil-
liarden EUR - Herr Kollege, wenn das nichts ist, dann weiß ich es nicht! Gesundheitspolitik in Wien wird nämlich ernst genommen, wenn es darum geht, vorausschauende Gesundheitspolitik zu betreiben, um dementsprechend präventiv auf Maßnahmen reagieren zu können, die hier sozialpolitisch anstehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! In Wien ist es auch so, dass armen Menschen - und es ist ganz besonders wichtig, dies hier festzustellen -, dass Menschen, die wirklich arm sind, eine medizinische Versorgung und eine psychische Versorgung zugute kommt! Das heißt, auch Menschen, die aus diversen Gründen wirklich in Armut sind, haben in Wien medizinische und psychologische Versorgung, und das ist zum Teil, wenn Sie sich Europa anschauen, einzigartig.

Weiter zu dem Eingangssatz, den ich darüber gesagt habe, dass die Menschen immer älter werden: Die vorausschauende Gesundheitspolitik der Stadt Wien zeigt sich auch darin, dass mehr als 350 Millionen EUR von der Stadtregierung in die Hand genommen werden und bis 2015 eine Geriatriereform umgesetzt wird, weil wir das in Zukunft brauchen werden. Frau Kollegin Korosec, ein Viertel der Langzeit-Gepflegten in den geriatrischen Zentren der Stadt Wien wird wieder nach Hause entlassen. Das bedeutet, dass die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Pflegezentren und Geriatriezentren in Wien großartige Arbeit leisten.

Weiterhin möchte ich auch darauf hinweisen, dass für den KAV im Budget 2008 schwerpunktmäßig für Betriebskosten, aber auch für Investitionskosten eine Erhöhung vorgesehen ist. 

Welche Schwerpunkte wurden gesetzt, und welche politischen Entscheidungen wurden für die Zukunft der Gesundheitspolitik in Wien getroffen? Zum einen geht es um ein Dialysezentrum. Weil eben die Menschen immer älter werden, werden auch, medizinisch gesehen, immer mehr Dialyseplätze notwendig. Für Wien sind gemäß dem österreichischen Strukturplan Gesundheit bis 2010 9,6 Dialyseplätze pro 100 000 Einwohner erforderlich. Was macht die Wiener Gesundheitspolitik? Sie geht her und versucht, schon vorausschauend bis 2009 in etwa 193 Plätze zur Verfügung zu stellen. 

Was heißt das? - Vorausschauende Politik und Prävention bestehen darin, jetzt schon dafür zu sorgen, dass wir auch in Zukunft ein gutes, soziales Gesundheitssystem haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es wird weiterhin vom KAV in die Fertigstellung des AKH investiert, aber natürlich auch in den Ausbau der Spitzenmedizin sowie in Stationssanierungen. Das möchte ich auch besonders betonen: Wenn Bettenstationen oder Stationen in den Wiener Spitälern - und so ist es nun einmal - alt werden und technisch und medizinisch den sozial bedürftigen Menschen nicht mehr der Standard geboten ist, dann muss man dementsprechend sanieren. Diese Qualitätsstandards sind so weit angehoben worden, dass dort so saniert wird, dass es den Menschen auch wirklich wieder anschaulich ist und eine gute medizinische Versorgung im Sinne der Qualitätsstandards möglich ist. 

Hier möchte ich nur erwähnen, dass zum Beispiel die Tropenmedizin im KFJ, aber auch die Neurochirurgie in der Rudolfstiftung saniert wird, dass mehrere Adaptierungen in Hietzing stattfinden werden, aber auch die Kinder- und Jugendpsychiatrie sowie die Neurologie und die 4. Medizinische Abteilung im Wilhelminenspital saniert werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Man muss dort ansetzen, wo es notwendig ist, keine Frage, und es ist auch immer wichtig, am Ball zu bleiben und dementsprechend Verbesserungen im Gesundheitssystem herbeizuführen. Denn schließlich geht es darum, dass die Menschen eine gute, qualitativ hochwertige medizinische Versorgung in Wien haben.

Aber nicht nur die medizinische Versorgung ist notwendig, sondern auch die Sicherheit, und die Sicherheit in Bezug zur Gesundheit stellt die Wiener Rettung dar. Die Wiener Rettung ist mit 698 Mitarbeitern immer vor Ort, wenn es notwendig ist, wenn wirklich sozusagen Not am Mann, Not an der Frau ist, um für die Menschen da zu sein. Für die Wiener Rettung werden im Vergleich zu 2007 im Jahr 2008 um 2,5 Millionen EUR mehr ausgegeben, in Abzug der Rettungsleitungsstelle, die im Frühjahr 2008 in Betrieb genommen wird.

Was ich auch noch sagen möchte, ist, dass Sie sich einmal vorstellen müssen, dass die Mitarbeiter der Wiener Rettung im Jahr 2006 über 170 000 Einsätze gefahren sind. Es werden leider immer mehr Einsätze, und es müssen in etwa um 15 000 Einsätze mehr gefahren werden, das heißt, eine Steigerung, die auch vom Personal wirklich gut hingebracht wird. 

Von der WHO wird für 2020 prognostiziert, dass psychische Erkrankungen gleich nach Herzinfarkten die häufigsten Erkrankungen sein werden. Die Wiener Stadtregierung ist hier vorausschauend unterwegs und muss dementsprechend, was psychische Erkrankungen betrifft, Handlungen im Gesundheitssystem der Stadt Wien setzen. Das wird auch gemacht. 

Keine Frage - das muss man schon anmerken -, wir würden auch in die psychische Versorgung noch mehr investieren, wenn es möglich wäre; nichtsdestoweniger wird viel getan, und ich möchte es hier auch erwähnen. Mit 1. Dezember werden zum Beispiel 20-Stunden-Posten im KFJ, in der Semmelweisklinik und in der Rudolfstiftung mit einem psychiatrischen Liaisondienst besetzt. Das ist absolut notwendig, es wird gemacht und ist bereits ab 1. Dezember Realität. 

Wir arbeiten gesundheitspolitisch daran, psychische Erkrankungen gleichzustellen, gleichwertig zu sehen wie medizinische Erkrankungen; das bedeutet für uns eine Entstigmatisierung der psychischen Erkrankungen. Das sieht man auch daran, dass die Kinder- und Jugendpsychiatrie ausgebaut wird, dass hier gehandelt wird, weil man gesehen hat, dass es notwendig ist.

Um eine lückenlose Versorgung zur Behandlung von psychischen Erkrankungen von Kindern und Jugendlichen in Wien zu gewährleisten, haben der KAV, der Psychosoziale Dienst und die MAG ELF auch einen psychiatrischen Liaisondienst für Kinder und Jugendliche eingerichtet. Ebenso ist es möglich, dass Kinder und Jugendliche in einer Krisensituation zu einer Soforthilfe kommen können. Am Rosenhügel werden dementsprechend auch Plätze dazukommen, dort wird von 18 Plätzen auf 28 Plätze aufgestockt, und auch im AKH werden vier Betten hinzukommen. 

Ich möchte hier auch betonen, dass es natürlich notwendig ist, dass man auf Experten und Expertinnen hört und in Zusammenarbeit mit ihnen Handlungen setzt. Die Gesundheitspolitik, die hier betrieben wird, ist jene, die vorausschauend handelt.

Es ist auch notwendig, hier zu sagen, Frau Kollegin Pilz, dass die in Ihrem Antrag geforderten psychiatrischen Pflege-Konsiliardienste zum Beispiel im AKH seit zwei Jahren Realität sind. Es gibt dort den psychiatrischen Pflege-Konsiliardienst, und er wird zirka zwanzig Mal im Jahr in Anspruch genommen. Das heißt, es gibt ihn - keine Frage, er ist da -, aber er wird nicht in Anspruch genommen, oder eben nur sehr wenig, wie ich Ihnen hier mitteilen kann. Dass es einen Sinn der Sache gäbe, darin möchte ich Ihnen zustimmen, nur muss man sich in dem Fall etwas überlegen, was vielleicht besser ist als dieser Vorschlag, den Sie in Ihrem Antrag formulieren. Die Stadtregierung wird sich damit auseinandersetzen, dass auch hier eine sinnvolle Lösung gefunden wird, so wie in allen Problembereichen, die sich uns stellen.

Sehr geehrte Damen und Herren! In aller Kürze möchte ich, was die psychische Versorgung in Wien betrifft, auch REiNTEGRA erwähnen, weil das einfach ein Projekt ist. Ich danke auch Herrn Geschäftsführer Brinskele, der sich da immer dahinter setzt und eine Leistung vollbringt, die absolut wunderbar ist. Er hat es nämlich seit 2003 geschafft - damals gab es 160 Plätze -, bis 2007 insgesamt 225 Plätze für psychisch Kranke zu schaffen, die dort wieder in eine Beschäftigung kommen. Das ist eine Aufgabe und ein Projekt, das sich europaweit sehen lassen kann - denn es gibt europaweit kein vergleichbares Projekt -, und es ist absolut voll von der Stadt Wien finanziert. Ich denke, auch solche Sachen müssen einfach gesagt werden und sollten Sie kennen lernen, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Nicht unerwähnt lassen möchte ich die Gesundheitsförderung und Strukturentwicklung, denn diese Abteilung unterstützt auch ganz, ganz innovative Projekte. Weil hier immer wieder von einer Fortschreibung oder einer Verwaltung der Gesundheitspolitik gesprochen wird: Nein, sehr geehrte Damen und Herren, es gibt innovative Projekte! Es würde zu lang dauern, alle zu nennen; ich nenne eines, weil ich mich ganz besonders darüber freue, dass auch im Bereich der psychischen Gesundheit wirklich etwas geschaffen wurde, was dazu beigetragen hat, zu entstigmatisieren, Behandlungswege zu verkürzen und damit Geld zu sparen, nämlich Geld der SteuerzahlerInnen von Wien, wenn es darum geht, Depressionen und psychische Erkrankungen früh zu erkennen. Hier hat die Stadt Wien finanziell und auch inhaltlich einen Weg eingeschlagen, der in Europa vorbildlich ist. 

Zum Thema Sucht- und Drogenpolitik darf ich nicht unerwähnt lassen - alle Jahre wieder, Herr Kollege Lasar hat es noch immer nicht verstanden -, dass „Help U“, was die Befugnisse betrifft, nicht unbedingt eine Truppe ist, die festnimmt oder irgendwie zu prügeln beginnt. Was „Help U“ an und für sich ist, muss man vielleicht wirklich ein bisschen näher erklären. Es geht auch im Gespräch sehr viel, sehr geehrte Damen und Herren! Kommunikation ist das Lösungswort, sehr geehrte Damen und Herren, aber nicht Prügeln, Strafe oder sonstige Ideen, die in Ihren Köpfen herumschwirren. So geht das nicht in der Drogenpolitik. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber ich habe es auch letztes Jahr schon gesagt: Bei uns geht es anders. Sozialdemokratische Gesundheitspolitik versucht immer wieder, neue Wege zu suchen und auch zu finden. Das zeigt nicht nur „Help U“, sondern das zeigen auch viele andere Projekte wie „a_way“, „aXXept“ oder etwa „SAM“, ein ganz neues Projekt. Das bedeutet so viel wie - bitte aufpassen, sonst hat es wieder jemand nicht verstanden – „Sozial - Sicher - Aktiv - Mobil", und da geht es auch darum, dass Menschen mit Menschen reden, sodass es durch eine Kommunikation, die da läuft, zu friedvollem Miteinander und konfliktfreiem Miteinander kommt, aber nicht darum, irgendwie zu strafen.

Es wird mir die Zeit knapp, deshalb möchte ich nur ganz kurz noch erwähnen, dass 2008 auch mehr Therapieplätze bei niedergelassenen Therapeuten für die Drogenarbeit in Wien entstehen sollen, aber auch Alkohol- und Frühinterventionen Schwerpunkte der Prävention in der Wiener Drogenpolitik sein werden.

Daher abschließend noch einmal für alle, die eventuell eine Möglichkeit haben, hier auch zuzuhören und davon zu profitieren, wenn sie etwas Neues hören: Sehr geehrte Damen und Herren, es ist notwendig, vorausschauende Gesundheitspolitik zu betreiben! Denn nur dann, wenn man für die Zukunft in die Gesundheit investiert, erspart man sich auch entsprechende Kosten, weil die Leute nicht so schnell krank sind, sondern gesund werden. 

Daher ist es notwendig, sozialdemokratische Gesundheitspolitik so ausschauen zu lassen, dass Gesundheit kein Privileg für besser Verdienende ist, kein Privileg für intelligentere Menschen, sondern ein Recht für alle Menschen, unabhängig von Einkommen oder sozialer Schicht. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Smolik, bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin!

Ich möchte mich in meinem Redebeitrag mit dem Thema Menschen mit Behinderungen auseinandersetzen und hauptsächlich auf die heute schon mehrmals erwähnte Persönliche Assistenz zu sprechen kommen. 

Ich bin ja froh, dass die Persönliche Assistenz jetzt offensichtlich bis zum Jahresende so weit im Gespräch ist und auch von Seiten der SPÖ erkannt wurde, dass wir hier Handlungsbedarf haben, weil ja für den Pilotversuch, der im Moment mit 21 Menschen läuft, unklar ist, wie es damit weitergeht. Ich finde es herzig - unter Anführungszeichen -, wenn hier jetzt die SPÖ einen Antrag einbringt, der die Frau Stadträtin auffordert, bis Jahresende ein Modell zu erarbeiten. 

Denn entweder gibt es schon Ideen oder Vorschläge, wie es mit diesem Pilotprojekt weitergeht; dann wäre es interessant, diese hier auch zu erfahren. Oder es ist jetzt offensichtlich bis Jahresende doch noch einen Monat Zeit, um auf die Schnelle eine Lösung für jene Menschen zu finden, die sich auch in der Aktionsplattform mittlerweile zusammengefunden haben, die davon betroffen sind und die es einfordern, dass die Persönliche Assistenz weitergehen muss. 

Wir GRÜNE haben uns immer für die Persönliche Assistenz ausgesprochen und sehen das als ein wichtiges, wenn nicht das wichtigste Instrument an, um eine gleichberechtigte Teilnahme von Menschen mit Behinderungen in der Gesellschaft zu ermöglichen. Ich denke, so weit sind wir uns auch fraktionsübergreifend einig, dass das ganz, ganz wichtig und notwendig ist. Trotzdem gibt es offensichtlich Bedenken von Seiten der SPÖ, hier nicht für Klarheit zu sorgen. Das muss ich Ihnen hier schon vorwerfen, dass Sie die Betroffenen im Stich lassen beziehungsweise im Unklaren lassen. (GRin Erika Stubenvoll: Es ist aber mit ihnen gesprochen worden!) 

Das ist schön, wenn mit den Betroffenen gesprochen wurde. Dann wäre es vielleicht auch schön, wenn wir über die Ergebnisse dieser Gespräche informiert werden könnten. Es bietet sich ja dann die Rede der Frau Stadträtin an, uns darüber zu informieren, wie es aussieht und was bei diesen Gesprächen herausgekommen ist beziehungsweise wie es weitergeht. Denn das ist ja das Problem, das in den letzten Wochen eklatant auf den Tisch gekommen ist, dass die Betroffenen hier in einer Unsicherheitssituation sind, die wir ihnen eigentlich nicht zumuten dürften. 

Kollegin Praniess-Kastner hat schon einige unserer gemeinsamen Anträge eingebracht. Ich möchte jetzt auch noch Anträge einbringen, und zwar zum Thema Persönliche Assistenz, die nicht nur ein Wiener Thema ist. Natürlich braucht es hier eine bundeseinheitliche oder bundesweite Regelung, und es braucht auch einen Rechtsanspruch, was aber schon von meinen Vorrednerinnen erwähnt wurde. 

Ich möchte gemeinsam mit Kollegin Praniess-Kastner den Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, dass die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales ersucht wird, Gespräche mit VertreterInnen des Bundes aufzunehmen, um bundeseinheitliche Regelungen betreffend die Persönliche Assistenz unter Einbeziehung von betroffenen ExpertInnen auszuarbeiten.

Hier beantragen wir die sofortige Abstimmung. (GRin Erika Stubenvoll: Also keine Zuweisung?) 

Keine Zuweisung, nein. (GRin Erika Stubenvoll: Schade!) Ich denke, es ist Zeit, hier Farbe zu bekennen und den Betroffenen zu signalisieren, wie Sie das handhaben und wie damit umgegangen wird.

Ich möchte zur Kostentransparenz und zum Kostenvergleich, der ja sehr viel in Anspruch genommen wird, wenn es um die Persönliche Assistenz geht, auch einen Antrag einbringen. Denn es ist zu befürchten, dass gerade das Kostenargument von Ihrer Seite gebracht wird, um dieses Pilotprojekt nicht mehr weiterzuführen. 

Es ist ja immer die Rede davon gewesen, dass es evaluiert werden soll, dass es Ergebnisse geben soll, dass vor allem die Zufriedenheit der TeilnehmerInnen und die gesamten Kosten erhoben werden. Wir sind sehr für die Evaluierung, aber wir befürchten, dass hier nicht alles erhoben wird. Mit „nicht alles" meinen wir, dass auch im Vergleich zu den sonstigen Lösungen beziehungsweise sozialen Diensten oder Förderungen/Sub-
ventionen, die diese Menschen beantragen könnten, hier der Vergleich nicht in dieser Evaluierung drinnen sein könnte, sodass man uns nur eine Summe oder Teilsummen bekannt gibt und hier dann eigentlich keine Kostenwahrheit nachzuvollziehen ist. (GRin Erika Stubenvoll: Das sind aber alles Spekulationen! Vermutungen sind das!)

Deswegen bringe ich, wieder gemeinsam mit Kollegin Praniess-Kastner, einen Antrag ein, dass die Evaluierung des Modellprojekts Persönliche Assistenz dem Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales auch berichtet wird und unter anderem Folgendes beinhaltet: Die Kostenvergleiche pro Teilnehmer/Teilnehmerin und Pflegestufe, nämlich die Betreuungskosten Modellprojekt Persönliche Assistenz, die geleisteten Stunden der AssistentInnen pro Tag und/oder auch Nachtstunden im Vergleich zu den sozialen Dienstleistungen für das gleiche Stundenausmaß durch alle dafür in Frage kommenden Organisationen.

Auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung.

Ein weiterer Bereich, der rund um dieses Pilotmodell Persönliche Assistenz, das wir jetzt noch laufen haben, aufgetaucht ist, ist, dass die erhöhte ambulante Monatspauschale eingeführt wurde. Diese wurde auch in Anspruch genommen, eine sehr sinnvolle und, wie man sieht, auch sehr notwendige Maßnahme. Denn man hat ja gemerkt, dass hier die Nachfrage sehr, sehr groß ist. 

Nur: Auf der Homepage des Fonds Soziales Wien ist der Eintrag nachzulesen, dass es sich bei der erhöhten ambulanten Monatspauschale um eine freiwillige Leistung des Fonds Soziales Wien handelt - stimmt, ja - und dass diese nicht mehr zur Verfügung steht. Dass diese Maßnahme, diese Pauschale, diese freiwillige Leistung eingestellt wurde, ist für die Betroffenen eigentlich, sagen wir einmal, keine Überraschung gewesen (GRin Erika Stubenvoll: ... nicht neu!), aber es ist doch überraschend gewesen, dass das nicht mehr zur Verfügung steht, dass es hier finanzielle Einbußen gibt, dass vor allem Menschen mit Behinderungen, die einen hohen Bedarf an Hilfe und Unterstützung haben, davon betroffen sind und eigentlich auf dieses Geld angewiesen waren und sind. 

Auch hier stellen Kollegin Praniess-Kastner und ich einen Beschlussantrag, dass die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales aufgefordert wird, im Bereich der Leistungen der Stadt Wien an Menschen mit Behinderungen folgende Punkte sicherzustellen, nämlich: Die Vergabe dieser bestehenden Leistungen nach dem Wiener Behindertengesetz wie die erhöhte ambulante Monatspauschale oder die Persönliche Assistenz ist so lange zu gewährleisten, bis eine allenfalls bessere Lösung in diesem Bereich erarbeitet wurde. Und zweitens: Bis spätestens Juni 2008 soll gemeinsam mit Behindertenberatungsstellen ein Konzept zur Verbesserung der aktuellen Situation für betroffene Menschen in diesem Bereich erarbeitet werden.

Hier beantragen wir die Zuweisung des Antrags an den Ausschuss für Gesundheit und Soziales.

Meine Vorrednerinnen haben auch schon über das Behinderteneinstellungsgesetz gesprochen. Dieses Gesetz besagt ja, dass pro 25 DienstnehmerInnen eine Person mit dem Status Begünstigter/Behin-
derter/Begünstigte/Behinderte zu beschäftigen ist. Es ist leider so, dass dieses Freikaufen - wie es ja oft bezeichnet wird - lieber in Anspruch genommen wird, als Menschen mit Behinderung die Chance zu geben, einen Arbeitsplatz auszufüllen, hier wirklich gleichwertig am Leben teilzuhaben, sich über Arbeit auch die Identifikation zu holen, die wir alle kennen, wenn wir arbeiten. 

Das heißt, dieses Freikaufen hat jetzt einige Jahre nicht dazu geführt - zumindest im signifikanten Bereich nicht dazu geführt -, dass Menschen mit Behinderungen vermehrt in den Arbeitsprozess einsteigen können. Es ist sogar so, dass die Zahl der arbeitslosen Menschen mit Behinderungen gestiegen ist. Das heißt, hier ist diese Maßnahme, die Ausgleichstaxe, offensichtlich nicht jene, die eine positive Wirkung in dem Maße auf die Arbeitsplatzsituation von Menschen mit Behinderungen ausübt, wie man es sich erhofft hätte. 

Natürlich wäre es schöner, netter, angenehmer, wenn Unternehmen, Firmen, auch die Stadt Wien vermehrt Menschen mit Behinderungen einstellen, diesen Menschen eine Chance geben, am Arbeitsleben teilzuhaben, und nicht die Flucht in dieses Freikaufen wählen. Aber die Tatsache ist eine andere, es ist nun einmal so, dass die Ausgleichstaxe angewandt wird. Mit ein Grund dafür ist unserer Meinung nach, dass diese zu niedrig ist. 

Auch hier beantrage ich, dass die zuständigen Stadträtinnen - denn es wird zugewiesen an den Ausschuss für Gesundheit und Soziales sowie Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke - ersucht werden, sich dafür einzusetzen, dass die Höhe der Ausgleichstaxe zumindest auf das durchschnittliche Lohnniveau des jeweiligen Unternehmens angehoben wird, dass diesbezüglich bei den zuständigen Bundesstellen Gespräche geführt werden und die Ergebnisse dann dem Gemeinderat berichtet werden.

Hier beantrage ich, wie gesagt, die Zuweisung an die beiden Ausschüsse.

Zum Schluss möchte ich noch auf einen Bereich kommen, der auch schon angesprochen wurde, nämlich das Wohnen, und zwar das Wohnen in Wohnungen von Wiener Wohnen. Immer wieder bekommen wir Briefe, Mails oder Besuche von Menschen, die in Wohnungen von Wiener Wohnen leben, Menschen mit Behinderungen, aber auch älteren Menschen, die damit konfrontiert werden, dass die Wohnungen umgebaut werden, dass unter anderem auch der Lift umgebaut wird und in dieser Zeit die Liftanlagen nicht zu benützen sind. Ich habe das hier schon einmal thematisiert, denn wir haben dann auch mit Wiener Wohnen direkt konferiert und gefragt: Wie kann das sein? Wie werden die Leute informiert? Die Antwort war: Mit einem Anschlag am Schwarzen Brett. 

Alle wissen, wie es in den Gemeindebauten üblich ist: Es wird sehr vieles am Schwarzen Brett angeschlagen, man kommt vorbei oder auch nicht, man liest es oder auch nicht, es bleibt hängen oder auch nicht. Das heißt, es ist dies zwar eine Möglichkeit, um Informationen an MieterInnen zu bringen, aber es ist nicht ausreichend. Denn sonst würden sich die Menschen, vor allem Menschen mit Behinderungen, aber auch ältere Menschen, nicht mit dem Bedürfnis nach mehr Information zum Beispiel an uns wenden.

Es ist gerade für Menschen mit Behinderungen, aber auch für ältere mobilitätseingeschränkte Menschen ein wirkliches Problem, wenn der Lift drei, vier Tage ausfällt und sie eigentlich nicht mehr herauskommen und davon auch noch überraschend erfahren, nämlich so, dass sie hinunterfahren wollen und der Lift wegen Umbauten für eine Woche, oder wie lange auch immer, eingestellt ist.

Deswegen stelle ich den Beschlussantrag, dass die Ankündigungen diverser Umbauarbeiten in Wohnhäusern der Stadt Wien, vor allem an Liftanlagen, neben dem Anschlag auf dem Schwarzen Brett und in der Liftanlage selbst auch über Postwurfsendungen an die MieterInnen erfolgen sollen, damit diese eben die Phase der Stilllegung der Liftanlage besser einplanen können beziehungsweise dann natürlich auch Maßnahmen ergreifen können, dass sie nicht in ihrer Wohnung quasi eingesperrt sind. 

Hier beantrage ich die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.

Zum Schluss möchte ich nur noch sagen, ich hoffe im Sinne der Betroffenen, dass wir im Bereich der Persönlichen Assistenz zu einer guten Lösung kommen und dass jetzt wirklich Bewegung in die Sache kommt. Ich bin gespannt, was bei den Gesprächen mit den Betroffenen herausgekommen ist, und hoffe, dass die Frau Stadträtin uns hier zumindest Informationen gibt, damit wir dann auch den Menschen, die sich an uns wenden, die Informationen weitergeben können.

Ich hoffe, dass diese Unklarheit, die Situation, in der sich diese Menschen im Moment befinden, beendet wird, dass wirklich Klarheit besteht, wie es weitergeht, dass wir alle gemeinsam daran arbeiten, dass es einen Rechtsanspruch auf die Persönliche Assistenz gibt, und wir wegkommen von dem Bittstellertum, das wir hier nach wie vor sehr oft haben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Das Budget des Fonds Soziales Wien steigt zwar - die Ausgaben sollen von 2004 auf 2008 steigen -, aber auf der anderen Seite sinken die Ausgaben für die Betreuung von Asylwerbern und Asylwerberinnen und von anderen Menschen, die in der Grundversorgung zur Unterbringung und Versorgung vorgesehen sind.

Wir haben nämlich mit einer Anfragebeantwortung durch Frau StRin Wehsely bestätigt bekommen, was wir seit Langem schon vermutet haben und was die NGOs, die in diesem Bereich tätig sind, auch seit Langem vermutet haben, nämlich dass die Kosten für die grundversorgten Asylwerber und Asylwerberinnen in Wien von Jahr zu Jahr sinken, vor allem seit dem Jahr 2005, und dass auch die Ausgaben der Stadt Wien für die Betreuung dieser Menschen massiv gesunken sind, einerseits, weil die Asylantragszahlen zurückgehen, aber andererseits auch, weil ja die Kosten für die Betreuung dieser Gruppe von Menschen nach einem Jahr vom Bundesland auf den Bund übergehen. 

Ein paar Zahlen hier kurz auch fürs Protokoll: Laut Anfragebeantwortung von Frau StRin Wehsely sind die tatsächlichen Kosten für Wien von 2005 auf 2006 von 9,7 Millionen EUR auf 6 Millionen EUR zurückgegangen - das ist doch ein ziemlich massiver Rückgang -, und wenn man die Zahl vom ersten Quartal 2007 hochrechnet, dann kommt man auf tatsächliche Ausgaben/Kosten für die Stadt Wien von 6,1 Millionen EUR. Das sind Zahlen, die da nun schwarz auf weiß stehen: Es hat also einen massiven Rückgang gegeben.

Da die Zahlen für grundversorgte AsylwerberInnen ja nicht im Budget der Stadt Wien ausgewiesen werden, sind wir immer wieder auf solche konkreten Anfragen an die StadträtInnen angewiesen, um die Zahlen zu eruieren, wie viel Geld eigentlich vorgesehen ist für die Grundversorgung von Menschen, die laut Bund-Länder-Grundversorgungsvereinbarung von Wien sozusagen betreut und in Wien untergebracht werden.

In der Anfragebeantwortung bestätigt die Frau Stadträtin auch die Annahme von asylbetreuenden NGOs, dass die realen Kosten für die Stadt Wien eigentlich ungefähr 15 Prozent betragen, 15 Prozent bei der Versorgung von Menschen, um die es geht. 

Auf der anderen Seite haben wir eine Ankündigungspolitik, beispielsweise von Frau StRin Frauenberger, die in einer Pressekonferenz, in einer Aussendung, die sie am 20. Juni dieses Jahres gemacht hat, davon spricht, dass die Zuwanderungs- und Integrationspolitik in Österreich eine Neudefinition braucht, dass die Zuwanderungs- und Integrationspolitik auf gänzlich neue Beine zu stellen ist. 

Ich zitiere jetzt aus der OTS vom 20. Juni: „Wesentlicher Aspekt dabei wäre, für den Standort wichtige Qualifikationen von AsylwerberInnen, die sich im Inland befinden, für den Arbeitsmarkt nutzbar zu machen. Das gilt im Übrigen auch für Asylberechtigte, die nicht zuletzt auf Grund der lange andauernden Verfahren oftmals Schwierigkeiten haben, in den Arbeitsmarkt einzusteigen, beziehungsweise in Jobs tätig sind, die weit unter ihren Qualifikationen liegen." - Zitat Ende, datiert mit 20. Juni 2007. 

Dann haben wir uns gedacht: Wenn die Kosten für die Stadt Wien ständig zurückgehen, was die Betreuung von AsylwerberInnen betrifft, und wenn es die Ankündigung gibt - und offensichtlich den politischen Wunsch oder den vermeintlichen politischen Wunsch der regierenden SPÖ -, dass auch Asylwerber und Asylwerberinnen ihre Fähigkeiten für diese Stadt und in dieser Stadt einsetzen dürfen, können, sollen, und wenn es laut StRin Frauenberger auch das Bewusstsein gibt, dass es dafür mehr Maßnahmen braucht, dann kann man eigentlich nur zwei und zwei addieren und zu der Forderung und sozusagen zu dem Glauben kommen: Ja, es braucht Maßnahmen für diese Personengruppe, ja, deren Notwendigkeit wird auch konstatiert und zugegeben von der zuständigen Stadträtin, und ja, es gibt Geld dafür, weil die Stadt Wien im kommenden Jahr 2008, wie wir wissen, über 400 Millionen EUR an Mehreinnahmen haben wird; und wir wissen auch, dass die Stadt Wien ganze 15 Prozent der Kosten der grundversorgten AsylwerberInnen übernimmt. Denn der Rest wird vom Bund getragen. 

Also sehen wir überhaupt kein Argument, warum es nicht mehr Integrationsmaßnahmen auch für Asylwerber und Asylwerberinnen gibt, bei denen ja StRin Frauenberger sagt, dass die Verfahren leider viel zu lang dauern und dass Menschen inzwischen ihre Ausbildungen verlieren, ihre Arbeitskenntnisse verlieren, weil sie sie eben nicht einsetzen können. Also liegt es auf der Hand, mehr Integrationsmaßnahmen für diese Gruppe zu ergreifen. Es gibt das Geld, es gibt anscheinend das Bewusstsein, und es gibt die Ankündigung der SPÖ, in diesem Bereich etwas machen zu wollen. 

Deshalb wollen wir dieses - hoffentlich auch in der SPÖ - vorhandene Anliegen unterstützen mit einem Beschluss- und Resolutionsantrag, mit dem wir fordern, dass die vorgesehenen Gelder im Teilbudget für die Betreuung, Unterbringung und Versorgung von grundversorgten AusländerInnen nicht im allgemeinen FSW-Budget sozusagen verschwinden sollen - unter Anführungszeichen -, sondern dass diese Gelder, auch wenn die Kosten für die Stadt Wien zurückgehen, verwendet werden sollen für Integrationsmaßnahmen, beispielsweise für Sprachkurse, Berufsausbildungen und Weiterbildungen von grundversorgten Asylwerbern und Asylwerberinnen. 

Besonderes Augenmerk wäre zu legen auf die Gruppe von jungen Asylwerbern und Asylwerberinnen und vor allem von unbegleiteten minderjährigen Jugendlichen, die hier heute kurz erwähnt wurden, wobei behauptet wurde, es gäbe für sie genug Maßnahmen. Um sich vom Gegenteil zu überzeugen, brauchen Sie eigentlich nur mit Beratungsstellen, die Migranten und Migrantinnen inklusive AsylwerberInnen betreuen, zu sprechen. Sie brauchen nur mit dem Integrationshaus zu sprechen, sie brauchen nur mit der Caritas, mit der Diakonie zu sprechen, dann können Sie feststellen: Diese Institutionen kämpfen um jede Einzelmaßnahme für Jugendliche, um jeden Hauptschulabschlusskurs, um jeden Deutschkurs, damit diese Jugendlichen in den Jahren, in denen ihr Asylverfahren andauert, etwas lernen dürfen und können.

Wir hoffen, dass das angekündigte Vorhaben von der SPÖ auch wirklich realisiert werden wird, und in diesem Sinne beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist nun Herr GR Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Eigentlich habe ich auch geglaubt, dass jetzt mein Kollege StR Ellensohn zu Ihnen sprechen wird. Aber er ist mit dem Herrn Bürgermeister auf einer Veranstaltung: „Fever Pitch", Nick Hornby ist in Wien. (GRin Nurten Yilmaz: Er steht auf der Rednerliste! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Damit einige seiner Redebeiträge nicht in Vergessenheit geraten, werde ich sie mit einigen mischen, die mir auch im Zuge der Debatte eingefallen sind. Ich verspreche Ihnen aber, ich mache es nicht allzu lang. Nichtsdestoweniger steigt die Armut in Österreich, das wissen wir alle, und gerade beim Bereich Gesundheit und Soziales ist es notwendig, diesbezüglich darauf hinzuweisen. (GR Karlheinz Hora: Kein Schriftführer!) 

Auch in Wien leben an die 100 000 Kinder an der Armuts- und unter der Armutsgefährdungsschwelle. Es ist jetzt nicht notwendig, dass ich tatsächlich die Rede von Kollegen Ellensohn zitiere, in der er mich zitiert, sondern ich möchte ... (Heiterkeit und Zwischenruf bei den GRÜNEN.) Das hat Kollegin Praniess-Kastner schon vorhin gemacht, indem sie den Beginn meiner Presseaussendung vorgelesen hat; das ist nicht notwendig. Aber ich möchte zum Bereich der Sozialhilfe, zum Bereich der Sozialpädagogen und zum Bereich Amt für Jugend und Familie ganz kurz etwas sagen. 

Im Bereich der Sozialhilfe werden, glaube ich, GRÜNE von Susanne Jerusalem über Claudia Smolik bis David Ellensohn nicht müde zu betonen, dass es eigentlich untragbar ist, dass man acht bis zehn Wochen warten muss, bis man tatsächlich zu einem Erstgespräch kommt. Diese Termine müssen unmittelbar erfolgen, und dafür müssen die notwendigen Ressourcen bereitgestellt werden. - Punkt.

Zweiter Punkt: die Frage der Bescheide. Es kann nicht sein, dass man einen Bescheid nur auf Nachwassern erhält. Ein Bescheid muss automatisch zugestellt werden. Auch das wollen Sie nicht, und das ist bedauerlich. 

Drittens: Die Sozialhilfe ist immer noch unter der Armutsgefährdungsschwelle von 900 EUR. Das gehört endlich tatsächlich umgesetzt. Das geschieht aber nicht mit Minimalerhöhungen, die jährlich von der Wiener Sozialdemokratie beschlossen werden - angenähert, aber bei Weitem nicht hoch genug umgesetzt. 

Die Sozialhilfezahlen: Um Politik machen zu können, muss man tatsächlich Statistiken haben, mit denen man auch etwas anfangen kann. Es ist zwar immer wieder möglich, Auskunft über Summen zu erhalten, aber die Aufteilung der SozialhilfeempfängerInnen und auch die Antwort auf die Frage, wie viele Menschen die Sozialhilfe mehrmals erhalten und wie viele tatsächlich nur einmal BezieherInnen sind, das alles ist aus den Statistiken nicht nachzuvollziehen. (Widerspruch von GRin Erika Stubenvoll.) 

Aus den veröffentlichten und der Opposition zugänglichen Statistiken ist es nicht nachzuvollziehen! Es wäre schön, wenn das auch für die Opposition möglich wäre. Kollegin Stubenvoll, wenn Sie sagen, es gibt das alles: Es wäre ganz toll, wenn das wirklich auch direkt an die Opposition weitergeleitet wird. (GRin Erika Stubenvoll: Brauchen Sie nur anzurufen!) Ich nehme das als Versprechen Ihrerseits, dafür einzutreten; das freut mich. (GRin Erika Stubenvoll: Das ist auch eine Holschuld!)

Selbstverständlich wäre es auch notwendig, dass es einen Rechtsanspruch auf soziale Dienstleistungen gibt, bei der SchulderInnenberatung beginnend bis hin zur Kinderbetreuung. 

Ein weiteres wesentliches Thema - wie gesagt, ich habe das heute schon ganz kurz aufgegriffen - war die Frage der Sozialpädagogen im Bereich der Kontrollausschussdiskussion, die wir unlängst gehabt haben und in der festgestellt wurde, dass in Wirklichkeit die Ausstattung nicht passt und die Menschen überlastet sind. Die Beschäftigten im Bereich der Sozialpädagogik sind sowohl bei den Krisenzentren als auch in den Wohngemeinschaften als auch in den Regionen überlastet. 

Ich habe mir das ganz kurz im Budget angesehen. Es gibt in diesem Ansatz 4350 tatsächlich etwas Faszinierendes: Es ist der einzige Ansatz im Sozialbereich, wo jedes Jahr um zumindest 1 Million EUR weniger ausgegeben wird, als veranschlagt ist. Seit Jahren dient der Bereich der Sozialpädagogen dazu, Mehrausgaben in anderen Bereichen der Geschäftsgruppe abzudecken. Das ist eigentlich absurd, wenn man sich den Kontrollamtsbericht im Bereich der Sozialpädagogen vor Augen führt. Also bitte, gebt in diesem Bereich tatsächlich einmal das Geld aus, das in dem Bereich tatsächlich budgetiert ist! Besetzt die Planposten, die in diesem Bereich tatsächlich budgetiert sind, und spart bitte nicht ein!

Nächster Punkt: Amt für Jugend und Familie, anlässlich der momentan laufenden Diskussionen über Kindesmisshandlungen. Ich mache es ganz kurz, aber verlassen wir uns bitte nicht auf die offizielle Stellungnahme: Unsere Beschäftigten sind belastet, aber nicht überbelastet. Wenn wir wirklich, gerade im Bereich der Kindesmisshandlung, in Prophylaxe investieren wollen, in Beratung investieren wollen, dann ist es notwendig, diesen Bereich um 30 bis 35 SozialarbeiterInnen aufzustocken, damit solche Fälle, wie die jetzt gerade passierten sind, in Wien nicht wieder vorkommen. (GRin Erika Stubenvoll: Das war aber nicht in Wien! Gott sei Dank!) – Nein, aber damit sie in Wien nicht vorkommen und wir nicht dann im Gemeinderat dastehen und sagen: Hätte man dagegen etwas tun können oder nicht? – Das sind nicht Bereiche, die einem Sparstift zum Opfer fallen können.

Zum FSW ist schon viel gesagt worden, zur „Pankahyttn“ auch, deshalb will ich mir das jetzt ersparen.

Abschließend allerdings eine Bemerkung, denn es wäre dem Kollegen Ellensohn sehr, sehr wichtig gewesen, das in Erinnerung zu rufen – und natürlich richtet sich das auch an die Bundespolitik –, selbst wenn jetzt die wirtschaftliche Situation sehr gut ist und die Steuereinnahmen auf Bundesebene nur so sprudeln und auch Wien davon profitiert: Diese Steuereinnahmen sind ungerecht verteilt. Es kann nicht sein, dass die Mehrheit der Beschäftigten die große Mehrheit der Steuern zahlt und die wirklich Vermögenden so gut wie überhaupt nichts zahlen. In dem Sinne möchte ich auch die Forderung nach einer Vermögenssteuer, die 5 Milliarden EUR bringen sollte und dann natürlich auch dem Finanzausgleich unterworfen wird, erneuern. Selbstverständlich sollten Lohnsteuerzahler, Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen entlastet werden.

Und ganz zum Schluss noch ein Punkt, weil so viel über die Krankenkassen gemosert wurde, dass es kein Geld gibt: Es ist auch nicht einzusehen, dass jemand, der 2 000 EUR im Monat verdient, ganz normal Krankenversicherung zahlt, jemand, der ein Beschäftigungsverhältnis um 500 EUR im Monat eingeht, aber 1 500 EUR an Zinseinnahmen oder sonstigen Einnahmen im Monat hat, nur von den 500 EUR Krankenversicherung zahlt. Auch diesbezüglich, wenn man die Krankenkassa sanieren will: Stellen wir es auf eine breitere Beitragsgrundlage und gestalten wir das Steuersystem endlich sozial um! – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Weitere Debattenbeiträge liegen mir nun nicht mehr vor. – Damit hat die Frau Amtsf StRin das Wort. Bitte, Frau Mag Wehsely.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir haben morgen ein Rekordbudget im Gesundheits- und Sozialbereich zu beschließen. Das ist ein Budget, das in allen Bereichen direkt den Wienerinnen und Wienern zugute kommt.

Kollege Lasar und Kollege Ebinger, wenn Sie beide auf der einen Seite sagen, Sie wollen ein solidarisch finanziertes Gesundheitssystem und auch Sozialsystem, und dann auf der anderen Seite das Wort Defizit in den Mund nehmen, wenn es um die Frage der Finanzierung dieses Sozial- und Gesundheitssystems geht, dann ist das ein Widerspruch in sich. Denn ein ganz wesentlicher Bereich und ein ganz wesentlicher Faktor in einem solidarischen Gesundheits- und Sozialsystem ist eben, dass die öffentliche Hand hier ihre Verantwortung wahrnimmt und das notwendige Geld zur Verfügung stellt, das selbstverständlich Steuermittel sind. Die Frage, wie diese Steuermittel eingesetzt werden, ist eine politische Entscheidung, und die Tatsache, dass gerade im Gesundheits- und Sozialbereich im Budget des Jahres 2008 die höchste Steigerung vorgenommen wird, zeigt auch die soziale Verantwortung dieser Stadt.

Die Tatsache der Problematik einer Deckelung der Gesundheitsfinanzierung wurde von Ihnen, Kollege 
Ebinger, angesprochen. Tatsache ist, dass es der Frau VBgmin Brauner in den Finanzausgleichsverhandlungen gelungen ist, hier einen Paradigmenwechsel dahin gehend herbeizuführen, dass es nicht nur insgesamt österreichweit um 100 Millionen EUR mehr für die Länder für die Spitalsfinanzierung gibt, sondern dass erstmals die Deckelung aufgehoben wurde und im Finanzausgleich festgelegt wurde, dass die Steigerung entsprechend der Ertragsanteile stattfinden wird.

Zu vielen Bereichen, die Sie angesprochen haben, gibt es gar nichts zu sagen, außer, dass es schon stattfindet. Wenn Sie sagen, wir brauchen eine Ausbildungsinitiative für den Pflegebereich – findet statt. Hunderte Pflegerinnen sind ausgebildet worden mit Unterstützung des WAFF. Wenn Sie sagen, es braucht mehr Tagesbetreuung, Tageszentren – findet statt. Bis zum Jahre 2015 werden wir die Zahl der Tageszentren in dieser Stadt verdoppeln. Und wenn Sie sagen, wir brauchen eine Neuorganisation im Pflegesystem, sage ich, ja, auch mit Ihren Stimmen haben wir das gemeinsam im letzten dreiviertel Jahr auf die Schiene gebracht und wird das bis 2015 hier auch umgesetzt.

Frau Kollegin Pilz, wenn Sie sagen, der Betriebskostenzuschuss ist gestiegen, dann sage ich: Jawohl, der ist gestiegen, aber was Sie nicht gesagt haben, es ist auch der Investitionsbereich gestiegen. Wir werden im nächsten Jahr deutlich mehr investieren, wir haben auch budgetär mehr vorgesehen, als das heuer der Fall war und auch in den letzten Jahren der Fall war.

Jetzt ist das Bessere immer der größte Feind des Guten, und ich bin die Letzte, die mit Dingen zufrieden ist, denn in dem Moment, wo man mit allem zufrieden ist, ist es fad, denn was hat man dann noch für Aufgaben. Daher sehe ich hier noch sehr vieles zu tun, sage aber, gerade in einigen Bereichen, die Sie hier angeschnitten haben, sind wesentlichste Weichenstellungen in der letzten Zeit entschieden worden. Ich sage das Thema Kinder- und Jugendpsychiatrie, wo es uns gelungen ist, alle Zuständigen nicht nur an einen Tisch zu bringen, sondern gemeinsam ein Konzept für die Zukunft auszuarbeiten – die MA 11, den Krankenanstaltenverbund und auch die Klinik im AKH –, das dazu führt, dass wir zukünftig eine deutlich besser Versorgungslage und auch eine deutlich bessere Vernetzung des Bereiches der Kinder- und Jugendwohlfahrt und dem stationären Bereich haben werden.

Im Bereich der Dialyse hat Ihnen die Frau Kollegin Ramskogler bereits die Antwort gegeben. Das ist immer ein bisschen ein Problem: Sie haben hier nicht gesagt: Ein Patient sagte mir ...!, Sie haben das als apodiktische Wahrheit hergestellt. In einer kurzen Nachfrage hat sich herausgestellt, dass das offensichtlich nicht so ist. Das heißt, wenn es doch so ist, dann würde ich Sie bitten, dass Sie das auch so darstellen. (Zwischenruf von GRin Dr Sigrid Pilz.) Wissen Sie, und das mit dem auf den Tisch Hauen, das ist so eine Sache. Ich finde, auf den Tisch zu hauen, macht dann einen Sinn, wenn man die Kompetenz dazu hat, Dinge auch durchzusetzen. (Zwischenruf von GRin Dr Sigrid Pilz.) In einem Bereich auf den Tisch zu hauen, wo man in Wahrheit nur sagt: Geh bitte, tut euch ein bisschen bemühen, eigentlich ist es gar nicht meine Sache!, ist es erstens schnell peinlich und ist es zweitens nicht besonders erfolgversprechend. Das betrifft zum Beispiel auch die folgende Frage: Sie haben ja heute hier einige Anträge eingebracht, wo Sie mich ersuchen, mit dem Hauptverband, mit den niedergelassenen Ärzten in Verhandlungen zu treten. Sie kennen genauso gut wie ich – das ist ja kein Wissensproblem – die Zuständigkeiten. Daher sind wir beide der Meinung, jetzt können wir beide auf den Tisch hauen, und beide werden uns damit sicherlich nicht durchsetzen. Ich setze hier eher auf Gespräche.

So auch zum Thema Reform-Pool, zum Thema Kinderarzt im AKH. Mir kommt schon manchmal vor: Und täglich grüßt das Murmeltier! Das haben wir jetzt schon fünfmal besprochen: im Ausschuss, in der Plattform. Sie sagen, niemand konnte es Ihnen erklären. Ich nehme zur Kenntnis, dass halt einfach die Erklärung eine ist, die nicht passt oder die man dann trotzdem nicht will. Das sei ja unbenommen. Du stellst das so dar, dass die Leute gar nicht wissen, ob sie im AKH sind oder ob sie beim Kinderarzt sind. Ich bin ich überzeugt, dass du weißt, dass die Menschen, die kommen, unterschreiben müssen, wenn sie eben nicht im AKH sind und beim niedergelassenen Arzt, der dort vor Ort ist, untersucht und behandelt werden. (GRin Dr Sigrid Pilz: Und sie können auch sagen, sie wollen das nicht, und gehen gleich hinein!)

Und zum Thema: Es ist genug Geld da! – das hast du gesagt, Frau Kollegin Pilz, und auch die Frau Kollegin Korosec –: Ich möchte das auch ein bisschen relativieren. Wir wissen hier auch alle – und das sei nur für die Nachwelt gesagt, dass das dann keiner komisch findet –, dass die Reform-Pool-Projekte nicht ein zusätzliches Geld sind, sondern aus dem großen Tortenstück herausgeschnitten werden und im Restsystem dann nicht verfügbar sind. Daher kann man sagen, es ist genug Geld vorhanden, auf der anderen Seite muss man schon auch sagen: Es geht nicht darum, wie es hier dargestellt wurde und wie man, wenn man sich vielleicht nicht so damit beschäftigt hat, es glauben könnte, dass hier Geld da ist, das einfach nicht verwendet wird. Das ist hier selbstverständlich nicht der Fall. 

Zur Sorge, dass Menschen, die aus den Bundesländern nach Wien kommen, den Eindruck haben, sie sind hier falsch: Da kann ich Sie beruhigen, es hat niemand den Eindruck. Wir haben mehr als 20 Prozent Gastpatienten. In bestimmten Bereichen haben wir sogar über 40 Prozent, das heißt, es wird hier jeder sehr, sehr gut behandelt. Die Frage der Spitalsfinanzierung ist keine einfache, aber die wird sicherlich auch nicht damit gelöst, indem man die Bundesländerpatienten in irgendeiner Art und Weise schlechter behandelt.

Zur Frage des sozial betreuten Wohnens für junge Erwachsene im 15. Bezirk: Die Frau Vizebürgermeisterin hat das heute schon in Ihrer Beantwortung der Budgetdiskussion gesagt, es handelt sich hierbei nicht um ein autonomes Haus, das einer bestimmten Bevölkerungsgruppe zur Verfügung gestellt wird, sondern es handelt sich um sozial betreutes Wohnen, das auch genau dort eingelinkt ist, wo in dieser Stadt sozial betreutes Wohnen ist, nämlich im Fonds Soziales Wien, wo es sehr wohl auch darum geht – und das lasse ich mir hier auch nicht nehmen –, hier andere Lebensperspektiven den jungen Menschen zu geben. Es sind sehr viele – und ich habe mit vielen sehr wohl Kontakt gehabt –, die in einem gesundheitlich und sozial sehr schlechten Zustand sind, und wo ich als sozial denkender Mensch nicht akzeptieren kann, dass das eine Lebensperspektive ist, wo die Gesellschaft einfach sagt: Das interessiert mich nicht und damit beschäftige ich mich nicht. Ich hielte es für ein falsches und für ein zu kurz gegriffenes Konzept zu sagen: Da habt ihr ein Haus! Da wäre ich vollkommen dagegen gewesen, Steuermittel in die Hand zu nehmen. Es handelt sich um ein sozialpädagogisches Projekt, um neue Perspektiven für junge Erwachsene, die hier auch Unterstützung der Gesellschaft brauchen, zur Verfügung zu stellen.

Zum Bereich des KAV noch einige Punkte: Frau Kollegin Korosec! Zum KAV haben Sie eigentlich wenig gesagt, Sie haben vor allem über die Gebietskrankenkasse und übers Hanusch-Spital gesprochen. Da haben Sie etwas Interessantes gesagt, nämlich haben Sie gesagt: Wenn man im Geld schwimmt, dann kann man sich das Hanusch leisten. – Da sage ich Ihnen gleich eines: Die Stadt Wien schwimmt nicht im Geld! (Zwischenruf von GRin Ingrid Korosec.) Damit ist sozusagen diese Frage diesbezüglich auch beantwortet. Und, Frau Kollegin, dass im Regierungsübereinkommen steht, dass man darüber sprechen soll, stimmt, wir haben auch schon darüber gesprochen, nur ein Vertrag zulasten Dritter ist einer, der in der Regel nicht gültig ist. Und das wäre ein klassischer Vertrag zulasten Dritter, der eindeutig nicht zulässig ist. (GRin Ingrid Korosec: Haben Sie den Antrag gelesen, Frau Stadträtin?) Und wenn man sich Sorgen um die Gebietskrankenkasse macht, dann soll man sie sich ehrlich machen und dann soll man bitte auch den Rechnungshofbericht lesen und soll man bitte auch die Zahlen anschauen! Wo Sie die Zahlen, die Sie hier vorgelegt haben, her haben, weiß ich nicht, jedenfalls nicht aus dem Rechnungshofbericht, der hier eindeutig aufzeigt, dass die Maßnahmen, die in den letzten sieben Jahren gesetzt worden sind – sei das die Pauschalierung der Arbeitslosen in der Sozialversicherung und viele, viele andere Maßnahmen mehr –, zu dieser Situation in der Wiener Gebietskrankenkasse geführt haben. Daher ist hier jetzt auch der Punkt gefordert, dieses Problem zu lösen.

Zum Thema Persönliche Assistenz einige Worte: Ich denke, dass es wichtig ist – und die Frau Kollegin Stubenvoll hat das ja auch ausgeführt –, dass wir in unserer Stadt eine Vielfalt von Angeboten haben, wo ich auch nicht dazu bereit bin und mich nicht dafür hergebe, diese Angebote gegeneinander auszuspielen. Ich denke, dass gerade Sie, Frau Kollegin Praniess-Kastner, als Präsidentin des Hilfswerkes ja auch großen Wert darauf legen, dass die Institutionen in dieser Stadt eine ganz, ganz wichtige Rolle spielen. 

Ich habe gute Gespräche mit den Vertretern und Vertreterinnen der Beratungseinrichtungen geführt. Da ist mir insbesondere ganz klar kommuniziert worden, was mir von der Papierform her schon klar war, dass zwei Lösungen jedenfalls schlecht sind: Das ist die Lösung, die es derzeit in Niederösterreich gibt, wo gerade zehn Menschen in der Persönlichen Assistenz sind, und dass weiters auch die Lösung in Oberösterreich schlecht ist, wo es die Grenze bei 230 Stunden der Persönlichen Assistenz gibt, weil das logischerweise all jene mit einem höheren Bedarf ausschließt. 

Ich denke, dass der Weg, den wir gehen müssen, einer ist, wo die Bedürfnisse individuell geprüft werden, wo wir im Sinne der Chancengerechtigkeit – und da sind wir hundertprozentig einer Meinung – auch dem Arbeitsmarkt eine wichtige Rolle geben, da Persönliche Assistenz nicht nur zum Schaffen von Arbeitsplätzen, sondern auch eine Chance für Integration in den Arbeitsmarkt ist, und dass wir den Menschen auch Sicherheit geben. Ich finde es nur ein bisschen heuchlerisch, wenn jetzt so dargestellt wird: Die Menschen sind von sich aus in Unsicherheit. Das halte ich für ein bisschen zynisch, da ich bereits vor dem Sommer ganz klar gesagt habe, dass vor Ende des Jahres eine Lösung vorliegen wird. Dass durch reinen Zufall und keinerlei Information Ihrer Seite, also seitens der Opposition die Menschen da verunsichert wurden, glaube ich nicht. Das haben auch die Gespräche, die ich geführt habe, nicht ergeben. Ich glaube, dass wir eine sehr gute Lösung vorlegen werden.

Frau Kollegin Korosec! Sie haben noch angeführt, was man ganz klassisch eine contradictio in se nennt. Auf der einen Seite haben Sie vorgeworfen, dass das Budget intransparent ist, auf der anderen Seite haben Sie gesagt, Sie vermissen in diesem Budget Mut und Innovation. Entweder es ist intransparent, und man versteht nichts, oder es ist transparent, aber zu wenig mutig und innovativ. Beides kann sein, beides gemeinsam ist eher ein bisschen schrullig und doch nicht ganz logisch in sich. Ich denke, dass dieses Budget eines ganz klar zeigt. Wenn heute hier gesagt wurde, es wird die bisherige Politik fortgeschrieben, dann sage ich: Ja, sie wird fortgeschrieben und sie wird verbessert und erweitert. Sie wird dort fortgeschrieben, wo wir in dieser Stadt die höchsten Sozialausgaben haben. (GR Dr Matthias Tschirf: Entsetzlich! Das ist eine Drohung!) – Herr Kollege Tschirf, wenn wir über die Frage der Sozialhilfe in dieser Stadt diskutieren und wenn wir über die Frage der Höhe der Sozialhilfe in dieser Stadt und der Menschen, die davon betroffen sind, diskutieren, dann wissen wir alle auch ganz genau, wie diese Entwicklung stattgefunden hat, und wissen wir auch ganz genau, wie das in anderen Bundesländern ist, in denen es entweder Regress gibt oder in denen man in irgendeinem Ort zum Bürgermeister gehen muss und dort sagen muss, man möchte bitte die Sozialhilfe bekommen, und wie groß hier die Hemmschwelle ist. 

Das heißt, die Tatsache, dass in dieser Stadt die Menschen die Sozialhilfe in Anspruch nehmen, das macht das Soziale in dieser Stadt auch aus. Sie kennen sicherlich auch die Studie – ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie das nicht wissen –, dass in Wien über 80 Prozent jener, die einen Anspruch auf Sozialhilfe haben, die Sozialhilfe auch in Anspruch nehmen, während das in den anderen Bundesländern bei 20 bis 40 Prozent liegt. Da bin ich stolz darauf, dass wir hier ein System haben, wo die Menschen das, was sie brauchen, auch bekommen und auch nehmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Dieses Budget sichert im Krankenanstaltenverbund Investitionen von mehr als 237 Millionen EUR im nächsten Jahr, sichert den Ausbau der Dialyse, sichert die Sanierung von zahlreichen Stationen, sichert die Umsetzung der Geriatriereform. Dieses Budget sichert im Fonds Soziales Wien, einem Teil der Stadt Wien, der operativ auf Grund der Beschlüsse, die wir hier fassen, umsetzt, wie diese Stadt Sozialpolitik betreibt, dass über 26 000 Wienerinnen und Wiener mehr als viereinhalb Millionen Heimhilfestunden bekommen werden, dass mehr als 5 000 Wienerinnen und Wiener, mehr als 90 000 Hauskrankenpflegestunden bekommen werden, sichert die Erweiterung der Tageszentren, der Hauskrankenpflege, der Seniorenwohngemeinschaften, sichert den Ausbau im Bereich der Behindertenhilfe und im Bereich der Beschäftigungstherapie, sichert die Beschäftigungstherapie und die Tagesgestaltung für Behinderte, sichert die Erweiterung im Bereich des betreuten Wohnens, sichert im Bereich der Grundversorgung, dass Wien weiterhin wahrscheinlich das einzige Bundesland sein wird, dass seine Quote mehr als übererfüllt und im Integrationsbereich – die Geschäftsgruppe kommt ja dann gleich an die Reihe – gerade im Bereich der anerkannten Asylwerberinnen und Asylwerber eine Reihe von Maßnahmen setzt, sichert mit der Einführung des Mobilpasses Mobilität für sozial Schwache, sichert mit der Steigerung im Sozialhilfebereich, dass in dieser Stadt alle Menschen, auch die, die nicht auf der Butterseite des Lebens leben, ihr Auskommen finden können, sichert mit der Erweiterung der sozialen Arbeit im öffentlichen Raum durch das Projekt „SAM“ eine erhöhte subjektive Sicherheit in dieser Stadt, sichert durch den Ausbau der Kinder- und Jugendpsychiatrie, dass die Standards sind, die wir in dieser Stadt gerne wollen, sichert durch die Erweiterung im Bereich REiNTEGRA, dass jene Menschen, die es gar nicht leicht haben, und die nahezu keine Chance am Arbeitsmarkt haben, eine sinnvolle Beschäftigung haben, sichert durch die Tätigkeit der Wiener Rettung, dass alle Menschen, die es brauchen, gut, schnell und sicher versorgt werden und ins Spital gebracht werden, sichert, dass Wien auch im nächsten Jahr eine sichere, eine soziale Stadt ist, wo alle Menschen, die es brauchen, Spitzenmedizin bekommen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Damit ist die Debatte zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund abgeschlossen. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. – Bitte schön.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zu dem Bereich Integration habe ich ja heute schon gesprochen. Ich möchte gerne mit einem Punkt beginnen, der auch unserem Ausschuss zugeordnet ist, nämlich mit dem Konsumentenschutz und hier mit den Investitionen, die in diesem Bereich getätigt werden. Da geht es natürlich um viele Dinge, wie etwa die Sanierung, die Erhaltung, die Revitalisierung unserer beliebten Märkte – ein Punkt, der für uns sehr wichtig ist, wo wir auch gerne zustimmen. 

Im Bereich der Märkte, aber auch der Einkaufsstraßen, des Einkaufsverhaltens gibt es aber weitere Subventionen, die wir sehr kritisch sehen. Hier geht es um die oft sehr hohen Summen – es geht immer um Hunderttausende von Euro –, die im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit investiert werden. Wenn ich mir eines der letzten Inserate, die in diesem Bereich geschaltet wurden, ansehe – wir wissen ja, dass diese Kampagne ja nicht wenig, sondern 400 000 EUR gekostet hat –, dann muss ich sagen, das ist eine echte Fehlinvestition. Hier werden die hausgemachte Marmelade, das türkische Fladenbrot, der italienische Schafskäse, die Bioaufstriche und so weiter angeboten. Sehr geehrte Frau Stadträtin, das ist alles gut, und der Schmankerlladen ist wirklich etwas Feines, aber es gibt halt in Wien nur einen relativ kleinen Teil der Bevölkerung, der es sich leisten kann, nach dieser Art einzukaufen. Ergänzt wird das Ganze ja wirklich auch unterstreichend mit deinem Bild, dass es da um durchaus Hochpreis-Lebensmittel geht, wo unschwer erkennbar ist – man braucht keine Lupe dazu –, dass es hier um Hochpreis-Marmeladen, Säfte und dergleichen geht. 

Es werden dann die Spezialitätenläden, die originellen Geschäfte in Wien beworben und dann noch so nett darauf aufmerksam gemacht, dass man zwischen den Einkäufen auch in unseren traditionellen Kaffeehäusern Kaffee oder vielleicht auch in einem schicken neuen Lokal Kaffee trinken kann. Das ist alles sehr schön und gut, aber dagegen sprechen zwei Gründe, dass ich das auf die Allgemeinheit in Wien umlegen kann. Erstens einmal gibt es diese netten, schicken Läden mit den guten Lebensmitteln ja nur in wenigen Bereichen. Das sind also eher diese revitalisierten Gürtel-Innenbezirke, im Bereich rund um den Naschmarkt etwa, aber auch im 8., 9. Bezirk, da findet man das sehr wohl, und dort gibt es auch die entsprechende Klientel, junge, gut ausgebildete, gut verdienende Menschen, die sich diesen Stil auch leisten können. Wenn man etwa über den Gürtel hinausgeht, dann schlägt das schon fehl, denn da gibt es ersten einmal kaum diese netten schicken Spezialitätenläden einerseits und andererseits leben dort sehr, sehr viele Menschen, denen es einfach nicht möglich ist, in diesem Stil und dieser Art einzukaufen, die auch gerne Bioprodukte kaufen würden, die auch gerne einmal wahrscheinlich statt des – ich sage es jetzt bösartig – „Pampe-Brots" ein Stückerl Vollkornbrot, das hochwertig ist und von dem 600 Gramm ungefähr 3,20 EUR kosten, einkaufen würden, die vielleicht auch die hausgemachte Marmelade, so sie sie nicht selber machen, kaufen würden, sich es aber nicht leisten können, weil sie drei Kinder zu Hause haben und daher den Plastiktiegel mit der weniger guten Marmelade nehmen müssen. So schaut die Realität aus. 

Frau Stadträtin, da meine ich halt, dass dieses Geld – und das ist ja nicht wenig, da ging es um 400 000 EUR, und so wird sich das ja in den Öffentlichkeitskampagnen fortsetzen – einfach nicht richtig investiert ist, weil es einfach nicht denen zugute kommt, die vielleicht eine Unterstützung im Bereich des Konsumentenschutzes, des Einkaufs brauchen. In unseren Geschäftsstraßen schaut es halt nicht so rosig, nicht so originell, nicht so mit Flair behaftet aus, wie man das gerne sehen will. Viele unserer Geschäftsstraßen bieten heute nur mehr einen Mix, der sich zusammensetzt aus Telefonschrott, aus irgendwelchen Ramschläden, die ihre Warenausschüttungen über den ganzen Gehsteig machen, der sich zusammensetzt aus minderwertigen Lokalen und Videotheken oder Spiellokalen. Diesen netten, originellen Mix finden wir nur in kleinen Bereichen von Wien. Daher sehe ich es nicht als zielführend, wenn wir hier so viel Geld investieren, um den Leuten Genuss und Lebensfreude, wie es ja jeder haben will – jeder will gerne gut essen und gut einkaufen – näher zu bringen. Die Sache ist nur die: Es können sich das die meisten Menschen in dieser Stadt ganz einfach nicht leisten und sind auf ganz andere Angebote angewiesen, selbst wenn ihnen klar ist, dass man sich gesund ernähren soll. 

Ich bin halt dagegen oder wir sind auch dagegen, dass man Subventionen dahin gehend investiert, dass man etwa Kochrezepte bewirbt, die man ja heute bei allen anderen Möglichkeiten bekommt oder via Fernsehen nach Hause geliefert bekommt: Es gibt absolute Rezeptesammler, die einfach alles nehmen. Dieses Geld geht dann auf der anderen Seite ab, wenn man etwa dahin gehend investieren sollte, dass eben in diesen Geschäftsvierteln und Geschäftsstraßen, die heute herabgekommen sind, wo es keinen guten Branchenmix mehr gibt, keinen konsumentenfreundlichen Branchenmix mehr gibt, Unterstützung geleistet wird, wie wir das etwa bei den Märkten tun.

Von der Marktkampagne, die ja in dieselbe Richtung gegangen ist, die auch sehr teuer war, aber offensichtlich keinen Erfolg gezeitigt hat – das haben Sie ja selber gesagt –, haben wir uns ja mittlerweile verabschiedet. Es ist auch wirklich sinnvoller, ganz direkt in die Märkte, in die Sanierung zu investieren, denn ich glaube, ein guter Markt und ein gutes Geschäft ist immer noch der größte Anziehungspunkt für die Kunden. Da brauchen wir nicht viel Werbung zu betreiben, die ja dann natürlich auch immer in eine gewisse Eigenwerbung ausartet. 

Wenn wir beim Einkaufen und beim Einkaufsverhalten sind, dann darf ich den Bogen zum zweiten Bereich spannen, den ich noch ansprechen möchte: Das ist das Thema Frauen in dieser Stadt. Vielfach trifft es ja die Frauen, die eben dafür sorgen müssen, dass die notwendigen Lebensmittel in den Haushalt kommen. Gerade diese haben es ja nicht immer leicht, die vielen Alleinerzieherinnen, die nur schwer über die Runden kommen. Obwohl das jetzt nicht in diesem Ressort beheimatet ist, möchte ich nichtsdestotrotz wieder einmal – und das ist ja heute auch schon gefallen – die Forderung etwa nach dem kostenlosen Kindergartenplatz stellen. Da bewegt sich leider überhaupt nichts. Für die Frauen ist es aber auch besonders schwierig, in einen qualifizierten Erwerbsprozess einzusteigen. Wir haben zwar von der Stadt Wien – und das möchte ich auch durchaus anerkennen – eine Reihe von Aus- und Weiterbildungsmodellen, wo wir ja auch immer gerne unsere Zustimmung geben, wo es etwa um einen Wiedereinstieg in absehbarer Zeit nach der Geburt der Kinder ins Berufsleben geht, wo es nach längeren oder kürzeren Pausen notwendig ist, dass man vielleicht mit einem entsprechenden Kursangebot einen Neuzugang in den Arbeitsmarkt findet. Aber das alleine ist es nicht. 

Was nützt die beste Ausbildung, wenn ich dann keinen geeigneten Arbeitsplatz habe? Und es ist halt leider die Entwicklung in Wien so, dass unter Bgm Häupl bis zum dritten Quartal 2007, also in dieser ganzen Ära, Wien bei den Unselbstständigen immerhin knapp 12 000 – also 11 787 sind es genau – Arbeitsplätze im Bereich der Unselbstständigen verloren hat. Vieles davon trifft natürlich die Frauen. Und es ist heute auch schon angeklungen und ich möchte auch hier wirklich unsere Kritik platzieren: Das sind die vielen minderqualifizierten Jobs, diese McJobs, die nur über Stunden gehen, die unsicher sind, die schlecht bezahlt sind und die vor allem sehr wenig familienfreundlich sind, wo man keine Rücksicht auf die Bedürfnisse etwa einer Mutter ein oder mehrerer Kinder nimmt. Es ist so, dass sich einfach in Wien eine Entwicklung aufgetan hat, die viele Unternehmen aus der Stadt vertrieben hat, oder wo viele Unternehmen aufgeben mussten – sehr zum Nachteil der Frauen, denn es gibt einfach keinen familienfreundlicheren Arbeitsplatz als den, der einigermaßen gut zu erreichen ist, wo sich etwa Schul- und Kindergartenweg, aber auch – wir haben heute schon davon gesprochen – die Einkaufsmöglichkeiten vereinbaren lassen und erreichbar sind. Diese Arbeitsplätze werden immer weniger. Und vieles davon geht zulasten der Frauen. Hier ist unser dringender Appell, nicht nur Ausbildungsprogramme zu schaffen, sondern natürlich auch in der Wirtschaft die nötigen Impulse zu liefern, dass wir diese Arbeitsplätze nicht noch weiter verlieren, sondern ganz im Gegenteil hier wieder ein Mehr an frauenfreundlichen ordentlich und anständig bezahlten Arbeitsplätzen anzubieten, die nicht nur aus einer stundenweisen oder Pseudoteilzeitbeschäftigung – kann man fast sagen – bestehen, sondern vor allem eben einen qualifizierten und familienfreundlichen Arbeitsplatz anbieten. 

Es wurde heute auch so gerne schon die neue Selbstständigkeit so großartig gepriesen. Meine Damen und Herren! Schauen Sie doch einmal ins Amtsblatt! Was sind denn etwa die neuen Gewerbeanmeldungen? Ich finde da sehr wenig dabei, wo ich sagen kann, das ist ein Arbeitsplatz für Frauen. Da gibt es einmal diese ganzen Scheinselbstständigkeiten, wo es um diversere Bauausführungen und Trennwände und so weiter geht. Sie alle kennen das ja. Dann gibt es eine ganze Reihe im Bereich der Taxigewerbe, dann gibt es eine ganze Reihe Lokalgründungen. Wenn man die anschaut, dann sage ich, da wünsche ich mir auch nicht unbedingt, dass eine Frau da arbeiten muss. Und dann auf der anderen Seite vielleicht eine gewisse Verlockung für viele, die aber nach kürzester Zeit dann oft im finanziellen Aus enden: Das ist dieser weite Bereich der Lebensberatung und so weiter, wo auch viele Frauen glauben, dass man einen Neuanfang machen kann und dann nach einigen Monaten draufkommen müssen, das ist nicht das Richtige, das die Zukunft sichert.

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Im Sinne vieler Wiener Frauen, vieler Wiener Mütter auch vor allem, würde ich mir wünschen, dass hier Impulse gesetzt werden, dass in nächster Zeit die Investitionen aber auch vor allem die Ausrichtung dahin geht, die Frauen nicht nur auszubilden, sondern ihnen auch qualifizierte Arbeitsplätze zur Verfügung zu stellen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Dr Vana.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolleginnen! 

Das war der Freud’sche Versprecher. Es gibt auch noch Kollegen und Kolleginnen. Wir haben halt 70 Prozent Frauenquote und haben mehr Frauen. Das sei mir einmal verziehen, einen umgekehrten Freud’schen Versprecher zu machen, denn meistens wird ja nur die männliche Form verwendet – auch in den Schriftstücken der Stadt Wien – und dann wird lapidar darauf hingewiesen: Mit der männlichen Form sind automatisch auch die Frauen gemeint. Also könnte ich es ja einmal umgekehrt machen und die weiblichen Formen verwenden und zu Ihnen sagen: Liebe Herren Kollegen, Sie sind mit gemeint.

Die GRÜNEN widmen traditionell den ersten Punkt dieser Geschäftsgruppe der Frauenpolitik. Ich könnte es mir jetzt aus Sicht der Opposition sehr leicht machen, denn ich könnte einfach auf die Protokolle und unsere Kritik vom letzten Jahr verweisen, die sich leider substanziell während des letzten Jahres nicht sehr viel verändert hat und in wesentlichen Grundzügen immer noch aufrecht ist. Das ist zum einen das Gesamtbudget für Frauenpolitik, das in dieser Stadt aufgewendet wird. Sie wissen, die MA 57 für Frauenförderung und Koordinierung von Frauenangelegenheiten ist nicht mit mehr als 0,7 Promille des Wiener Gesamtbudgets ausgestattet. Das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen: Für Frauenförderung und Koordinierung von Frauenangelegenheiten wird nicht mehr als 0,7 Promille des Wiener Gesamtbudgets aufgewendet. Es wurde auch nur um satte 1 Prozent im Vergleich zum letzten Jahr erhöht, was vor allem deshalb sehr bitter ist, weil insgesamt das Wiener Budget um 480 Millionen EUR gestiegen ist, das sind doch fast 5 Prozent. Da hätte man doch vor allem im Zuge eines Gender-Budgeting-Prozesses umverteilen können und hier die Mittelausstattung für Frauenförderung erhöhen können. Man hat das nicht gemacht.

Ein zweiter Kritikpunkt der GRÜNEN, der leider auch alle Jahre gleich ist, ist, dass die Mittel der MA 57 fast vorwiegend zweckgebunden für Frauenhäuser und Frauenvereine sind, die Mehrjahresverträge haben. Das ist einerseits gut so, wir haben auch sehr lange für diese Mehrjahresverträge für Frauenvereine gekämpft, aber es heißt, dass die MA 57 sehr wenig freien Spielraum hat, hier neue und innovative Maßnahmen zu setzen. Die großen Sprünge in der Frauenpolitik sind mit dieser mageren Mittelausstattung nicht möglich. Und das ist einer der Gründe, weshalb wir das Wiener Budget heute ablehnen. 

Es gibt noch einen anderen Grund – meine Klubobfrau Maria Vassilakou hat darauf in der Generaldebatte bereits hingewiesen: Dieses Wiener Budget spiegelt die frauenpolitischen Herausforderungen in keinem einzigen Ansatz wider, weder in der Bildungspolitik noch in der uns so wichtigen Arbeitsmarktpolitik. Auch Finanzstadträtin Brauner hat eigentlich außer Schönreden und dem Loben der Situationen der Frauenpolitik nicht sehr viel substanziell Neues zur frauenpolitischen Debatte beigetragen. Sie loben die hohe Frauenerwerbsquote traditionellerweise in Wien, die höher liegt als in anderen Bundesländern, sagen aber nicht dazu, dass dieses Steigen der Frauenerwerbsquote mit einem Rückgang an Vollzeitarbeit erkauft wird und dass das Steigen der Frauenbeschäftigung in Wien zu zwei Dritteln auf das Steigen von Teilzeitarbeit und auf das Steigen von so genannten atypischen und prekären Erwerbsformen zurückzuführen ist, die für Frauen in den meisten Fällen nicht existenzsichernd sind, keine entsprechenden Aufstiegschancen bieten, keine entsprechenden existenzsichernden Sozialleistungen bieten, die auch zunehmend kritisch und unbefriedigend wahrgenommen werden. 

Frau Klubobfrau Vassilakou hat schon darauf hingewiesen, dass es eine neue Studie gibt, die die Lage der Frauen in Wien vor allem in neuen Erwerbsformen beschreibt, die im November zusammen mit dem neuen Arbeitsklimaindex veröffentlicht wurde und die sehr deutlich macht, dass die Frauen in Wien zunehmend unzufrieden mit ihrer Teilzeitbeschäftigung sind. Für fast 40 Prozent aller Frauen ist Teilzeitbeschäftigung eigentlich nur eine Notlösung. Die meisten Frauen wollen mehr oder weniger rasch in einen Vollzeitarbeitsplatz zurückkehren. Hier wäre das Rückkehrrecht auf Vollzeit nach Inanspruchnahme der Teilzeit eine sehr wichtige auch bundespolitische Forderung. Die meisten Frauen in Wien können auch leider von ihrem Teilzeiteinkommen nicht leben. Insgesamt sind ein Drittel aller neuen Erwerbsformen in Wien als so genannte prekäre Erwerbsformen einzustufen, das heißt, sie sind nicht existenzsichernd und auch die daraus zu beziehenden Sozialleistungen sind dementsprechend, falls überhaupt Sozialleistungen entstehen, denn bei den so genannten freien Dienstverträgen oder neuen Selbstständigen gibt es sehr unzureichende Einbindungen des Arbeits- und Sozialrechts, insbesondere auch, was den sozialversicherungsrechtlichen Schutz betrifft. 

Hier wäre also ein ambitioniertes, innovatives arbeitsmarktpolitisches Aktionsprogramm für Frauen das Gebot der Stunde. Es ist auch nicht das erste Mal, dass wir GRÜNEN das von dieser Stelle aus fordern. Es ist ungefähr – lassen Sie mich nachzählen, ich bin seit 2001 in diesem Hause – das sechste oder siebente Mal insgesamt, dass die Wiener GRÜNEN einen entsprechenden Antrag auf ein arbeitsmarktpolitisches Aktionsprogramm für Frauen zur Förderung von Vollzeitarbeit und insbesondere zur Verstärkung der Maßnahmen für so genannte atypische Beschäftigte stellen, weil es notwendig ist, weil es dringend ist, weil wir wissen, dass Frauen weniger vom statistischen Rückgang der Arbeitslosigkeit in Wien profitieren, weil wir wissen, dass die so genannte Dunkelziffer an Arbeitssuchenden – nicht an arbeitslos gemeldeten Frauen, sondern an arbeitsuchenden Frauen –, nämlich denjenigen, die eine neue oder andere Arbeitsstelle suchen und daher auch arbeitsmarktpolitischer Unterstützungen bedürfen, insbesondere bei den neuen Erwerbsformen rasant steigt, was dazu führt, dass auch die Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern in Wien dramatisch steigen. Wir haben auch hiezu einen neuen Beleg – Sie haben das sicher gelesen –, die Gender Gap Study, die Österreich insgesamt ein sehr schlechtes Zeugnis ausstellt, was Chancengleichheit betrifft. Wir sind insgesamt nur an 27. Stelle im internationalen Ranking, was Chancengleichheit betrifft. Leider kommen von Seiten der Bundespolitik wenig neue innovative frauenfördernde Impulse.  

Deshalb möchten wir Sie wirklich bitten, meine Damen und Herren insbesondere von der Sozialdemokratie: Stimmen Sie heute erstmals unserem Antrag für ein arbeitsmarktpolitisches Aktionsprogramm für Frauen zu! Es ist höchste Zeit. (Beifall bei den GRÜNEN.) Es ist uns zu viel an Lippenbekenntnissen, was ich hier in der Frauenpolitik höre, zu viel Lärm um wenig und zu viel Marketing mit zu wenig realer Substanz. 

Wir GRÜNEN bringen aber noch einen zweiten Antrag heute ein – meine Kollegin Alev Korun wird das tun –, und zwar betreffend Gender Budgeting. Sie wissen, wir unterstützen seit Jahren – seit 2005 gibt es ihn, aber wir haben ihn lange gefordert – einen Gender-Budgeting-Prozess, weil wir es sehr wichtig finden, dass Einnahmen und Ausgaben des Budgets nach den Geschlechtern aufgeschlüsselt werden, um hier Umverteilungsmaßnahmen auch auf Grund einer guten Datenlage ansetzen zu können. Es ist ein ambitioniertes Programm, das sich Wien hier vorgenommen hat. Es sind alle Bereiche und Ressorts umfasst, was international auch herausragend ist. Wir loben dieses Programm von den Grundzügen her auch immer wieder. Wir üben aber auch, seit es dieses Programm gibt, substantielle Kritik – und zwar sowohl inhaltliche als auch strukturelle – an diesem Gender-Budgeting-Prozess, weil er unserer Ansicht nach zum Teil ein Etikettenschwindel ist und den Namen Gender-Budget, also geschlechtergerechtes Budget, nicht wirklich verdient. 

Eine unserer wesentlichen Kritikpunkte – und auf die bezieht sich auch unser heutiger Antrag – ist, dass die Vorlage keine einzige Budgetzahl enthält und auch keine Bezugsgrößen. Das muss man sich einmal vorstellen! Man legt ein Gender-Budget vor, das hauptsächlich NutzerInnenanalysen enthält, aber keine einzige Budgetzahl und keine einzige Bezugsgröße, die es uns als Opposition überhaupt möglich machen würde, die Maßnahmen, die gesetzt werden sollen, zu überprüfen oder die Relation der Maßnahmen, die gesetzt werden sollen, in einen Bezugsrahmen zu stellen: Wie viel Prozent von Maßnahmen macht denn das im Rahmen eines gesamten Budgetansatzes aus? Zum Beispiel in der MA 51-Sport wird erwähnt, dass es einen Mädchenfußball-Tag gibt und einen österreichischen Frauenlauf. Es wird aber nicht erwähnt, wie viel denn das kostet, wie viel die Mädchensportförderung im Vergleich zum Beispiel zur gesamten Sportförderung ausmacht. Das wäre aber der Sinn eines Gender-Budgeting-Prozesses, dass man auch die Relation der Mittelverteilung, der Mittelzuteilung für Frauenmaßnahmen in Relation zu anderen Maßnahmen sehen kann, nachprüfen kann und damit nachvollziehen kann. Wir stellen daher heute den Antrag: 

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke möge veranlassen, dass künftig in den Wiener Gender-Budget-Berichten die einzelnen Maßnahmen mit Budgetzahlen angeführt werden und eine Relation zwischen diesen Mitteln zu den Gesamtmitteln im jeweiligen Ansatz hergestellt wird.“

Wir wollen diesen Antrag insbesondere deshalb stellen, weil wir fürchten, dass, wenn nicht bald qualitative Verbesserungen im Gender-Budget-Prozess vorgenommen werden, das gut ambitionierte Programm ausgehöhlt wird, damit auch die Akzeptanz insgesamt für den Prozess zurückgeht. Das wäre sehr schade, denn ich denke, es wäre wirklich schön, wenn Wien hier international führend wäre. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Das Budget des Frauenressorts zeigt keine nennenswerten Fortschritte zum Voranschlag des Budgets des letzten Jahres. Das äußerst niedrig bemessene Budget wurde lediglich um 80 000 EUR auf 7,6 Millionen EUR aufgewertet. Wir wissen, dass das hinsichtlich der vielen umzusetzenden Aufgaben wirklich enttäuschend ist. Frauenhäuser nehmen einen Großteil davon in Anspruch, und auch bei denen ist es so, dass sie bereits aus allen Nähten platzen und dringend ein erhöhter Investitionsbedarf besteht. Wien hat Mehreinnahmen im Rahmen von 664 Millionen EUR. Sie widmen lediglich 80 000 EUR davon mehr der Frauenpolitik. 

Frauen haben es in Wien zunehmend schwerer. Die Belastungspolitik hat es den Menschen in dieser Stadt schwer gemacht. Kinderreiche Familien, Alleinerzieherinnen können sich das Leben hier teilweise kaum noch leisten. Allein die Mehreinnahmen von den Parkgebühren sind rund 24 Millionen EUR, was im Verhältnis zu 80 000 EUR eigentlich wirklich nur zeigt, dass Ihre Priorität nicht darin liegt, die Situation der Frauen in Wien zu verbessern.

Das schwarz-grüne Oberösterreich zum Beispiel ist schuldenfrei und hat Vollbeschäftigung. Das gilt praktisch auch für die Frauen. Die Frauenarbeitslosenquote in Oberösterreich beträgt Ende Oktober 2007 nur 3,6 Prozent, in Wien aber 6,9 Prozent. Wien hat die höchste Arbeitslosenrate insgesamt und die zweithöchste Frauenarbeitslosenrate, die nur vom Burgenland übertroffen wird. In Wien sind nach wie vor 30 000 Frauen arbeitslos. 

Für die Frauenförderung werden also 7,6 Mil
lionen EUR ausgegeben, für Werbung fast sechsmal so viel. Das heißt, angesichts der Tatsache, dass fast 100 Millionen EUR Mehreinnahmen aus eigenen Landesabgaben budgetiert werden, sollte das Plus bei der Frauenförderung auch deutlicher ausfallen. Zum Beispiel: Das Budget der Frauenförderung beträgt bloß 1 Prozent, die Einnahmen aus den Landesabgaben allerdings 9,7 Prozent plus, aus den Parkometerabgaben plus 57 Prozent, aus den Ertragsanteilen der Bundesabgaben 7,9 Prozent. Das heißt, die Budgets steigen deutlich, das Frauenbudget ist nur sehr mager gestiegen. Nicht nur sämtliche Bundesländer in Österreich, sondern auch die meisten angrenzenden Regionen in den Nachbarländern weisen eine niedrigere Erwerbslosenquote für Frauen auf – also zum Beispiel Prag, Oberbayern, Niederbayern, Stuttgart, Karlsruhe, Friaul – als Wien mit 7,9 Prozent. (Beifall bei der ÖVP.)

Genauso deprimierend ist aber die Tatsache, dass Frauen in Wien noch immer um 25 Prozent weniger verdienen als Männer. Ich bitte Sie mit Nachdruck, sich endlich das Ziel zu setzen, dass Frauen in Wien in Zukunft im Erwerbsleben gleichen Lohn für gleiche Arbeit bekommen und damit ein gerechtes Einkommen.

Wien hatte im September, wie ich schon gesagt habe, die mit Abstand höchste Arbeitslosenquote und weist auch das geringste Wirtschaftswachstum aus. Wir alle wissen, Wirtschaft bedeutet Arbeit. Eine gesunde Wirtschaft ist Voraussetzung für Wohlstand und Sicherheit. Was brauchen wir in Wien? Wir brauchen intensive Unterstützung für Jungunternehmerinnen, Programme für Betriebsansiedlungen, ein zeitgemäßes Bildungsangebot, Weiterbildung und praktisch orientierte Fachkurse. (Beifall bei der ÖVP.)

Österreich hat die Globalisierungen im vergangenen Jahr gut für die Entwicklung der heimischen Wirtschaft nutzen können und hat auch in Zukunft große Chancen. Das heißt, die Politik hat die Aufgabe, für ständige Weiterbildung zu sorgen. Im stetigen Wandel der Arbeitswelt müssen die richtigen Rahmenbedingungen geschaffen werden. Nur dann ist es möglich, dass Wien im Wirtschaftswachstum nicht nur den Schlusspunkt setzt und den österreichweiten Trend aufholt und die Arbeitslosenquote sinkt. Es fehlen hier speziell für Frauen entsprechende Maßnahmen, sodass Frauen endlich auf allen Hierarchieebenen vertreten sein können. 

Und noch etwas fehlt mir in dieser Stadt, und zwar das Herz für Kinder. Das Ziel ist es, dass Frauen ökonomisch unabhängig bleiben, das heißt, sie müssen Beruf und Familie koordinieren und vereinbaren. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir brauchen einfach eine Kinderbetreuung, die im Sinne der berufstätigen Frau und im Sinne der Kinder hochqualitativ ist. Das heißt, wir fordern ein hochqualitatives, kinderförderndes und frauenunterstützendes Betreuungssystem. (Beifall bei der ÖVP.)

Und das ist sicher nicht gegeben, wenn nur 30 Prozent der Schulen, die in Ihren Verantwortungsbereich fallen, eine Nachmittagbetreuung haben, von den Kosten des Kindergartens ganz zu schweigen.

Weiters fordern wir bessere Wiedereinstiegsmodelle. In Wien schafft es nur jede zweite Frau, wieder einzusteigen – 50 Prozent! Da müssen Sie sich fragen, warum! Und ich verrate Ihnen ein Geheimnis: Es liegt nicht an den Frauen, sondern es liegt an Ihrem System. Eine Max-Planck-Institut-Studie belegt, dass in Schweden die Kinderlosigkeit bei Frauen mit einem hohen Bildungsabschluss nicht höher liegt als bei Frauen mit einem niedrigen Bildungsabschluss, in Österreich ist das umgekehrt. Die Bildungshöhe spielt in Österreich eine entscheidende Rolle bei der Geburtenplanung, und es kommt zu einer deutlich höheren Kinderlosigkeit bei Frauen mit höherem Bildungsabschluss. Die Gründe dafür, das ist das eigentlich Spannende: Das sind auf der einen Seite die unterschiedlichen Ansätze in der Familienpolitik und vor allem aber ein umfassendes öffentliches Kinderbetreuungsgebot. Das heißt, Sie sehen, wie wichtig es im Rahmen der Frauenpolitik ist, dieses Betreuungsangebot zu schaffen. (Beifall bei der ÖVP.) – Wenn wir es hätten, würde die Situation anders aussehen! Woran soll es liegen? Die Frauen in Österreich und in Wien sind sicher ... (GRin Nurten Yilmaz: Paradigmenwechsel in der ÖVP! Das sind unsere Worte, Frau Kollegin! Ich unterschreibe alles, was Sie gesagt haben! Wissen Sie um das Dilemma des Kindergeldes?) – Entschuldigung! Wir sind ja nicht weniger gewillt zu arbeiten oder Kinder zu bekommen als die Damen in Schweden.

In Wien ist die reale Gleichstellung der Geschlechter nach wie vor in weiter Ferne. Es ist Ihnen ja auch nicht gelungen, Frauen als Querschnittsmaterie zu etablieren, Gender Budgeting ist ein Schlagwort, das quasi gar nicht existiert. (GRin Nurten Yilmaz: Das ist Querschnittsmaterie!) Wir wissen alle, dass viele Bereich der Frauenförderung auf die unterschiedlichsten Ressorts verteilt sind und gezielte Förderpolitik nicht umgesetzt wird.

Um diese allgemeine Lage in Wien nachhaltig zu verbessern, fordern wir, was wir ja schon länger fordern: Eine eigene Stabsstelle für Frauenpolitik in Wien bei der Wiener Landesregierung, um einen besseren Überblick über die Frauenförderung zu erreichen und frauenfördernde Maßnahmen besser aufeinander abzustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)

Und zwar sollten folgende Zielsetzungen gegeben sein innerhalb dieser Stabsstelle: Die Schaffung hochqualitativer Arbeitsplätze für Frauen, Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, Kinderbetreuungseinrichtungen, Förderung von weiblichem Unternehmertum, Förderung von Frauen in Spitzenpositionen, Durchführung entsprechender Maßnahmen zur verbesserten sozialen und gesellschaftlichen Absicherung von Frauen, Maßnahmenpläne zur Schließung der Einkommensschere, Koordination der Maßnahmen und entsprechende Pläne zur Bekämpfung von Gewalt und Kontrolle und Evaluierung des Gender Budgetings in den einzelnen Geschäftsgruppen. In weiterer Folge möge dann diese Stabsstelle den zuständigen Gremien des Gemeinderats einen jährlichen Bericht mit den Ergebnissen vorlegen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Jetzt habe ich noch einen Antrag zum Schutz für Frauen, die von Gewalt betroffen sind. Laut dem österreichischen Gewaltbericht sind um die 300 000 Frauen Opfer von häuslicher Gewalt. Jede fünfte bis zehnte in einer Beziehung lebende Frau ist von Gewalt betroffen. Meine Kolleginnen Sirvan Ekici, Monika Riha und ich bringen einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend die Erarbeitung eines Aktionsprogrammes zur Bekämpfung von häuslicher Gewalt in Wien ein. Es gibt zwar viele Einzelmaßnahmen wie Frauennotruf et cetera, die sehr wirkungsvoll sind und die in den letzten Jahren gesetzt worden sind. Aber wir finden, es ist verabsäumt worden, die vielen wichtigen Maßnahmen von öffentlichen Institutionen und privaten Institutionen zur Bekämpfung dieser häuslichen Gewalt in einen gemeinsamen Aktionsplan zusammenzufassen. 

Die amtsführende Stadträtin wird ersucht, in Absprache mit den anderen Geschäftsstellen und Gruppen der Stadt Wien den zuständigen Stellen des Bundes und anderen verantwortlichen Institutionen so einen umfassenden Wiener Aktionsplan zu erarbeiten. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Das Ressort hat einfach sehr viele Bereich, so komme ich jetzt zum Bereich der Wiener Märkte. Es freut mich, dass das Budget im Vergleich zum Voranschlag 2007 um 3,4 Millionen EUR erhöht wurde, im Vergleich zum Rechnungsabschluss allerdings nur um 1,2 Millionen EUR. Ein bisschen weniger freut mich schon, dass das Budget jedes Jahr deutlich überschritten wurde. Ich traue mich angesichts des noch immer traurigen Zustandes der Wiener Märkte und der Fülle an umzusetzenden Themen zu prognostizieren, dass es wieder überschritten werden wird. Um diesem Fass ohne Boden vielleicht einmal einen Boden zu geben, werde ich nicht müde, die Erstellung eines Marktkonzeptes mittels Resolutionsantrag wieder einmal zu fordern. 

Und hier stelle ich mir vor, dass das Konzept folgende Punkte umfassen soll: Richtzahlen für die prozentuelle Aufteilung von Marktflächen zwischen Gastronomieständen und klassischen Marktständen, einen organisatorisch und zeitlich detaillierten Maßnahmenkatalog für die bauliche und gestalterische Attraktivierung von Märkten und einen umfassenden Finanzierungsplan zur Umsetzung der vorgesehenen baulichen und gestalterischen Unternehmungen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich gehe über zu einem Antrag betreffend Schaffung eines einheitlichen kommunalen Ordnungsdienstes. In den letzten Monaten hat die Stadt Wien damit begonnen, neben den bestehen Ordnungsdiensten für den Verkehr neue Ordnungsgruppen zu schaffen, wie zum Beispiel die „Waste Watcher“. Um nun eine entsprechende Einheitlichkeit und mögliche organisatorisch-administrative Synergieeffekte zu erzielen, erscheint es sinnvoll, diese vielen verschiedenen Ordnungsdienste zu einem einzigen kommunalen Ordnungs- und Wachdienst zusammenzufassen. 

Der Bürgermeister wird ersucht, in Absprache mit der amtsführenden Stadträtin die verschiedenen bestehenden städtischen Ordnungsdienste in einen einzigen kommunalen Ordnungs- und Wachdienst zusammenzufassen und diesem die gesamte Kontrolle für die Einhaltung der städtischen Verordnungen und Gesetze zu übertragen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und weil diese Geschäftsgruppe ja auch Konsumentenschutz beinhaltet, habe ich gemeinsam mit meinen Kolleginnen Sirvan Ekici und Monika Riha zwei Anträge im Bezug auf Konsumentenschutz einzubringen. Der eine betrifft die Schwerpunktsetzung auf neue Produkte im Rahmen des Konsumentenschutzes. Die technischen Entwicklungen und das immer größer werdende Spektrum an Produkten haben erhebliche Auswirkungen auf das Kaufverhalten der Konsumenten. Besonders Jugendliche werden von diesen Entwicklungen angesprochen, also zum Beispiel Mobiltelephonie oder Internet, Multimediageräte. Es ist durch diese verschiedenen Maßnahmen und das Übermaß und die falsche Aufbereitung an Informationen auch zu Fehlentwicklungen gekommen, die mit dem Kauf von Produkten verbunden sind. Es sind einzelne Käufer, vor allem Jugendliche, teilweise zu erheblichem Schaden gekommen und wurden mit unangebrachten Zusatzbelastungen konfrontiert. Die Konsumentenschutzpolitik der Stadt Wien und die von ihr gesetzten Maßnahmen haben eher noch die klassisch etablierten Themenbereiche zum Inhalt. Die neuen Aspekte und Produkte sind noch eher ausgeblendet. Daher bringen wir folgenden Beschlussantrag ein:

„Die amtsführende Stadträtin wird ersucht, im Rahmen der eigenen Konsumentenschutzaktivitäten einen stärkeren Schwerpunkt auf neue Produkte und damit verbundene Risiken zu legen. Im Rahmen dieser Schwerpunktsetzung auf neue Produkte möge sie vor allem Jugendliche über die damit verbundenen Risiken bedarfs- und zielgruppengerecht informieren und diese dadurch beim Kaufprozess bestmöglich unterstützen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Und in diesem Sinne gibt es da einen zweiten und hiermit auch meinen letzten Antrag bezüglich Konsumentenschutz. Es geht um die Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle für Konsumentenschutz bei der Stadt Wien. Im Rahmen der derzeitigen Geschäftsgruppenaufteilung stellen die Agenden im Bereich der Konsumenteninformation und des Konsumentenschutzes eher ein Anhängsel von mehreren verschiedenen Abteilungen dar. Dadurch kommt diesem wichtigen Aufgabenfeld nicht jene Aufmerksamkeit zu, die derzeit erforderlich wäre. Wir stellen daher folgenden Beschlussantrag.

„Die amtsführende Stadträtin möge zum Zweck der Aufwertung des Konsumentenschutzes eine zentrale Anlaufstelle einrichten und diese mit entsprechenden finanziellen Mitteln ausstatten.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Harwanegg. Ich erteile ihm das Wort.

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zum heutigen Budgetvoranschlag unseres Ressorts der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal wurden bereits einige Detailaspekte behandelt. Ich möchte mich daher im Wesentlichen bei meinen Ausführungen auf vier Themenbereiche beschränken, nämlich auf Personalfragen, Konsumentenschutz, Tierschutz und Datenschutz, obgleich ich betonen möchte, dass das Ressort der Frau Stadträtin, das mit 13 Magistratsabteilungen eines der größten ist, eine Vielfalt von Themen anbieten würde. Aus zeitlichen Gründen ist jedoch dies hier nicht möglich.

Lassen Sie mich zu den Personalangelegenheiten doch einige Zahlen nennen, weil sie auch heute immer wieder angesprochen worden sind. Ich möchte sie gerne heute in Erinnerung bringen, zumal ja die Stadt Wien als Arbeitgeber sicherlich von großer Bedeutung für Wien, aber auch für die Umgebung ist. Ich werde dann ja noch darauf zurückkommen. Wir haben einen Gesamtpersonalstand von 64 983 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Die wachsenden Aufgaben der Stadt werden auch 2008 mit einem konstant gleichbleibenden Personalstand im Wesentlichen bewältigt werden. Das zeigt eindrucksvoll die hohe Produktion und das überdurchschnittliche Engagement unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtverwaltung.

Meine Vorredner haben sich bereits mit dem Thema Frauen beschäftigt. Wir können ruhig sagen, dass unsere Stadtverwaltung im Großen und Ganzen ein Frauenbereich ist. Wie begründe ich das? (GRin Mag Barbara Feldmann: Das möchte ich auch wissen!) – Wir haben immerhin 41 727 Frauen im Magistrat tätig. Ein Anteil immerhin von 64 Prozent unserer Gesamtbeschäftigten sind Frauen. Das ist gegenüber dem Vorjahr sogar ein beachtlicher Zuwachs.

Zur Vielfalt unserer Beschäftigung möchte ich auch nur einige Zahlen nennen: Wir haben etwa 4 000 Kolleginnen und Kollegen, die in Karenz sind, Präsenzdienst leisten, die freigestellt sind oder aus sonstigen Gründen sich nicht im Dienststand befinden. Ein Punkt, der nicht unbedeutend ist und den ich hier anführen möchte, ist, dass die Stadt Wien 1 600 Saisonbedienstete beschäftigt, meistens in speziellen Abteilungen wie zum Beispiel der MA 42, die Gott sei Dank unsere Gartenanlagen immer schöner und schöner gestalten.

Ein Thema, das, glaube ich, von großer Bedeutung vor allem und natürlich in erster Linie wieder für unsere Frauen ist, ist die Frage der Teilzeitbeschäftigung. Meine Vorrednerinnen haben ja dieses Thema angesprochen. Ich möchte schon erwähnen und darauf hinweisen, dass wir derzeit rund 8 000 Teilzeitbeschäftigte in unserer Stadtverwaltung im Bereich des Magistrates haben. Davon sind immerhin 92 Prozent Frauen, die dieser Teilzeitbeschäftigung nachkommen können. Man sieht auch hier die Bedeutung der Stadt als Arbeitgeber für Frauen, die damit die Möglichkeit haben – und das ist ja auch vor Kurzem erwähnt worden –, zugleich auch ihre Familie zu betreuen.

Ein weiteres Thema, das nicht unbedeutend ist, weil wir auch über die Frage der Ausländerbeschäftigung nicht nur reden können und müssen, sondern weil die Stadt auch hier mit gutem Beispiel vorangeht: Immerhin sind 2 Prozent unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Verwaltung unserer Stadt ausländischer Herkunft, und damit meine ich jetzt nicht die EU-Bürger, sondern außerhalb des EU-Bereiches. Zu den Teilzeitproblemen und der Karenz wird dann meine Kollegin hier in weiterer Folge näher darauf eingehen.

Ein Thema, das ich auch ansprechen möchte, weil es immer wieder im Zusammenhang mit der Arbeitslosigkeit in Wien eine Rolle spielt: Wien – ich habe es schon gesagt – beschäftigt etwa 65 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aber fast 15 000 davon, also über 25 Prozent kommen aus dem Wiener Umfeld, das heißt, aus Niederösterreich, aus dem Burgenland, aus der Steiermark, um nur einige Bundesländer zu nennen. Wir haben heute am Vormittag von der Frau Vizebürgermeisterin gehört, dass Wien etwa 210 000 Menschen aus den Bundesländern beschäftigt. Sie sehen, mit diesem Anteil von 15 000 Menschen ist das gar nicht eine geringe Summe.

Die Dienstleistungen in Wien werden im Gegensatz zum Bund nicht zurückgenommen, im Gegenteil. Durch die große Bautätigkeit ist es notwendig, Kindertagesheime zu schaffen, Schulen neu zu errichten und vor allem im Gesundheitsbereich das erforderliche Personal zur Verfügung zu stellen. Das bedeutet Umschichtungen. Die Vorgangsweise ist in Wien aber anders als die des Bundes – mit ziemlich brutalen Umstrukturierungen, die dort vorgenommen wurden. Bei uns geht das Ganze ruhig und im Einvernehmen mit der Personalvertretung und der Gewerkschaft über die Runden. Denken wir nur daran, welche zusätzlichen Aufgaben in den letzten Jahren von der Stadtverwaltung übernommen werden mussten: Passwesen, Fundwesen, Meldewesen, um nur drei Punkte zu nennen, die alle im Personalplan zu berücksichtigen waren. Das bedeutet, dass wir uns sehr wohl laufend die Strukturen unserer Stadtverwaltung anschauen und, wo es aus organisatorischen Gründen möglich ist, Änderungen auch vornehmen, damit wir das notwendige Personal anderswo effektiv einsetzen können. Ein solcher Bereich ist zum Beispiel der Krankenanstaltenverbund mit seinen fast 29 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, der natürlich – und das ist ja heute schon angesprochen worden – einen großen Personalbedarf hat. Ein Personalressort muss natürlich auch dazu beitragen – unsere Frau Vizebürgermeisterin hat das auch ausgeführt –, das Budgetziel zu erreichen. Das heißt, der Personalaufwand ist so zu gestalten, dass insgesamt im Budget ein nicht allzu großer Zuwachs gegeben ist. (Beifall bei der SPÖ)

Wenn man sich den Anteil am Gesamtbudget anschaut, so haben wir einen geringeren Personalaufwand festzustellen. 2007 waren es 12,7 Prozent, 2008 werden das 12,5 Prozent sein. Insgesamt bedeutet das, dass wir ausschließlich im Magistrat etwa 1,3 Milliarden EUR für Aktive ausgeben. Dieser Betrag ist halbwegs konstant zu halten. Selbstverständlich müssen wir auch – und das ist natürlich erfreulich – für viele Kolleginnen und Kollegen, die entweder beim Bund oder bei der Gemeinde beschäftigt sind, die Bezugserhöhungen berücksichtigen. Die Latte für solche Verhandlungen ist ja sehr hoch gelegt worden. Wie Sie jedoch entnehmen können, werden hier natürlich andere Kriterien anzuwenden sein als in der Wirtschaft und Industrie. Das heißt, dass wir auch hier Vorsorge treffen müssen, die notwendigen Budgetmittel dafür bereitzustellen, wobei ich sage, dass der Bund in seinem Budgetvoranschlag etwa nur über 1 Prozent vorsieht, während wir versuchen, die effektiven Bezugserhöhungen auszurechnen. Wir bemühen uns im Vorhinein um eine Berücksichtigung im Budget.

Ein Punkt, der mir am Herzen liegt, weil er auch von einigen Gemeinderätinnen angesprochen wurde, ist die Frage der Frauenpolitik hier in unserem Rathaus. Ich meine damit die Leitungsfunktionen. Von den 64 Magistratsabteilungen haben wir bereits 19 Frauen. (GRin Mag Alev Korun: Das ist aber weniger als 50 Prozent!) Voller Stolz darf ich sagen: In unserem Ressort, Frau Stadträtin, sind es immerhin acht Frauen, die Leiterinnen sind. Bei den Magistratischen Bezirksämtern sind es 19 Frauen, von 19 Magistratischen Bezirksämtern sind es 12 Frauen, und von den sonstigen 14 Dienststellen sind immerhin auch bereits 5 Frauen, wie im KAV, Kontrollamt und so weiter. Hier sind wir bemüht, bei Ausschreibungen – und es werden auch heuer wieder solche stattfinden – Frauen zu animieren, dass sie sich bewerben und bei dementsprechender Qualifikation auch vom Magistratsdirektor bestellt werden.

Kollegin Mag Feldmann und StRin Vana sind auf die Frauenpolitik eingegangen. Dies wird, wie gesagt, meine Gemeinderatskollegin Yilmaz hier dann behandeln.

Einen Punkt, den ich besonders erwähnen möchte, weil er wirklich ein großes Anliegen von uns ist, ist die Lehrlingsfrage innerhalb unserer Stadtverwaltung. Hier gibt es ein sehr gutes Konzept. Faktum ist, dass wir als Stadt Wien wirklich eine Musterverwaltung diesbezüglich haben. Die Arbeitslosigkeit in Wien, die auch heute angesprochen ist, ist sicherlich ein Punkt, der uns alle mit Sorge erfüllt, aber die Leistungen, die Beiträge der Stadt Wien für Regelungen sind ja auch schon erwähnt worden. Natürlich darf man nicht vergessen: Wir hätten gerne Modelle wie das Vorarlberger Modell betreffend die Vorgangsweise mit der Lehre (GRin Mag Alev Korun: Lehrlingsfonds!) auch in Wien durchgeführt. Die Wiener Kammer lehnt das leider ab. Wir bilden etwa in 30 Lehrberufen Lehrlinge aus. Derzeit haben wir etwa 800 Lehrlinge in der Stadtverwaltung, und insgesamt sind es mehr als 1 000 Lehrlinge, die wir derzeit ausbilden. (GR Günter Kenesei: Super!) Ich möchte nicht unerwähnt lassen, dass wir Lehrlinge haben, die sich in der kreativen Berufsausbildung befinden. Erstmals haben wir auch dieses Modell einer Lehrausbildung hier verwirklicht. Voller Stolz dürfen wir sagen, dass es seit kurzer Zeit eine Städtepartnerschaft mit München betreffend einen Lehrlingsaustausch gibt. (Beifall bei der SPÖ. – GR Günter Kenesei: Bravo!)

Ich möchte heute besonders erwähnen, dass wir seit 1964, also sei 43 Jahren, eine Lehrlingsausbildung haben, die mehr als 8 000 Lehrlinge bisher in 41 Berufen ausgebildet hat. Dazu sind etwa 600 Kolleginnen und Kollegen der Stadtverwaltung notwendig, diese Lehrlinge dementsprechend auszubilden. Daher auch einmal der Dank für unsere Kolleginnen und Kollegen, die hier tätig sind. (Beifall bei der SPÖ.)

Folgendes wurde heute auch schon erwähnt, und da darf ich auch einen positiven Bericht geben: Das Konzept zum Wiedereinstieg von Müttern oder Vätern wurde umgesetzt, und es sind schon ganz gute Erfolge zu sehen.

Lassen Sie mich auch auf das Thema Behinderte eingehen – ein Punkt, den ich ebenfalls hier ausführen möchte, weil immer wieder zu Unrecht Kritik geübt wird, dass wir das Behinderteneinstellungsgesetz nicht ernst nehmen. Ich darf Ihnen sagen, dass wir 2 392 hier Beschäftigte haben, also mehr als im Gesetz vorgesehen ist. Wir haben immerhin eine Prozentquote im Bereich des Magistrats von 133,9 Prozent. Jetzt kenne ich schon, weil wir das schon öfter diskutiert haben, die Probleme bei den Lehrern, wo der Prozentsatz nicht sehr groß ist, aber da muss man eben die spezielle Situation bei den Lehrern berücksichtigen. In anderen Berufen, zum Beispiel bei den Hausbesorgern sind 106 Prozent oder im Bereich der Wiener Stadtwerke über 75 Prozent gegeben. Im Durchschnitt sind es, wenn ich diese Bereiche zusammenzähle, immer noch 111 Prozent, wo wir diese Quote erfüllen. Ich sage das auch, weil in dem Zusammenhang ja auch ein Antrag der ÖVP und der GRÜNEN vorliegt.

Im Zusammenhang mit der Frage des Pensionsrechtes des Bundes kommt auch immer wieder die Frage der Anpassung an das Bundespensionsrecht zur Diskussion. Ich sage hier mit aller Deutlichkeit: Wir gehen unseren eigenen Weg, wir werden weiterhin unser Pensionsrecht, wie Sie es beschlossen haben, weiter aufrechterhalten und lassen uns keinesfalls von anderen Vorstellungen hier abbringen. (Beifall bei der SPÖ.)

Lassen Sie mich zum Thema Konsumentenschutz, das ja auch von einigen Rednern hier angesprochen wurde, kommen. Im Zusammenhang mit dem Konsumentenschutz muss man besonders die MA 59 erwähnen, also unser Marktamt, das auch als Dienstleister für die Bevölkerung, wenn auch von der Verwaltung vom Finanziellen her andere Gegebenheiten sind, doch sehr große Bedeutung hat. Faktum ist, dass natürlich geschaut wird, dass die Marktordnung eingehalten wird, aber auch Veränderungen werden hier vorgenommen. Ich denke nur an die neuen Öffnungszeiten, die auf Grund einer Umfrage vorgenommen worden sind, oder die Marktbeiräte, die in den Bezirkvertretungen hier eingerichtet wurden und so eine Mitwirkung dieser ermöglichen. Einen besonderen Punkt möchte ich noch erwähnen, nämlich die Konsumentenschutztage, die nun unter anderem Gesichtspunkt auch weiterhin durchgeführt werden. Schwerpunkte im Budget bei den Märkten sind der Bauabschnitt III und IV des Brunnenmarktes, der Naschmarkt, wo eine Bestandsaufnahme erfolgen wird, ein neues Fleischzentrum in Inzersdorf, das letztes Jahr fertiggestellt wurde, der Kutschkermarkt, der vor der Fertigstellung ist, aber auch natürlich – und das möchte ich erwähnen, weil es eigentlich ja selbstverständlich ist – die Änderungen beim Christkindlmarkt hier am Rathausplatz, die zu einer positiven Erledigung geführt haben und die hier Gott sei Dank diesbezüglich keine Probleme haben. Immerhin besuchen pro Jahr etwa drei Millionen Besucher, davon ungefähr die Hälfte aus dem Ausland, unseren Christkindlmarkt. Ich darf in dem Zusammenhang vielleicht den Hinweis zum Anschauen geben, weil er wirklich sehr schön geworden ist, und sagen, dass am Eingang von der Ringstraße her ein Adventkranz angebracht wurde, der wirklich sehenswert ist. 

Auch der Blumengroßmarkt wurde weiter ausgebaut. Auch hier gibt es eine Marktgemeinschaft mit 100 Mitgliedern, davon sind 90 Gärtner und 9 Großhändler und ein Bedarfshändler selbst. Wir haben 140 Anlieferer, und die verbaute Fläche beträgt jetzt 1,5 ha. Die Qualität der angelieferten Waren, sprich, der Blumen und Pflanzen, kann sich sehen lassen. Auch hat der Blumenmarkt natürlich die Aufgabe, als zentrale Vermarktungsstelle in Österreich zu dienen. 

Ich darf erinnern, dass dieses Thema des neuen Marktkonzeptes erst vor Kurzem im Ausschuss besprochen wurde, und dass die Frau Stadträtin mitgeteilt hat, dass an dem neuen Marktkonzept gearbeitet wird. Es wird dazu wie schon einmal diese Arbeitsgruppen geben, wo alle Fraktionen eingeladen sind, ihre Vertreter zu entsenden. 

Zu dem Antrag, der betreffend Marktamt vorliegt, darf ich sagen, dass ich etwas verwundert bin. Wir haben eine ganze Menge Außenstellen des Marktamtes in verschiedenen Bezirken, sodass die Möglichkeit der Konsumenten, sich direkt an diese zu wenden, sehr optimal ist. Sie brauchen nicht in die Zentrale des Marktamts zu fahren. Die immerhin neun Außenstellen stehen der Bevölkerung hier zur Verfügung.

Begonnen wurde heuer, und nächstes Jahr ist es dann fertiggestellt: die Marktabfall-Entsorgungsanlage in Inzersdorf, ein großes beispielgebendes Projekt. Ich kann nur sagen, nicht nur von den Kosten her – zirka 10 Millionen EUR kostet dieses Projekt –, ist es auch hier wieder eine Pionierleistung, die die Stadtverwaltung vollbringt. „Wien Aktuell" hat in der letzten Ausgabe auch wieder über einen Artikel der MA 59 berichtet, und ich darf auf diese sehr ausführlichen Informationen hinweisen. 

Die MA 38 – Lebensmitteluntersuchungsanstalt ist eine ganz wichtige Abteilung, die auch Dienstleister ist und deren Aufgabenstellung auch von der Bevölkerung gewürdigt wird. Als Serviceleistung für die Bevölkerung bei der Untersuchung von Proben und Kontrollen ist diese Abteilung von großer Bedeutung. Auch hier muss man einmal für diese Arbeit der Lebensmittelanstalt danken. Wir haben ja meistens einmal im Jahr die Gelegenheit, direkt in die Lebensmitteluntersuchungsanstalt eingeladen zu werden. Das ist immer eine sehr informative Möglichkeit, auch selbst mit Firmenvertretern über die Möglichkeiten zu reden, die hier als Serviceleistung unserer Abteilung angeboten werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Tierschutz, die MA 60 – Veterinäramt ist auch eine Abteilung, die mehr und mehr positiv in der Bevölkerung wahrgenommen wird. Wir haben rund um die Uhr 14 Amtstierärzte beschäftigt. Ich möchte darauf hinweisen, dass die Veranstaltungen dieser Abteilung – ich denke jetzt an die Veranstaltung in Schönbrunn oder hier am Rathausplatz, wo bis zu 50 000 Besucher erscheinen – ein sehr großes und positives Echo in der Bevölkerung hervorgerufen haben, aber nicht nur dort, sondern auch in den Printmedien selbst. Der Hundeführerschein wird nach wie vor angeboten und weiter durchgeführt, und in dem Zusammenhang steht auch der Verzicht auf die Hundeabgabe für ein Jahr. Auch erwähnenswert, weil in den Medien wochenlang dieses Thema geherrscht hat, war das Tierschutzhaus in Vösendorf. Hier haben wir als Stadt Wien eine Rettung dieser Institution vorgenommen, was aber auch selbstverständlich für uns war. Wo hätten sonst die armen Tiere untergebracht werden sollen? Ich darf sagen, die Kosten, die wir als Stadt Wien dafür zahlen – man darf das gar nicht so der Bevölkerung sagen, was wir für die Betreuung der Pflege eines Hundes oder eine Katze pro Tag zahlen –, das sind beachtliche Summen, die hier anfallen. 

Die Tierombudsstelle, die eine wirklich gute Institution ist und zahlreiche Anrufe im Jahr vermelden kann, aber auch eine wichtige Kontrollfunktion hat, möchte ich noch erwähnen. Ich denke nur an den Anlassfall vor nicht allzu langer Zeit auf Grund eines Unfalles eines Fiakers mit Zusammenbruch des Pferdes. Hier sind stärkere Kontrollen notwendig. 2008 wird sicherlich ein Schwerpunkt sein, in diese Richtung weiter vorzugehen. So nebenbei darf ich sagen, weil das auch einmal angesprochen wurde, dass auch untersucht wurde, ob wir bei den Hufeisen eine Alternative haben. Wir haben keine Alternative, der Wunsch, etwas Nichtlärmendes, etwas anderes zu finden, ist nicht erfüllbar, weil das einfach nicht der Praxis der ganzen Tierhaltung der Pferde entspricht. Für 2008 sind wieder Maßnahmen geplant. Erstmals werden wir auch versuchen, Tierschutz im Einvernehmen mit dem Wiener Stadtschulrat stärker in die Schulen zu tragen. (Rufe bei der ÖVP: Es blinkt!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Ich muss dich bitten, den Schlusssatz zu sprechen.

GR Volkmar Harwanegg (fortsetzend): Ich komme jetzt schon zum Schluss. Darf ich noch eine Abteilung erwähnen? Unsere jüngste Abteilung, ein sehr wichtiges Ressort, ist das des Datenschutzes. Auch hier darf ich sagen, dass wir auf Grund der gesetzlichen Grundlagen, Datenschutzgesetz, Wiener Datenschutzgesetz jetzt auch diese Anliegen im Interesse der Bevölkerung zu einer Verbesserung des Datenschutzes hier künftig aufnehmen. (Demonstrativer Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Zum Schluss darf ich sagen, dass unser Ressort Frauen, Personal und Integration ein sehr wichtiges und großes Ressort ist. Ich danke allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern namens unserer Fraktion für die geleistete Arbeit im Jahr 2007. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun, wobei ich auf 15 Minuten Redezeitbegrenzung hinweisen möchte. (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.) 

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Es ist natürlich überhaupt nicht einfach, nach dieser Rede vom Kollegen Harwanegg zu reüssieren (GR Anton Mahdalik: Dann lassen Sie es bitte! Nicht aufdrängen!), aber ich werde mein Bestes versuchen. Ich wollte mit dem Antrag, mit der Einbringung unseres Beschluss- und Resolutionsantrages betreffend Gender Budgeting beginnen. Der Inhalt passt auch sehr gut zumindest zum ersten Teil von der Rede vom Kollege Harwanegg. 

Er hat ja anfangen mit dem Frauenanteil bei den Beschäftigten vom Magistrat. Was wir nur nicht ganz verstehen, ist, so argumentiert müsste auch eine Reinigungsfirma sagen, dass sie eigentlich die beste Frauenförderung betreibt, da mehr als 99 Prozent der Beschäftigten Frauen sind. (GR Anton Mahdalik: Das stimmt auch!) Es ist also ein bisschen ein schwaches Argument, bloß mit dem Frauenanteil unter den Beschäftigten zu argumentieren, wenn nicht einmal 50 Prozent der AbteilungsleiterInnen aus Frauen bestehen. Und sein Argument beziehungsweise seine Aussage, dass es nicht so schlimm sei, dass so viel Teilzeitbeschäftigte sich unter diesen Frauen befinden, denn sie können ja in der Zeit, wo sie nicht arbeiten können, auch ihre Kinder pflegen, ist sehr gelinde und sehr diplomatisch gesagt nicht die Sternstunde des sozialdemokratischen Feminismus, wenn ich das jetzt mal so bringen darf. 

Als Erstes möchte ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Gender Budgeting vom Kollegen Margulies und von mir mit dem Ziel einbringen, dass künftig in den Wiener Gender-Budgeting-Berichten die einzelnen Maßnahmen mit Budgetzahlen angeführt werden und eine Relation zwischen diesen Mitteln zu den Gesamtmitteln im jeweiligen Ansatz hergestellt wird. 

Wir beantragen die Zuweisung den Antrags in den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. 

Wenn wir zur Integrationspolitik der Stadt Wien und zum Integrationsbudget der Stadt Wien kommen, sehen wir sehr viel, was eigentlich noch getan werden sollte. Wir wissen ja alle, dass in den letzten Monaten eine rhetorische Wende in der Stadt Wien bei der Integrationspolitik, bei den Ankündigungen stattgefunden hat. Es ist inzwischen sehr viel von der so genannten Chancengleichheit die Rede. Wenn wir uns die konkreten Maßnahmen und den konkreten Zustand in vielen Bereichen in der Stadt Wien anschauen, dann sehen wir, dass es anders ausschaut. Beispiel Kinderbetreuungsplätze: Auch in der Stadt Wien – und ich möchte, um Kritik vorwegzunehmen, betonen, dass es im Bundesland Wien trotzdem verglichen mit anderen Bundesländern noch immer besser ausschaut – fehlen noch immer Hunderte Kinderbetreuungsplätze und es passiert noch immer – zumindest uns –, dass wir wöchentlich so genannte Fälle über Anrufe oder Mail bekommen, wo Menschen abgewiesen werden, wenn sie versuchen, ihr Kind in einen Kindergarten zu geben, einen Kinderbetreuungsplatz zu bekommen. Das passiert mit dem Argument: Es gibt nicht genug Kinderbetreuungsplätze, und die Paare, wo beide berufstätig sind, werden bevorzugt. Sie sind ohnehin zu Hause, Sie können also auf ihr Kind selber aufpassen. – Das wurde jahrelang systematisch betrieben von der Stadt Wien. Jetzt wird behauptet, es würde nicht mehr systematisch betrieben werden. Tatsache ist, es kommt noch immer vor. Und dann wundern sich alle ganz groß, wenn diese Kinder ins Schulalter kommen, in die erste Klasse Volksschule und manche von ihnen kaum Deutsch können, obwohl sie hier geboren wurden und hier aufgewachsen sind. Ich würde sagen, wenn man ihnen nicht die Möglichkeit gibt, hier Kindergruppen zu besuchen, in den Kindergarten zu gehen, dann braucht man sich teilweise nicht zu wundern, dass sie nicht Deutsch können, wenn sie in die Schule kommen. Das alles unter Chancengleichheit zu verkaufen, das ist eigentlich relativ zynisch, würde ich sagen. 

Zum Bereich Schule: Es fehlen noch immer über 1 000 Lehrer und Lehrerinnen in Wien. Der Lehrer-Schüler-Schlüssel wurde ja nicht verändert. Und da Wien – und es war heuer schon Thema – für 2008 480 Millionen EUR Mehreinnahmen hat, ist nicht einzusehen, warum auch im Schulbereich von der angekündigten Chancengleichheit eigentlich nicht viel zu merken ist.

Anderer Bereich: Sprachkenntnisse und Sprachförderung vor der Schule. Wien rühmt sich ja damit, dass die Schuleinschreibung vorverlegt wurde und dass Kinder mit schlechten oder nicht vorhandenen Deutschkenntnissen gefördert werden würden. Wir wissen alle, nachdem das auch hier im Gemeinderat Thema war, dass diese Kinder in eigenen Gruppen zusammengefasst werden, statt dass man echte Kinderbetreuungsplätze schafft, wo sie von Anfang an mit anderen Kindern, mit Kindern mit deutscher Muttersprache zusammen aufwachsen können und zusammen voneinander lernen können. Nein! Sie werden in eigenen Gruppen zusammengefasst, und das sind dann sozusagen, um es im Klartext auszusprechen, Deutschkurse für Fünfjährige. Als dieses Programm angekündigt wurde, wurde uns und der Öffentlichkeit versprochen, es würde eine Evaluierung geben. Im Herbst 2007 würde das sein, hat es damals geheißen. Diese Evaluierung gibt es noch immer nicht. Aber die Frau Stadträtin und die Frau Stadtschulratspräsidentin stellen sich bei gemeinsamen Pressekonferenzen hin und sagen, das ist ein Erfolgsmodell und es hat sehr viel gebracht und die Kinder hätten sehr viel profitiert. Wir würden aber gerne erfahren, woher Sie dieses Wissen ableiten, wann diese Evaluierung erfolgt ist und was sie auch ergeben hat, denn wir bekommen eigentlich gegenteilige Meldungen. Wir finden auch vom Zugang her, dass es kein Erfolgsmodell ist, weil es kein Integrationsmodell, sondern ein Ausgrenzungs- und Separationsmodell ist. Es ist genau das Gegenteil von Integration. 

Zu vielen Bereichen wäre noch etwas zu sagen: Konfliktmanagement im geförderten Wohnbau. Da hat es ja den Vorschlag gegeben, die Anzahl von mehrsprachigen KonfliktmediatorInnen massiv zu erhöhen. Als die GRÜNEN das vorgeschlagen haben, hat es geheißen: Das brauchen wir nicht. Ein Jahr später hat es eine gemeinsame Pressekonferenz von Wohnbaustadtrat und Integrationsstadträtin gegeben, wo feierlich genau das angekündigt wurde, was die GRÜNEN auch verlangt haben, nämlich die Aufstockung. Es sind aber noch immer viel zu wenig mehrsprachige MediatorInnen da. Und alle diejenigen, die mit Gemeindebauten zu tun haben, die mit Leuten reden, die dort wohnen oder Beschwerden zu bearbeiten haben, wissen, dass es viel zu wenig KonfliktmediatorInnen gibt. Die Konflikte sind natürlich nicht alle ethnisch. Das muss man auch dazusagen und immer betonen, aber Tatsache ist, dass es Mediation im Gemeindebau braucht und dass es zu wenig Mediation im Gemeindebau gibt.

Eine andere negative Entwicklung ist, dass die Stadt Wien immer mehr der Illusion aufsitzt, die in der Bundespolitik, in der so genannten Integrationspolitik im Bund ja gang und gäbe ist inzwischen, nämlich die Verkürzung von gesellschaftlicher und sozialer Integration auf Sprachkenntnisse. Natürlich sind Sprachkenntnisse gut, weil jede Sprache, die ein Mensch zusätzlich kann oder die ein Mensch kann, von Vorteil ist – und Deutschkenntnisse natürlich auch. Allerdings die Integrationspolitik auf Sprachkurse zu reduzieren und sich damit zu rühmen, dass man sehr viele Sprachkurse anbietet, dass man aber für Chancengleichheit beispielsweise im Kindergarten, bei Kinderbetreuungsplätzen (GRin Nurten Yilmaz: Aber das tun wir doch nicht!), in der Schule ... (GRin Nurten Yilmaz: Ja, wollen wir! Machen wir!) – Ja, wollen wir! Wollen alleine genügt nicht, wenn 480 Millionen EUR Mehreinnahmen sind und wenn nicht mehr passiert. 

Wir wissen alle, dass es diese Fälle gibt und dass es keine Einzelfälle sind. Wenn heute in einer so reichen Stadt wie Wien Eltern bei welcher Partei oder bei welcher Organisation auch immer anrufen und sagen: Mein Kind kriegt keinen Kindergartenplatz, mit dem Argument, meine Frau oder ich sind sowieso daheim!, dann ist das eigentlich eine Schande. Und das ist keine Politik für Chancengleichheit. Das weiß eigentlich auch die Wiener SPÖ oder müsste zumindest wissen, wenn sie das ernst nimmt. (GRin Nurten Yilmaz: ... jedes Kind einen Kindergartenplatz! Schicken Sie sie bitte an die zuständigen Stellen!) – Es hat nicht jedes Kind einen Kindergartenplatz. Das ist unwahr, wenn man das sagt. 

Es wird also nichts bringen, sich rein auf die Sprachkenntnisse zu konzentrieren, sosehr wir für Sprachkurse und Maßnahmen auch sind. Wir sind nach wie vor der Meinung, dass so etwas wie ein Integrationsmasterplan, so etwas wie ein zusammenhängender Plan bei der Integrationspolitik fehlt. Es wird sicher nicht genügen. Das belegen Studien inzwischen auch, dass beispielsweise die Drop-out-Quote für Jugendlichen mit nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft viermal so hoch ist wie für österreichische Jugendliche, die von Geburt an Österreicher waren, und so weiter und so fort. Da könnte man noch sehr, sehr viel zitieren. 

Ich bringe vielleicht ein letztes Zitat, das relativ neu ist, nämlich aus der Integrations- und Migrationsstudie, an der man vielleicht vieles kritisieren kann, aber sie bringt auch zum Vorschein und sie belegt: Der Umstand, dass mehr als ein Drittel der Migranten aus Südosteuropa in Substandardwohnungen wohnen – und jetzt zitiere ich die Studie – „ist auch darauf zurückzuführen, dass Zuwanderer bis vor Kurzem keinen Zugang zu Sozialwohnungen hatten“. – Zitat Ende. Dann kommt in der Meldung noch als Information sozusagen vor: „Gemeindewohnungen wurden in Wien erst im Jänner 2006 für Ausländer geöffnet, die längere Zeit in Wien leben.“ Was nicht da steht, ist, dass die Gemeindewohnungen nur geöffnet wurden, weil es eine entsprechende EU-Richtlinie gegeben hat. (GRin Henriette Frank: Das stimmt ja nicht! – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist ja alles ein Unsinn, was Sie da sagen!) – Ja, genau, Kollege, alles ein Unsinn.

Ich bringe den Beschluss- und Resolutionsantrag ein, dass das Budget 2008 zur Förderung zur Herstellung von Chancengleichheit für WienerInnen mit Migrationshintergrund und das Budget für integrationspolitische Maßnahmen verdoppelt werden sollen. Nicht zuletzt deshalb, weil Wien mehr als genug Mittel dazu hätte und, wenn Wien Integrationspolitik wirklich ernst nimmt, auch endlich tätig werden müsste und auf jeden Fall mehr tun müsste, als Deutschkurse anzubieten. (GR Mag Wolfgang Jung: Nichts wie fordern!)

In den verbleibenden drei Minuten möchte ich kurz etwas zu den ÖVP-Anträgen sagen, weil ich begründen möchte, warum wir mit diesen nicht mitgehen werden. Zum Antrag „Erarbeitung einer Wiener Integrationsstrategie": Wenn man sich nur den Titel anschaut, würden wir dieses Anliegen unterstützen. Was wir nicht unterstützen können, sind Sätze wie „nachhaltige Vermeidung integrationspolitisch bedingter Konfliktpotenziale“. Abgesehen davon, dass das auf Deutsch etwas seltsam klingt, ist das auch eine Verbindung zum nächsten Antrag, nämlich „Maßnahmen zur Qualitätssteigerung von Sprachkursen". Diese Formulierung „nachhaltige Vermeidung integrationspolitisch bedingter Konfliktpotenziale" bedeutet oder behauptet, dass Konfliktpotenziale durch die Integrationspolitik bedingt seien. So viel zur Forderung der ÖVP zur Verbesserung der Deutschkurse. Da kann man nur sagen, manche Kollegen und Kolleginnen sollten wahrscheinlich einen Deutschkurs besuchen.

Zum Antrag „Maßnahmen zur Qualitätssteigerung von Sprachkursen“ möchte ich erwähnen, dass es so etwas wie europaweit anerkannte Qualitätsstandards nicht gibt, sondern dass der Europarat gerade daran arbeitet, einheitliche Standards zu entwerfen, aber es gibt keine fertigen Standards, die übernommen werden könnten.

Wir können das Anliegen im Prinzip unterstützen, dass die angebotenen Deutschkurse oder Sprachkurse von der Stadt Wien regelmäßig evaluiert werden und dass man auch schaut, dass diese mit guten Methoden stattfinden. Aber wir fragen uns, wie es die ÖVP machen will, wo es diese europaweit anerkannten Qualitätsstandards nicht gibt.

Last but not least halten wir überhaupt nichts von der Beschränkung des Anteils von SchülerInnen, die einen Sprachförderbedarf oder Förderbedarf haben. Das war hier im Haus mehrmals Thema. Aber ich möchte zur Erinnerung noch einmal betonen, dass in Wien von knapp 50 Prozent der Schüler und Schülerinnen in den Volksschulen beziehungsweise in den Hauptschulen die Muttersprache nicht Deutsch ist. Wenn man dieses Konzept der FPÖ verwirklicht, würde es heißen, dass man reine AusländerInnen beziehungsweise MigrantInnen-Klassen machen könnte. (GR Dr Herbert Madejski: Die gibt es ja schon! Das ist ja Realität!) Das wäre nicht wirklich ein Integrationskonzept, sondern eigentlich ein Konzept, dass Leute auf Grund ihrer Muttersprache oder aus dem Grund, dass sie nicht sehr gut Deutsch beherrschen, diffamieren würde. Dem werden wir ganz sicher nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ekici. Ich bitte darum.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist ein sehr schwieriger Job, als vorletzte Rednerin heute am Rednerpult zu stehen. Ich habe mir natürlich viel vorbereitet gehabt, aber ich werde mich so kurz wie möglich fassen.

Auf die Ausführungen von meiner Kollegin Korun komme ich dann noch. Zum Budget in Ziffern hat schon meine Kollegin Barbara Feldmann einiges gesagt. An dieser Stelle sei gesagt, dass Wien auf einer integrationspolitischen Zeitbombe sitzt. Das Problem ist nur, dass man dieser Gefahr, diesem Risiko, nicht entgegensteuert und sich auch im Budgetvoranschlag keine Ansätze finden, die Situation zu verbessern. Die Ausgaben für Integration werden einfach nur fortgeschrieben. Was aber viel schlimmer wirkt, ist der Umstand, dass in diesem Budget keine wie auch immer gearteten Schwerpunkte zu erkennen sind. Ein Konzept ist auch nicht erkennbar. Ansätze, eine vernetzte und ressortübergreifende Integrationspolitik zu betreiben, gibt es allem Anschein auch nicht. Dabei wäre eine koordinierte Vorgehensweise, die Anwendung eines landeseigenen Integrationsstrategieplans beziehungsweise Integrationskonzepts bitter nötig, denn die aktuellen Ereignisse, meine sehr geehrten Damen und Herren, verdeutlichen uns dies nämlich, warum so ein Integrationskonzept wichtig ist. Integration ist und bleibt eine Querschnittsmaterie, und man darf nicht in den Kategorien der jeweiligen Geschäftsgruppen denken. Es muss eine gesamtheitliche Auseinandersetzung damit erfolgen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn man sich meine Reden von den letzten paar Jahren ansieht, dann wird man merken, dass ich auf uns zukommende Szenarien auf Grund einer falschen Integrationspolitik schon angekündigt und darauf aufmerksam gemacht habe und mir gewünscht hätte oder gewünscht habe, dass die Stadt Wien diese Bedenken ernst nimmt und auch dringend erforderliche Maßnahmen setzt. Was ist geschehen? Nichts ist geschehen. 

Wenn wir uns in einer Situation befinden, wo es in einzelnen Bezirken Spannungen gibt und Konflikte gibt – das gibt es, Frau Kollegin Korun, Sie können auch da nicht ihre Augen verschließen –, dann sind diese Ausdruck der vielen Fehler, die im Bereich der Integrationspolitik in den letzten Jahren gemacht wurden. (Beifall bei der ÖVP.) Die mangelnden schulischen Rahmenbedingungen, die bescheidene wirtschafts- und arbeitspolitische Situation und die falsche Stadtplanung: Sie alle haben jene Berichte mit verursacht, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Stadtregierung, die nun in allen Medien kursieren. 

Dass es im Gemeindewohnbereich Probleme gibt, wurde auch schon von meiner Vorrednerin angesprochen. Ich erinnere nur an dieser Stelle an die Schussattentate im Gemeindbau im 10. Bezirk. Ich hätte gerne gewusst, was seit dem vom zuständigen Wohnbaustadtrat unternommen worden ist. Es gab viele Ankündigungen, aber mehr habe ich dann nicht mehr wahrgenommen. Auch wird das von vielen Forschungszentren wie von der Stadt- und Regionalforschung der Österreichischen Akademie der Wissenschaften bestätigt, dass es in Wien Verabsäumungen gibt und auch die erforderlichen Integrationsmaßnahmen im Wohnbereich nicht gesetzt wurden. Wir wissen alle, dass wir Ballungszentren haben und dass dieser Trend seit Jahren erkennbar ist. Es ist nichts Neues, wir haben das seit Jahren. Aber leider hat die Stadt Wien da nicht die Initiativen gesetzt, die im Stadtplanerischen so wichtig und essentiell gewesen wären und noch immer sind. 

Ich könnte jetzt viele, viele Bereiche nennen, aber heute hat die Frau Vizebürgermeisterin den Bereich Bildung, Ausbildung, Jugend und Arbeitsmarkt, schwerpunktmäßig den Integrationsbereich genannt. Deswegen möchte ich da ganz kurz darauf eingehen. Wenn wir jetzt den Bereich Bildung und Ausbildung hernehmen: Ich glaube, da sind wir alle einer Meinung, wenn ich sage, dass eine abgeschlossene Berufsausbildung ein wichtiger Eckpfeiler für die erfolgreiche Integration am Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft ist und dass die zentrale Voraussetzung für den Erfolg einer beruflichen Ausbildung aber auch eine gute Schulbildung und eine ausreichende Kenntnis der deutschen Sprache sind. Gute Sprachkenntnisse sind nicht nur bildungspolitisch, sondern auch sozialpolitisch von allergrößter Bedeutung. Daher ist es ein Muss, das verstärkte Augenmerk darauf zu richten, dass Migrantenkinder in der Schule besser gefördert werden und höhere Schulabschlüsse haben.

Wir bringen deswegen heute den Antrag ein, den die Frau Kollegin Korun heute genannt hat. Ich möchte dazu einen Satz sagen: Jeder und jede ExpertIn, die im Integrationsbereich tätig ist, kann auch vor diesem Problem nicht die Augen verschließen. Wenn wir Schulklassen in diversen Bezirken haben, wo der Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund 98 Prozent ausmacht, die in vielen Fällen auch der deutschen Sprache nicht so mächtig sind, dann dürfen wir uns nicht wundern, dass dann Kinder vermehrt in Sonderschulen kommen beziehungsweise über 60 Prozent der derzeit beim Wiener AMS gemeldeten Jugendlichen einen Migrationshintergrund haben. 

Das heißt, das ist eine wichtige Maßnahme und eine wichtige Forderung der ÖVP-Wien, zusätzlich zu der früheren Schuleinschreibung und dem Gratis-Kinder-
garten et cetera, die ja alle kennen, die ich daher nicht wiederholen möchte. Sie wissen, dass die aktuelle Situationen von Migranten und Migrantinnen am Ende der Pflichtschulzeit leider sehr katastrophal ist. Schauen wir uns die Wiener Polytechnischen Schulen an, da liegt der Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund bei fast 50 Prozent, das heißt, 30 Prozent über dem österreichischen Durchschnittswert. Und, wie gesagt, auch in den Sonderschulen tendiert das Verhältnis fast zu 50 Prozent hin, und das ist um durchschnittlich 10 Prozent höher als im Rest der Republik. (GRin Nurten Yilmaz: Warum sind Sie gegen die gemeinsame Mittelschule?) – Ich würde gerne antworten, aber es ist so spät. Diskutieren wir das nächste Mal weiter! – Die Potenziale dieser Gesellschaftsgruppe werden quasi vernichtet, meine sehr geehrten Damen und Herren, und ihre berufliche Position auf einige wenige Bereiche reduziert. Das passiert, weil das Problem von den politisch Verantwortlichen der Stadt Wien unter dem Teppich gekehrt wird. Das Fatale daran ist, dass der Eindruck erweckt wird, dass Kinder mit Migrationshintergrund dümmer sind. Und das Tragische daran ist, dass man sich auf gewissen politischen Seiten auf den Ruf nach neuen Schulen beschränkt und nicht tiefgehende Probleme betrachtet, die zu dieser Situation geführt haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir wissen, dass späte Folgekosten für die Gesellschaft mit einer guten Integrationspolitik vermieden werden können. Aber wenn es uns nicht gelingt, diesen Jugendlichen Perspektiven und Chancen zu eröffnen, sind große Spannungspotenziale vorprogrammiert. Damit werden wir uns wahrscheinlich am Mittwoch in der Aktuellen Stunde auseinandersetzen. Wir wissen, was sich da in den letzten Tagen ereignet hat. Wenn sie heute das „profil" lesen, werden sie auch einen Beitrag dazu finden. Da müssen die Maßnahmen gesetzt werden, die erforderlich sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Integrationspolitik ist mehr als nur Integrationsexperten aus anderen Bundesländern nach Wien zu importieren – und Sie wissen, wen ich da meine. Wenn sie da Herrn Kenan Güngör aus Oberösterreich nach Wien holen, ist es zwar schön und nett, aber die Maßnahmen fehlen uns dann trotzdem noch immer. Ich würde mir wünschen, dass Sie sich gerade im Jugendbereich die Maßnahmen in Oberösterreich näher anschauen und das nach Wien importieren und nicht nur Integrationsexperten nach Wien importieren. (Beifall bei der ÖVP.)

Tatsache ist, dass es in allen Integrationsbereichen – von Bildung bis Erwerbstätigkeit, von Gesundheit bis Frauen – vor Ort bislang noch Lücken im Hinblick auf Maßnahmen, Angebote und Qualität in migrationsspezifischen Belangen gibt. Wir wissen alle – und es wurde heute auch schon genannt –, dass der Integrationsbereich eine Querschnittsmaterie ist, und genau deshalb bräuchten wir einen echten Masterplan mit genauer Zielsetzung und konkret definierten Maßnahmen. Wir fordern daher die Evaluierung der Integrationsarbeit, um Schwachstellen zu erkennen und korrigieren zu können. Wir brauchen keine Integrationspolitik, die die Dinge einfach treiben lässt. 

Was muss Wien nun tun, um diesen Forderungen Rechnung zu tragen? Es muss endlich strukturiert die Integrationsproblematik angehen. Es muss für sein integrationspolitisches Handeln konkrete Zielsetzungen definieren. Deshalb brauchen wir ein längst überfälliges Integrationsstrategiekonzept, in dem die vielen wesentlichen Facetten berücksichtigt werden.

Das Prinzip muss lauten: Fördern und Fordern und nicht Treibenlassen. Was dies betrifft, kann Wien von anderen Bundesländern lernen. Ich habe ja Oberösterreich schon genannt. Beispielsweise gibt es dort ein Leitbild, wofür ein Zeitraum von zwei Jahren einberaumt wurde und das dann entwickelt wurde. Ich würde mir genau so ein Leitbild auch in Wien wünschen. Leider gibt es so ein Leitbild nicht, auch keinen Ansatz, so eines erstellen zu wollen.

Abschließend möchte ich an die politischen Verantwortlichen dieser Stadt und auch die Mehrheitsfraktion in diesem Haus appellieren, mehr praktische, strukturierte und zielorientierte Integrationspolitik zu betreiben. Spezifische Interventionsschaltungen ohne oder mit zweifelhaften Inhalten können Sie sich dann getrost sparen – und da wissen Sie, was ich meine. Für alle, die das nicht mitbekommen haben: Zwei Abgeordnete in diesem Haus, die für Integration zuständig sind beziehungsweise Migrationshintergrund haben, haben in einer türkischsprachigen Zeitung ein SPÖ-Inserat geschalten, wo nicht nur die ÖVP angegriffen, sondern im Speziellen mit schwerer Wortwahl, mit wirklich herabsetzender Diffamierung meine Person auch angegriffen wurde. Anstatt dass Sie Ihr Geld und Ihre Ressourcen – Frau Kollegin Yilmaz, da war unter anderem Ihre Unterschrift darunter – für solche polemischen und Unterste-Schublade-Maßnahmen ausgeben, sollten Sie ... (GRin Nurten Yilmaz: Übernehmen Sie Verantwortung für das, was in der ...-Straße passiert ist! Übernehmen Sie Verantwortung dafür, dass nichts passiert ist!) – Sie wissen, Sie haben auch von unserem Anwalt einen Brief bekommen! – ... die Maßnahmen setzen, die nötig wären! Bringen Sie Ihr Wissen und Ihren Migrationshintergrund dazu ein, Menschen mit Migrationshintergrund zu unterstützen, Integration in dieser Stadt zu forcieren und nicht andere Menschen, die arbeiten und etwas weiterbringen möchten, zu diffamieren. 

Zum Schluss möchte ich, meine sehr geehrten Damen und Herren, die drei Anträge, die meine Kollegin Alev Korun heute schon genannt hat, einbringen: Unter anderem gemeinsam mit meiner Kollegin Barbara Feldmann möchte ich den Antrag betreffend Beschränkung des Anteils von Schülern, die auf Grund ihres Migrationshintergrundes einen spezifischen Sprachförderbedarf haben, auf maximal 30 Prozent in einer Klasse einbringen. 

Den zweiten Antrag betreffend Maßnahmen zur Qualitätssteigerung von Sprachkursen bringe ich gemeinsam mit meiner Kollegin Barbara Feldmann und Monika Riha ein. 

Und dann gibt es noch einen Antrag, den ich jetzt zwar nicht finde, aber da geht es speziell um den Integrationsplan, den wir von der Stadt Wien fordern beziehungsweise möchten. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur tatsächlich vorletzten Rednerin des heutigen Abends: Frau GRin Yilmaz, bitte.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Danke vielmals. Ich dachte, Sie sagen, wir kommen zur tatsächlichen Berichtigung. Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Frau Kollegin Matiasek! Ich bin schockiert! Sie stammen aus Hernals, ich aus Ottakring: Und da gibt es keine Lokale, die Flair haben, und da kann man nicht einkaufen? Das hat mich wirklich ein bisschen schockiert! Das stimmt nicht. Und alle diese „Schicki-Micki"-Lokale, die in den inneren Bezirken vielleicht sind, haben wir auch, aber anders. Und das ist ja auch einer der Gründe, warum wir gerade in diesen Bezirken wohnen. Dagegen möchte ich mich verwehren. Wir haben wunderbare Lokale am Brunnenmarkt, Ottakringer Straße, man muss nur nicht überall hingehen. (GR Dr Herbert Madejski: Da habe ich noch nie etwas gewonnen, im Wettbüro!) – Dann gehen Sie einmal mit mir hin, ins Wettbüro. (Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir deponieren sehr oft ... (GR Dr Herbert Madejski: Da gibt es ja nur Wettbüros!) – Okay. Ich gehe nicht mit Ihnen mit! Ich nehme Sie nicht mit! Ich würde sehr gerne jetzt ein bisschen über unser Diversitätsverständnis und über Integration reden und nicht über Spielautomaten. Machen wir das ein anderes Mal! Außerdem ist der Kollege Lasar dafür zuständig. 

Ich möchte einige Erklärung abgeben, weil immer wieder verwechselt wird, was Diversität ist, und was Integration ist. Das Wort Diversität haben zum Beispiel Physiker, Techniker und Biologen angenommen. Ihrer Antwort ist: Diversität ist eine Strategie zur Erhöhung der Ausfallssicherheit. Hinter dieser Vorgangsweise steht die Idee, dass Systeme, die das gleiche leisten, aber unterschiedlich realisiert sind, auch gegen unterschiedliche Störungen unempfindlich sind. Daher fallen sie nicht alle gleichzeitig aus. Ein Beispiel: In modernen Großflugzeugen wird der Autopilot mit bis zu sechs Rechnern gesteuert, die teilweise von unterschiedlichen Herstellern geliefert werden und deren Software in verschiedenen Programmiersprachen von mehreren Programmierern geschrieben wurde. In der Biologie ist Diversität ein Maß für Vielfalt, also auch positiv besetzt. In der Bildungswissenschaft ist es ein Begriff für die Entwicklungsschritte, die von unterschiedlichen Menschen unterschiedlich Durchlaufen werden. Diversität fällt immer unter der Kategorie Risikominimierung aus, und zwar wenn etwas das Risiko für das Gesamtsystem verringert, Schaden zu erleiden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, diese Idee ist also für jede Organisation und für jede Gemeinschaft unabdingbar, ganz besonders für uns Wienerinnen und Wiener.

Was ist Integration? Integration ist in der Mathematik neben der Differenzialrechnung der wichtigste Zweig der mathematischen Analyse. Das Wort kommt vom griechischen „entagros" und bedeutet Herstellung eines Ganzen. 

Die Stadt Wien lebt Integration und sie lebt Diversität. (StR Johann Herzog: Was machen die Menschen? Das macht die Stadt! Aber was machen die Menschen?) Wir verstehen Diversitätspolitik als Nutzung von Vielfalt, als gesellschaftspolitische Chance. Integration ist in diesem Sinne für uns Querschnittsmaterie, die sich durch alle Lebens- und Politikbereiche zieht. (StR Johann Herzog: Wir wollen keine Mathematik hören!) Integration bedeutet daher auch Herstellung von Chancengleichheit, Gleichberechtigung und Gleichstellung auf allen Ebenen. Hier liegt auch die zentrale Aufgabe der Politik. Sie muss den Rahmen für die Erreichung dieser Zielsetzung festsetzen und sie muss die geeigneten Maßnahmen dafür fördern und umsetzen. 

Warum muss sie das umsetzen? Diese Frage ist spätestens seit der Präsentation des zweiten Österreichischen Migrations- und Integrationsberichts letzten Donnerstag auch den letzten Ungläubigen klar. „Österreich ist zum Einwanderungsland geworden, nicht freiwillig und nicht selbstbestimmt, sondern durch die faktische Entwicklung.", so der Herausgeber dieses Berichts, Heinz Fassmann. „Allein zwischen 2002 und 2005 verzeichnete Österreich eine Nettozuwanderung von insgesamt 243 000 ausländischen Staatsangehörigen.", weiter im Bericht.

Zwei Wochen vorher hat die Statistik Austria ihre Bevölkerungsprognose für die kommenden Jahrzehnte vorgestellt. Auch hier kamen die Forscher zum Schluss, dass Österreich ein Zuwanderungsland ist und eines bleiben wird. Damit ist quasi amtlich, was wir seit Jahren sagen, weil wir nicht die Augen vor der Wirklichkeit verschließen. Die sieben Jahre Ausländer-raus-Politik der FPÖ und ÖVP haben übrigens einen Zuwanderungsrekord gebracht, allerdings völlig ungeordnet. Sowohl die angestammte Bevölkerung als auch die ZuwanderInnen wurden dabei völlig allein gelassen. (StR Johann Herzog: Das stimmt doch nicht!) „Die Integrationsvereinbarung der schwarz-blauen abgewählten Regierung ist eine Verpflichtung, die denen nichts bringt, die sie erfüllen.", sagt der Direktor des Instituts für Demographie der Österreichischen Akademie der Wissenschaften, Dr Wolfgang Lutz.

Die Stadt Wien hat diese Sekkaturen nicht mitgemacht. Ganz im Gegenteil, wir kümmern uns seit Jahren um beide Gruppen, sowohl um die Zuwanderer als auch um die bereits anwesende Bevölkerung. (StR Johann Herzog: Der Begriff „anwesende Bevölkerung" ist sehr gut! ) Denn es gehört unseres Erachtens nach einiges an Leistungen dazu, damit Integration eine erfolgreiche sein kann. (StR Johann Herzog: Nicht bodenständig oder sonst etwas, sondern anwesend sind wir! - GR Christian Oxonitsch zu StR Johann Herzog: Was sonst? Sind Sie abwesend? - StR Johann Herzog zu GR Christian Oxonitsch: Das natürlich nicht! Danke, Herr Kollege, das ist Ihr Traditionsbewusstsein!) Hier geht es um Holschuld und Bringschuld. (StR Johann Herzog: Unglaublich ist das! Das muss man sich merken!) Als Holschuld sehen wir für ZuwanderInnen die Notwendigkeit, sich an die gesetzlichen Normen in Wien und Österreich zu halten, auch wenn diese ihren gewohnten Normen nicht entsprechen. (StR Johann Herzog: Als Nächstes kommt vielleicht: „noch anwesende Bevölkerung"!) Als Bringschuld sehen wir die Notwendigkeit der Stadt und der öffentlichen Hand, den ZuwanderInnen die helfende Hand zuzustrecken und ihnen Angebote zu machen, Angebote für den Spracherwerb, für die Wohnung und Arbeit zum Beispiel. Deshalb sieht der Voranschlag für 2008 vor, dass die Sprachoffensive und die Aus- und Weiterbildung finanziell ausgebaut werden, und zwar um fast 300 000 EUR. Das betrifft Förderung von Alphabetisierungs- und Deutschkursen, Jugendkurse, „Mama lernt Deutsch", spezielle Kurse für Maßnahmen und Maßnahmen für Mütter direkt an Schulen und Kindergärten, Integrationsgutscheine für Sprache, übrigens eine Subjektförderung, Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen für MigrantInnen.

Sehr geehrte Damen und Herren, diese Hol- und Bringschuld gibt es aber auch für die so genannte autochthone Bevölkerung. Viele gesellschaftliche Bereiche benötigen ZuwanderInnen als Arbeitskräfte, als KonsumentInnen, als SchülerInnen oder als BeitragszahlerInnen im sozialen Sicherungssystem. Das meint übrigens auch Heinz Fassmann. Das bedeutet, wir alle brauchen Zuwanderung, wir leben davon und Zuwanderung ist unsere Zukunft. Weder unser Pensionssystem noch unsere Wirtschaft können ohne Zuwanderung existieren. Nur durch Zuwanderung können wir unseren Lebensstandard aufrechterhalten. Das heißt, wir müssen auch etwas dafür tun, denn damit die Besten und gut Ausgebildeten zu uns kommen, müssen wir ihnen etwas anbieten. Dies reicht von Einkommensmöglichkeiten und Wohnraum bis zu den so genannten Soft-Kriterien, die Akzeptanz und Toleranz. Integration heißt demnach auch, einander zu respektieren, einander zu verstehen und sich zu unseren demokratischen Werten zu bekennen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das ist die gemeinsame Basis. Dabei soll und muss auch jeder oder jede seine oder ihre eigene Kultur leben können. Das Miteinander unterschiedlicher Kulturen und Lebensweisen, diese Vielfalt, zeichnet Wien aus und steht traditionell für Wien. Rund 40 Prozent der Migration nach Österreich entfällt auf die Bundeshauptstadt, ist die Prognose der Statistik Austria. Die Bevölkerungszahl in Wien wird in 30 Jahren wieder auf zwei Millionen steigen, wie etwa vor 100 Jahren. Während im Rest von Österreich der Anteil und die Gesamtzahl älterer Menschen immer mehr steigt, wird Wien die Stadt der Jugend. 2030 werden 17 Prozent der WienerInnen Kinder bis 14 Jahre sein. Das ist der höchste Wert in Österreich. Wie gesagt, ohne Zuwanderung sähe die Situation weit trostloser aus und Wien wäre eine aussterbende Stadt!

Sehr geehrte Damen und Herren, das zu vermeiden, sollte uns etwas wert sein. Im Voranschlag 2008 wurden die Ausgaben für Integrations- und Diversitätsmaßnahmen von 7,7 Millionen EUR auf 8 Millionen EUR erhöht. Wir gehen bewährte Wege und wappnen uns für die künftigen Aufgaben der Integration. 

Das Fundament der Integrationspolitik lautet, jede Zuwanderung braucht klare Regeln, braucht Integration und muss an begleitende Maßnahmen gekoppelt sein. Diese Maßnahmen fußen auf mehreren Punkten. Sprache ist eines davon. Sprache allein ist aber zu wenig, Sprache plus heißt Integration beziehungsweise Niederlassungsbegleitung im umfassenden Sinn, Orientierung über unsere Gesellschaft, das Leben in unserer Stadt. Es bedeutet aber auch, die Angebote noch stärker auf die Bedürfnisse der Menschen auszurichten, insbesondere auf jene von Frauen und Jugendlichen. 

Der zweite Punkt heißt Arbeitsmarkt. Arbeit ist der Schlüssel für soziale Sicherheit und Integration. Durch punktgenaue Aus- und Weiterbildung sollen die Menschen dort abgeholt werden, wo sie quasi integrationsmäßig stehen. Verbesserung der Arbeitsmarktchancen heißt aber auch, Anrechnung von Ausbildung und Qualifikationen bis hin zur Vermittlung, also Integration durch raschestmögliche und bestmögliche Einbindung in den Arbeitsmarkt. Daher setzen wir Maßnahmen wie Sprachgutscheine, muttersprachliche Berufserstberatung oder die Begleitung bei der Nostrifikation von Bildungsabschlüssen. 

Der dritte Punkt heißt Verstehen. Eine wesentliche Voraussetzung für erfolgreiche Integration ist, dass die Menschen einander verstehen. Das Zusammenleben und eine gute Nachbarschaft in Wien müssen funktionieren. Das betrifft die Sprache, aber auch die Lebensweise. Zahlreiche, sehr verschiedenartige Projekte sollen das unterstützen. Hier gilt es, den Menschen auch im Umgang mit Konflikten zu unterstützen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir lernen sehr gerne von anderen positiven Beispielen, Fakt ist aber, Wien ist europaweit vorbildlich. Ich zitiere aus dem aktuellen dritten Jahresbericht über Migration und Integration: „Die Stadt Wien stellt für Jugendliche und seit Langem in Wien wohnende Zuwanderer spezielle, sehr günstige Kurse zur Verfügung." Hier wird Wien als Best-Practice-Modell für alle anderen Städte und Staaten angeführt. Auch die Schaffung der MA 17, der Abteilung für Integration und Diversitätsangelegenheiten, wird als nachahmenswerte Einrichtung angepriesen. Ich muss nicht extra anführen, dass übrigens in diesem Bericht nur Wien positiv erwähnt wird und nichts von Oberösterreich drinnen steht.

Erlauben Sie mir noch einen Punkt zu behandeln, der mir entscheidend für eine erfolgreiche Integration erscheint. Es ist die Bildung. Hier gibt es leider deutlich sichtbare Probleme für ZuwanderInnenkinder, aber auch Angehörige der zweiten und dritten Generation. Es gibt eine Reihe von Faktoren, die die Bildungschancen gerade von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund erheblich schmälern: bildungsferne Eltern, der späte und unzureichende Erwerb der deutschen Sprache, aber auch ein selektives Schulsystem. Das behindert nicht nur Integration, sondern dadurch bleiben auch wertvolle Fähigkeiten und Talente der Betroffenen brachliegen. Daher brauchen wir ein verpflichtendes kostenloses Vorschuljahr für alle und eine gemeinsame Schule der Vielfalt für alle 10- bis 14-Jährigen. Denn einerseits wird dadurch die Sprach- und auch interkulturelle Kompetenz in umfassendem Sinn gefördert, andererseits wird die Durchlässigkeit des Bildungssystems erhöht.

Werte Damen und Herren von der ÖVP und der FPÖ, vom selbsternannten abwehrenden Verbund gegen den Fortschritt, Sie irren natürlich, wenn Sie weiterhin die Selektion der Kinder mit 10 Jahren unterstützen, denn mit Ihren eigenen Argumenten gegen die gemeinsame Schule der Vielfalt müssten Sie gegen die gemeinsame Volksschule auftreten! Dort sind auch alle Kinder gemeinsam in einer Klasse.

Sehr geehrte Damen und Herren, leider ist die Zeit fast um, aber lassen Sie mich noch zwei Sätze sagen: 

Wien ist auch eine Stadt der Frauen. Es gibt auch in unserer Stadt merkbare Unterschiede beim Einkommen, bei der Karriere und den Lebenschancen. Diese Unterschiede sind im Gegensatz zu allen anderen Bundesländern um vieles kleiner und nicht zufällig um vieles kleiner, sondern weil wir Sozialdemokraten in Wien seit Jahrzehnten gegen diesen Trend ankämpfen und viele Maßnahmen setzen. Sie können versichert sein, dass wir das weiterhin machen werden! Die Frauen können sich auf uns verlassen! Wir haben sehr viele vielfältige Programme, die wir auch ohne Ihre Unterstützung durchführen werden! - Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte darum.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Guten Abend!

Die Geschäftsgruppe ist eine sehr vielfältige, eine sehr heterogene Geschäftsgruppe. Alle Rednerinnen und Redner, die heute hier zu dem Budgetvoranschlag gesprochen haben, haben das auch deutlich gemacht. Als zuständige Stadträtin kann ich nur sagen, die Geschäftsgruppe ist eine heterogene Geschäftsgruppe, aber sie ist auch eine verbundene. Denn was die Geschäftsgruppe auszeichnet, ist, dass wir in sehr vielen Themenbereichen wirklich dienststellenübergreifend zusammenarbeiten und ein Ziel haben. Dieses Ziel haben wir auch bei der Erstellung dieses Budgetvoranschlags verfolgt, nämlich für die Wienerinnen und für die Wiener bestmögliches Service anzubieten, spezifische Unterstützungsleistungen zu gestalten und dann letztlich anzubieten, kundInnengerechte Dienstleistungen den Wienerinnen und Wienern zur Verfügung zu stellen und natürlich auch kommunalpolitische, aber sehr bedürfnisorientierte Angebote zu formulieren. Nicht zuletzt ist dieser Budgetvoranschlag wohl davon betroffen, dass er natürlich einen roten Faden in der Politik zieht, aber dass er es sich nicht nehmen lässt, sehr soziale Aspekte zu berücksichtigen und natürlich auch innovativ zu sein. Das, denke ich mir, liegt nun in einem Zahlenwerk vor, die Ziele sind formuliert, die Maßnahmen dazu sind formuliert und in der Gesamtschau kann sich dieser Budgetvoranschlag auf jeden Fall sehen lassen.

Was sind denn nun die Ziele? 

Im frauenpolitischen Bereich gibt es die Überschrift, dass sich die Wienerin in dieser Stadt unabhängig fühlen soll. Sie soll unabhängig leben können und sich sicher fühlen. Sicher fühlen soll sie sich im Sinne von sozialer Sicherheit, aber auch im Sinne von Schutz und Gewaltprävention. Dafür geben wir, ohne die Personalkosten zu berücksichtigen, 7,629 Millionen EUR aus. Jetzt kann man darüber diskutieren, das ist nur 1 Prozent, aber immerhin kommen direkt, wenn man die Personalkosten abzieht, 7,629 Millionen EUR der Wienerin mit diesen Programmen zu Gute. Was wir da genau vorhaben, möchte ich dann noch im Folgenden ausführen. 

Ziel der Integrationspolitik ist es nach wie vor, in einem sehr breiten Bündnis der konstruktiven Kräfte für Integration und gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit einzutreten. Dafür braucht es natürlich eine Fortsetzung der Sprachmaßnahmen, denn Sprache ist der Schlüssel zur Integration. Aber es braucht auch etwas, was ganz wichtig ist, nämlich Innovation und wirklich Kraft, wenn es darum geht, die soziale Mobilität der Kolleginnen und Kollegen, der Wienerinnen und Wiener mit Migrationshintergrund zu verbessern. Dort werden wir investieren und dort gehen wir zum Teil neue Wege, wo wir natürlich gute Erfahrungen gemacht haben und wo wir auch auf eine stolze Bilanz verweisen können. 

Wenn wir über das Ziel als KonsumentInnenschutzstadträtin sprechen, dann steht hier im Vordergrund, auch das war heute schon Thema, dass wir stärker in den Bereich des KonsumentInnenservices und stärker in den Bereich der Lebensmittelsicherheit gehen wollen.

Wenn es um den Tierschutz geht, dann geht es mir darum, die Prävention im Tierschutz hervorzuheben oder auch den Tierschutzgedanken bei den Kindern zu verstärken. Das wollen wir mit einer Vielzahl von Maßnahmen tun. 

Wir haben auch eine neue Dienststelle in unserer Geschäftsgruppe, die MA 26. Das wesentliche Ziel der MA 26, und das sage ich jetzt als KonsumentInnenschutzstadträtin, ist, dass wir es mit einer Vielzahl an Konfrontation zu tun haben, wenn es um den Themenbereich Datenschutz geht. Wir haben aber auch die Pflicht, uns in unseren E-Government-Maßnahmen letztendlich immer wieder neu zu positionieren und Stand zu halten, auf der einen Seite den Wienerinnen und Wienern eine Sicherheit zu geben und auf der anderen Seite Konzepte weiterzuentwickeln. Das ist das Ziel der MA 26. Aus diesem Grund möchte ich sie auch gleich zu Beginn nennen, weil sie einen ganz wichtigen Part erledigt, wenn es darum geht, Sicherheit für die Wienerinnen und für die Wiener zu gewährleisten.

Nicht zum Schluss das Personal. Das Personal ist immer ein Thema, wo man anfangen kann, über sehr vieles zu diskutieren. 

Was ich für 2008 konkret vorhabe, ist, dass wir unsere Ausbildung der Jugendlichen gut und neu aufstellen, wie mit einem neuen Lehrlingskonzept. 

Was wir noch tun wollen, ist, dass wir uns speziell dem Thema „Productive Aging" widmen wollen, wo es einfach darum geht, dass Menschen immer länger im Arbeitsprozess stehen sollen und dass dafür Instrumente notwendig sind, Maßnahmen notwendig sind, die wir entwickelt haben und die 2008 einen Schwerpunkt im personalpolitischen Bereich ausmachen werden. 

Was mir an dieser Stelle noch wichtig ist, ist der gesamte Komplex der Frauenförderung - da komme ich dann auch noch bei den Frauen dazu - im internen Bereich, um eben die Datenlage und die gläserne Decke auch im Magistratsbereich weiter zu durchbrechen und da die entsprechenden Maßnahmen zu setzen. 

Wenn ich mir Spezialdebatten anhöre, dann sind wir eigentlich immer sehr schnell am selben Punkt angelangt. Heute hat irgendeine Rednerin gesagt: „Eigentlich könnte man sagen, lesen Sie es im Protokoll vom letzten Mal nach." Ich glaube, das ist zu wenig. Diese Auseinandersetzung, die wir hier führen, ist eine ganz wichtige. Auch wenn es immer wieder Forderungen gibt, wo wir sagen, da haben wir noch nicht das erreicht, was wir uns vorstellen, denke ich mir, ist es wert, weiter und immer wieder dafür zu kämpfen, dass wir das erreichen, was letztendlich unsere politischen Ziele sind. Ich denke mir, was sich dann hier in der Debatte abspielt, ist nichts anderes als die Diskussion im klassischen Interessensausgleich. Ich denke mir, da hat es eine klare Rollenverteilung gegeben, die letztendlich die Wählerin und der Wähler getroffen haben. Ich denke mir, dieses Budget, wie es hier vorliegt, speziell für meine Geschäftsgruppe, ist ein Budget, mit dem die Wienerin und der Wiener sehr zufrieden sein können. Wenn man sich mit der Bevölkerung auseinandersetzt, kriegt man da auch immer wieder ein gutes Feedback. Also ich denke mir, da ist die Zufriedenheit auf der Seite der Stadt und das ist auch gut so!

Wenn wir von dieser Debatte und von manchen nicht so sachlichen Schlagabtäuschen absehen, muss man auch sagen, dass die Zusammenarbeit im Ausschuss im Großen und Ganzen sehr gut funktioniert. Wir haben unsere Arbeitskreise im Bereich der Frauen neu installiert, auch, wie ich es angekündigt habe, im Bereich der Integration. Hier gibt es einen Interessensaustausch. Hier schaffen wir es immer wieder, gemeinsam wesentliche Akzente zu setzen. Ich bin auch zuversichtlich, dass wir das im Arbeitskreis Märkte tun werden, wenn es darum geht, gemeinsam ein Konzept für unsere Wiener Märkte zu entwickeln und ein Stück weiter in Richtung KonsumentInnenschutz und Konsumentensicherheit zu gehen.

Jetzt sage ich einmal so, es ist das Schicksal am Ende einer so langen Debatte, wie es der heutige Tag dargestellt hat, sich als Geschäftsgruppe kurz fassen zu müssen. Nurten Yilmaz und Volkmar Harwanegg haben schon viele Bereiche angeschnitten. Ich möchte aber trotzdem zu ein paar Punkten etwas sagen. 

Frauenpolitik: Wenn ich sage, Frauen sollen in dieser Stadt unabhängig leben können, sicher leben können, dann ist natürlich der gesamte Komplex der Arbeitsmarktpolitik ein ganz wichtiger. Wir haben mit dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds sehr gute Konzepte. 60 Prozent des Budgets des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds kommen den Frauen zugute. Dort wird proaktive Arbeitsmarktpolitik in Permanenz letztendlich weiterentwickelt. Also ich denke mir, hier zu sagen, es gibt keine Konzepte, ist ein bisschen, wie soll ich sagen … (GRin Nurten Yilmaz: Keck!) Ich meine nicht keck. Aber es versäumt jede Realität aus dem einfachen Grund, wir haben gerade fünf Jahre „FRECH“ gefeiert. Davon haben Tausende Frauen profitiert. Also ich denke mir, die Wienerin weiß schon und gibt uns auch recht, dass diese Konzepte richtig und gut angesetzt sind. Was wir brauchen, ist natürlich eine permanente Weiterentwicklung. Ich meine, die Wirtschaft verändert sich, die Anforderungen verändern sich, die Qualifikationsanforderungen verändern sich. Was natürlich eines schon ist, ist, dass, desto mehr wir in die Aus- und Weiterbildung der Frauen investieren, desto mehr wir dazu beitragen, letztendlich ihr Arbeitslosigkeitsrisiko zu reduzieren und das bis zu 50 Prozent. Das gibt uns in unserer frauenspezifischen Arbeitsmarktpolitik recht. Diesen Weg werden wir fortsetzen, und zwar stolz fortsetzen, mit viel Kraft und auch mit den notwendigen Innovationen fortsetzen und mit den notwendigen Mitteln dotieren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben den Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und Familie angesprochen. Das sehe ich schon auch so. Also ich sage auch, Teilzeit ist eine Falle. Aus frauenpolitischer Sicht teile ich diese Auffassung. Teilzeit ist eine Falle, wenn es keine Rückkehrmöglichkeit für die Frauen gibt, außer Teilzeit. Das große Problem ist, dass sehr viele Frauen nach wie vor Teilzeit als ihre individuelle Möglichkeit wählen, um letztendlich Beruf und Familie vereinbaren zu können. Jetzt gibt es die gute Maßnahme, dass es eine zuschlagspflichtige Teilzeit gibt. Ich denke mir, das wird ein wichtiger Schritt sein, auch die Wirtschaft zu motivieren, wieder mehr an Vollzeitarbeit anzubieten.

Aber was man auch sehen muss, und das, finde ich, ist auch wiederum so ein Punkt, der heute hier von der ÖVP genannt wurde, die Frauen kommen sehr schlecht in den Wiedereinstieg. Sehr wenige Frauen schaffen das. Zu wenig Frauen schaffen den Wiedereinstieg, so wie wir uns das vorstellen. Aber das hat Namen und Adresse und das liegt an der ÖVP und an diesem durchaus konservativen System der Familiarisierung, das letztendlich das Kinderbetreuungsgeld ideologisch so geprägt hat, wie es jetzt da ist. Wir haben zwar Flexibilisierungen geschafft, aber trotz allem, um die eigenständige Existenzsicherung von Frauen letztendlich zu fördern, braucht es eine Rollenverteilung, braucht es mehr Männer in Karenz und braucht es eine tatsächliche halbe/halbe Politik. Da hat uns das Kinderbetreuungsgeld nicht einen Schritt weiter gebracht, sondern ganz schön zurückgeworfen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu den Einkommensunterschieden: Ich denke mir, ich habe hier schon angekündigt, dass die Einkommensunterschiede letztendlich aus sehr vielen Faktoren bestehen. Auf der einen Seite aus der Kollektivvertragspolitik, aber es gibt natürlich die Geschichte mit den Qualifizierungen, mit der Teilzeit, mit den fehlenden Programmen zur Vereinbarkeit in den Betrieben und es gibt natürlich auch kommunalpolitische Ansätze. Diese Studie, die Ende des Jahres fertig sein wird, wird uns letztendlich zeigen, wo es denn kommunalpolitische Möglichkeiten gibt, dass wir sozusagen noch weiter an einem Rädchen drehen. 

Aber ich möchte mich nicht nur sozusagen auf diese Studie beziehen, sondern ich denke mir, was auch ganz wichtig ist, es braucht wieder einmal einen Schub für die betriebliche Frauenförderung. Wenn wir die Einkommensschere schließen wollen, dann ist es ganz wichtig, auf der betrieblichen Ebene anzusetzen. Hier braucht es auch ein Bündel an Maßnahmen. Auf der einen Seite geht es mir darum, dass wir die Betriebe entsprechend beraten. Ich möchte daran erinnern, es hat schon viele gute Konzepte gegeben, wie zum Beispiel die „Sieben Schritte". Das kann man dynamisieren, kann man überarbeiten, kann man wieder einsetzen. Was es dazu noch braucht, ist eine Kooperation mit den Klein- und Mittelbetrieben, mit den Bereichen, wo Forschung und Innovation betrieben werden. Wenn man dort Impulse setzt, wenn man dort auch finanzielle Unterstützung über den WWFF und über den Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds leistet, dann gibt es eine schöne gesamte Palette, wo wir sagen können, kommunalpolitisch können wir einen Beitrag leisten, die Einkommensschere zu schließen. Eines der Mittel wird sicher die betriebliche Frauenförderung sein. Darauf konzentrieren wir uns einmal ein halbes Jahr, versuchen, Betriebe zu beraten, versuchen aber auch, Frauen zu beraten, und versuchen, und das wäre so wichtig, die weiblichen Karrieren einmal neu zu definieren. 

Denn was ist letztendlich der Trugschluss, wenn wir über betriebliche Frauenförderung sprechen? Wir setzen uns sofort der Kritik aus, dass wir jede Frau zu einer Managerin machen wollen. Das ist sicher nicht Sinn und Zweck von betrieblichen Frauenförderkonzepten. Aber worum es schon geht, ist, persönliche Karrieren so zu gestalten, dass die Frauen letztendlich eigenständig existenzgesichert sind, dass sie die gläsernen Decken mit unseren Unterstützungen, Auszeitenmanagements, Betriebsberatungen, Weiterbildungsberatungen et cetera durchbrechen, damit diese Frauen letztendlich mit ihrem Einkommen auch auskommen können. Damit kommen wir wiederum zu unserer Überschrift in der Frauenpolitik, nämlich, dass Frauen in dieser Stadt unabhängig leben können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Was heute hier nicht angesprochen wurde, was ich aber trotz allem erwähnen möchte, ist die Förderung der Mädchen. Denn die Einkommensschere entsteht auch deshalb, weil sehr klassische Frauenberufe natürlich weniger dotiert sind als atypische Frauenberufe. Hier setzen wir viele Maßnahmen im Bereich der Mädchenförderung mit unserem Töchtertag. Wir machen etwas mit „mut!". Wir arbeiten mit den Schulen zusammen. Wir haben unser Mädchentelefon. Wir haben das letzte Mal in der Anfrage die Gelegenheit gehabt, den Relaunch unserer Homepage www.jobsforgirls.at darzustellen. Aber was mir noch immer ein bisschen zu wenig ist, ist, dass wir mit dem Töchtertag auch die Nachhaltigkeit schaffen, die ich mir als Frauenstadträtin wünschen würde, wenn die Mädchen diese Berufe kennenlernen, dass sie sich letztendlich auch dann tatsächlich dafür entscheiden, so einen Beruf zu wählen. Daher werden wir 2008 nicht diese klassische Feedback-Runde alleine haben, sondern werden eine Evaluierung des Töchtertags vornehmen und gemeinsam an einer Nachhaltigkeit des Töchtertags arbeiten, um so den Mädchen die Bandbreite von mehr als 250 Berufen dieser Stadt zur Verfügung zu stellen, sie tatsächlich in eine Wahlfreiheit zu bringen und ihnen auch die Möglichkeit zu geben, eine Berufsentscheidung mit Perspektive zu treffen, die ihnen dann eine eigenständige Existenzsicherung ermöglicht. 

Dafür braucht es natürlich auch Bildung, Bildung im Sinne der schulischen Bildung, Bildung im Sinne der beruflichen Aus- und Weiterbildung. Ich denke mir, wir haben gut qualifizierte Frauen in dieser Stadt. Ich möchte da jetzt nicht alle Zahlen sozusagen herunterrattern. Was wir aber auch in dieser Stadt haben, sind Rahmenbedingungen, um Frauen die Möglichkeit zu geben, sich aus- und weiterzubilden. Was wir noch haben, und das ist, denke ich mir, ein ganz gutes Produkt, ist unser Bildungskompass, wo wir den Frauen sozusagen vermitteln, was sie machen können, wie sie sich entwickeln können, was denn letztendlich Arbeitsmarktperspektive hat, um diesen ganzen Frauen in den atypischen Beschäftigungsverhältnissen die entsprechende Unterstützung zu geben. 

Darüber hinaus, und das ist mir auch wichtig, darf diese Bildung kein Luxus sein. Erster Punkt. Der zweite Punkt ist, wir müssen mit den Bildungsangeboten noch stärker vor Ort gehen. Ich glaube, es braucht sozusagen keine neuen Maßnahmen an sich, aber dieses Zugehen auf die Frau vor Ort, dieses niederschwellige Anbieten der Bildungsmaßnahmen, Qualifikationsmaßnahmen für eine Zukunft der Frauen, ist, denke ich mir, der Schritt, den wir nächstes Jahr auf jeden Fall noch intensiver gehen werden, wenn es darum geht, Frauen in dieser Stadt gut zu qualifizieren.

Den vorletzten Punkt im Zusammenhang mit der Frauenpolitik möchte ich noch der gesamten Thematik des Gewaltschutzes widmen. Wenn heute hier von überfüllten Frauenhäusern gesprochen wurde, dann kann ich das massiv zurückweisen. Die Frauenhäuser sind nicht überfüllt. Wir investieren jetzt gerade in die Übergangswohnungen, wie ich es angekündigt habe, wo Frauen, die keine Akutbetreuung mehr brauchen, in eine Übergangswohnung gehen, dort begleitet werden und sozusagen wiederum gemeinsam in ein Leben der Eigenständigkeit geführt werden. Denn das ist letztendlich das Ziel, Ausstieg aus der Gewaltspirale und dann wiederum ein selbstständiges, unabhängiges Leben. Da leisten die Frauenhäuser eine hervorragende Arbeit und da passen auch unsere Konzepte.

Was heute nicht angesprochen wurde, ist alles im Zusammenhang mit Gewalt an älteren Frauen, wo wir uns im letzten Ausschuss entschieden haben, ein Pilotprojekt zu starten. Ziel ist es, 2008 aus diesem Pilotprojekt ein Projekt für ganz Wien zu machen, wo wir gerade älteren Frauen in ganz besonderen Abhängigkeitsverhältnissen eine Chance geben, aus dieser Gewaltsituation wieder auszusteigen, das zu verarbeiten und sich wieder sicher zu fühlen. Denn da sind wir wieder beim Punkt, Frauen sollen sich in dieser Stadt sicher fühlen. 

Was wir noch tun werden, ist, dass wir im Rahmen der Europameisterschaft 2008 mit unserem Frauennotruf die Frauen in dieser Stadt gut versorgen werden, so wie wir das schon bei anderen Großveranstaltungen gemacht haben. Darüber hinaus wollen wir da mit den Fraktionen noch gemeinsam an einem Konzept arbeiten.

„Frauen 50plus" wird ein weiterer Schwerpunkt in unserer Frauenpolitik sein, wo es darum geht, dass wir ein Viertel aller Wienerinnen mit den entsprechenden Maßnahmenangeboten sozusagen gut servicieren und begleiten, wo wir auch einen Beitrag dazu leisten, das Image der Frauen über 50 letztendlich aufzuwerten.

Gender Budgeting ist angesprochen worden, um vom Frauenkapitel überzuleiten. Wir haben Gender Mainstreaming in dieser Stadt so eingeführt, wie es wirklich beispielhaft ist. Wir haben einen Top-down-Prozess eingeleitet und haben dafür gesorgt, dass Gender Mainstreaming und Frauenförderung, Frauenpolitik im klassischen Sinne, nicht einander ersetzen, sondern dass beide sozusagen eine Zielrichtung haben, nämlich letztendlich die Gleichstellung der Frau. Dafür steht auch Gender Budgeting. Ich denke mir, wir können hier wirklich Gutes vorweisen. Es geht auch darum, dieses Gender Budgeting weiterzuentwickeln, aber wir haben es heuer flächendeckend. Das zeigt eben auch diesen Teil der Querschnittsmaterie, denn wir haben natürlich ein Frauenbudget, aber auf Grund dessen, dass Frauenpolitik Querschnittsmaterie ist, sind alle Geschäftsgruppe gleichermaßen dafür verantwortlich, Frauen entsprechend zu fördern, so auch beim Personal. 

Zum Personalbereich habe ich angekündigt, ein Productive-Aging-Programm zu fahren. Was mir noch wichtig ist, ist, dass wir versuchen wollen, ganz besonders stark die Jugendlichen mit unserem Lehrlingskonzept zu fördern, dass die verschiedensten Bereiche, wie das Recruting selbst, die Leistungsbeurteilungen, die Übernahmekriterien, die Ausbildung der AusbildnerInnen, vorsieht, wo es mir einfach darum geht, ein sehr modernes Lehrlingsmanagement mit einer modernen Ausbildung in dieser Stadt zu etablieren. Wir haben eine gute Lehrlingsausbildung. Es zahlt sich aus, sie weiterzuentwickeln, denn das sind die MitarbeiterInnen der Zukunft in dieser Stadt. Sie sind ein enormes Potenzial. Da hineinzuinvestieren, denke ich mir, lohnt sich alle Mal! (Beifall bei der SPÖ und von GR Kurth-Bodo Blind.)

Ich habe nur noch ein paar Punkte. 

KonsumentInnenschutz: Da geht es mir darum, dass wir KonsumentInnenschutz und -service zeitgemäß etablieren. Da geht es mir nicht darum, irgendein elitäres Programm zu fahren. Das möchte ich aufs Schärfste zurückweisen. Da geht es darum, dass die Wiener und Wienerinnen merken und spüren, dass sie in dieser Stadt eine Sicherheit in dieser Frage haben, dass es eine Lebensmittelsicherheit in dieser Stadt gibt, die kein Selbstverständnis ist. Aber es geht natürlich auch darum, ein KonsumentInnenbewusstsein zu stützen, wenn es darum geht, regionale saisonale Produkte zu kaufen, wenn es darum geht, den Wiener Markt mehr zu sehen und die Wiener Märkte entsprechend zu etablieren. Da, denke ich mir, sind wir auf einem guten Weg. (GR Kurth-Bodo Blind: Macht mir meine EU nicht schlecht!) Das noch zu unterstützen, noch zu forcieren, gemeinsam mit Ihnen allen, wie wir es im letzten Gemeinderat beschlossen haben, Konzepte zu entwickeln, darauf freue ich mich! Ich denke mir, unsere Nahversorgung in dieser Stadt kann sich sehen lassen. Dagegen, das auch mit Flair zu kombinieren, denke ich mir, wird niemand etwas haben, denn das ist natürlich auch etwas Lustvolles. Es soll, und das ist es auch, leistbar sein und keine sozialen Hürden in irgendeiner Form aufbauen. Dafür stehe ich auf jeden Fall. Da bin ich auch zuversichtlich, dass wir in unserem Märktearbeitskreis gemeinsam gute Konzepte erarbeiten werden. (Beifall bei der SPÖ.)

Zur Integration: Nurten Yilmaz hat im Bereich der Integration wirklich sehr viele Punkte angesprochen. Lassen Sie mich nur sagen, viele der Integrationsprobleme, wie sie heute wieder dargestellt worden sind, sind keine Integrationsprobleme. Ich kann das nur immer und immer wieder betonen. Sie haben oft großen anderen Hintergrund, soziale Konflikte, Generationskonflikte, nicht mindere Konflikte, aber es sind keine Integrationskonflikte. (GR Dr Herbert Madejski: Egal, welche Konflikte, aber sie sind da!) Ich denke mir, was wir insgesamt in der Integrationspolitik brauchen, ist eine Neudefinition. (GRin Mag Alev Korun: Chancengleichheit!) Ich bin dafür, dass Integration für mich die Herstellung von Chancengleichheit bedeutet und generell bedeuten sollte. Das ist ein Weg, ein Prozess und da ist Wien auf einem sehr guten Weg. Ich denke mir, das in einem breiten Bündnis immer wieder zu betonen und gemeinsam gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus aufzutreten, ist sozusagen der gemeinsame Nenner, den wir in dieser Stadt haben sollten und auf dessen Basis wir unsere Projekte für die Integrationspolitik gemeinsam weiterentwickeln! (Beifall bei der SPÖ.)

Zur Kritik an den Sprachmaßnahmen: 2007 haben 7 000 Menschen unsere Sprachmaßnahmen besucht. Das ganze Konzept hat eine Basis, nämlich ein Curriculum. Die Ausbildungsmaßnahmen haben eine hohe Qualität. Das lasse ich mir auch nicht madig reden, sondern ganz im Gegenteil, wir haben guten Erfolg mit unseren Maßnahmen und die werden auch gut angenommen. Nicht zuletzt deshalb, weil wir auch einen Sprachgutschein zur Verfügung stellen, wie es viele andere nicht tun, nämlich niemand außer uns. 

Was auch noch ganz wichtig ist, ist, wenn wir immer wieder über die Sprache diskutieren, sage ich nicht umsonst, Sprache ist der Schlüssel für Integration und der Ausbau der Sprachmaßnahmen ist ganz wichtig. Aber wenn wir in der Integrationsplattform im Bund darüber diskutieren, dass es ein Mehr an Sprache braucht, dann sage ich, von mir aus diskutieren wir, ob es 600 oder 700 oder 800 Stunden sein soll, aber was es auf jeden Fall sein soll, ist leistbar, und das ist es derzeit nicht! (Beifall bei der SPÖ.)

Was wir 2008 tun werden, ist, das noch stärker darzustellen, dass uns die Integrations- und Niederlassungsbegleitung ganz wichtig ist und dass wir das Zusammenleben gut fördern wollen. Für diese Integrations- und Niederlassungsbegleitung und für unsere Orientierungsgespräche möchte ich gerne ein neues Konzept vorlegen, an dem wir gerade arbeiten und wo ich auch zuversichtlich bin, dass wir das erreichen, worum es geht, nämlich dass wir die Menschen auf der einen Seite willkommen heißen, zu sagen, das Zusammenleben zwischen den Generationen, hier lebenden Menschen und den neu Zugewanderten, soll gut funktionieren. Dafür braucht es eine Orientierung. Aber dafür braucht es auch eine Formulierung der Erwartungen. Diese Er-

wartungen sind aus meiner Sicht gut zu kommunizieren, denn eines teilen wir alle miteinander, dass wir die Menschenrechte einhalten, die Frauenrechte einhalten, die Kinderrechte einhalten und dass wir gemeinsam einen Weg finden, wie wir letztendlich gut zusammenleben können. Wir brauchen Konzepte für unsere SeiteneinsteigerInnen, speziell für jene, deren Schulpflicht zu Ende ist, damit sie tatsächlich Arbeitsmarktperspektiven haben.

Wenn ich sage, wir brauchen eine Neudefinition der Zuwanderung, dann brauchen wir auch die Evaluierung der Fremdengesetze beziehungsweise des Staatsbürgerschaftsrechts. Da werden wir 2008 auf jeden Fall nicht müde werden, das weiter einzufordern.

Zum Schluss der Tierschutz: Ich habe ihn angesprochen. Es geht darum, die Bevölkerung mit einem präventiven Tierschutz gut zu servicieren, hier neue Maßnahmen zu setzen, Kinder anzusprechen und in konkreten Schulprogrammen oder auch in unseren Veranstaltungen Kindern von Haus aus kindgerecht zu vermitteln, wie man denn mit einem Tier lebt. Da hat gerade die MA 60 mit vielen Informationsveranstaltungen, wo wir uns beteiligen, und mit neuen Broschüren sicher einen wichtigen Schritt gesetzt und die Tierschutzombudsstelle einen wesentlichen Beitrag dazu geleistet, ein bisschen mehr aus diesem Thema Tierschutz zu machen, stärker in die Öffentlichkeit zu gehen und sehr konkrete Punkte anzusprechen, wie zum Beispiel den Hundeführerschein oder auch die tiergerechte Haltung und die Betreuung und letztendlich einen Beitrag zu leisten, damit es auch den Tieren in dieser Stadt gut geht.

Zum Abschluss denke ich mir, wir machen eine sehr erfolgreiche Politik für die Wienerinnen und Wiener. Das geht natürlich nur, weil wir 64 983 engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in dieser Stadt haben, die Tag für Tag dazu beitragen, dass wir das anbieten können, was die Stadt Wien anbietet. Es wäre sehr schön, wenn einmal alle über ihren Schatten springen und dem sozusagen Applaus stiften würden, denn unsere Stadt würde ohne diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht funktionieren! Ich möchte mich da wirklich bei jeder Einzelnen und bei jedem Einzelnen für den Beitrag ganz herzlich bedanken! (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) - Das mit dem Über-den-Schatten-Springen hat nicht so ganz, sondern nur ein bisschen funktioniert. - Herzlichen Dank!

Danke auch an meinen Ausschuss! Danke an meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Büro!

Ich bitte um Zustimmung zum Voranschlag 2008 in meiner Geschäftsgruppe und wünsche eine gute Nacht! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir unterbrechen nun die Sitzung und setzen sie morgen mit der Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt um 9 Uhr fort. Das heißt, wir haben knapp über zehn Stunden Zeit. Ich wünsche auch eine gute Nacht!

(Unterbrechung der Sitzung um 22.43 Uhr.)

